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Im September 1936 verkün- 
dete Adolf Hitler auf dem 
Nürnberger Parteitag einen 
neuen Vierjahresplan mit dem 
Ziel der Rohstoffautarkie. Im 
Oktober schloss sich das 
Dritte Reich ausdrücklich von 
der Neuordnung der Wäh- 
rungsparitäten aus. Das sind 
zwei wichtige Etappen der 
neudeutschen Wirtschaftspoli- 
tik. Sie beschreitet seit vier 
Jahren einen in weiten Krei- 
sen nicht verstandenen, ein- 
zigartigen Weg und weicht 
von allen Spielregeln der Welt- 
wirtschaft ab. Deutschland, 
das eben noch ein Millionen- 
heer von Arbeitslosen hatte, 
konnte mitten im Trubel der 
Weltwirtschaftskrise innerhalb 
seiner Grenzen eine Hochkon- 
junktur entfachen. Ist ein 
Wirtschaftswunder geschehen? 
Sich mit diesem „Wunder“ 
sine ira et studio zu beschäfti- 
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VORWORT 


Ein grosses Land, mitten im Herzen Europas gelegen, 
ausgerüstet mit einem hochentwickeltem Industrieap- 
parat, beginnt neue Wirtschaftsformen zu entwickeln. 

Ein Land, das eben noch über ein Millionenheer 
von Arbeitslosen verfügte, hat innerhalb der eige- 
nen Grenzen eine Hochkonjunktur entfachen können. 
Andere, reichere Länder ringen noch um den Weg aus 
der Krise. In Deutschland aber dauert der Anstieg der 
Wirtschaft fort. Längst sind die Zahlen des letzten 
Hochkonjunkturjahres vor der Weltkrise überholt. 
Neue Rekorde werden fast täglich gemeldet. Die Kapa- 
zität der deutschen Wirtschaft ist vielfach bis zur 
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit ausgenutzt. 

Ein Wirtschaftswunder, das seinesgleichen sucht, ist 
geschehen. 

Keine geniale Idee, keine revolutionäre Erfindung 
haben das deutsche Wirtschaftswunder zuwege ge- 
bracht. Die Allmacht des Staates ist einzig und allein 
die Schöpferin des deutschen Wirtschaftsaufschwungs. 
Der Staat gibt, wie seine Machthaber es immer ver- 
sprochen hatten, Arbeit und Brot. Die freie Initiative 
des Unternehmers — das Kennzeichen jeder hoch- 
kapitalistischen Wirtschaft — ist durch die Initiative 
des Staates ersetzt. Er beschränkt sich nicht auf die Er- 
teilung riesiger Aufträge. Der Staat beansprucht für 
sich das Primat der Wirtschaftsführung. Es gibt nur 
einen Willen in der sogenannten Privatwirtschaft: den 
Willen des Staates. Er allein entscheidet über Art und 
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Umfang der Investitionen und des Konsums. Es gibt 
kein Gebiet des wirtschaftlichen Lebens, das nicht 
durch den Staat reglementiert wird. Der Staat steht am 
Steuer der deutschen Wirtschaft. Die Wirtschaftskapi- 
täne — einst in Deutschland allmächtige und allseits ge- 
fürchtete Halbgötter — sind zu Schiffsjungen degra- 
diert. «Führer befiehl, wir folgen», dieses Leitmotiv des 
Dritten Reichs gilt auch für die deutsche Wirtschaft. 

Auf Befehl der Staatsführung arbeitet die Wirtschaft 
mit voller Kraft. Aber nicht um produktive Güter zum 
Zwecke des wirtschaftlichen Austausches zu erzeugen. 
Sie arbeitet allein für die Bedürfnisse des Heeres, der 
Marine und der Luftflotte und zwar in einer geradezu 
gigantischen Weise. 

Alle Kräfte der Wirtschaft werden zusammengerafft, 
um eine moderne, nein die allermodernste und aller- 
stärkste Militärmacht der Welt in wenigen Jahren 
förmlich aus dem Boden zu stampfen. 

«Diese von uns allen geforderte Leistung geht weit 
über das hinaus, was jemals vorher in der Geschichte 
den Bürgern einer Nation zugemutet worden ist.» 
Das sagt der Mann, der in den Augen des In- und 

Auslandes als der deutsche Wirtschaftsdiktator er- 
scheint — Dr. Hjalmar Schacht. 

Die deutsche Aufrüstung ist als politisch-ökonomi- 
sche Notlösung begonnen worden. Das Streben nach 
militärischer Sicherung des Systems nach innen und 
aussen, sowie die Notwendigkeit einer intensiven Arbeits- 
beschaffung begegneten sich. Diese beiden Faktoren 
sind die Triebfedern des deutschen Geschehens seit 
1933. Sie allein bestimmen die Linie der deutschen 
Wirtschaftspolitik (und übrigens auch der Aussenpoli- 
tik des Dritten Reichs) mit einer oft verkannten 
Zwangsläufigkeit. 

Die Wirtschaftsstruktur Deutschlands hat sich von 
Grund auf geändert. Sie trägt Züge, an die noch vor 
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wenigen Jahren niemand in Deutschland gedacht hat 
— am wenigsten die Nationalsozialisten selber. In 
seiner Regierungserklärung am 23. März 1933 sagte 
Adolf Hitler, man werde die Belebung der wirtschaft- 
lichen Interessen des Volkes nicht über den Umweg 
einer staatlich zu organisierenden Wirtschaftsbüro- 
kratie, sondern durch stärkste Förderung der Privat- 
initiative unter Anerkennung des privaten Eigentums 
betreiben. 

Nichtsdestotrotz hat sich im Dritten Reiche eine neue 
Wirtschaftsform entwickelt — ungewollt zunächst und 
nur als Notlösung gedacht. Erst später hat man aus der 
Not eine Tugend gemacht. Eine neue Einstellung zur 
Wirtschaft setzte sich als notwendige Folge der immer 
breiteren Aufrüstung durch: die Wirtschaft habe als 
Ganzes und zwar bereits im Frieden dem Kriege der 
Zukunft zu dienen und seinem Gesetzen sich unterzu- 
ordnen. Dieses Wirtschaftssystem, «das von berufener 
Seite gleichgesetzt wird mit dem System nationalsozia- 
listischer Wirtschaftspolitik überhaupt>* hat im Drit- 
ten Reich bereits eine treffende Bezeichnung gefunden: 
Wehrwirtschaft. 

«Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist abge- 
löst durch das nationalsozialistische, das von einer 
ganz anderen Geisteshaltung getragen ist und das an- 
deren inneren Gesetzen gehorcht, als sie die kapitali- 
stische Wirtschaft beherrschen.» 

Das erklärte in einem Vortrag über das «Wirt- 
schaftsdenken im Dritten Reich» der Reichspressechef 
der. NSDAP, dr. Dietrich am 28. Januar 1936. 

Sich mit der Entwicklung der deutschen Wirtschaft 
unter der Herrschaft des Hakenkreuzbanners sine ira 
et studio zu beschäftigen, ist die Aufgabe des vorliegen- 
den Buches. Entstanden ist es im Anschluss an eine 


* Der deutsche Volkswirt Jahrgang 10 Nr. 39. S. 1912. vom 26. 
V. 36. 
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systematische Untersuchung über die deutsche Wirt- 
schaftslage für eine angelsächsische Bankengruppe. Sie 
wollte von einer unabhängigen, seit langen Jahren mit 
der deutschen Wirtschaft eng verbundenen Stelle einen 
objektiven Bericht über das ökonomische Geschehen 
im Dritten Reich erhalten. 

Die Ergebnisse dieser Enquete erscheinen mir so 
interessant, dass ich sie auch einem breiteren Kreise 
zugänglich machen will. Denn was in Deutschland ge- 
schieht, hat Bedeutung weit über die Landesgrenzen 
hinaus. 

Noch ein Wort zu den Quellen der Untersuchung. 
Dadurch, dass ich bis Anfang 1936 in Deutschland tätig 
war, hatte ich die Möglichkeit, genaue amtliche und 
z. T. nicht für die Veröffentlichung bestimmte Unter- 
lagen zu benutzen. Auch wurde ich von verschiedenen 
Seiten bei der Quellensammlung unterstützt. Aus nahe- 
liegenden Gründen kann ich sie an dieser Stelle natür- 
lich nicht namhaft machen. 

Grundsätzlich wurden nur amtliche oder offizielle 
deutsche Ziffern benutzt. Im Gegensatz zu der landläu- 
figen Ansicht halte ich nicht alle Wirtschaftsstatistiken 
des Dritten Reichs für gefälscht. Die für das System 
wirklich unangenehmen Zahlenreihen, wie die Nach- 
weise der staatlichen Ausgaben, der wirklichen Schul- 
den des Reichs, des tatsächlichen Umlaufs an Arbeits- 
beschaffungs- und Rüstungswechseln etc., werden nicht 
oder nicht mehr publiziert. Die anderen Statistiken sind 
mehr oder weniger «frisiertv. Für den Kenner der 
deutschen statistischen Methoden und der Zusammen- 
setzung der deutschen Indexziffern ist es verhältnis- 
mässig leicht, die «Frisuren» herauszufinden und zu 
eliminieren. Betrachtet man die nach Vornahme sol- 
cher Korrekturen verbleibenden Zahlenreihen als Min- 
destziffern, so lässt sich mit diesem statistischen Rüst- 
zeug besser und vor allem wissenschaftlich exakter ar- 
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beiten als mit den sogenannten Geheimziffern, die in 
Unzahl sogar in Deutschland selbst kolportiert werden. 
In jedem Direktionsbüro der Industrie und der Ban- 
ken sind solche zu hören. Sie sind untereinander in der 
Grössenordnung ausserordentlich verschieden. Ihre Be- 
rechnungsmethoden sind im allgemeinen so vage, dass 
sie ernsten Nachprüfungen nicht standhalten. Bei ihrer 
Verwendung würde man sich auf Glatteis begeben. 
Was die Gliederung der Untersuchung anlangt, so 
schien es mir notwendig, vor der eingehenden kriti- 
schen Beleuchtung der akuten deutschen Wirtschafts- 
lückenlose Beschrei- 


probleme eine — wie ich hoffe 

bung der gesteuerten Wirtschaft des Dritten Reichs mit 

all ihren bisher unbekannten Einzelheiten zu geben. 
Berlin, 


im Oktober 1936. 
London, 


Der Verfasser. 


I. BUCH 


DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT 
1923—1936 


DIE WIRTSCHAFTSENTWICKLUNG BIS 1933 


Die deutsche Volkswirtschaft der Nachkriegszeit hat 
eine ganze Reihe von Konjunkturzyklen hinter sich. 
Nach der Scheinkonjunktur, die durch die Inflation 
ausgelöst war, folgte eine Stabilisierungskrise, die sich 
im wesentlichen zu einer Liquiditätskrise entwickelte. 
Ihr fielen eine ganze Anzahl der neu aufgebauten in- 
dustriellen Konzerne zum Opfer, die ihren Ursprung 
der fehlerhaften Kredit- und Währungspolitik der alten 
Reichsbank verdankten. Der Zusammenbruch des Stin- 
neskonzerns gibt dieser Zeit (1924—25) ihr besonderes 
Gepräge. 

Die Stabilisierungskrise wurde relativ schnell von 
einem Aufschwung abgelöst. Er hat drei wesentliche 
Ursachen: 

1. die Verständigung über die Reparationszahlungen 
durch den Dawes-Plan, 

9, das rückkehrende Vertrauen des ausländischen 
Kapitalistenpublikums in deutsche Anlagen nach dem 
Erfolg der Dawes-Anleihe, 

3. den englischen Bergarbeiterstreik. 

Gerade die letztgenannte Ursache hat nicht wenig zur 
schnellen Überwindung der Krise beigetragen. Deutsch- 
land wurde um die Jahreswende 1925/26 der Ersatz- 
lieferant der Welt für Kohle. Die deutschen Kohlen- 
zechen erreichten Rekord-Produktionsziffern. Dadurch 
wurde nicht nur die Kaufkraft der Montan-Industrie, 
sondern vor allem auch die Kaufkraft der Industrie- 
Arbeiterschaft wesentlich gehoben. 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 
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Trotzdem war die Entwicklung der deutschen Wirt- 
schaft in der Periode 1926/29. objektiv betrachtet, 
durchaus ungünstig. Es war eine « Konjunktur auf 
Borg» hervorgerufen im wesentlichen durch die Geld- 
hergabe des Auslands, Banken und Bankiers in New- 
York, Paris, Brüssel Amsterdam, Zürich, Basel und Mai- 
land offerierten in sehr grossem Umfang kurz- und lang- 
fristige Kredite an Deutschland. Nicht nur, weil sie die 
politische Zukunft Deutschlands nach der vermeint- 
lichen Lösung der Reparationsfrage günstig beurteilten. 
Auch die hohen Zinsen, die von dem kapitalhungrigen 
Deutschland bewilligt wurden, lockten angesichts der 
international niedrigen Renditen. Ein Strom von Aus- 
landsanleihen ergoss sich über Deutschland. Die natür- 
liche Folge war eine riesige Kredit-Inflation. Da der Ge- 
genwert der ausländischen Anleihen in Waren herein- 
genommen werden musste, belebte sich der Aussenhan- 
del in ausserordentlichem Umfange. Die Passivität der 
Handelsbilanz stieg laufend an. Sie wurde in der Zah- 
lungsbilanz laufend durch Kredite aus dem Ausland 
gedeckt. 

Die «Konjunktur auf Borg» ermöglichte einen Wie- 
deraufbau der industriellen deutschen Wirtschaft nach 
modernsten Grundsätzen. Amerikanische Methoden der 


Betriebsführung wurden — manchmal plan- und ziel- 
los — übernommen. Das Schlagwort «Rationalisie- 
rung» wurde Trumpf — und führte zu zahlreichen 


Fehlinvestitionen. Typisch ist die Ausstattung der 
deutschen Autofabriken mit laufenden Bändern zur 
Tagesproduktion von 200 Wagen und mehr. In der 
Praxis wurde aber höchstens ein Tagesabsatz von 10— 
20 Stück erreicht. Die «Konjunktur auf Borg» hat das 
Denken der deutschen Wirtschaftsführer und der 
deutschen Bankiers nachhaltig beeinflusst. Trotz der 
bösen Erfahrungen in der Inflationszeit kam es erneut 
zur Bildung von Trust-Organisationen, die angeblich 
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der Rationalisierung dienen sollten, in Wirklichkeit 
aber die Rentabilität sehr ungünstig beeinflusst haben. 

Der grosse Umfang der Fehlinvestitionen, verbunden 
mit dem Aufhören des Zuflusses von Auslandsgeldern, 
— wofür nicht nur die wirtschaftliche Entwicklung in 
den Heimatländern, sondern auch der wiederent- 
(lammte Streit über das Reparationsproblem und die 
Kämpfe um die politische Macht in Deutschland ver- 
antwortlich zu machen sind, — haben sehr schnell zu 
einem Verfall der deutschen «Prosperity» beigetragen. 

Seit 1930 befand sich Deutschland in einer Wirt- 
schaftskrise, die umso stärker wurde, je mehr die Auf- 
nahmefähigkeit des Weltmarktes für deutsche Aus- 
fuhrwaren unter dem Druck der sich entwickelnden 
Weltkrise nachzulassen begann. Diese Krise wurde noch 
durch den «Erdrutsch der internationalen Preise» er- 
heblich verschärft. Zu einer Katastrophe kam es aber 
erst durch den Run des Auslandes auf Deutschland, 
oder genauer gesagt, auf Mittel-Europa. Die Bankiers 
in U. $S. A., England und der Schweiz, die Milliardenbe- 
träge kurzfristig nach Deutschland, Österreich und 
den Nachfolgestaaten der Donaumonarchie verliehen 
hatten, benötigten zum Teil diese Gelder selbst. Zum 
Teil hatten sie Angst, dass die Bonität ihrer Schuldner 
durch die Krise zu stark in Mitleidenschaft gezogen 
würde. Der unerwartete Zusammenbruch der «Öster- 
reichischen Kreditanstalt» — einer Rothschild Bank! — 
im Frühjahr 1931 (offensichtlich im Zusammenhange 
mit dem damals publik gewordenen deutsch-österrei- 
chischen Zollunionsplan), war das Signal für die 
Weltbankiers, ihre Gelder aus Mitteleuropa zurück- 
zurufen,. Ihnen schien die innen- und aussenpolitische 
Stabilität dieser Länder in Frage gestellt. Auf diese 
Möglichkeit war man in Deutschland weder bei der 
Reichsbank, noch bei den privaten Banken vorberei- 
tet, Wohl hatte Dr. Schacht unablässig vor der wahl- 
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losen Aufnahme von Auslandskrediten durch öffent- 
liche Körperschaften gewarnt und sie auch zum Teil 
verhindert. Aber niemand in Deutschland rechnete 
mit einem schlagartigen Rückruf von Auslandsgeldern, 
die der privaten Wirtschaft geliehen waren. Daher 
war ein wesentlicher Teil der kurzfristig gewährten 
Auslandskredite, entgegen den goldenen Regeln des 
Bankiergewerbes, von den deutschen Banken lang- 
fristig festgelegt worden. 

Deutschland hat sich gegen den Run des Auslandes 
zunächst nicht gewehrt. Es glaubte, durch Einsatz der 
stattlichen Devisen- und Goldreserven der Reichsbank 
den möglichen Anforderungen gewachsen zu sein, In- 
nerhalb weniger Wochen zahlte die Reichsbank Mitte 
1931 RM 1 Milliarde an Gold und Devisen an das Aus- 
land. «Zahlen, Zahlen, Zahlen», hiess die Parole. Diese 
demonstrative Bereitwilligkeit zur Erfüllung eingegan- 
gener Verpflichtungen sollte die fremden Bankiers vor 
weiteren Kündigungen abhalten. 

Die deutschen Kreditinstitute, die Direktschuldner 
des Auslandes, gerieten in Liquiditätsschwierigkeiten. 

Die Reichsbank sprang zunächst als Bank der Banken 
in die Bresche, Eine grosse anglo-amerikanische Entla- | 
stungsoffensive zugunsten Deutschlands wurde auf po- 
litischem Gebiet eingeleitet: der Hooverplan kam im 
Juni 1931 zustande. Er brachte zwar eine gewisse Be- | 
friedung in der strittigen Reparations-Angelegenheit: 


aber er vermochte nicht, entgegen dem Willen seiner | 
Urheber — Herbert Hoover (Präsident der U. S. A ); 


Montagu Norman (Gouverneur der Bank von Eng- 
land), Sackett (U. S. A. Botschafter in Berlin) — den 
Ansturm des Auslandes zum Stehen zu bringen. Nur 
eine grosse internationale Finanzhilfe unter Beteiligung 
Frankreichs konnte Deutschland retten. Sie ist ver- 
sucht worden. Ihre politischen Bedingungen glaubte die 
deutsche Regierung Brüning mit Rücksicht auf die na- 
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tionalsozialistische Opposition — Einstellung des 
Baues eines Panzerkreuzers und Abschluss eines «Öst- 
Locarnoss — nicht akzeptieren zu können. Eine ge- 


plante heimliche Zusammenkunft des Reichskanzlers 
Brüning mit Minister Laval, die zwischen dem 8. und 
11. Juli 1931 in Aussicht genommen war, wurde darauf- 
hin abgesagt. Ein letzter erschütternder Hilferuf des 
Reichspräsidenten v. Hindenburg an Herbert Hoover 
verhallte ergebnislos. Auch die Vereinigten Staaten ver- 
langten die politische Verständigung zwischen berlin 
und Paris als «conditio sine qua non». Das Schicksai 
nahm seinen Lauf. 

Deutschland war vor die Frage gestellt: Bankbruch 
oder Währungsbruch? Es entschied sich für das Er- 
ste, anders als England in einer späteren ähnlichen 
Situation. Am 13. Juli 1931 schloss eine der deutschen 
Gross-Banken, die «Darmstädter- und Nationalbank», 
ihre Schalter. Ihre Mittel waren erschöpft. Aber auch 
die übrigen Gross-Banken befanden sich in keiner we- 
sentlich besseren Situation. Um einen allgemeinen Run 
des Inlandes abzuwehren, wurde unter der Maske von 
«Bankfeiertagen» ein Moratorium verhängt und die so 
gewonnene Zeit zu Stützungsaktionen benutzt. 

Noch einmal bot sich Deutschland die grosse Chance 
eines schnellen Wiederaufbaus. Eine Milliarden-Aus- 
lands-Anleihe wäre durch Vermittlung Englands im 
Juli 1931 erhältlich gewesen — gegen einen zehnjähri- 
gen «Gottesfrieden», d. h. einen feierlichen Verzicht 
Deutschlands auf gewaltsame Änderung aller seiner 
Grenzen in den nächsten 10 Jahren. Auch diese Chance, 
die der Weltwirtschaft das ganze Elend der nachfolgen- 
den Krise und Deutschland vermutlich das Dritte Reich 
erspart hätte, wurde von Brüning im Hinblick auf die 
Rechtsopposition ausgeschlagen. Aus eigener Kraft 
wollte die deutsche Regierung die Krise meistern, deren 
Grösse sie garnicht erkannte. In einer günstigeren Wirt- 
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schaftssituation Deutschlands sollten die aussenpoli- 
tischen Verhandlungen weitergeführt und bessere Be- 
dingungen für einen Interessenausgleich Frankreich 
Deutschland erzielt werden. 

Zunächst begann der Kampf um die Aufrechterhal- 
lung einer stabilen Reichsmark, ein Kampf, der bis 
heute noch nicht entschieden ist, Stillhalteabkommen 
für die kurzfristigen Auslandskredite und Verhinde- 
rung des Abflusses von weiteren Devisen- und Gold- 
beträgen nach dem Ausland mittels einer Devisen- 
zwangswirtschaft sind die Hauptwaffen der deutschen 
Währungspolitik in diesem Ringen. 

Als Folge der Kreditkrise von 1931 entwickelte sich 
eine Deflationskrise. Auf der einen Seite musste sich 
Deutschland zur Befriedigung seiner Auslandsgläubi- 
ger in jedem Fall Devisen mittels einer foreierten Aus- 
fuhr verschaffen. Auf der anderen Seite war die Aus- 
fuhrfähigkeit von billigen Warenofferten abhängig. Sie 
bedingten einen Druck auf Preise und Löhne. 

Dem Staat wiederum blieb infolge der rückgängigen 
Steuereinnahmen nichts anderes übrig, als seine Aus- 
gaben einzuschränken. Er wurde gezwungen, Gehälter 
und Preise abzubauen. Damals hoffte Deutschland, 
mittels einer konsequent durchgeführten Deflation 
einen neuen Wirtschaftsaufstieg am besten vorbereiten 
zu können. Im Laufe dieses Prozesses sollte alles Unge- 
sunde ausgeschieden werden. Man übersah aber, dass 
in einem politisch nicht gefestigten Industriestaat mit 
sehr hoher prozentualer Quote der Arbeiterbevölkerung 
eine zu lang andauernde Deflationspolitik sehr leicht 
politische Spannungen hervorrufen kann. Die Massen- 
kaufkraft sinkt. Die Erwerbslosenziffer muss notwen- 
digerweise stark anschwellen. Der Staat wird trotz 
rückläufiger Steuereingänge veranlasst, beachtliche 
Teile seiner Einkünfte zu Unterstützungszwecken zu 
verwenden, 
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Es entwickelt sich eine Krise der Staats-, Länder- und 
Gemeindefinanzen, da in Deutschland diese Körper- 
schaften gesetzlich gezwungen sind, Arbeitslosenunter- 
stützung zu zahlen. Die Unterstützungssätze werden re- 
duziert. Dadurch schaffte man nicht nur erneute Un- 
zufriedenheit, sondern schädigte auch die Aufnahme- 
fähigkeit des Binnenmarktes. Es ist klar, dass die starke 
laufende Zunahme der Erwerbslosen um Millionen 
und die geschwächte Verdienstkraft der noch im Er- 
werbsleben Tätigen, je länger, je mehr, eine Armee von 
Unzufriedenen schuf. Hier sind die Wurzeln der natio- 
nalsozialistischen Erfolge im wesentlichen zu suchen. 

Trotzdem wäre es falsch, den ökonomischen Erfolg 
der Deflationspolitik zu leugnen. Die Krise hatte Mitte 
1932 ihren Höhepunkt überschritten. Die Abschaffung 
der Reparationen durch die Konferenz von Lausanne 
im Juli 1932 wirkte weltwirtschaftlich belebend. In 
Deutschland selber weckte der Amtsantritt der Regie- 
rung Papen neue Hoffnungen auf Überwindung der 
Krise, Hoffnungen, die durch die endliche Verkündung 
eines relativ bescheidenen Arbeitsbeschaffungspro- 
gramms, des sogenannten Papenprogramms, genährt 
wurden. Der psychologische Krisentiefpunkt war nun- 
mehr überschritten. Aber auch in der materiellen Lage 
war deutlich der Beginn einer neuen Wirtschaftsphase 
nachzuweisen. Der ungünstigste Zeitpunkt für die 
deutsche Wirtschaft war der Sommer 1932. Damals 
wurden bereits wieder 1,5 Millionen mehr Arbeitslose 
gezählt, als in der gleichen Zeit des Vorjahres. Diese 
Überlagerung war um die Jahreswende 1932/33 etwa zu 
?/, wieder wettgemacht. 

Am 15. Januar 1933 war zum ersten Mal seit 5 Jahren 
die Gesamtzahl der registrierten Arbeitslosen nicht mehr 
grösser, als am gleichen Tag des Vorjahres! Die deutsche 
Wirtschaft begann das Jahr 1933 mit weit besseren 
Aussichten, als sie je in den vorangegangenen Krisen- 


24 Die Wirtschaftsentwicklung bis 1933 


jahren auch nur erhofft werden konnten. Ansätze zu 
einem beginnenden Aufstieg waren vorhanden. Und 
zwar ohne dass die bereits beschlossenen Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramme in grossem Umfange durchgeführt 
worden wären. 

Am 30. Januar 1933 kamen die Nationalsozialisten 
ans Ruder. Sie fanden also eine Wirtschaftssituation 
vor, die ihnen gestattete, den Kampf gegen die Krise auf 
breiterer Basis als es die früheren Regierungen tun 
konnten, aufzunehmen. 


DIE WIRTSCHAFTSPOLITIK DES DRITTEN 
REICHS 


Wir schreiben jetzt Herbst 1936. In den fast 4 Jah- 
ren, in denen die Nationalsozialisten am Ruder sind, 
hat sich in Deutschland eine Wirtschaftserholung durch- 
gesetzt, die zunächst verblüffen könnte. Die Arbeits- 
losenziffer ist rapide gesunken. Die meisten still- 
gelegten Fabriken arbeiten wieder, Mancherorts ist be- 
reits ein Mangel an Facharbeitern festzustellen. Kurz, 
die ganze deutsche Wirtschaft bietet heute äusserlich 
das Bild einer bemerkenswerten Prosperität. Die In- 
dustrieproduktion hat seit September 1935 nach der 
amtlichen Statistik den Stand der Höchstziffer während 
der letzten Konjunkturperiode (1928) überschritten. 
Der Produktionswert der deutschen Industrie erreichte 
schon im Jahre 1935 einen Bruttowert von rund 57 Mil- 
liarden RM gegen 36 Milliarden im Jahre 1932! In 1936 
dürfte die 60 Milliarden Grenze weit überschritten wer- 
den. 

Trotzdem kann von einer «normalen» Konjunktur in 
Deutschland nicht die Rede sein, sofern man unter nor- 
maler Konjunktur einen auf privater Initiative begrün- 
deten Wirtschaftsaufschwung versteht. Die Belebung, 
deren Augenzeugen wir gegenwärtig sind, ist nicht or- 
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ganisch von innen heraus gewachsen. Nur der Initiative 
des Staates ist es zu danken, dass die Arbeitslosen in 
Deutschland von der Strasse verschwunden sind, dass 
die Unternehmer ihren Betrieb wieder ausnützen kön- 
nen. «Staatskonjunktur>, das ist die prägnanteste For- 
mulierung für die gegenwärtige Wirtschaftsphase in 
Deutschland. Der Staat ist der grösste Arbeitsgeber. Sei- 
ner Initiative und seinen Aufträgen verdankt das 
deutsche Wirtschaftsleben seinen gegenwärtigen Auf- 
schwung. «Während aber die öffentliche Hand 1928 
etwa 20% der Gesamtinvestitionen unmittelbar vorge- 
nommen, darüber hinaus freilich mittelbar nicht un- 
beträchtliche Beihilfen gab, stehen heute etwa 70% der 
Neu- und Ersatzbeschaffungen direkt oder indirekt un- 
ter dem Einfluss des Staates.»* Das schrieb das Institut 
für Konjunkturforschung 1935. Dieser Prozentsatz hat 
sich bis heute nicht verringert, sondern weiter erhöht. 

«Arbeitsbeschaffung» und «Aufrüstung», das ist das 
Motto, unter dem die ganze Wirtschaftsankurbelung 
seit 1933 steht. Die nationalsozialistische Reichsregie- 
rung hat nicht nur die von ihren Vorgängern vorberei- 
teten Arbeitsbeschaffungsprogramme durchgeführt, 
sondern weit grössere eigene Programme hinzugefügt. 
Dabei ist sie schrittweise vorwärts gedrängt worden, 
wie ja überhaupt die ganze deutsche Wirtschaftspolitik 
der neuesten Zeit sich mehr oder minder zwangsläufig 
entwickelt hat und Tempo und Ausmass der staatlichen 
Massnahmen fast automatisch bestimmt. Es ist nicht 
etwa so, dass die Regierung des Dritten Reiches von 
vornherein mit einem festumrissenen Programm an die 
Arbeit ging. Es hat sich erst nach und nach, mosaik- 
artig gebildet. Von zwei Grundsätzen ist das Hitler- 
regime ausgegangen: Die Arbeitslosen mit allen Mitteln 
von der Strasse wegzubringen, schon um gefährliche 


* Vierteljahrshefte zur Konjunkturforschung, herausgegeben 
vom Institut zur Konjunkturforschung 1935. Heft II. S. 181. 
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politische Unruhenherde zu beseitigen und zum zwei- 
ten, eine weitgehende Aufrüstung zur Aussensicherung 
des Systems durchzuführen. 

In den Vordergrund wurden anfangs die arbeitspoli- 
tischen Gedankengänge gestellt. Die nationalsozialisti- 
sche Reiehsregierung hat zunächst die natürlichen An- 
triebskräfte, die durch die Konjunkturpolitik ihrer Vor- 
sänger wachgeworden waren. ausgenützt. Erst nach- 
dem diese sich voll ausgewirkt haben, ging sie zu akti- 
ver Konjunktur-Stützungspolitik über. Deutlich lassen 
sich zwei Phasen in der deutschen Konjunkturentwick- 
lung seit 1933 unterscheiden. In der ersten Phase han- 
delt es sich vor allem um die Wiedereingliederung einer 
möglichst grossen Anzahl von Erwerbslosen in den 
Wirtschaftsprozess. In der zweiten Phase tritt das so- 
zialpolitische Moment zurück. An erster Stelle steht die 
Mobilisierung aller wirtschaftlichen Kräfte zur « Wieder- 
wehrhaftmachung». Die erste Phase reicht von der 
Machtübernahme durch die nationalsozialistische Re- 
gierung bis zum Jahr 1934. Die zweite Phase beginnt 
im Jahre 1934. Sie ist heute noch nicht beendet. 

In der ersten Phase, für die man nach italienischem 
Muster die Bezeichnung «Arbeitsschlacht » gewählt hat, 
haben die deutschen Machthaber mit einem ganz aus- 
sergewöhnlichem Geschick operiert. Mit künstlichen, 
staatlichen Hilfsmassnahmen wurde anfangs sehr spar- 
sam umgegangen. Das heisst nicht etwa, dass die Wirt- 
schaft sich selbst überlassen wurde. Durch bestimmte 
Massnahmen wurde die Nachfrage an Arbeitskräften 
gesteigert. In erster Linie durch geschickte Propaganda 
für Streckung der Arbeit, d.h. Verkürzung der Arbeits- 
zeit. Dann durch einen Kampf gegen das Doppelverdie- 
nertum. Gleichzeitig wurde durch Steuernachlässe für 
Neuanschaffungen die Produktion angeregt. Ferner ver- 
suchte man mit Erfolg, Frauen aus dem Produktions- 
prozess auszugliedern, indem man im Falle ihrer Ehe- 
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schliessung ein staatliches Darlehen gab. So kam es, 
dass die Arbeitslosenziffer im Frühjahr und Sommer 
1933 um 2 Millionen gegenüber dem saisonmässigen 
Tiefstand im Winter 1932/33 abnahm, eine Ziffer, die 
ungewöhnlich gross war. Damit ging sie sogar über die 
Entlastung des Arbeitsmarktes im Höchstkonjunktur- 
jahr 1929 von 1,8 Millionen Köpfe noch hinaus. Von 
diesen ersten 2 Millionen, um welche die Beschäftigten 
bis zum Sommer 1933 wuchsen, entfielen nach den da- 
maligen Schätzungen des Instituts für Konjunkturfor- 
schung auf die alljährliche Saisonbelebung 1—1,4 Mil- 
lionen, auf eine konjunkturelle Besserung 0,3—0,7 Mil- 
lionen und auf Arbeitsbeschaffung 0,3 Millionen. 

Als dann im Juni 1933 ein leichtes Nachlassen der 
Besserung zu spüren war, setzte kurz darauf die erste 
grössere Arbeitsbeschaffungscampagne in den agrari- 
schen Gebieten, besonders in Ostpreussen ein. Erst im 
Herbst 1933 wurden aktive Arbeitsbeschaffungsmass- 
nahmen durchgeführt, vor allem durch die Gewährung 
von verlorenen Zuschüssen zu Instandsetzungs- und Er- 
gänzungsarbeiten an Gebäuden, für Umbauten von 
Wohnungen etc. Zu diesem Zweck wurden 500 Mill. 
RM bewilligt. Da die Hauseigentümer zu diesen Arbei- 
ten, die vornehmlich im Winter durchzuführen waren, 
beträchtliche eigene oder fremde Gelder heranziehen 
inussten — bei Instandsetzung das Vierfache, bei Um- 
bauten den gleichen Betrag wie das Reich, — so belief 
sich der Gesamtaufwand in den Wintermonaten 1933/ 
1934 für diese Zwecke nach Schätzungen der staatli- 
chen Reichs-Kredit-Gesellschaft auf rund 2 Milliarden 
RM. Diese Summe übertraf die jährliche Vorkriegs- 
investition für diese Zwecke um 10—15% ! Ferner wur- 
den während des Winters 1933/34 grosse Tiefbauarbei- 
ten ausgeführt, die ausschliesslich auf öffentlichen 
Massnahmen beruhten und zum erheblichen Teil schon 
Zwecken der Wehrmacht dienten. Im Vordergrund 
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standen die Verbesserung und Erweiterung des alten 
Strassennetzes, Kanal- und Talsperrenbauten, sowie 
Reichsbahnbauten. Aber auch Fortifikationen und son- 
stige rein militärische Anlagen wurden, besonders im 
Osten Deutschlands, errichtet. 

Es war indessen vorauszusehen, dass diese Arbeits- 
beschaffungsaktionen in verhältnismässig kurzer Zeit 
abgewickelt sein würden. Die Belebung der Bautätig- 
keit hat die Privatwirtschaft, entgegen den Erwartungen 
der amtlichen Stellen, nicht veranlasst, ihrerseits aus 
eigenen Mitteln grosse Investitionen vorzunehmen. Die 
Unternehmungslust der freien Wirtschaft blieb viel- 
mehr nach wie vor gering, da sie der ganzen Wirt- 
schaftsentwicklung innerlich sehr skeptisch gegenüber- 
stand. Überdies war ihre Privatinitiative durch zahllose 
Verordnungen und Anordnungen sehr stark einge- 
schränkt. 

Die verantwortlichen Wirtschaftspolitiker des Drit- 
ten Reiches konnten also auf eine Initialzündung», d. 
h. auf einen organischen Übergang von der Staats- zur 
freien Konjunktur nicht rechnen. Sie mussten, um in 
jedem Falle einen Beschäftigungsrückgang zu vermei- 
den, nach neuen Arbeitsbeschaffungsmassnahmen Um- 
schau halten. Sie fanden diese in Staatsaufträgen für 
den Ausbau der Wehrmacht und für die Landesvertei- 
digung, Aufträge, die direkt oder indirekt schon 1933/34 
vergeben worden waren, allerdings zunächst nur in ver 
hältnismässig engen Grenzen. 

Seit jeher war es eine Hauptforderung der National- 
sozialistischen Partei, Deutschland wieder die Wehr- 
hoheit zu verschaffen und die Fesseln des Versailler 
Vertrages zu lösen. Aber Richtung und Ausmass der 
Wiederaufrüstung mussten erst im politischen Vorfeld- 
kampf abgeklärt werden. 

Es war nicht etwa von Anfang an ein genau durch- 
dachter deutscher Plan in dieser Hinsicht vorhanden. 


Die Wirtschaftspolitik 29 


Wohl begegneten sich die Wünsche der Reichswehr mit 
den Zielen der neuen politischen Leitung des deutschen 
Volkes, eine Tatsache, die mehr als alles andere die 
starke Verbundenheit der militärischen Machthaber 
mit den Trägern der Regierungsgewalt erklärt. Das, 
was in der Weimarer Republik von der Reichswehr im- 
mer erstrebt worden war, woran sie unablässlich gear- 
beitet hatte und worin sie mindestens von den letzten 
Regierungen tatkräftig unterstützt worden war, die 
Wiederaufrichtung der deutschen Wehrhoheit, fiel dem 
Dritten Reich als reife Frucht zu. Besonders die Regie- 
rungen Brüning, Papen und Schleicher haben alle 
Kräfte eingesetzt, um Deutschland von den militäri- 
schen Fesseln des Versailler Vertrages zu befreien. Das 
Drängen Deutschlands auf den Zusammentritt der Ab- 
rüstungskonferenz und die intensive, loyale Mitarbeit 
der deutschen Delegierten war diktiert von der Hoff 
nung, hier eine Verständigung über das Ausmass der 
deutschen Aufrüstung erreichen zu können. Die Kurz- 
sichtigkeit der damaligen aussenpolitischen Gegenspie- 
ler des Reichs, vor allen Dingen Frankreichs, verhin- 
derte den legalen Ausbau der deutschen Reichswehr, 
verhinderten die damals geforderte Erhöhung der effek- 
tiven Heeresstärke von 100.000 Mann auf 200.000 Mann, 
sie verhinderte auch den Umbau der Söldnerarmee in 
ein Volksheer nach dem schweizerischen Miliz-Vorbild. 
Auch innenpolitische Widerstände standen einer Um- 
formung der Reichswehr entgegen. Besonders die lin- 
ken Parteien erklärten sich aus Misstrauen in die wah- 
ren Ziele der Reichswehr gegen die Durchführung sol- 
cher Massnahmen. In dem Augenblick, in dem die Wei- 
marer Republik zu Grabe getragen wurde, und in dem 
eine Diktatur mit unumschränkten Machtbefugnissen 
aufgerichtet war, konnte der Gedanke einer Neufor- 
mung der deutschen Wehrmacht energisch in Angriff 
genommen werden. 
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Die neue deutsche Regierung operierte sehr geschickt. 
Sie hat die Frage der Wiederaufrüstung Deutschlands 
zunächst aussenpolitisch in der Schwebe gelassen und 
dafür im Innern die schon unter ihren Vorgängern weil 
gediehenen Vorarbeiten zum Abschluss gebracht. Nach- 
dem sich herausstellte, dass die Tatsache einer deut- 
schen Aufrüstung als solche vom Ausland hingenom- 
men würde, ohne die gefürchteten und vielfach ange- 
drohten Repressalien wirklich auszulösen, nachdem 
insbesondere der schärfste Gegner der deutschen Wehr- 
politik, der französische Minister Barthou auf so tra- 
gische Weise von der politischen Arena abtreten 
musste, war die Bahn frei für die Inangriffnahme einer 
planmässigen Aufrüstung auf breitester Basis. Noch im 
Jahre 1933 hätte sich Deutschland, resp. die Reichs- 
wehr damit begnügt, ein 300.000 Mann Söldnerheer mit 
schweren Waffen, Tanks, ete. zu besitzen, neben der 
militärisch fragwürdigen Reserve der $. A. Die Gewiss- 
heit, dass ernsthafte aussenpolitische Komplikationen 
bei einer Wiedereinführung der Vorkriegsverfassung 
(allgemeine Wehrpflicht) nicht zu befürchten sind, 
hatte die Reichswehr besonders nach der Ausschaltung 
ihres Gegenspielers, der «S. A.» (Vorgänge vom 30, Juni 
1934) veranlasst, aufs Ganze zu gehen. Die politische 
Leitung des Reichs hat sich diesem Plan nicht etwa 
widersetzt, sondern ihn im Gegenteil aufs lebhafteste 
begrüsst. Die Aufrüstung auf breitester Basis musste 
machtpolitisch Deutschlands Stellung ausserordentlich 
verstärken, musste innenpolitisch zu einer starken 
Festigung des Systems führen, da die einst bejubelte 

Abschaffung der allgemeinen Wehrpflicht vom deut- 
schen Volke in seiner gegenwärtigen geistigen Struktur 
als kränkend empfunden wurde, musste binnenwirt- 
schaftlich das Problem der Weiterführung der Inlands- 
kunjunktur auf einfachste Weise lösen und zu einer 
weiteren Verminderung der Arbeitslosen führen. 
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Man hat guten Grund anzunehmen, dass die bewusste 
Konzentrierung auf eine grandiose Aufrüstung im Som- 
mer 1934 erfolgte. Wenn die Proklamierung der allge- 
meinen Wehrpflicht erst im März 1935 geschah, so 
spricht dies nicht dagegen. Um die allgemeine Wehr- 
pflicht durchführen zu können, bedurfte es umfangrei- 
cher, technischer Vorbereitungen. Kasernen mussten 
gebaut, Flugplätze angelegt, Ausrüstungsgegenstände 
angeschafft, Bewaffnung und Armierung der Truppen 
ergänzt werden. Erst nachdem ein gewisser Fundus 
vorhanden war, konnte praktisch mit dem Einziehen 
der Wehrpflichtigen der einzelnen Jahrgänge begonnen 
werden. Waren schon in dem Arbeitsbeschaffungspro- 
gramm 1933/34 militärpolitische Zielsetzungen unver- 
kennbar, so wurden sie von Mitte 1934 an allein ent- 
scheidend. 

Heute kann man sagen, dass der ganze deutsche 
Wirtschaftsaufschwung auf den Rüstungsmassnahmen 
der Regierung basiert. Deutschland steht jetzt im Zei- 
chen einer Hochkonjunktur, die lediglich aus den di- 
rekten oder indirekten Rüstungsaufträgen des Reiches 
gespeist wird. Diese Rüstungsaufträge haben in der mo- 
dernen Geschichte nicht ihresgleichen. Aufrüstung in 
England oder Aufrüstung in Frankreich bedeutet nur 
Ergänzung der vorhandenen Wehrbestände. In 
Deutschland aber wird eine moderne Militärmacht, viel- 
leicht die allermodernste, förmlich aus dem Boden ge- 
stampft. Fast nichts ist vorhanden: Einzelne Tanks, 
wenig militärisch brauchbare Flugzeuge, so gut wie 
keine schwere Artillerie, kaum motorisierte Truppen, 
keine ausreichende Bewaffnung, nicht genügend Ka- 
sernen, unzureichende Munitionsvorräte, veraltete 
Schlachtschiffe, keine U-Boote usw. Die Reichswehr 
verfügte wohl über genau ausgearbeitete Pläne. In den 
Konstruktionswerkstätten wurden schon während der 
Weimarer Republik die Zeichnungen für modernste Ge- 


32 Die Wirtschaftspolitik 


schütze, Tanks, Jagdflugzeuge, U-Boote und Schlacht- 
schiffe nach den neuesten militärischen und techni- 
schen Erfahrungen laufend hergestellt. Aber das alles 
stand auf dem Papier. Jetzt musste in kürzester Zeit 
eine moderne, mit allen Errungenschaften der Waffen- 
technik ausgestattete Armee installiert werden. Was das 
bedeutet, kann nur der ermessen, der weiss, dass Rü- 
stungen sonst im Laufe von Generationen durchgeführt 
werden, — schon um die Steuerkraft des Volkes nicht 
übermässig in Anspruch zu nehmen, und weil auch po- 
litische Rücksichten sonst eine übertriebene Foreierung 
des Rüstungstempos zu verhindern pflegten. Die Kriegs- 
flotte des deutschen Kaiserreichs ist z. B. im Laufe von 
25 Jahren geschaffen worden. Die Entwicklung 
Deutschland zur ersten Militärmacht Vorkriegseuro- 
pas kann man auf gut 50 Jahre veranschlagen. 

Wenn also jetzt an die Tradition des Vorkriegs- 
deutschlands auf militärischem Gebiet unmittelbar an- 
geknüpft werden soll, und zwar im Laufe weniger Jah- 
re, dann müssen die daraus resultierenden Aufträge zu 
einer Blüte der deutschen Wirtschaft führen. Nicht nur 
die Bewaffnung des Heeres, der Luftwaffe und der 
Marine steht im Vordergrund. Aus den Erfahrungen 
des Weltkrieges und den Studien des eigenen und des 
französichen Generalstabes hat die Reichswehr gelernt. 
Sie weiss, was eine rechtzeitige Entwicklung des «Po- 
tentiel de guerre», der Kriegsbereitschaft der Wirt- 
schaft, bedeutet. 

Ob die Aufrüstungskonjunktur sich auf die Dauer 
als segensreich für die deutsche Wirtschaft erweisen 
wird, soll später untersucht werden. An dieser Stelle 
soll dem Leser nur das Geheimnis des rapiden deut- 
schen Wirtschaftsaufschwungs enthüllt, soll ihm an 
Hand von offiziellen deutschen Zahlen gezeigt werden, 
ın welchem Umfange die deutsche Wirtschaft im Zei- 
chen der Aufrüstung steht. 
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DIE WIRTSCHAFT IM DIENSTE 
DER AUFRÜSTUNG 


Beginnen wir mit der Eisen- und Stahlindustrie. Eisen 
und Stahl sind heute noch die wichtigsten Materialien 
für Bewaffnung und Ausrüstung einer Wehrmacht. Ge- 
schütze und Tanks, Gewehre und Bajonette, Granaten 
und Bomben, Lastwagen und Flugzeuge, Schiffe und 
Küstenbatterien, sie alle sind ohne Eisen und Stahl 
nicht herzustellen. 

Auf eine solche Nachfrage war die deutsche Schwer- 
industrie in keiner Weise vorbereitet. Wohl hatte sie 
ihre Anlagen in den Jahren der Hochkonjunktur 
1925/29 nach den modernsten Grundsätzen mit den 
staatlichen Geldern der sogenannten Ruhrentschädi- 
gung (700 Mill. RM)* und den Anleihen aus U. S. A., 
Holland, Schweden und der Schweiz ausgebaut, wohl 
war die Erzeugungskapazität ins Ungemessene gestei- 
gert — aber das jähe Ende der «Konjunktur auf Borg» 
liess eine rentable Ausnutzung dieser gigantischen An- 
lagen nicht zu. Die deutsche Industrie war in den Jah- 
ren der Krise ein schlechter Auftraggeber. Und auch 
das Ausland hatte weniger Verwendung für deutsches 
Eisen und deutschen Stahl. Immer mehr Hochöfen 
mussten ausgeblasen, immer mehr Walzstrassen still- 
gelegt, immer grössere Arbeiterheere entlassen werden. 
Die Werke arbeiteten am Ausgang der Krise nicht ein- 
mal mit halber, sondern nur mit gedrittelter Kraft. 70% 
der Produktionskapazität war unausgewertet. Ernst- 
haft wurde erörtert, ob es nicht zweckmässig wäre, 
einen Teil der Anlagen zu verschrotten. Die Aktionäre 
machten sich auf grosse Kapitalverluste gefasst. 


* Das waren Entschädigungen für tatsächliche und angebliche 
Schäden der rheinischen Schwerindustrie während der Ruhr 
besetzung durch die Franzosen, 
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Da kam die Rettung: die Rüstungsaufträge des Drit- 
ten Reichs. Neues Leben zog in die Werke an Rhein 
und Ruhr ein. Die jahrelang stillgelegten und schon 
dem Abbruch geweihten Abteilungen der Vereinigten 
Stahlwerke, der Friedrich Krupp A.-G., der Klöckner- 
werke, des Stummkonzerns und wie sie sonst heissen, 
— sie alle waren plötzlich wieder im Betrieb. Die Jahre- 
lang stillgelegten Hochöfen mussten wieder angeblasen 
werden, um der immer stürmischer werdenden Nach- 
[rage der Armee und der Marine auch nur einiger- 
massen nachkommen zu können. Im Jahre 1933 wur- 
den nur 6 Hochöfen wieder in Betrieb genommen. Im 
Jahre 1934 waren es 25. Im Jahre 1935 wurden weitere 
35 Hochöfen neu in die Produktion eingereiht. Am 
Ende des 4. Jahres der nationalsozialistischen Regie- 
rung arbeiteten in der deutschen Eisenindustrie 116 
Hochöfen gegen nur 42 Ende 1932, Man begreift es da- 
her, dass der Eisenverbrauch eines einzigen Quartals 
jetzt grösser ist, als der Eisenverbrauch im ganzen 
Jahre 1932. 4 Mill. t Eisen wurden 1932 in Deutschland 
produziert. 7,4 Mill. t lautete die Ziffer im ersten Halb- 
Jahr 1936. 9,3 Mill. t Stahl wurden in den ersten 6 Mo- 
naten 1936 erzeugt, gegen nur 5,7 Mill. t in den letzten 
12 Monaten der Weimarer Republik. 

Waffen können nicht hergestellt werden ohne Eisen- 
erz, ohne Kupfer und Blei, Nickel und Zinn. Diese 
Rüstungsmetalle kommen teils garnicht, teils nur in 
geringem Umfange in Deutschland vor. Wenn auch un- 
ter Einsatz grosser Kosten daran gearbeitet wird, die 
in Deutschland gelegenen Fundstätten stärker aus- 
zunützen, so musste das Dritte Reich doch zunächst 
seinen Rüstungsbedarf im Wege der Einfuhr decken. 
Es ist interresant, die Kurven der Einfuhrziffern zu 
verfolgen. Anfangs langsam ansteigend, um dann von 
1934 an immer wuchtigeres Aussehen zu erlangen. 
Zahlen beweisen. Wir lassen hier nach der amtlichen 


Die Wirtschaft im Dienste der Aufrüstung 35 


deutschen Statistik die Einfuhrziffern (nach Abzug der 
wieder ausgeführten Mengen) folgen. Sie repräsentie- 
ren den wirklichen Verbrauch innerhalb Deutschlands 
an Rüstungsmetallen. 


Deutsche Nettoeinfuhr an Rüstungsmetallen 
Monatsdurchschnitt 
1932 1933 1934 1935 1936* 
in Tausend Doppelzeniner 


Eisenerz 2859 3773 6820 11702 16016 


Kupfer 100 137 179 177 163 
Kupfererz 180 192 267 329 411 
Nickel 0,5 2 3 5 3 
Nickelerze 14 29 31 24 22 
Zinn 7,5 9,4 9,1 9,2 6,6 


* ı Halbjahr. 


Eisen und Stahl, Kupfer und Nickel müssen zu Waf- 
fen verarbeitet werden. Teils konnten die vorhandenen 
Installationen benutzt, teils müssen neue Werkzeug- 
und Bearbeitungsmaschinen angeschafft werden. Das 
gibt der deutschen Maschinenindustrie einen ungeheu- 
ren Auftrieb. Sie hatte sich bisher mühsam durch Ex- 
port-Aufträge aufrecht erhalten können, die sie, selbst 
zu ungenügenden Preisen, hereinnahm. Die heimische 
Wirtschaft, deren Maschinenpark in der Krise zum 
grossen Teil ohne Beschäftigung war, die nicht die an 
sich notwendigen Ersatzbeschaffungen für veraltete 
Apparate vorzunehmen vermochte, trat nun mit einmal 
als grosser Auftraggeber auf den Plan. Die immer er- 
heblicher werdenden Heeresaufträge verlangten gebie- 
terisch nach der Indienststellung neuester und modern- 
ster Bearbeitungsmaschinen. Der Auftragseingang bei 
der Maschinenindustrie aus dem Inland wurde von 
Jahr zu Jahr der nationalsozialistischen Herrschaft 
grösser. Das Auslandsgeschäft geriet immer mehr ins 


Die Wirtschaft im Dienste der Aufrüstung 


Hintertreffen. Nicht nur, weil die deutschen Ausfuhr- 
preise infolge der Unterbietungen der Dollar- und 
Pfundländer immer weniger konkurrenzfähig, sondern 
weil die Lieferfristen wegen der Vollbeschäftigung für 
Heer und Flotte immer länger wurden. Der Export von 
Maschinen (ausser elektrischen), der noch 1932 ins- 
gesamt 672 Mill. RM ausmachte, erschien im Jahre 
1935 in der deutschen Aussenhandelsstatistik mit 362 
Mill. Trotzdem wird der Wert der deutschen Maschi- 
nenproduktion im Jahre 1935 mit 2100 Mill. RM ange- 
geben gegen 800 Mill. RM im Jahre 1932! Dieser rapide 
Anstieg der deutschen Maschinenproduktion für den 
Inlandsbedarf ist eingetreten, obwohl für eine Reihe 
von Industriezweigen Investitionsverbote bestehen. Der 
Ausfall an Bestellungen aus diesen Zweigen der Wirt- 
schaft ist mehr als wettgemacht durch die enorme Be- 
schäftigung für die Rüstungsindustrie, 

Ein modernes Heer ist undenkbar ohne weitestge- 
henden Gebrauch des Motors. Die Zeiten sind vorbei, da 
ein General Galiöni mit eiligst zusammenrequirierten 
’ariser Autodroschken ein Heer dem Angreifer entge- 
genwerfen konnte, Heute muss jede moderne Armee 
über einen eigenen grossen, motorisierten Fahrzeug- 
park verfügen. Er muss Panzerwagen und Tanks in 
genügender Anzahl sein eigen nennen können, wenn 
überhaupt ein Offensivwert der Armee vorhanden sein 
soll. Es lohnt sich zwar schon in Friedenszeiten, den 
Train mit einer grossen Anzahl von Lastautos zu ver- 
sehen. Aber für den Ernstfall benötigt ein Generalstab 
viel grössere Transportkapazitäten, Kapazitäten, deren 
Unterhaltung aus eigenen Mitteln im Interesse der 
Steuerzahler einfach nicht möglich ist. Umso grösser ist 
das Interesse der Heeresführung an der Existenz eines 
grossen Autoparks in der privaten Wirtschaft. auf die 
man im Ernstfalle ohne weiteres zurückgreifen kann. 


Deutschlands Motorisierungstempo war schon lange — 
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vom militärischen Gesichtspunkte, wie vom Stand- 
punkt der modernen Verkehrsentwicklung aus gesehen. 
— ungenügend. Eine falsche Steuer- und Zollpolitik der 
früheren Regierungen, eine den Einkommensverhält- 
nissen der breiten Schichten gegenüber nicht gerecht- 
fertigte Preispolitik der Autofabriken haben ein schnel- 
les Anwachsen des Autobestandes der deutschen Wirt- 
schaft verhindert. 

In dem Augenblick, in dem der Nationalsozialismus 
zur Macht kam, richtete er sein erstes Augenmerk auf 
eine Foreierung des Motorisierungstempos, nicht nur, 
weil den mit der Reichswehr so eng verbündeten Na- 
tionalsozialisten die Entwicklung des «epotentiel de 
guerre» am Herzen lag, sondern weil auch für die da- 
mals noch für möglich gehaltenen Bürgerkriegskämpfe 
das Vorhandensein eines grossen Autoparks von ent- 
scheidender Bedeutung sein konnte. Die Bürgerkriegs- 
Armee des Herrn Hitler, die S. A. tat ihr Möglichstes, 
um den deutschen Bestand an Automobilen zu erhö- 
hen: sie trat als Auftraggeber grössten Stils im Jahre 
1933 in Erscheinung. Auch die Privatwirtschaft wurde 
zu neuen Autobestellungen verleitet durch Abschaffung 
von Autosteuern und durch Einräumung besonderer 
steuerlicher Vorteile bei der Einstellung fabrikneuer 
Wagen. Später kamen die eigentlichen massierten Be- 
stellungen der Armee hinzu. Die Kraftfahrzeugindustrie 
erlebt bis auf die Gegenwart eine Hochkonjunktur, 
wie sie noch vor wenigen Jahren selbst in den kühnsten 
Träumen der Autoindustriellen nicht erhofft werden 
konnte. 

Die Produktion an Personenautos verdoppelte sich 
bereits im ersten Jahr der nationalsozialistischen 
Machtergreifung. 

Im zweiten Jahr war der Zuwachs ebenso gross. wie 
die Gesamtproduktion im Jahre 1932. 

Im dritten Jahr der nationalsozialistischen Regierung 


« 
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paradierten die Personenauto-Fabriken mit einer Er- 
zeugung von 173.500 Autos gegen 45.800 im Jahre 1932. 

Im vierten Jahr des nationalsozialistischen Regimes 
rechnet man mit einer neuen Rekordproduktion von 
225.000 Autos. 

Dabei muss man wissen, dass in diesen Ziffern die 
militärischen Bestellungen nicht mitenthalten sind. Sie 
würden ein noch erheblicheres Anschwellen der Pro- 
duktion erkennen lassen. Die Lastwagenherstellung hat 
sich von 1932 auf 1935 um 600% gesteigert, auch hier 
ohne Armeeaufträge. Wenn irgendwo in Deutschland 
von einer Rekordproduktion die Rede sein kann, wie 
sie in der Nachkriegswirtschaft noch niemals anzutref- 
fen war, so in der Autoindustrie. Tag und Nacht arbei- 
ten die Maschinen. Immer neue Fabriken — natürlich 
im Innern des Landes — müssen errichtet, immer 
grössere Investitionen vorgenommen werden. (Einer 
der Hauptnutzniesser dieser Rüstungskonjunktur ist 
der amerikanische General-Motors-Konzern, denn in 
seinem Besitz befinden sich die Opel-Werke, die grösste 
und modernste deutsche Autofabrik. Aber auch die 
deutschen Ford-Werke, die bis 1935 als «feindliche 
Ausländer» betrachtet wurden, haben sich den deut- 
schen Machthabern unterworfen. Auch sie profitieren 
seit einem halben Jahr von der deutschen Aufrüstung.) 

Das Geheimnis des deutschen Wirtschaftsauf- 
schwungs wäre nur zum Teil enträtselt. wenn man 
nicht auch auf den systematischen Ausbau in der hei- 
mischen Rohstoffversorgung hinweisen würde. Im In- 
teresse der Devisenersparnis, für Rüstungszwecke, aber 
nicht zuletzt auch im Interesse der Entwicklung des 
«potentiel de guerre» werden ganz systematisch all die 
schwachen Stellen der deutschen Rohstoffversorgung, 
die im Kriegsfalle verhängnisvolle Bedeutung erlangen 
könnten, verstärkt. Die Metallerzeugung, die Produk- 
tion von Erdöl aus eigenen Quellen, die heimischen 
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Fabrikationen von Benzin und Dieselöl, die Produk- 
tion von künstlichen Spinnfasern und künstlichem 
Gummi wird unter Aufwendung erheblicher staatlicher 
und privater Mittel forciert. Nicht zuletzt strebt man 
die Ernährung des deutschen Volkes aus eigener 
Scholle an, um ähnlichen Geschehnissen wie im Welt- 
kriege, aus dem Wege zu gehen. Nicht allein die Pro- 
duktion, sondern auch die Vorratshaltung wird wehr- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten unterworfen. Enorme 
teserven an Agrarerzeugnissen für den Kriegsfall wer- 
den, — im Hinblick auf die Auswirkungen eines Luft- 
bombardements, über das ganze Land verstreut an- 
gelegt. Die wehrwichtige Industrie wird unter dem Ge- 
sichtspunkt einer möglichen feindlichen Einwirkung 
aus der Luft planmässig von den Grenzen weggelegt. 
Überall entstehen neue Flugzeughallen, neue Kasernen. 
Die Statistik der Bauherstellungen in den deutschen 
Gross- und Mittelstädten spricht eine deutliche Spra- 
che. Wurden im Jahre 1933 nur 3.6 Mill. cbm öffent- 
liche und gewerbliche Gebäude errichtet, so waren es 
1934 bereits 5.8 Mill., Gebäude sogar 11 Mill. cbm. und 
im 1. Halbjahr 1936 nicht weniger als 7.3 Mill. cbm. 
Seit Oktober 1934 wird aus gutem Grund in dieser Sta- 
tistik nicht mehr zwischen öffentlichen und gewerh- 
lichen Gebäuden unterschieden. 

Die deutsche Wirtschaft ist mit einer Folgerichtig- 
keit, die oftmals frappiert, in den Dienst der Wehr- 
macht gestellt, Deshalb, nur deshalb rauchen die 
Schornsteine der ehemals stillgelegten Fabriken. Nur 
deshalb sind die Plätze vor den Stempelstellen so leer. 
Nur deshalb bietet Deutschland das äussere Bild eines 
in einer Hochkonjunktur befindlichen Landes. 
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ZWANG ZUR STAATLICHEN STEUERUNG 
DER WIRTSCHAFT 


Die Beziehungen zwischen Staat und Wirtschaft sind 
also im Dritten Reich ganz anderer Art, als in den übri- 
gen hochkapitalistischen Ländern. Iın Dritten Reich 
steht der Staat nicht mehr als interessierter Zuschauer 
dem Wirtschaftsgeschehen in seinen Grenzen gegen- 
über. Es sind nicht in der Hauptsache ökonomische 
Erwägungen, die den Wirtschaftsablauf bestimmen sol- 
len. Das Staatsinteresse ist allein darauf gerichtet, mög- 
lichst viele Hände bei der Aufrüstung zu beschäftigen, 
möglichst viele heimische Rohstoffe zu verwenden. 
möglichst den Ausbau der Ersatzstoffindustrie im wei- 
testen Sinne zugunsten der Kriegsbereitschaft zu be- 
schleunigen. Das ökonomische Rentabilitätsprinzip 
wird dem wehrwirtschaftlichen Nützlichkeitsprinzip 
geopfert. 

Wird das wirtschaftliche Geschehen in der Haupt- 
sache unter dem Blickpunkt der Aufrüstung gesehen, 
so müssen sich notwendigerweise alle herkömmlichen 
Begriffe des Wirtschaftens verschieben. Eine neue 
Wirtschaftsordnung muss von Staatswegen eingeführt 
werden. Eine Ordnung, die allein darauf abgestellt ist, 
die Ergebnisse der Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung 
zu sichern. 

Schon in normalen Zeiten verlangt der Staat bei der 
Vergebung von Rüstungsaufträgen einen genauen Ein- 
blick in die Kalkulation der Wirtschaft, stellt er beson- 
dere Bedingungen für die Ausführung der Orders. Wie- 
viel grösser müssen die Eingriffe sein, wenn es sich 
darum handelt, nicht nur einige neue Kanonen, Flug- 
zeuge, Tanks zu bestellen, sondern wenn von Grund 
auf alle Waffen, alle Ausrüstungsgegenstände für eine 
Militärmacht grössten Stils geschaffen werden sollen. 
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Ein solcher Vorgang, der in der Geschichte der Neu- 
zeit völlig unerhört ist, zwingt den Staat — gewollt oder 
ungewollt — zu einer Ordnung des Wirtschaftslebens 
nach ganz bestimmten Grundsätzen. Eine systemati- 
sche Aufrüstung verlangt eine von staatswegen geord- 
nete Wirtschaft. 

Wären die Kassen des Staates so reich gefüllt, dass 
wesentliche Teile der Rüstungskosten daraus hätten 
gedeckt werden können, wäre der Kapitalmarkt so 
kräftig gewesen, dass die fehlenden Mittel dort zu bil- 
ligen Sätzen hätten entliehen werden können, wäre die 
Devisenlage so günstig, dass die Bezahlung der not- 
wendigen ausländischen Rohstoffe keine Schwierigkei- 
ten machen würde — dann hätte der Staat nur darauf 
zu sehen brauchen, dass die von ihm entfesselte Rü- 
stungskonjunktur zu keiner Übersteigerung des Preis- 
niveaus und zu keiner Unterversorgung der privaten 
Wirtschaft führen würde. 

In Deutschland lagen die Verhältnisse von Grund 
auf anders. Vorhanden war die Produktionskapa- 
zität der Industrie. Vorhanden waren die Arbeits- 
kräfte. Vorhanden waren die Pläne zur Bewaffnung 
und Versorgung einer Millionen-Armee. Die Finanzie- 
rung dieser Aufrüstung schien zunächst ebenso unklar 
wie die Versorgung mit den wichtigsten Rohstoffen, 
aus denen die künftigen Waffen geschmiedet werden 
sollten. Diese Probleme galt es zu lösen, ohne den 
Geldwert der Währung im Innern zu verändern, ohne 
die Zahlungsbilanz völlig in Unordnung zu bringen. 
Ein gewaltiges Stück Arbeit war zu leisten, bis die mo- 
dernste Militärmacht der Welt aus dem Nichts geschaf- 
fen worden ist. Kredit war künstlich zu schöpfen. Die 
Hilfe der Notenbank musste in Anspruch genommen 
werden. Und trotzdem durfte das Preisniveau nicht 
steigen. Grosse Devisenausgaben für den Ankauf von 
Rüstungsmetallen, Kautschuk, Benzin, Textilien usw. 
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waren zu ermöglichen, obwohl die Aufnahmefähigkeit 
in der Welt für deutsche Waren immer weiter nach- 
liess. Die Nachfrage der Millionen Arbeitslosen, die 
wieder in den Produktionsprozess eingegliedert wur- 
den, musste befriedigt werden, ohne das Preisniveau 
allzusehr zu erschüttern. Trotz des Einsatzes aller Pro- 
duktivkräfte der Wirtschaft für die Aufrüstung musste 
darauf gesehen werden, dass Deutschland die Verbin- 
dung mit der Weltwirtschaft nicht vollends verlor, 
Derartige vielseitige Aufgaben waren nur zu lösen. 
wenn man der Wirtschaft straffe Zügel anlegte, wenn 
man den Wirtschaftsablauf weitgehend staatlich kon- 
trollierte, wenn man das Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage auf dem Innenmarkte weitgehend manipu- 
lierte — kurz, wenn der Staat die Hand auf das Steuer 
der Wirtschaft legte. Er tat dies zögernd. Er wollte 
zunächst nur Lotse spielen, der das Wirtschaftsschiff 
über die gefährlichsten Untiefen hinweg steuerte, Aber 
unter dem Zwang der Verhältnisse musste der Staat 
das Ruder weiter festhalten, musste aus dem Lotsen 
der eigentliche Kapitän werden, mussten sich die bis- 
herigen Befehlshaber über die einzelnen Teile des 
Schiffes endgültig seinem Kommando unterstellen. 
Die Wirtschaft des Dritten Reiches ist keine Plan- 
wirtschaft im bolschewistischen Sinne. Es ist eine “ge- 
steuerte Wirtschaft», in der die Gesetze des Marktes 
teilweise ausser Funktion gesetzt wurden, in der der 
Staat alle Machtmittel beherrscht, um Gütermenge 
und Geldmenge nach seinem Willen zu lenken. Die 
Freiheit des Privateigentums ist formell nicht aufge- 
hoben. Aber der Eigentümer darf nicht nach Gutdün- 
ken über seinen Besitz verfügen. Er muss sich den 
Richtlinien und Anordnungen des Staates beugen. Der 
Produzent darf seine Ware nur unter Beachtung be- 
stimmter staatlicher Vorschriften herstellen und ver- 
äussern. Er ist in der Kalkulation nicht frei, muss un- 


Zwang zur staatlichen Steuerung der Wirtschaft 43 


ter Umständen auch mit Verlust verkaufen. Seine Ver- 
dienstspannen unterliegen einer scharfen Kontrolle. 
Neue Fabrikationsstätten dürfen nicht unter dem Ge- 
sichtspunkt des ökonomisch günstigsten Standortes, 
sondern müssen auf dem strategisch vorteilhaftesten 
Platz errichtet werden, soweit es sich um Güter han- 
delt, die im Kriege eine Rolle spielen können. Freiheit 
und Zwang sind in der Wirtschaft des Dritten Reiches 
dicht nebeneinander anzutreffen. 

Diejenigen, die behaupten, dass die nationalsozia- 
listische Wirtschaftspolitik das Ende des «Wirtschafts- 
liberalismus> in Deutschland gebracht hat, schiessen 
über das Ziel hinaus. Der Kapitalismus der Nach- 
kriegszeit war in Deutschland nicht mehr frei. Es gab 
keine völlig freie Preisbildung mehr. Industriekartelle 
und Gewerkschaften hatten bereits Angebot und Nach- 
frage weitgehend manipuliert. Das Wettbewerbssystem 
war nicht mehr in vollem Umfange das Ordnungs- 
prinzip der Wirtschaft. Es ist von den Unternehmern 
wie von den Arbeitern zu ihren Gunsten eingeschränkt 
worden. Schutzzollpolitik und Subventionswirtschafl 
taten das ihre, um den Wirtschaftsliberalismus völlig 
zu verwandeln. «Organisierter Kapitalismus», so lässt 
sich schlagwortartig der Nachkriegskapitalismus (üb- 
rigens nicht nur in Deutschland) charakterisieren. 

Das Dritte Reich hat also eigentlich eine bereits in 
Ansätzen vorhandene Entwicklung auf die Spitze ge- 
trieben. 

Die gesteuerte Wirtschaft Deutschlands unterschei- 
det sich freilich von allen staatlichen Ordnungsversu- 
chen der Neuzeit dadurch, dass nicht ökonomische 
oder sozialpolitische Zielsetzung das Handeln be- 
stimmt. Die Wirtschaft des Nationalsozialismus wird 
nach einem anderen Kompass gesteuert. Er heisst: Be- 
friedigung der Aufrüstungsbedürfnisse. Jeden Augen- 
blick bereit sein zum Kriegführen. 
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‘Wehrwirtschaft» ist die einzige und richtige Be- 
zeichnung für das Wirtschaftssystem, das heute in 
Deutschland herrscht. Ein wirtschaftlicher General- 
stab leitet die Geschicke der deutschen Wirtschaft. 

Die Ideologie der Wehrwirtschaft hat in Deutsch- 
land selbst weitgehendes Verständnis gefunden. Dazu 
trug die Lehre des Nationalsozialismus wesentlich bei. 
Alles wird bewusst unter subjektiven Massstäben be- 
trachtet. Politik und Justiz, Wissenschaft und Kunst, 
Religion und Sport haben sich dem subjektiven Begriff 
der Staatsnotwendigkeit bedingungslos unterzuord- 
nen. «Führer befiehl, wir folgen», das ist die Glaubens- 
lehre des Nationalsozialismus. Ihr hat die Wirtschaft 
Rechnung zu tragen. Sie hat sich dem Staat völlig ein- 
und unterzuordnen. Auch ihr letztes Ziel soll jenseits 
des Sachlichen, in der Erringung der politischen 
Macht und Freiheit, sowie der Förderung des Wachs- 
lums der Nation liegen. Alle Massnahmen der Wirt- 
schaft sind nur berechtigt, soweit sie nach national- 
sozialistischer Auffassung der Gesamtheit nützen. Mit 
solch einer Mentalität, die dem Volk Tag um Tag, 
Stunde um Stunde eingehämmert wird, ist es leicht, 
die Umstellung auf die Wehrwirtschaft vorzunehmen. 


Il. BUCH 


DIE STEUERUNG DER WIRTSCHAFT 
IM DRITTEN REICH 


Binnenwirtschaft « Rohstoffbasis « Aussenwirtschaft 


DIE PERSONELLEN VORAUSSETZUNGEN 
DER GESTEUERTEN WIRTSCHAFT 


Das Dritte Reich war zunächst bemüht, die perso- 
nellen Voraussetzungen für eine leichte Steuerung der 
Wirtschaft zu schaffen. Die Gefahr der Sabotage von 
Anordnungen der staatlichen Wirtschaftspolitik war 
auf ein Minimum herunterzudrücken. An Stelle aller 
unzuverlässigen oder für unzuverlässig gehaltenen Ele- 
mente sollten Nationalsozialisten, oder mindestens mil 
dem System Symipatisierende treten. Gerade weil bei 
der Machtübernahme durch das Dritte Reich die An- 
hängerschaft in den gehobenen Stellungen der Indu- 
strie und des Handels verhältnismässig gering war, 
musste es das Bestreben der Staatsführung sein, die- 
sen Mangel zu korrigieren. Auf diese Weise konnte ne- 
benbei auch die Zufriedenheit in den Reihen der eig«- 
nen Anhänger erhöht und die Anhänglichkeit an den 
nationalsozialistischen Staat gesteigert werden. 

Zur Durchführung dieser Ideen fand man die soge- 
nannte «Gleichschaltung». Es wurde verlangt, dass die 
Inhaber oder leitenden Angestellten wichtiger Unter- 
nehmungen mindestens nationalsozialistisch eingestellt 
sein müssten. Von vornherein wurden Juden und über- 
zeugte Republikaner, von früheren Marxisten ganz zu 
schweigen, für nicht geeignet gehalten, weiterhin ver- 
antwortungsvolle Posten in der Wirtschaft auszuüben, 
einerlei, ob sie besondere fachliche Fähigkeiten auf 
ihrem Gebiet aufweisen konnten oder nicht. Die Parole 
der Gleichschaltung, einmal ausgegeben, wurde mit 
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einer wahren Wollust befolgt. Männer, die jahrzehnte- 
lang mit grösstem Erfolg für ihre Unternehmen und 
im Interesse der deutschen Wirtschaft tätig waren, die 
sich Nichts hatten zu schulden kommen lassen, wurden 
unter manchmal widerlichen Begleitumständen bereits 
bei Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft ent- 
fernt. Ihre Stellungen nahmen mehr oder minder ge- 
schulte Nationalsozialisten mit und ohne Parteibuch 
ein. Die Wirtschaft musste wohl oder übel diese Gleich- 
schaltungswelle über sich ergehen lassen. Proteste, wenn 
sie überhaupt ausgesprochen wurden, verhallten wir- 
kungslos. 

Das Dritte Reich hat erreicht, dass alle wichtigen 
Schlüsselstellungen des wirtschaftlichen Lebens von 
Männern besetzt wurden, die den Befehlen und Anord- 
nungen des neuen Systems widerspruchslos nachkom- 
men. Die gleichzeitig aufgebaute nationalsozialistische 
Betriebszellenorganisation in den einzelnen Unterneh- 
mungen wacht im übrigen sorgfältig darüber, dass in 
den Einzelteilen der Wirtschaft keine Obstruktionen 
vorkommen, resp. dass solche sofort durchkreuzt wer- 
den können. 


DIE STEUERUNG DER PREISE 


Das vordringlichste materielle Problem bestand in 
der Steuerung der Preise. Die Gefahr, dass infolge des 
umfassenden Einsatzes zusätzlicher Kreditmittel für 
Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung die Preise anzie- 
hen würden, galt es zu bannen. Es wäre dies der 
sicherste Weg zur Aufrollung der Währungsfrage, 
resp. zum Abirren in die Inflation gewesen. Preiserhö- 
hungen hätten unweigerlich Lohnerhöhungen nach 
sich gezogen. Lohnerhöhungen würden die Ausfuhr- 
preise nach oben drücken. Die ohnehin geringe Wett- 
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bewerbsfähigkeit Deutschlands am Weltmarkt wäre 
weiter gemindert. Die Devisenerlöse, also die Mittel zur 
Bezahlung der für die Aufrüstung benötigten Roh- 
stoffe, würden sich verringern. Alle diese Konsequen- 
zen galt es zu vermeiden. 

Die Schwierigkeiten, die bei der Lösung des Pro- 
blems der Preisstabilität trotz grosser Kreditauswei- 
tung zu überwinden waren, wurden noch durch die 
bereits vorhandenen Spannungen im Preisgefüge ver- 
stärkt. Im Verlauf der vorangegangenen Krise waren 
die Preise der Landwirtschaft und auch einzelner 
Industrien und Handwerken auf einen existenzbedro- 
henden Stand gesunken. Hier musste Remedur geschaf- 
fen und trotzdem eine möglichst weitgehende Stabili- 
sierung des gesamten Preisniveaus erreicht werden. 

Die Dinge wurden noch dadurch kompliziert, dass 
man einen wichtigen Teilmarkt unter ein Ausnahme- 
recht stellte. Für die Agrarpreise sollte von Anfang an, 
nach dem Willen der nationalsozialistischen Führung, 
der Grundsatz der Preisstabilität nicht gelten. Im Ge- 
genteil. Durch besondere Massnahme, über die später 
noch eingehend zu sprechen sein wird, wurde da- 
für gesorgt, dass die Agrarpreise sich kräftig nach 
oben bewegten. (Dabei spielten wehrwirtschaftliche 
Gedankengänge, nämlich die Besserung der Versor- 
gungslage der deutschen Wirtschaft mit heimischen 
Agrarerzeugnissen eine Rolle.) Die freie Preisbildung 
für Agrarerzeugnisse ist restlos beseitigt. Der Staat 
stellt durch besondere Organe Festpreise im Rahmen 
einer absoluten Planwirtschaft auf. Gerade durch die 
künstliche Hebung der Agrarpreise und der dadurch 
bedingten Erhöhung der Ernährungskosten musste 
das Streben nach Festhaltung der Preise im übrigen 
Wirtschaftsraum nur noch stärker werden. Der Kampf 
um die Preisstabilität in diesem Bezirk ist ein Kampf 
gegen die Preisauftriebstendenzen. Sie machen sich mit 
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der Zunahme der Beschäftigung und der Erschwerung 
der Versorgung mit ausländischen Rohstoffen immer 
mehr fühlbar, 

In diesem Kampf gelangen die verschiedensten Mit- 
tel zum Einsatz. Von Anfang an war man bestrebt, die 
freie Marktwirtschaft in ihrer bisherigen Form zu un- 
terbinden, Angebot und Nachfrage, die Bestimmungs- 
gründe des Preises, wurden nicht sich selbst überlassen, 
sondern weitgehend vom Staat kontrolliert und geord- 
net. Von einem einheitlichen System der Preissteue- 
rung kann trotzdem keine Rede sein. Vieles ist unter 
der Druck der jeweiligen Entwicklung entstanden. Vie- 
les trägt deutlich Interimscharakter. Allmählich ent- 
wickelt sich aber mosaikartig ein fast lückenloses 
System der Preiskontrolle, da die Allverbundenheit 
der Preise den Staat zu immer weiteren Eingriffen 
zwingt. 

Die Steuerung der Rohstoffpreise ist natürlich für 
die Wehrwirtschaft des Dritten Reiches von ganz be- 
sonderer Bedeutung. Je mehr die Versorgung mit aus- 
ländischen Rohstoffen durch Devisenmangel und Ein- 
fuhrkontingente Einschränkungen unterworfen ist, 
desto stärker verschiebt sich das Verhältnis von Ange- 
bot und Nachfrage, besonders in einer Wirtschaft. die 
wegen der Art der vorliegenden Aufträge (Kriegsmate- 
rial), steigenden Bedarf für diese Rohstoffe hat. Hätte 
man hier der freien Preisbildung Raum gelassen, so 
wäre eine starke Verteuerung dieser Waren eine selbst- 
verständliche Folge gewesen. Darf auch der Anteil 
der Rohstoffkosten an den Gesamtkosten der Fertig- 
ware nicht überschätzt werden, so muss doch das all- 
gemeine Preisniveau bei einer zügellosen Hausse der 
industriellen Rohstoffe eine schwere Erschütterung 
erfahren. 

Deswegen wurde zunächst einmal dem Wettbewerb 
des Einzelnen um die knappen Stoffe Grenzen gesetzt. 
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Das Dritte Reich sah sich ab 1934 aus Selbsterhal- 
tungstrieb gezwungen, den deutschen Markt für diese 
Rohstoffe nach allen Richtungen zu reglementieren. 
Eine umfassende staatliche Organisation wurde zu die- 
sem Zwecke aufgebaut. Der ganze Verkehr in diesen 
Rohstoffen wird durch zahllose «Überwachungsstel- 
len» gelenkt. Sie bestimmen den Umfang der Rohstoff- 
einfuhr. Sie setzen die genaue Verbrauchsquote des 
einzelnen Unternehmens fest. Sie ordnen an, wieviel 
Vorräte der Einzelne halten darf. Sie erlassen Richt- 
preise für besonders wichtige Rohstoffe. (Metalle und 
zum Teil auch Textilien.) Nicht nur das. Sie regeln 
auch die Art der Verwendung. Der Verbrauch auslän- 
discher Rohstoffe für zivile Zwecke wird durch präzise 
Anordnungen weitgehend eingeschränkt, zum Teil auch 
verboten. Nur Rüstungs- und Exportaufträge unterlie- 
gen keinen Einschränkungen. Gleichzeitig versucht der 
Staat, die Industrie zur stärkeren Verwendung heimi 
scher Ersatzstoffe zu veranlassen. 

Der Markt der inländischen Rohstoffe bleibt natür- 
lich auch nicht sich selbst überlassen. Es sind beson- 
ders die zu Kartellen und Marktverbänden zusammen- 
geschlossenen Erzeuger, denen der Staat scharf auf 
die Finger sieht. Die Entwicklung der kartellmässig 
gebundenen Preise war schon immer ein Sorgenkind 
der deutschen Wirtschaft. Die monopolartige Stellung, 
die sich die Kartelle zu erobern suchten, diente der 
Hochhaltung der Preise, teilweise über das wirtschaft- 
lich vertretbare Mass hinaus. Hier musste das Dritte 
Reich eingreifen, zumal kurz nach der Machtergrei- 
fung unter dem Deckmantel des berufsständischen Zu- 
sammenschlusses sich eine förmliche Kartellkonjunk- 
tur entwickelte, mit dem Ziel der Ausschaltung von 
Aussenseitern und der dadurch ermöglichten Erhö- 
hung der Preise, 

Der vorsichtig geführte Kampf gegen die zum Teil 
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sehr mächtigen Kartelle beginnt in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1934 mit der Einsetzung eines besonderen 
«Preisaufsichtskommissarss. Er versuchte eine Be- 
standsaufnahme aller Preisbindungen und Kartellgrün- 
dungen seit dem Beginn der nationalsozialistischen 
Herrschaft. Auf diese Weise sollten Unterlagen für 
staatliche Eingriffe geschaffen werden. Seine Tätigkeit 
erschöpfte sich aber praktisch in Einzelaktionen. Es 
gelang ihm, im Verhandlungsweg gewisse Kartellpreise 
(Kali, Stickstoff, Zement, Flachglas, Dachpappe usw.) 
zu senken. Wichtiger war die von ihm ausgeübte 
scharfe Kontrolle jeder neuerlichen Preiserhöhung auf 
ihre Notwendigkeit. Sie musste natürlich auf die Preis- 
auftriebstendenzen bremsend wirken. 

Die Manipulierung der Fertigwarenpreise war ver- 
hältnismässig leicht, soweit es sich um Produktions- 
güter (Maschinen ete.) handelte. Dieser Industriezweig 
war in der Krise besonders schlecht beschäftigt, seine 
Maschinen nur zu einem Bruchteil ausgenützt. Durch 
die neuen Staatsaufträge wurde die Beschäftigung der 
Betriebe und die Ausnützung der Anlagen gebessert. 
Daraus resultiert eine Senkung der festen Kosten (Ab- 
schreibungsquoten, Zinskosten, Generalunkosten). Die 
Gewinne der Unternehmungen erhöhen sich. Sie sind 
folglich zunächst leicht in der Lage, Preiserhöhungen 
der Rohstoffe aufzufangen. Im übrigen hat der Staat 
als hauptsächlichster Auftraggeber es ohne weiteres in 
der Hand, die Preise auszubedingen, die er für richtig 
hält. Diese «Staatskontrolle durch Lieferkontrakte» 
hat sich infolge der Ausschaltung fast jeglicher freien 
Konkurrenz um die Produktionsgüter offensichtlich 
bewährt. 

Dagegen ist die Steuerung der Konsumgüterpreise 
wohl das Schwierigste, was es auf diesem Gebiet über- 
haupt gibt. Die Empfindlichkeit gegenüber Preiserhö- 
hungen der Rohstoffe ist hier ungleich grösser als bei 
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den Produktionsgüterindustrien. Nicht nur, weil der 
Anteil ausländischer Rohstoffe an den Endprodukten 
höher ist, sondern weil auch die Kostenlage keine Ent- 
spannung durch wesentliche Mehrbeschäftigung er- 
fährt. Die Kapazitätsausnützung der Verbrauchsgüter- 
industrien war in der Krise nicht so stark gesunken, 
wie bei den Produktionsmitteln. Schliesslich braucht ein 
66 Millionen Volk immer ein beträchtliches Minimum 
an Bekleidung, Haushalts- und Genussmittelartikeln. 
Da die Kaufkraft der breiten Masse durch das Festhal- 
ten an dem durch die Krise dezimierten Lohnniveau 
sich aber nur langsam hebt, ist der Mehrabsatz infolge 
der Staatskonjunktur verhältnismässig gering. Die 
Kostenentlastung konnte also nicht zum Ausgleich von 
Preisspannungen herangezogen werden. Wohl aber 
war man bemüht, durch Beschneidung der Zwischen- 
gewinne der vorangegangenen Produktionsstufen die 
Wirkung von unvermeidbaren Preiserhöhungen abzu- 
schwächen. Der Staat erliess ausserdem für die Textil- 
und Lederindustrie, wichtige Zweige der Versorgung 
des Massenverbrauchs, Kalkulationsvorschriften. Für 
eine Reihe von Erzeugnissen werden in Zusammen- 
arbeit zwischen Preiskommissar und den Überwa- 
chungsstellen Richtpreise aufgestellt. Nach der Demis- 
sion des Preiskommissars im Sommer 1935 üben die 
Ministerien eine scharfe Kontrolle aus. Sie bemühen 
sich, die Preise unter Druck zu halten unter Zuhilfe- 
nahme der Verwaltungs- und Polizeibehörden. Die 
Angst vor dem Konzentrationslager erwies sich als 
durchaus geeignetes Mittel, allzu schnelle Preiserhöhun- 
gen zu unterbinden. Im übrigen lehnen die staatlichen 
Stellen nicht jede Preiserhöhung ab. Hauptstreben ist 
die Versorgung der Masse mit dem notwendigsten 
Lebensbedarf zu möglichst wenig veränderten Preisen. 
Dafür drückt man bei besseren Waren ein Auge zu. 
Die verhältnismässig geringe Kaufkraft selbst der hö- 
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heren Einkommenschichten verbietet oder korrigiert 
nach Ansicht der Regierung von selbst Preisexcesse. 

Das Dritte Reich konzentriert einen grossen Teil sei- 
ner Anstrengungen zur Steuerung der Preise auf eine 
scharfe Kontrolle des Zwischenhandels. Der Weg der 
Ware vom Erzeuger zum Verbraucher wird eingehend 
untersucht, unnötiger Zwischenhandel ausgeschaltet 
und vor allem die Handelsspannen, d. h. die Zwischen- 
gewinne gekürzt. Dadurch sinkt zwar die Kaufkraft 
des Einzelhandels und des gewerblichen Mittelstandes, 
also gerade der Schichten, die die eifrigsten Trabanten 
der nationalsozialistischen Bewegung gewesen sind. 
Man erreicht aber, dass die Kleinhandelspreise weniger 
stark steigen als die Grosshandelspreise. Die Kaufkraft 
der breiten Masse wird geschont. Der Einzelhandel und 
der gewerbliche Mittelstand werden für die ihnen auf- 
erlegte Pufferfunktion so gut es geht, entschädigt. Man 
schafft ihnen unliebsame Konkurrenz vom Halse — 
Kampf gegen die Warenhäuser, Vernichtung des jüdi- 
schen Einzelhandels, Verbot von Neuerrichtungen von 
Geschäften usw. — und sucht ihnen auf diese Weise 
das wiederzugeben, was der Staat ihnen auf der ande- 
ren Seite nimmt. 

Die ganze Preispolitik des Dritten Reiches ist also 
darauf abgestellt, den Preis als Marktregulator ausser 
Funktion zu setzen. Nur so lässt sich das Preisniveau 
einigermassen manipulieren, nur so lässt sich das viel- 
fach festzustellende Missverhältnis zwischen Ange- 
bot und Nachfrage im Interesse der Durchführung der 
Wehrwirtschaft eine Zeit lang überbrücken. 


REGLEMENTIERUNG DER LÖHNE 


Die planmässige Steuerung der Preise durch den 
Staat musste ihr natürliches Gegenstück in der Regle- 
mentierung der Löhne finden. Man konnte nicht die 
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Preise unter Druck setzen, ohne der Wirtschaft die 
Kalkulation durch stabile Löhne zu sichern. Umge- 
kehrt war den Arbeitern ein Verzicht auf Erhöhung 
des durch die Krise dezimierten Lohnniveaus nur zu- 
zumuten, wenn die Lebenshaltungskosten wenigstens 
ungefähr auf dem Stand des Krisenausgangs stabili- 
siert würden. Preisstabilität und Lohnstabilität sind 
die theoretischen Eckpfeiler der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik. Um dieses Ziel zu erreichen, musste 
der Staat bestrebt sein, auch auf dem Arbeitsmarkt die 
natürlichen Faktoren der Preisbildung durch staatliche 
Anordnungen zu ersetzen. 

Während aber die Steuerung der Warenpreise eine 
Unzahl der verschiedenartigsten Faktoren zu berück- 
sichtigen hat, Faktoren, die gegeneinander, so gut es 
geht, abzuwägen und miteinander auszurichten sind, 
ist die Manipulierung der Löhne leichter. Die Macht- 
mittel einer rücksichtslosen Diktatur gestatten es ohne 
weiteres, die bisherigen entscheidenden Kräfte der 
Preisbildung auf dem Markt der menschlichen Arbeits- 
kraft auszuschalten. Die Kartellierung der Arbeiter 
und Unternehmer in Form von Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbänden wurde beseitigt, das Recht des 
Streikens und der Aussperrung abgeschafft. Geschick 
terweise beschränkte sich das Dritte Reich nicht nur 
auf entsprechende Dekrete, sondern versuchte auch 
ideologisch, diese Verbote zu begründen. Es wurden 
alle Anstrengungen gemacht, den ohnehin durch die 
politische Entwicklung diskreditierten Klassenkampf- 
gedanken des Marxismus durch eine Lehre von der 
Gemeinschaft des Betriebes zu ersetzen. Nach aussen 
fand diese Entwicklung ihren Niederschlag in dem 
Umbau der Gewerkschaften zur «Deutschen Arbeits- 
front», eine Vereinigung von Arbeitnehmern und Ar- 
beitgebern, die nur noch sehr bestimmte soziale und 
kulturelle Ziele verfolgen darf, 
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Wenn auch die kollektive Lohnregelung durch die 
Interessenvertreter der Arbeitgeber auf der einen Seite 
und der Arbeitnehmer auf der anderen Seite abge- 
schafft wurde, so wollte der Staat eine Aufrollung des 
Lohnproblems durch den einzelnen Betrieb verhin- 
dern. Daher haben die neu geschaffenen staatlichen 
«Treuhänder der Arbeit», die zu jedem Eingriff in die 
Lohnregelung der einzelnen Betriebe befugt sind, die 
Tarife der bisherigen Kollektivarbeitsverträge als Ta- 
rifordnungen für weiterhin verbindlich erklärt. Aller- 
dings haben sie in einzelnen Fällen Lohnsenkungen 
zugelassen, sofern die Unternehmungen die Untragbar- 
keit der bisherigen Lohnsätze nachweisen konnten. 
Die amtliche Tariflohnstatistik, die sich auf 17 grosse 
Gewerbezweige erstreckt, zeigt eine völlige Stabilität 
der Lohnsätze. Die tariflichen Stundenlöhne für Fach- 
arbeiter stellen sich seit 1933 auf 78,3 Pf, und für 
Hilfsarbeiter auf 62,2 Pf. 

Hat man auch das Lohnniveau theoretisch stabili- 
siert, so bedeutet das natürlich noch keineswegs eine 
Stabilität im Lohngefüge. Für die Arbeiter ist nicht nur 
die Höhe des Stundenlohnes, sondern auch die Dauer 
der Beschäftigung massgebend. Verkürzt sich die Ar- 
beitszeit, so wird trotz gleichbleibendem Stundenlohn 
das Einkommen der Arbeiter vermindert. Solche Kür- 
zung des tatsächlichen Lohneinkommens wurde an- 
fangs planmässig herbeigeführt. Das Dritte Reich, das 
den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit auf seine Fahnen 
geschrieben und diesen Versprechungen ein Grossteil 
seiner politischen Erfolge zu danken hatte, wollte mög- 
lichst viel Lohnempfänger wieder in den Produktions- 
prozess eingliedern. Dies musste im Interesse der Preis- 
stabilität ohne zusätzliche Belastung der Unternehmer 
geschehen. Der Weg war vorgezeichnet. Es war zu 
verhindern, dass die Mehraufträge des Staates zu einer 
erhöhten Beschäftigung der schon im Betrieb befind- 
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chen Arbeiter führen. Sie sollten im Gegenteil dazu 
dienen, möglichst viele neue Arbeitskräfte einzustellen. 
Der Staat, der schon vorher einen ausgedehnten Pro- 
pagandafeldzug für eine Streckung der Arbeitszeit 
durchgeführt hatte, ordnete im Juni 1933 ausdrücklich 
an, dass seine Aufträge nur an solche Unternehmer 
vergeben werden, die sich zur Einführung der 40 Stun- 
denwoche verpflichten. Für die Arbeiter, die bisher 48 
Stunden in der Woche gearbeitet hatten, kam diese 
Arbeitsverkürzung einer Lohnkürzung gleich. Anderer- 
seits verdienten die neubeschäftigten Erwerbslosen 
aber in einer 40 Stundenwoche erheblich mehr, als sie 
bisher an Unterstützungen erhalten hatten. Das, was 
der einen Arbeiterschicht an Realeinkommen genom- 
men wurde, wuchs der anderen Kategorie zu. Die soge- 
nannten «zusätzlich Beschäftigten», die nicht in der 
Privatwirtschaft untergebracht werden konnten, für 
die aber der Staat Beschäftigung im Rahmen der meist 
wehrpolitischen Charakter tragenden Notstandsarbei- 
ten (Wegebau, Anlage von Flugplätzen und Fortifika- 
tionen) fand, mussten sich mit noch niedrigerem Ein- 
kommen abfinden. Ihre Entlohnung erfolgte zu einem 
beträchtlichem Teil in Naturalien und ging insgesam! 
kaum über das Mass der früher empfangenen Arbeits- 
losenunterstützung hinaus. 

Je mehr aber die Umstellung der Wirtschaft auf die 
Befriedigung der Aufrüstungsbedürfnisse Fortschritte 
machte, desto weniger bedurfte es solcher Kürzungen 
des tatsächlichen Lohneinkommens. Die vollbeschäf- 
tigte Industrie absorbierte immer mehr Arbeitskräfte. 
Ausserdem entzog die Einführung der allgemeinen 
Wehr- und Arbeitsdienstpflicht immerhin mindestens 
% Mill. Menschen dem regulären Arbeitsmarkt. Der 
Staat konnte bereits 1934 auf die angeordnete Strek- 
kung der Arbeitszeit verzichten. Es trat sogar ein Man- 
gel an geschulten Facharbeitern in einer Reihe von 
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qualifizierten Branchen ein. Dadurch kam es mitunter 
zu individuellen Lohnerhöhungen. 

Auf der anderen Seite sanken die Einkommen bei 
den Arbeitern, die in der Textilindustrie und den 
Gummifabriken beschäftigt sind. Die Unterversorgung 
des deutschen Marktes mit ausländischen Rohstoffen 
zwang zur Verkürzung der Arbeitszeit, da Entlassun- 
gen von Arbeitskräften von staatswegen verboten 
wurde. 

Im grossen und ganzen lässt sich feststellen, dass 
bisher die planmässige Steuerung der Löhne von Er- 
folg gekrönt war. Freilich sind auf diesem Gebiet die 
Beeinflussungsmöglichkeiten für einem diktatorisch 
regierten Staat, in dem die Arbeiterschaft politisch 
restlos entwaffnet ist, sehr gross. Sie sind ohne Zweifel 
erheblich grösser als auf dem Warenmarkt. Die Regu- 
lierung der Preise hat ihre natürlichen Grenzen dort. 
wo ausserdeutsche Markteinflüsse sich geltend machen, 
Der Arbeitsmarkt hingegen ist ein reiner Binnenmarkt 
und als solcher viel leichter zu manipulieren. Die Ent- 
sagungsfähigkeit der breiten Massen hat dem national- 
sozialistischen Regime das Festhalten der Löhne unge- 
mein erleichtert. Während die Unternehmer durch die 
Aufrüstung mittelbar und unmittelbar erheblichen Nut- 
zen ziehen konnten — man denke nur an die steigen- 
den Dividendenausschüttungen der deutschen Aktien- 
gesellschaften — haben die Arbeiter und Angestellten 
ihre Lebenshaltung einschränken müssen. Der Durech- 
schnittsverdienst pro Kopf der Beschäftigten errech- 
net sich nach amtlichen Unterlagen auf RM. 1973 — 
im Jahre 1935 gegen RM. 2050 — im Jahre 1932. Diese 
Minderung trat ein, obwohl im gleichen Zeitraum die 
Preise für Verbrauchsgüter um 6% stiegen. Wohlge- 
merkt, gerechnet nach der amtlichen Statistik, die, wie 
später noch zu zeigen sein wird, die eingetretene Preis- 
steigerung nur unvollkommen wiedergibt. 
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Im Interesse der Durchführung der Wehrwirtschaft 
sind also von der breiten Masse Opfer verlangt worden. 
Ganz offen erklärte der parteiamtliche Leiter der «Kom- 
mission für Wirtschaftspolitik», Benhard Köhler in 
Nürnberg auf einer Kundgebung des Deutschen Arbeits- 
front am 20. XI. 1935: «Denn darin, dass wir unsere 
Kräfte jetzt vordringlich zum Schmieden unserer Waf- 
fen brauchen, liegt ja der Grund dafür, dass wir die Le- 
benshaltung des Volkes nicht schneller zu steigern ver- 
mögen.» Solche Opfer werden auch in Zukunft verlangt 
werden, da der Staat peinlichst darauf bedacht sein 
muss, das Unkostengefüge der von ihm gesteuerten 
Wirtschaft nicht durch Lohnerhöhungen zusätzlich zu 
belasten. 


STAATLICHE LENKUNG DES ARBEITSMARKTES 


War der Staat gezwungen, die Festsetzung der 
Löhne in der Wirtschaft unabhängig von den Markt- 
faktoren vorzunehmen, so darf es durchaus als konse- 
quent bezeichnet werden, wenn das Dritte Reich auch 
das Angebot an Arbeitskräften nach staatspolitischen 
Erwägungen zu steuern suchte. Konnte man nicht das 
Lohnniveau erhöhen, so wollte man wenigstens die Zahl 
der wieder beschäftigtenArbeiter und damit das gesamte 
Lohneinkommen der Industrie-Arbeiterschaft steigern, 
und zwar über das Mass der Ankurbelung durch die 
staatlichen Aufträge hinaus. Zu diesem Zweck wurde 
nicht nur die schon erwähnte zeitweilige Streckung 
der Arbeitszeit durchgeführt, sondern auch das Ange- 
bot an industriellen Arbeitskräften künstlich verrin- 
gert. Frauen und Jugendliche waren es vor allem, die 
von dieser Lenkung des Arbeitsmarktes betroffen wur- 
den, wobei auch wehrpolitische Gedankengänge eine 
grosse Rolle spielten. 
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Die Beschäftigung der Frau in der Industrie wird 
vom Nationalsozialismus schon an sich ungern gese- 
hen, weil dadurch das Familienleben und die Gebur- 
tenzahl beeinträchtigt wird. Vor allem aber kam es 
dem Dritten Reich darauf an, die bedrohlich sinkende 
Geburtenziffer zu heben. Ein machtpolitisch orientier- 
ter Staat, wie das nationalsozialistische Deutschland, 
braucht gesunden und ausreichenden Nachwuchs. Da- 
her hat der Staat die Förderung der Eheschliessung 
von weiblichen Arbeitskräften bewusst gefördert. 

Er gab im Fall der Ver heiratung einer Arbeiterin 
staatliche Darlehen, die, je nach der Grösse des Fami- 
lienzuwachses, nur teilweise oder garnicht zurückzu- 
zahlen sind. Bedingung ist, dass die Frau nach der 
Fheschliessung dem Erwerbsleben fernbleibt. Tatsäch- 
lich ist auf diese Weise eine Entlastung des Angebots 
an weiblichen Arbeitskräften um 550.000 Köpfen er- 
zielt worden.* Soweit die Frauen nicht durch Ehe- 
schliessung dem industriellen Arbeitsmarkt ferngehal- 
ten werden konnten, suchte man sie in die Hauswirt- 
schaft zu überführen. Steuerliche Erleichterungen 
wurden bei der Neueinstellung von Hauspersonal so- 
wohl diesem, als auch den Haushaltungen gewährt. 

Männliche Arbeitskräfte wurden im nichtindustriel- 
len Produktionsprozess durch die ausgebauten und 
neu geschaffenen Einrichtungen des Arbeitsdienstes, 
der Landhilfe und des Landjahres gebunden. Es handelt 
sich dabei um Dienstleistungen, die von Jugendlichen 
im Interesse der Allgemeinheit gegen Verpflegung, Un- 
terkunft und Taschengeld verrichtet werden müssen. 
Bezweckt wird damit nicht nur die Verminderung des 
Arbeitsangebotes in der Industrie, sondern auch die 


* Die Gesamtaufwendungen des Staates durch Hergabe von 
«Ehestandsdarlehen» belaufen sich auf 310 Mill. RM. Aus diesen 
durch die staatlichen Darlehen finanzierten Ehen sind bisher 
350.000 Kinder entsprungen, 
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Wiedergewöhnung gerade der jungen städtischen In- 
dustriebevölkerung an das Landleben, um so die aus 
wehrpolitischen Gründen erforderliche Reagrarisie- 
rung zu fördern. Diesem Ziel dienen noch andere 
Massnahmen der Arbeitsmarktpolitik. Der Zuzug in 
die Grosstädte wurde gesperrt, um die Ab randerung 
vom Lande zu unterbinden. 

Der Staat hat sogar Anordnungen erlassen, wonach 
in der Industrie bereits tätige ehemalige Landarbeiter 
zwangsweise in die Landwirtschaft zurückgebracht 
werden. Industriearbeiter unter 25 Jahren können vom 
Staat dazu veranlasst werden, Beschäftigung innerhalb 
der Landwirtschaft zu suchen. 

Die staatliche Lenkung des Arbeitsmarktes erschöpfte 
sich aber nicht in diesen Teilanordnungen. Man wollte 
von Staatswegen eine zweckentsprechende Verteilung 
der Arbeitskräfte in der deutschen Wirtschaft herbei- 
führen. Eine planmässige Steuerung der Arbeitskräfte 
ist aber nicht denkbar ohne umfassende Einsicht in die 
Struktur des Arbeitsmarktes. Diese Einsicht galt es 
sich zu verschaffen. Der Staat hat zu diesem Zweck 
im Jahre 1935 «Arbeitsbücher» eingeführt. Sie sind 
amtliche Ausweise über die Berufsausbildung und die 
berufliche Entwicklung, «welches, wie es im Gesetz 
heisst, «erleichtern sollen in der Wirtschaft den rich- 
tigen Mann an den richtigen Platz zu stellen, den Zu- 
wachs an überfüllten Berufen und die Landflucht ab- 
zubremsen und Schwarzarbeit zu verhindern». Die Be- 
schäftigung von Arbeitskräften, die nicht im Besitze 
des Arbeitsbuches sind, ist seit dem ersten März 1936 
für gewisse Gruppen bereits verboten. In zeitlichen Ab- 
ständen wurde dieses Verbot auch auf die übrigen Kate- 
gorien von Lohn- und Gehaltsempfängern ausgedehnt. 
Da in den Arbeitsbüchern sämtliche wichtigen Vor- 
gänge in dem beruflichen Schicksal des Inhabers — 
vom Eintritt in eine Lehrstelle bis zur Pensionierung, 
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resp. bis zum Tode — eingetragen und gleichzeitig 
dem zuständigen Arbeitsamt abschriftlich mitgeteilt 
werden müssen, erhält der Staat eine vollständige 
Übersicht über die fachliche Ausbildung und die Ver- 
wendbarkeit der in den einzelnen Bezirken vorhan- 
denen Arbeitskräfte, und zwar der Beschäftigten eben- 
so wie der Arbeitslosen. Dadurch sind die technischen 
Voraussetzungen für eine nach grossen Gesichtspunk- 
ten orientierte Arbeitsmarktpolitik des Staates ge- 
schaffen. 

Die Verwertung dieser Kenntnisse wird dadurch er- 
reicht, dass die Vermittlung von Arbeitskräften nur 
durch die staatlichen Arbeitsämter erfolgen darf. 
Tritt also auf der einen Stelle ein Facharbeitermangel 
in Erscheinung, so ist es an Hand der vorhandenen 
Kartotheken ohne weiteres möglich, von einer anderen 
Stelle aus etwa vorhandene oder nicht benötigte Fach- 
arbeiter dorthin zu überweisen. Aber nicht nur ein 
Clearing der Facharbeiter, ein wichtiges Problem in 
einer wehrwirtschaftlich orientierten Industrie, son- 
dern auch eine Kontrolle des Zustroms zu den ein- 
zelnen Berufen vermag auf diese Weise ausgeübt zu 
werden. Der Nachwuchs an Facharbeitern soll nach 
Gesichtspunkten manipuliert werden, wie sie den je- 
weiligen Erfordernissen der staatlichen Wirtschafts- 
politik entsprechen. Vor allem ist die Bedeutung dieser 
planmässigen Steuerung des Arbeitsmarktes für den 
Kriegsfall nicht zu unterschätzen. Gerade wenn ein 
Teil der Facharbeiter unter den Waffen ist, wird es 
sich darum handeln, diesen Ausfall durch Stellung ge- 
eigneter Ersatzkräfte schnell wettzumachen. Dazu ist 
das Mittel des Arbeitsbuches und der auf Grund dieser 
Arbeitsbücher geführten Karteien ausgezeichnet ge- 
eignet und nicht zuletzt deswegen wurde diese Organi- 
sation aufgebaut. 

Im Dritten Reich dürfen also die Betriebe die Frage 
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der Arbeiterbeschaffung nicht nach ihrem Belieben 
lösen. Andererseits sind die Arbeiter in der Wahl der 
Arbeitsstellen nicht ganz frei. Das ist die logische Kon- 
sequenz der Verhältnisse, unter denen die deutsche 
Wirtschaft heute arbeiten muss, 


REGULIERUNG DES WETTBEWERBS IN DER 
INDUSTRIE 


War der Staat gezwungen, durch Reglementierung 
der Preise und Löhne die normalen Marktregulatoren 
ausser Kraft zu setzen, so blieb ihm nichts anderes üb- 
rig, als auch die sonstigen noch wirksamen Marktfak- 
toren zu manipulieren. Hierher gehört in erster Linie 
der freie Wettbewerb. Er ist in mehrfacher Beziehung 
von staatswegen geordnet worden. 

Im Beginn des Aufschwungs musste dafür gesorgt 
werden, dass nicht durch übermässig scharfen Kampf 
der Industrie um die neuen Aufträge eine Zerrüttung 
auf den umstrittenen Märkten eintrat. Die Rentabilität 
einzelner Unternehmungen durfte nicht auf Kosten der 
Gesamtheit erhöht werden. Das Dritte Reich hat an 
derartigen Kämpfen zu Beginn dieses Aufschwungs 
verständlicherweise gar kein Interesse. Sie schwächen 
nur die Glieder der Gesamtwirtschaft, lassen sie unter 
Umständen sogar völlig verkümmern, machen sie also 
unfähig, an der Lösung der grossen neuen Aufgaben 
mitzuwirken. Es musste daher allzu scharfer Wett- 
bewerb, der meistens die Preise auf einen existenz- 
bedrohenden Stand sinken lässt, zu Beginn der Staats- 
konjunktur beseitigt werden. 

Sofern die private Wirtschaft nicht durch Selbst- 
hilfe den Ausweg aus diesen Schwierigkeiten fand, 
griff das Dritte Reich ordnend in die Marktverhältnisse 
ein. Ein im Sommer 1933 erlassenes Gesetz erlaubt der 
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Regierung, Aussenseiter in bestehende Kartelle zwangs- 
weise einzugliedern oder sogar neue marktregelnde 
Verbände zu schaffen. 

Zuerst war das Wirtschaftsministerium mit der An- 
ordnung von Zwangskartellen sehr freigebig. Bald ent- 
wickelt sich aber unter dem Einfluss dieser Haltung 
eine förmliche Kartellhausse. Alle in der Krise zerbro- 
chenen Marktverbände begannen zu neuem Leben zu 
erwachen. Unter Verwendung eines nationalsozialisti- 
schen Schlagwortes vom «gerechten Preis» kämpften 
sie um die Wiederherstellung des Vorkrisen-Preis- 
niveaus. Sie fingen an, die angeblich ungerechten Ge- 
genwartspreise nach oben zu korrigieren. Daraus 
konnte für das Preisgefüge der deutschen Wirtschaft 
eine ernste Gefahr entstehen. Der Grundsatz der Preis- 
stabilität durfte aber aus den oben dargelegten Grün- 
den auf keinen Fall erheblich verletzt werden, sollte 
nicht das ganze Wirtschaftsprogramm des Dritten Rei- 
ches über den Haufen geworfen werden, 

Also musste ein Kurswechsel in der staatlichen Re- 
gulierung des industriellen Wettbewerbs eintreten. Er 
war umso leichter durchzuführen, als die inzwischen 
erfolgte Belebung der Wirtschaft die Ertragslage der 
Industrie von Grund auf gebessert hatte. Es ist kein 
Zufall, dass dieser Kurswechsel mit der Veränderung 
in der Leitung des Reichswirtschaftsministerivums zu- 
sammenfiel. Der neue Minister Dr. Schacht hat die 
Manipulierung des Wettbewerbs durch kartellmässige 
Preisabreden scharf kontrolliert und mit Hilfe des neu 
geschaffenen Preisaufsichtskommisariats für Abstel- 
lung offenbarer Auswüchse Sorge getragen Der Ge- 
danke der staatlichen Wettbewerbsordnung ist deswe- 
gen nicht aufgegeben worden. Man suchte pur neu- 
artige Methoden, die sich nicht direkt des Preises als 
Regulator bedienten. 

Möglichkeiten dieser Art standen in gesetzlichen 
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Produktionsbeschränkungen und Investitionsverboten 
zur Verfügung. Der Staat verbot, in den zu schützenden 
Branchen neue Unternehmungen zu errichten, den Ge- 
schäftsbetrieb bestehender Unternehmungen auf Her- 
stellung der zu schützenden Produkte umzustellen, die 
Leistungsfähigkeit bestehender Betriebe zu steigern und 
stillgelegte Fabrikationsstätten wieder in Gang zu 
setzen. 

Solche Massnahmen ergriff der Staat nicht nur im 
Hinblick auf die Ertragslage der Industrie. In einer 
Zeit, in der Investitionsmöglichkeiten und Notwendig- 
keiten auf zahlreichen Gebieten im Interesse der Wehr- 
wirtschaft vorhanden waren, sollte der Staat einen von 
seinem Standpunkt aus unnützen Wettbewerb durch 
Ausbau an sich genügender Produktionskapazitäten 
verhindern. Daher sind Investitionsverbote zwecks 
Ausschaltung neuer Konkurrenz auch in solchen Bran- 
chen erlassen worden, deren zureichende Rohstoffver- 
sorgung aus dem Ausland Schwierigkeiten macht. 
Konnten die vorhandenen Betriebe mit den nötigen 
Rohstoffen kaum versehen werden, dann war es vom 
Standpunkt einer staatlich gesteuerten Wirtschaft 
nieht zu verantworten, die Rohstoffquoten noch durch 
die zusätzlichen Ansprüche neuer Betriebe zu kürzen. 
So erklärt sich das Investitionsverbot für die gesamte 
Textilindustrie, für die Zellstoffproduktion und für die 
Herstellung von Bleiweissfabrikaten. 

Dr. Schacht hat die Investitionsverbote als Mittel der 
staatlichen Wettbewerbsordnung sehr geschickt ge- 
handhabt. Überall dort, wo sich im Schutze dieser Ver- 
bote Preisauftriebstendenzen zeigten, wurden die meist 
kurzfristig erlassenen Anordnungen nicht erneuert. So 
kommt es, dass im Laufe der Zeit wohl 49 Branchen 
mit Investitionsverboten bedacht wurden, gegenwärtig 
aber nur noch 34 Dekrete dieser Art in Kraft sind. Der 
Abbau der Investitionsverbote ist allerdings auch da- 
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durch ermöglicht worden, dass sich durch die staat- 
liche Zwangsbewirtschaftung der Einfuhr neue Mög- 
lichkeiten der Wettbewerbsregelung eröffneten. Die In- 
Sangselzung neuer Anlagen zur Verarbeitung ausländi- 
scher Rohstoffe und ausländischer Halbfabrikate ist 
seit Dezember 1935 von der Genehmigung der staatli- 
lichen «Überwachungsstellen» zur Regelung der Ein- 
fuhr abhängig. Infolgedessen kann die Regierung eine 
direkte Marktkontrolle in diesem Bereich ausüben, 


ohne gleich formelle Investitionsverbote aussprechen 
zu müssen, 

Praktisch verringert sich freilich durch diese staat- 
liche Massnahme der Sektor des freien Wettbewerbs 
immer mehr und macht auch auf dem Gebiet der In- 
dustriewirtschaft staatlich sanktionierten Marktord- 
nungen Platz. Der ohnehin durch staatliche Eingriffe 
nur beschränkt wirksame Preismechanismus wird 
durch Zwangskartelle, sowie direkte und indirekte In- 
vestitionsverbote vollends gestört. Es ist nicht mehr 
möglich, bei steigender Nachfrage und infolgedessen 
höheren Gewinnen die Produktion auszudehnen, das 
Angebot zu vergrössern und so wieder einen Ausgleich 
zwischen Warenangebot und Nachfrage herbeizufüh- 
ren. Auch die marktregulierende Wirkung der Einfuhr 
ausländischer Fertigwaren geht mit der vom Staat be- 
fohlenen Einschränkung der Fertigwarenimporte zu- 
gunsten der Rohstoffimporte verloren. Andererseits 
fördert die staatliche Bewirtschaftung der ausländi- 
schen Rohstoffe zwangsweise den Zusammenschluss 
der einzelnen Unternehmungen zu Verbänden und Kar- 
tellen. Die Wirkungen auf das Preisgefüge lassen sich 
denken. Der Staat muss aber sein Hauptstreben darauf 
konzentrieren, die Spannungen im Preisgefüge so ge- 
ring wie möglich zu halten. Kann er auf Investitions- 
verbote und Kartelle nicht verzichten, so müssen die 
ungünstigen preislichen Auswirkungen dieser Wett- 
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bewerbsregelungen mit Hilfe anderer Massnahmen 
paralysiert werden. 

Die staatliche Wirtschaftspolitik zeigt denn auch 
neuerdings immer mehr das Bestreben, die starren 
Preisbindungen der Kartelle aufzulockern. Nicht eine 
Fixierung der Preise, sondern eine Festlegung gleicher 
Kalkulationsmethoden der einzelnen Konkurrenten 
wird angestrebt. An Stelle der Preiskartelle sollen nach 
Möglichkeit Kalkulationskartelle treten. Sie gestatten 
den einzelnen Betrieben für dieselbe Ware verschiedene 
Preise zu fordern, zwingen sie aber, gleiche Methoden 
der Unkostenbereehnung anzuwenden. Eine vorhan- 
dene kostenmässige Überlegenheit kann sich also bei 
dieser neuen Kartellform auswirken. In der Bauin- 
dustrie, im graphischen Gewerbe bei einigen Giesserei- 
verbänden und der Zentral-Heizungs-Installation sind 
seit 1935 mit staatlicher Hilfe derartige Kalkulations- 
kartelle eingeführt worden. Sie sehen die Führung einer 
Mindestbuchhaltung, den Meldezwang für grössere 
Aufträge, die Einrichtung von besonderen Prüfstellen 
und die Normierung der Kalkulation durch einheitliche 
Formulare vor. 

Es sind starke Kräfte am Werk, um die Regulierung 
des Wettbewerbs mittels Preis- und Quotenkartelle all- 
mählich durch Kalkulationskartelle zu ersetzen. Hofft 
man doch auf diese Weise eine Auflockerung der Preise 
wichtiger Grundstoffindustrien, wie z. B. Kohle, Eisen, 
Metall, Chemie usw. herbeizuführen. Gerade in Partei- 
kreisen der NSDAP wird «sehr energischen Eingriffen 
des Staates in die Geschäftsführung der marktbeherr- 
schenden monopolistischen Konzernunternehmungen 
der Grundstoffindustrie im Sinne ganz beträchtlicher 
Preissenkungen» das Wort geredet. Dass solche Bestre- 
bungen in irgendeiner Form praktisch verwirklicht 
werden, halten wir für nicht ausgeschlossen. Je mehr 
das Preisgefüge der deutschen Wirtschaft in Bewegung 
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gerät, desto mehr müsste an sich versucht werden, 
durch Lockerung der Wettbewerbsbeschränkungen 
das Preisniveau unter Druck zu setzen. 


STEUERUNG DER ÖFFENTLICHEN AUFTRÄGE 


Es liegt an sich nahe, den Strom der öffentlichen Auf- 
träge, der seit der Enstehung des Dritten Reiches die 
Räder der deutschen Wirtschaft antreibt, staatlich zu 
lenken. Und doch setzte diese planmässige Regulierung 
erst verhältnismässig spät ein. Aus militär-politischen 
Gründen wurden nämlich anfangs die Aufrüstungs- 
Aufträge nicht systematisch auf das ganze deutsche 
Wirtschaftsgebiet verteilt. Die Wehrmacht sah darauf, 
dass ihre Lieferindustrien möglichst im Inneren 
Deutschlands produzierten, um allen Versorgungs- 
schwierigkeiten bei einer kriegerischen Verwieklung 
während der Aufrüstung möglichst aus dem Wege zu 
gehen. Daher stauten sich diese Rüstungsaufträge be- 
sonders im innerdeutschen Wirtschaftsraum, während 
die Wirtschaft an der Peripherie des Reiches und in 
der entmilitarisierten Zone, wie schon aus den Arbeits- 
losenziffern hervorging, ungleich geringere Nutzen aus 
der Rüstungskonjunktur zog. Um diese Entwicklung 
zu korrigieren, wurde im Juli 1934 die «Reichsaus- 
gleichsstelle für öffentliche Aufträge» beim Reichs- 
wirtschaftsministerium errichtet. Sie bezeichnet den 
Beschaffungsressorts laufend diejenigen Teile des 
Reichsgebietes, deren bevorzugte Berücksichtigung bei 
Vergebung von Aufträgen erforderlich erscheint. Sie 
wirkt unmittelbar bei all den Vergebungen mit, die 
nicht aus bestimmten militärpolitischen Gründen ihrer 
Einflussnahme entzogen sind. Es handelt sich beson- 
ders um Aufträge an handelsüblichem Gerät, Beklei- 
dung und Ausrüstung. Seit August 1934 bedürfen sämt- 
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liche Aufträge öffentlicher Stellen auf dem Gebiet der 
Textil- und Lederwirtschaft der Genehmigung der 
Reichsausgleichsstelle, resp. seit Dezember 1935 des 
Reichswirtschaftsministers. Dadurch kann die Reichs- 
ausgleichsstelle die regionale Verteilung der Aufträge 
und sogar den Beschäftigungsausgleich zwischen den 
einzelnen Betrieben derselben Branche sicherstellen. 
Schliesslich befasst sich die Reichsausgleichsstelle mit 
Fragen der Rohstoffbewirtschaftung, soweit sie mit öf- 
fentlichen Aufträgen zusammenhängen. Sie sorgt da- 
für, dass die Kunstspinnfaser bei öffentlichen Aufträ- 
gen in steigendem Masse durch Festsetzung relativ ho- 
her Beimischungssätze für Kunstwolle, Zellwolle oder 
deutsche Schurwolle mit verarbeitet wird. Ebenso hatte 
die Ausgleichsstelle bei Lederwaren, die zur Verwen- 
dung öffentlicher Stellen bestimmt sind, Vorschriften 
über die Art und Beschaffenheit der Rohstoffe, über 
die Art der Verarbeitung usw. erlassen. Neuerdings 
sind diese Funktionen an die Überwachungsstellen für 
Wolle, Häute und Felle übergegangen. 

Gegenwärtig befindet sich die Reichsausgleichsstelle 
im Ausbau. Die Wirtschaft bezeichnet es als notwen- 
dig, noch mehr Artikel des Armeebedarfs und des Be- 
darfs anderer öffentlicher Beschaffungsstellen mit in 
den Tätigkeitskreis der Reichsausgleichsstelle einzube- 
ziehen, um einen besseren Beschäftigungsausgleich zu 
erzielen. Dr. Schacht hat diesen Wünschen seine Unter- 
stützung zugesagt. Bald wird also die staatliche Len- 
kung der öffentlichen Aufträge noch stärker durch- 
gebildet sein. 


LENKUNG DER VERKEHRSWIRTSCHAFT 


Verkehrsfragen sind ökonomische und wehrwirt- 
schaftliche Probleme erster Ordnung. Es darf daher 
nicht überraschen, dass gerade auf dem Gebiet der Ver- 
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kehrswirtschaft die staatliche Steuerung besonders um- 
fangreich ist. Das nationalsozialistische Regime ging 
von dem Grundsatz aus, dass der Verkehr in all seinen 
Abarten eine Einheit bildet. Alle Verkehrsmittel müs- 
sen sich an die Normen halten, die der Reichsverkehrs- 
minister einheitlich für das ganze Reich erlässt. Jedem 
Beförderungszweig sollen diejenigen Aufgaben zuge- 
wiesen werden, die er am besten zu lösen vermag. Nach 
diesen Grundsätzen ist systematisch gearbeitet worden. 

Zunächst war eine weitgehende Motorisierung des 
Verkehrs zwecks Leistungssteigerung der Wirtschaft 
geboten. Auch militärische Überlegungen verlangten 
es. Ein modernes Heer muss im Ernstfall auf einen 
grossen Bestand leistungsfähiger Privatautos und Pri- 
vat-Lastwagen zurückgreifen können. Die Voraus- 
setzungen für die Existenz eines solchen militärischen 
«Reservefuhrparks> zu schaffen, war die vornehmste 
Aufgabe der staatlichen Verkehrspolitik. Nur so liess 
sich auch die notleidende Autoindustrie ankurbeln und 
zu einem Ausbau ihrer Kapazität veranlassen, die die 
Befriedigung evt. Kriegsbedürfnisse sicherstellt. 

Es ging also darum, die Nachfrage nach Autos sei- 
tens der privaten Wirtschaft zu stärken und durch 
Neuordnung der Wettbewerbsverhältnisse am Trans- 
portmarkt die Beschäftigungsmöglichkeit der Lastwa- 
gen zu erhöhen. 

Zwecks Anregung der Nachfrage wurden erhebliche 
steuerliche Erleichterungen bei der Anschaffung und 
Unterhaltung von Autos eingeführt. (Steuerbefreiung 
aller neuen Personenkraftfahrzeuge ab April 1933, 
steuerfreie Ersatzbeschaffung und verstärkte Abschrei- 
bung auf Autos.) Daneben setzte unter persönlicher 
Führung des Reichskanzlers eine umfangreiche propa- 
gandistische Werbung zugunsten der Anschaffung von 
Autos ein. Neue Käufergruppen wurden, abgesehen von 
der Wehrmacht, dem Automarkt zugeführt. Die öffent- 
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lichen Verwaltungen, die Partei, die S. A. und die S. S. 
mussten grosse Bestellungen auf Autos erteilen. Bald 
lief die Autoindustrie mit vollen Touren. Bald war zur 
Bewältigung der Nachfrage sogar ein umfangreicher 
Anlagenausbau notwendig. 

Schwieriger war die Manipulierung des Wettbewerbs 
zwischen Schiene und Landstrasse. Die in der staatli- 
chen «Deutschen Reichsbahngesellschaft» monopol- 
artig zusammengeschlossenen Eisenbahnnetze hatten 
bisher argwöhnisch darüber gewacht, dass ihnen der 
Lastkraftwagen nicht zuviel Lademengen wegnahm. 
Sie hatten den Staat zu einschränkenden Verordnungen 
gegen den Fernverkehr mit Lastwagen veranlasst. Mit 
Kampftarifen wurde den übriggebliebenen Konkurren- 
ten zugesetzt. Das musste anders werden. Dem Last- 
wagenverkehr sollte ein grösserer Anteil am Verkehrs- 
volumen gegeben werden, ohne aber dadurch die 
Reichsbahn allzusehr zu schwächen. Also schritt der 
Staat zur Ordnung des Transportmarktes auf der Ba- 
sis eines beschränkten Leistungswettbewerbs. 

Die einzelnen Kraftverkehrsunternehmen wurden 
durch Gesetz vom Juni 1935 zu einem Zwangskartell, 
dem «Reichskraftwagenbetriebsverband» zusammen- 
geschlossen. Der Verband, nicht der einzelne Unterneh- 
mer, tritt dem Publikum gegenüber als Kontrahent auf. 
Ein freier Preiswettbewerb ist nicht zugelassen. Die 
Transporte werden zu festen Tarifen durchgeführt. Sie 
sind im Einvernehmen mit der Reichsbahn und unter 
Aufsicht des Verkehrsministers aufgestellt. Grund- 
sätzlich lehnen sie sich an das Tarifsystem der Reichs- 
bahn an, obwohl der Kraftwagen seine Leistungen er- 
heblich billiger durchführen könnte und bisher auch 
durchgeführt hat. Über den Verband findet ein Clea- 
ring der auf Lastwagen zu befördernden Gütermengen 
und ihre Verteilung auf den einzelnen Unternehmer 
statt. Dieses System, das Anfang April 1936 in Kraft ge- 
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treten ist, musste nach 3 Monaten in wichtigen Punk- 
ten zugunsten des Kraftwagens abgeändert werden. 
Allerdings wurde er auch zur Entrichtung der Beförde- 
rungssteuer verpflichtet, die bisher nur die Eisenbahn 
zahlte. Damit nahm man mit der einen Hand wieder, 
was die andere Hand gegeben hatte. Wahrscheinlich 
wird sich ohne eine tiefgreifende Reform der Tarifge- 
bahrung der Reichsbahn die angestrebte Synthese zwi- 
schen Schiene und Landstrasse nicht erreichen lassen. 

Selbstverständlich konzentrierte eine systematische 
staatliche Verkehrspolitik ihre Aufmerksamkeit auch 
auf den Ausbau des deutschen Strassennetzes. Eines- 
teils versprach man sich davon eine Steigerung der 
Nachfrage nach Personen- und Lastwagen, andernteils 
wollte man das «potentiel de guerre», bewusst stärken, 
hat doch ein gutes Strassennetz im Kriegsfall eine ent- 
scheidende Bedeutung. Auf die persönliche Initiative 
des Reichskanzlers hin wurde die Schaffung besonde- 
rer Autostrassen mit einer vorläufigen Gesamtlänge 
von 7000 km. vorgesehen. 

Die Reichsbahngesellschaft musste zum Bau und 
Betrieb dieser sogenannten «Reichsautobahnen» ein 
Zweigunternehmen mit einem Kapital von 50 Mill. RM. 
errichten. Die Gesamtkosten des auf einen Zeitraum 
von mindestens 10 Jahren sich erstreckenden Reichs- 
autobahnbaus werden auf 3.5 Milliarden RM geschätzt. 
Ihre Finanzierung erfolgt zunächst wechselmässig mit 
Hilfe eines Rediskontkredits der Reichsbank. Sie hatte 
auf diese Weise bis Dezember 1935 780 Mill. RM zur 
Verfügung gestellt. Ende 1936 sollen 1100 Mill. RM in- 
vestiert sein. Die Höchstzahl der auf den Baustellen 
der Reichsautobahnen beschäftigten Arbeiter wurde 
bisher im Juli 1936 mit 121.668 Mann erreicht. Im Mai 
1935 waren die ersten 22 Kilometer fertiggestellt. Am 
27. September 1936 wurde der 1000. Kilometer der 
Reichsautobahn dem Verkehr übergeben. Natürlich bil- 
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den diese 1000 km. keine zusammenhängende Strecke, 
sondern zerfallen in einzelne Bauabschnitte in den ver- 
schiedensten Teilen des Reichs. 

«Der Weltkrieg hat», um mit dem Staatssekretär des 
Verkehrsministeriums zu sprechen, «den deutlichsten 
Beweis dafür gegeben, dass auf kein Verkehrsmittel 
verzichtet werden kann.» (Deutscher Volkswirt, 20. 12. 
1935) Das Dritte Reich zog daraus die Lehre und 
wandte seine Interessen nicht nur Schiene und Land- 
strasse zu. Die Leistungssfähigkeit der Binnenschif- 
fahrt wurde planmässig gesteigert, sowohl durch 
Ausbau der Wasserstrassen, als auch durch Manipu- 
lierung der Frachtenmärkte. Im Rahmen der verschie- 
denen Arbeitsbeschaffungsprogramme erfolgte die Er- 
weiterung des Dortmund—Ems-Kanals, die Verlänge- 
rung des Mittellandkanals, der Bau des Masurenkanals, 
die Regulierung von Weser und Elbe. Auch die Rhein- 
Main-Donau-Schiffahrtsstrasse wird planmässig aus- 
gebaut. 

Durch den sehr scharfen Konkurrenzkampf zwi- 
schen Wasserstrasse und Eisenbahn und auch durch 
den Kraftwagenverkehr, waren weite Teile der über- 
setzten Binnenschiffahrt notleidend. Hier hat das Reich 
durch die Schaffung von straff geregelten Zwangs- 
frachtkartellen in der Elbeschiffahrt und Clearing des 
Laderaumangebotes in der Rheinschiffahrt für eine 
Besserung der Selbstkostenlage der Binnenschiffahrt 
gesorgt — freilich zu Lasten der Verlader. 

Dass der Verkehr über See mit deutschen Schiffen 
und über deutsche Häfen einen breiten Raum in der 
staatlich gesteuerten Verkehrswirtschaft einnimmt, ist 
bei der nationalwirtschaftlichen und devisenpolitischen 
Bedeutung dieses Teilgebietes nur logisch. 

Die deutschen Nordseehäfen liegen standortmässig 
ungünstig für das grosse rheinisch-westfälische In- 
dustriebecken. Infolgedessen vollzieht sich ein grosser 
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Teil des Exports dieses Gebietes über Rotterdam und 
Antwerpen. 

Zwar sind es vielfach deutsche Schiffe, die diese La- 
dungen in den holländischen und belgischen Häfen 
übernehmen. Aber aus Gründen der Devisenersparnis 
und der Arbeitsbeschaffung hat die offizielle Verkehrs- 
politik durch Ausbau des Systems der billigen «See- 
häfen-Ausnahmetarife» der Reichsbahn, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Nordseehäfen zu steigern 
versucht. Zu diesem Zwecke werden auch die Lade- 
und Löscheinrichtungen in den deutschen Häfen plan- 
mässig vervollkommnet. Der Erfolg ist nicht ausgeblie- 
ben. Heute läuft z. B. ein wesentlicher Teil des deutschen 
Kohlenexportes über die Seehäfen Bremen und Emden, 
anstatt wie bisher über Rotterdam und Antwerpen. 
Auch durch intensive Propaganda wurde eine Lenkung 
des Aussenhandels über deutsche Seehäfen erreicht. 
Diese Politik hat reiche Früchte getragen. Obwohl das 
Gesamtvolumen des deutschen Aussenhandels eine 
starke Verminderung erfahren hat, stieg der Güterum- 
schlag in den deutschen Seehäfen im Zeitraum 1932 
bis 1935 um rund 30%. 

An einer tatkräftigen Lenkung der deutschen See- 
schiffahrt durch den Staat hat man es gleichfalls nicht 
fehlen lassen. Nach einem beispiellosen schnellen Wie- 
deraufbau der auf Grund des Versailler Friedensvertra- 
ges abgelieferten deutschen Handelsflotte, hat die 


deutsche Schiffahrtspolitik dieselben Fehler — nur 
noch in verstärktem Umfange — begangen, die der 


deutschen Nachkriegswirtschaft ihren Stempel verlei- 
hen. Grossmannssucht und wirtschaftliches Macht- 
streben, finanzkapitalistisches Eroberungsbedürfnis 
und falsch verstandener Lokalpatriotismus, das alles 
beeinträchtigte die Entwicklung der jungen deutschen 
Nachkriegs-Seeschiffahrt. 

Die deutsche Schiffahrt befand sich Anfang 1933 
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am Rande des Abgrundes. Ihre Finanzen waren voll- 
kommen in Unordnung. Es fehlte an jeder Initiative. 
Die Grossreedereien waren durch eine Kette von Fusio- 
nen und Interessennahmen so eng mit einander ver- 
bunden, dass praktisch nur die Hapag—Lloyd-Union 
die deutsche Schiffahrt repräsentierte. Der deutsche 
Schiffahrt-Trust war ein Mammutgebilde geworden, 
das nur dem Gesetze seiner eigenen Schwerkraft ge- 
horchte. Eine Reorganisation von Grund auf war nö- 
tig. Das Dritte Reich hat sie durchgeführt. 

Die Hapag—Lloyd-Union wurde entschachtelt. Die 
im Laufe der Zeit angegliederten Spezial-Reedereien 
erhielten ihre Selbstständigkeit zurück und übernahmen 
ihre alten Dienste. 

Das Reichsverkehrsministerium begnügte sich aber 
nicht mit der betrieblichen Reorganisation, sondern 
veranlasste auch einen planmässigen Ausbau der 
deutschen Liniendienste nach zukunftsreichen Ver- 
kehrsgebieten, schon um den zu erwartenden Terrain- 
verlust im Nordatlantic nach der Fertigstellung der 
französischen und englischen Mammutschiffe wettzu- 
machen. Drei mit Subventionen erbaute schnelle 18.000 
t Motorschiffe («Scharnhorst>, «Gneisenau» und «Pots- 
dam») wurden in den ÖOstasiendienst, zwei neue 
16.000 t Dampfer in den Afrikadienst eingesetzt. Wei- 
ter sind mit Staatsunterstützung auch für den Süd- 
Amerika-, Australien- und Levante-Dienst moderne 
Neubauten in Auftrag gegeben worden. 

Damit das unter den heutigen weltwirtschaftlichen 
Verhältnissen ökonomisch nicht gerechtfertigte deutsche 
Verkehrsnetz auf den Weltmeeren aufrecht erhalten 
werden konnte, was das Dritte Reich auch zur finanziel- 
len Sorge für die Reedereien genötigt. Sie wurden mit 
Staatshilfe saniert und laufend subventioniert. Die 
deutsche Schiffahrt ist gezwungen, in Pfunden und 
Dollar zu rechnen, muss aber einen grossen Teil der 


76 Lenkung der Verkehrswirtschaft 


Unkosten in Reichsmark aufbringen. Ihre durch die 
Weltschiffahrtskrise ohnehin schon ungünstige Er- 
tragslage wird auf diese Weise noch weiter verschlech- 
tert. Die Reedereien haben daher zum Ausgleich der 
Valutaspannungen jährliche Unterstützungen von ca. 
50 Mill. RM. vom Staat bezogen. Ausserdem erfolgt 
neuerdings noch eine Extra-Subventionierung des in 
eine besondere Betriebsgemeinschaft eingebrachten 
Nordamerikadienstes von Hapag und Lloyd. Er ist 
durch die Indienststellung der französischen («Nor- 
mandies) und englischen («Queen Mary») Riesen- 
dampfer in höchstem Grade unrentabel geworden. 

Dass auch der zivile Luftverkehr mit allen staatlichen 
Mitteln gefördert werde Ausbau des Luftstrecken- 
netzes, Subvention für den Zeppelinbau, Anlage zahl- 
reicher Flugplätze, Schaffung von schwimmenden 
Flugstützpunkten — versteht sich aus wehrwirtschaft- 
lichen Gründen von selbst. Die Tatsache, dass die halb- 
staatliche «Deutsche Lufthansa» ein Monopol auf dem 
Gebiete des Luftverkehrs hat, erleichterte diese Vor- 
haben ausserordentlich. 


LENKUNG DER ENERGIEWIRTSCHAFT 


«Wir brauchen die Wehrhaftmachung der deutschen 
Energieversorgung>, erklärte Dr. Schacht im Septem- 
ber 1935 auf einer Tagung der Elektrowirtschaft. Wird 
nämlich im Kriegsfalle ein einzelnes Unternehmen 
der Energiewirtschaft mattgesetzt, so bietet nur die 
weitgehende Verbindung und die Verkoppelung der 
Energieerzeugungsstätten und der Verteilungsnetze un- 
tereinander, die sogenannte «Verbundwirtschaft>, die 
Möglichkeit, grosse Gebiete vor der wirtschaflichen 
Lahmlegung zu bewahren. Mit einer Geschwindigkeit 
von 300.000 km. pro Sekunde kann die Energie aus 
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dem anderen Teil des Reiches herbeigeführt werden 
und den Ausfall decken. 

Diese Verbundwirtschaft ermöglicht manchmal eine 
Verbilligung der Energieversorgung für Industrie, Ge- 
werbe und Landwirtschaft. Sie kann so zu einer Ent- 
lastung des Kostengefüges in der Wirtschaft führen. 
Gerade in Deutschland war wohl in dieser Hinsicht 
nicht alles zum Besten bestellt. Der Ehrgeiz einzelner 
Kommunen durch die Errichtung selbstständiger Ener- 
giewerke Einfluss und Prestigegewinn oder willkom- 
mene Einnahmequellen zu schaffen, hat die Tarifge- 
staltung oft ungünstig beeinflusst. Ebenso haben die 
Konzerne dort, wo sie ein tatsächliches Monopol sich 
verschafften, nicht immer nach möglichst billiger Ener- 
gieversorgung der -Konsumenten gestrebt. 

Man kann es daher verstehen, wenn das Dritte Reich, 
dem solche Zustände seiner ganzen Einstellung nach 
ein Greuel sein müssen, die Lenkung der Energiewirt- 
schaft in die Hand genommen hat. Sie setzt eine staat- 
liche Marktordnung voraus. Der freie Wettbewerb muss 
ausgeschaltet, der Bau von grossen Überlandleitungen 
und neuen Kraftzentralen in ein System gebracht wer- 
den. Alle bisherigen Hemmungen der Bauvorhaben 
durch Einspruchsrechte der Länder und Kommunen 
sind zu beseitigen. Die vorhandenen, sehr ausgeprägten 
Interessengegensätze zwischen kommunalen und pri- 
vaten Elektrizitätserzeugungen müssen in Richtung 
auf das grosse Ganze überbrückt werden. Nur so lässt 
sich die «Wehrhaftmachung» der Energieversorgung 
erreichen, Das Energiewirtschaftsgesetz vom Dezember 
1935 schafft diese Voraussetzungen. Seine Aufgabe wird 
in der Praeambel, die wir nachstehend wörtlich wie- 
dergeben, deutlich umrissen: 

«Um die Energiewirtschaft als wichtige Grund- 

lage des wirtschaftlichen und sozialen Lebens im 

Zusammenwirken aller beteiligten Kräfte der Wirt- 
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schaft und der öffentlichen Gebietskörperschaften 
einheitlich zu führen und im Interesse des Gemein- 
wolıls die Energiearten wirtschaftlich einzusetzen, 
den notwendigen öffentlichen Einfluss in allen An- 
gelegenheiten der Energieversorgung zu sichern, 
volkswirtschaftlich schädliche Auswirkungen ‚des 

Wettbewerbs zu verhindern, einen zweckmässigen 

Ausgleich durch Verbundwirtschaft zu fördern und 

durch all dies die Energieversorgung so sicher und 

billig wie möglich zu gestalten, hat die Reichsregie- 
rung das folgende Gesetz beschlossen ...» 

Die gesamte Energiewirtschaft ist der einheitlichen 
Aufsicht des Reichswirtschaftsministers unterstellt. 
Der Minister hat die Möglichkeit, Neubauten ebenso 
zu verhindern, wie Stillegungen. Er vermag es den Be- 
trieb eines Unternehmens zu verbieten, die Versorgung 
einem anderen Unternehmen zu übertragen und zu des- 
sen Gunsten ein Enteingungsverfahren einleiten zu las- 
sen. Schliesslich kann er auch die Bedingungen und 
Preise des Versorgungsunternehmens reglementieren. 
Zur Sicherstellung der Landesverteidigung können An- 
ordnungen über Erhaltung vorhandener und Errich- 
tung zusätzlicher Energieanlagen erlassen werden, So- 
gar die Errichtung und Erweiterung von Eigenanlagen 
für den Selbstverbrauch wird besonderen Auflagen un- 
terworfen. 

Auf der Elektrotagung im September 1935 wurde die 
Einstellung des Dritten Reichs treffend folgender- 
massen formuliert: 

«Nicht das ist im nationalsozialistischen Staat von 
grundsätzlichem Interesse, ob die Energieversorgung 
von privater oder öffentlicher Hand befriedigt wird, 
sondern die Unterordnung jeglicher Erzeugung unter 
das Interesse des Gesamtwohls von Volk und Staat, 
ganz einerlei, ob die Wirtschaftsführer Verwalter und 
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Betriebsführer privaten oder öffentlichen Vermögens 
sind.» 


DIE LENKUNG DES KAPITALMARKTES 


«Der nationalsozialistische Staat hat grössere und 
umfangreichere Aufgaben dem Volk gegenüber zu er- 
füllen, als das frühere liberalistisch-marxistische Re- 
gime. Deutscher Sozialismus bedeutet, dass die Ent- 
wicklung des nationalwirtschaftlichen Lebens nicht 
sich selbst überlassen bleibt, sondern dass der Staat 
als Ausdruck des Volkes sich um die Durchführung 
der wirtschaftlichen Aufgaben kümmert, zum Teil sie 
auch selbst übernimmt. Der neue Staat braucht des- 
halb in weit stärkerem Umfange als der verflossene 
einsatzfähige Geldmittel. In einem blühenden wirt- 
schaftlichen Organismus, wie ihn der Nationalsozialis- 
mus erstrebt und planmässig anbahnt, werden die not- 
wendigen Beträge ohne Störung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts im wesentlichen durch Steuern aufge- 
bracht werden können. Solange aber infolge der Nach- 
wirkungen von Krieg, Inflation und Misswirtschaft ein 
solcher Zustand nicht erreicht ist, müssen dem Staat 
Anleihemöglichkeiten zur Durchführung seiner Auf- 
gaben zur Verfügung stehen. Das ist aber nur der Fall, 
wenn ihm die Ersparnisse der Bevölkerung über den 
Kapitalmarkt zugeführt und anvertraut werden. Die 
Herstellung eines den Aufgaben des nationalsozialisti- 
schen Staates entsprechenden Geld- und Kapital- 
marktes muss somit das Kernstück einer jeden Neu- 
ordnung sein. Erst wenn für das Kreditwesen und die 
öffentlichen Finanzgebarung der feste Boden eines in- 
takten Geld- und Kapitalmarktes geschaffen ist, sind 
auch die Voraussetzungen für ein organisches und ge- 
sundes Leben der gesamten deutschen Wirtschaft gege- 
ben. Auf diesen leitenden Gesichtspunkten sind daher 
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alle gesetzgeberischen Massnahmen einzustellen und 
keines der beteiligten Organe und Institute darf ausser- 
halb einer solchen Regelung bleiben.» 

«Um die Erreichung des aufgezeigten Zieles sicherzu- 
stellen, kann man den Dingen nicht wie in der libera- 
listischen Epoche, freien Lauf lassen, sondern es ist 
eine umfassende und die erforderlichen Handhaben 
bietende gesetzliche Überwachung des Kreditwesens 
notwendig. Nur eine einheitliche staatliche Beaufsich- 
tigung aller Träger der Geld- und Kreditwirtschaft 
kann den Gesundungs- und Normalisierungsprozess im 
Kreditwesen beschleunigen und diejenigen Voraus- 
setzungen auf dem Kapitalmarkt schaffen, welche 
die Staatsleitung zur Durchführung ihrer Aufgaben 
braucht.» 

Nach diesen programmatischen Ausführungen, die 
dem Schlussbericht der vom Dritten Reich eingesetzten 
Untersuchungsausschüsse für das Bankwesen entnom- 
men sind, wurde gehandelt. Der gesamte Geld- und 
Kapitalmarkt ist nach diesem Schema manipuliert 
worden, mit einem Geschick, das manchmal in Erstau- 
nen setzt. 


STAATLICHE LENKUNG DES BANK- UND 
KREDITWESENS 


Die Bankenkrise des Jahres 1931, die zu einer schwe- 
ren Erschütterung des deutschen Bankenapparates 
und der Kreditmärkte geführt hatte, — damals hat das 
Reich 3 Grossbanken und eine Reihe von mittleren 
Aktien- und Genossenschaftsbanken durch Aufwen- 
dungen von über 1,1 Milliarde RM stützen müssen, — 
war weder materiell, noch psychologisch überwunden. 
Dazu waren auch die Krisenwirkungen der nachfol- 
genden Deflation zu umfangreich. Das Dritte Reich ver- 
suchte den Bankenapparat und die Kreditmärkte 
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durch eine planmässige staatliche Steuerung leistungs- 
fähiger zu machen, und das Vertrauen des Publikums 
in die Banken zu festigen. Diesen Zwecken dient «Das 
Reichsgesetz über das Kreditwesen von Dezember 
1934». Es sucht in der modernen Kreditwirtschaft sei- 
nesgleichen. 

Alle Kreditinstitute sind der Aufsicht eines staatli- 
chen Aufsichtsamtes und einem diesem beigeordneten 
Bankkommissar unterstellt. 

Das Aufsichtsamt unter Leitung des Notenbankprä- 
sidenten hat eine Generalvollmacht zur Aufstellung 
von Grundsätzen über die Geschäftsführung der Kre- 
ditinstitute. Insbesondere hat es Vorschriften zu erlas- 
sen über das Verhältnis zwischen Eigenkapital und 
nicht liquiden Anlagen. Es setzt den Prozentsatz der 
primären und sekundären Liquiditätsreserven fest. Es 
bestimmt den zulässigen Umfang des eigenen Wert- 
papierbesitzes der Institute. Die Art der Anlage von 
Sparanlagen wird von ihm dekretiert. Es reguliert den 
unbaren Zahlungsverkehr. Die Fortführung des Ge- 
schäftsbetriebes kann von ihm zwecks Ausschal- 
tung unwirtschaftlicher Konkurrenz untersagt werden. 
Schliesslich sorgt es für die Nachprüfung der Ab- 
schlüsse aller Kreditinstitute durch unabhängige 
Stellen. 

Diese Reglementierung erfolgt durchaus elastisch. 
Die Normativ-Bestimmungen lassen Ausnahmeregelun- 
gen sowohl für einzelne Gruppen von Kreditinstituten, 
als auch für individuelle Fälle zu. 

Der Reichskommissar für das Bankwesen überwacht 
laufend die Durchführung der Anordnungen des Auf- 
sichtsamts bei den einzelnen Kreditinstituten. Ihm sind 
weitgehende Befugnisse eingeräumt. Einesteils müssen 
ihm die Institute alle Auskünfte und Unterlagen über 
Geschäftsvorgänge auf Wunsch zur Verfügung stellen 
und Prüfungen erlauben, andererseits sind sie ver- 
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pflichtet, wichtige Vorgänge in ihrem Geschäftsbetrieb 
— Kapitalveränderungen, Rationalisierungsmassnah- 
men, Fusionsabsichten, Direktionswechsel ete. — von 
sich aus zu melden. Der Kommissar übt auch die 
Funktion einer «Evidenzzentrale» für die Grosskredite 
über 1 Mill. RM. aus. Sie werden bei ihm registriert. 
Er hat das Recht, die Kreditgeber über die Gesamtver- 
schuldung des Debitors bei den verschiedenen Banken 
zu unterrichten, 

Ziel dieser staatlichen Ordnung des Bank- und Kre- 
ditwesens ist, um mit Dr. Schacht zu sprechen, die 
Zusammenfassung aller bank- und kreditpolitischen 
Kräfte, sparsames Haushalten mit den vorhandenen 
und anfallenden Geldern, Vermeidung unsicherer Ge- 
schäfte, Herabdrückung der Unkosten, zweckmässige 
Arbeitsteilung des Bankapparats, Vermeidung von un- 
geregelter und unlauterer Konkurrenz, Sicherung des 
kleineren und mittleren Kreditbedarfs, angemessene 
regionale Verteilung der Kredite und Sicherstellung 
einer angemessenen Barliquidität im Interesse der Spa- 
rer und Geldgeber. 


STEUERUNG DES KAPITALMARKTES 


Anlagewilliges Kapital zur langfristigen Staatsfinan- 
zierung stand kaum zur Verfügung. Die an sich vor- 
handenen Gelder wurden von ihren Besitzern nur auf 
Widerruf, d. h. kurzfristig ausgeliehen. Eine lang- 
fristige Festlegung wurde nicht gewagt. Dazu schienen 
die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu 
unsicher. Dazu waren auch die früheren Enttäuschun- 
gen mit langfristigen Anlagen (Zwangskonversion un- 
ter Reichskanzler Brüning 1931) noch zu frisch im 
Gedächtnis. Die Finanzierung der neuen umfangrei- 
chen Staatsausgaben (Rüstung) mit langfristigen An- 
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leihen — an sich das Gegebene — war also fürs erste 
undenkbar. Das Dritte Reich war gezwungen, sich 
andere künstliche Quellen zu erschliessen. Es fand sie 
in der Ausschreibung von Wechseln, die seitens der 
Notenbank diskontiert wurden. 

Diese Riesenanleihe des Staates bei der Zentralbank 
kann nur als Zwischenlösung angesehen werden. Sie 
engt die Bewegungsfreiheit des Instituts in einer Weise 
ein, die auf die Dauer nicht tragbar ist. Eine Ablösung 
dieser Reichsschulden bei der Notenbank ist nur durch 
Aufnahme langfristiger Anleihen des Reiches durch- 
führbar. Die Erschliessung weiterer billiger Anleihe- 
möglichkeiten zwecks Fortführung der Aufrüstung ist 
ausserdem notwendig, sofern Deutschland nicht in den 
Strudel einer Inflation gerissen werden soll. Eine Lö- 
sung dieser Aufgaben setzt die Schaffung eines lei- 
stungsfähigen Kapitalmarktes voraus. Darauf waren 
die Bemühungen der staatlichen Kapitalmarktspolitik 
zu konzentrieren. 

Der Weg war vorgezeichnet. Das erschütterte Ver- 
trauen des Publikums in die langfristige Kapitalanlage 
musste wieder hergestellt und die Rendite der lang- 
fristigen Obligationen stark herabgedrückt werden. 
Mit Hilfe einer kursmässigen Aufwertung der tiefge- 
sunkenen Rentenwerte glaubt man dies schnell errei- 
chen zu können. Daher wurde im Frühjahr 1933 eine 
Hausse am Rentenmarkt insceniert. Die Dollarabwer- 
tung, Gerüchte über angeblich geplante Zwangsein- 
griffe der Regierung in den Rentenmarkt und unvor- 
hergesehene Auswirkungen des Judenboykotts (Ver- 
käufe der jüdischen Auswanderer) machte ihr ein 
jähes Ende. 

Im Sturmlauf war also das Kapitalmarktproblem 
nicht zu lösen. Es bedurfte planvoller, intensiver Ar- 
beit. Sie ist von dem Reichsbankpräsidenten des Drit- 
ten Reiches, Dr. Schacht, geleistet worden. 
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Zunächst wurden zwei grosse, unter dem Einfluss 
der Krise festgefrorene Schuldenblöcke im Umfang 
von mehreren Milliarden RM — die Agrar- und Kom- 
munalschulden — zwangsweise aufgetaut. Das Dritte 
Reich griff in die Gläubiger-Schuldnerbeziehungen ein 
und passte die Zinslasten, zum Teil auch die 
Rückzahlungsbedingungen, der Leistungsfähigkeit der 
Schuldner an, um in Zukunft die Erfüllung dieser Ver- 
bindlichkeiten sicherzustellen. 

Die Zinsen für langfristige Schulden der Landwirt- 
schaft wurden durch Gesetz im Sommer 1933 auf 4% % 
p. a. gesenkt. Das bedeutete eine Entlaslung der Land- 
wirte um 200 Mill. RM jährlich. 

Die notleidenden Schulden der deutschen Städte und 
(iemeinden im Umfang von fast 2 Milliarden RM, meist 
hochverzinslich und mehr oder minder kurzfristig, 
wurden im Herbst 1933 zwangskonvertiert und 
zwangskonsolidiert. Den Gläubigern bot das Reich Um- 
schuldung ihrer Forderungen in langfristige, neuge- 
schaffene Schuldverschreibungen, die sogenannte «Ge- 
meindeumschuldungsanleihe» an. Sie ist von der Ge- 
samtheit der an der Umschuldung interessierten Kom- 
munen verbürgt und ausserdem mit einer Reichsgaran- 
tie ausgestattet. Allerdings trägt sie nur relativ niedrige 
Zinzen — 4% — ist aber jederzeit bei der Reichsbank 
beleihbar und über die Börsen verkäuflich. Diese Vor- 
teile kompensierten in den Augen der meisten Gläubi- 
ger die Nachteile der langfristigen Festlegung und der 
Zinsreduktionen, zumal die nicht umgeschuldeten For- 
derungen kapital- und zinsmässig auf 5 Jahre gestun- 
det werden mussten. Tatsächlich konnten fast 2 Mil- 
liarden Gemeindeumschuldungsanleihen untergebracht 
werden. 

Nach dieser Auftauung, die nach Lage der Dinge, 
das Publikum kaum verstimmt hatte, ging der Staat 
daran, den Kapitalmarkt leistungsfähiger zu machen. 
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Das Angebot an Ware wurde planmässig eingeschränkt 
und die Nachfrage ebenso planmässig gesteigert. 

Dem ersten Ziel diente das Verbot, neue Anleihen 
und Aktien der privaten Wirtschaft auszugeben. Es 
konnte strikt durchgeführt werden. Die Betriebe hat- 
ten, anders als sonst im Konjunkturaufschwung, kei- 
nen Kapitalbedarf, wurden doch die ihnen vom Staat 
übertragenen Aufträge durch Hingabe von «Reichs- 
schuldscheinen» gleich mit finanziert. 

Zwecks Steigerung der Nachfrage sind eine ganze 
Reihe von Massnahmen getroffen worden. Ihre aktuelle 
Bedeutung lag auf psychologischem Gebiet, wenn auch 
die späteren materiellen Auswirkungen — Evrleichte- 
rung der langfristigen Staatsfinanzierung — nicht ge- 
ring geschätzt werden dürfen. 

Im Herbst 1933 trat auf Initiative Dr. Schachts ein 
neuer potenter Käufer am Rentenmarkt auf: Die Reichs- 
bank. Ihr wurde durch Änderung des Notengesetzes 
erlaubt, erstklassige Obligationen als Notendeckung zu 
benutzen und gleichzeitig das Recht eingeräumt, solche 
Wertpapiere anzukaufen und gegebenenfalls auch ab- 
zugeben. Obwohl von dieser sogenannten «offenen 
Marktpolitik» nur verhältnismässig wenig Gebrauch 
gemacht wurde, gab diese Institution als solche dem 
Markt eine starke psychologische Stütze. Er glaubte, 
auf die bisher vermisste Interventionsbereitschaft des 
Staates in Notfällen und damit auf eine gewisse Stabi- 
lität des Renten-Kursniveaus rechnen zu können. 

Weiter schuf das «Anleihestockgesetz» vom Früh- 
jahr, resp. Winter 1934 neue Käuferschichten am Ren- 
tenmarkt. Dieses Gesetz verbietet den Aktiengesell- 
schaften und G. m. b. H.'s den Teil ihrer Dividenden, 
der 6% übersteigt, an die Aktionäre auszuschütten. Er 
ist an einen Fonds, den sogenannten «Anleihestock » 
abzuführen, der in Anleihen des Reichs angelegt wird. 
Ob und wann die Aktionäre diese Kapitalien zurück- 
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erhalten, ist gänzlich offengelassen. Man schätzt die 
auf Grund dieses Gesetzes jährlich investierenden Be- 
träge auf 35—40 Mill. RM. Sie geben dem Rentenmarkt 
also eine mehr moralische als materielle Stütze. 

Ähnlich steht es auch mit der Bestimmung des Bank- 
gesetzes von Ende 1934, wonach die Kreditinstitute als 
Liquiditätsreserven auch lombardfähige Wertpapiere 
— öffentliche Anleihen — halten müssen. 

Wichtiger ist die Mobilisierung von Sparkassenein- 
lagen zugunsten des Kapitalmarktes. Sie sind zwar 
nicht formell, aber doch materiell zum grössten Teil 
langfristig. Daher hat das Dritte Reich angeordnet, 
dass die Sparkassen in der Hauptsache erstklassige 
lombardfähige Anleihen, insbesondere Reichsanleihen 
als Liquiditätsreserven halten müssen. Man ging also 
den umgekehrten Weg, der nach den Krisenerfahrun- 
gen des Jahres 1931 eingeschlagen wurde. Damals hatte 
die übermässige Festlegung von Sparkassengeldern in 
langfristiger Form zu Liquiditätsschwierigkeiten bei 
massierten Abhebungen der Sparer geführt. Begründet 
wird dieser Kurswechsel mit der angeblich veränder- 
ten Liquidität der Reichsanleihen. Infolge der Einfüh- 
rung der offenen Marktpolitik der Reichsbank sei eine 
jederzeitige Veräusserung dieser Anlage sichergestellt. 
Diese Bestimmung erlangte, wie später noch ausgeführt 
wird, für die langfristige Staatsfinanzierung grosse 
Bedeutung. 

Die geschickte staatliche Lenkung des Kapital- 
marktes blieb nicht ohne Erfolg, zumal sie durch die 
steuerliche Vorzugsbehandlung des Zinseinkommens 
aus Rentenanlagen und planmässige Kurspflege der 
Emittenten an der Börse unterstützt wurden. Das In- 
teresse der Kapitalbesitzer an festverzinslichen Anla- 
gen wurde wieder wachgerufen, vor allem da Reichs- 
bank und Reichsregierung immer wieder versicherten, 
keine zwangsmässigen Eingriffe am Kapitalmarkt vor- 
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nehmen zu wollen. Die Börsenkurse der Rentenwerte 
stiegen. Die meisten 6% -igen Werte hatten Ende 1934 
den Paristand erreicht. Der Kapitalmarkt war reif für 
die vom Staat lang ersehnte Herabsetzung des nominel- 
len Zinsfusses der Renten. Erst nach Erreichung dieses 
Zieles schien die Bahn frei für die Auflegung «billiger» 
Anleihen des Reiches. 

Es gab zwei Wege, um zu einer Zinsreduktion der 
Renten zu gelangen: die freiwillige oder die Zwangs- 
konversion. Eine freiwillige Konversion liess befürch- 
ten, dass von den Gläubigern erhebliche Barauszah- 
lungen verlangt würden, um andere, rentablere Anla- 
gen, z. B. am Aktienmarkt, zu erwerben. Die Finanz- 
kraft der Schuldner wäre einer solchen Beanspruchung 
indes garnicht gewachsen. Also entschloss sich das 
Dritte Reich — entgegen allen früheren Zusagen — zu 
einer Zwangskonversion. Sie erfolgte in der Form viel 
geschickter als die Brüningsche Zwangsherabsetzung 
der Zinsen im Jahre 1931. Die Form der Freiwilligkeit 
blieb äusserlich gewahrt. Ende Januar 1935 wurden 
allgemeine Umtauschangebote für alle 6% -igen Obliga- 
tionen der Hypothekenbanken, Ende Februar 1935 für 
solche der Länder und Gemeinden erlassen. Der Zins- 
fuss wurde von 6% auf 4%% herabgesetzt unter Ge- 
währung einer einmaligen Konversionsprämie von 
2%%. So einfach wie die Annahme dieser Offerte, — 
Schweigen der Gläubiger galt als Zustimmung — so 
kompliziert war die Ablehnung. Sie musste ausdrück- 
lich schriftlich erklärt, die Obligationen hinterlegt wer- 
den. Die vertragsmässigen Zinsen von 6% gelten in die- 
sem Fall als gestundet. Eine börsenmässige Verwer- 
tung der nicht konzentrierten Stücke wurde durch Ein- 
stellung der Börsennotiz unmöglich gemacht. 

Die geschickte Konstruktion der Konversion, zusam- 
men mit dem moralischen Druck, unter den die Be- 
sitzer von Anleihen und Pfandbriefen gesetzt wurden, 
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bewirkten einen vollen Erfolg dieser Massnahme. Es 
konnten rund 8 Milliarden RM Pfandbriefe und Kom- 
munalobligationen und rund 2 Milliarden RM öffent- 
licher Anleihen umgeschuldet werden. Ja, es gelang 
sogar durch planvolle Kurspflege der Obligationen das 
Kursniveau nach der Konversion ungefähr zu behaup- 
ten. Der Weg war frei für die öffentliche Auflegung 
«billiger» Reichsanleihen. Sie erfolgte allerdings erst im 
Herbst 1935 und am Jahresanfang, sowie im Sommer 
1936 im Ausmass von jeweils 500 Millionen RM. Es ge- 
lang freilich nur beim ersten Mal, den vollen Betrag 
beim Publikum schon während der offiziellen Zeich- 
nungsfrist abzusetzen. 

Wohl konnte das Dritte Reich durch Manipulierung 
des Kapitalmarktes den Zinsfuss für langfristige An- 
leihen nach unten drücken, wohl konnte es auch für 
Achtungserfolge relativ bescheidener Reichsanleihen 
sorgen, — aber den Anlagewillen des Kapitalmarktes 
zugunsten einer freiwilligen Zeichnung wirklich gros- 
ser Beträge von Reichsemissionen zu manipulieren, ist 
bisher nicht gelungen. 

Dieses Problem harrt noch der Lösung. Sie dürfte 
nach dem Motto erfolgen: «Und bist Du nicht willig, so 
brauch ich Gewalt». 


REGULIERUNG DER AGRARWIRTSCHAFT 


Im Rahmen der staatlichen Steuerung der Wirt- 
schaft spielen die Massnahmen zur Lenkung der Agrar- 
wirtschaft eine ganz besondere Rolle. Nirgends ist der 
planwirtschaftliche Gedanke stärker verwirklicht. Nir- 
gends ist der Einfluss des Staates auf die Gestaltung 
des wirtschaftlichen Geschehens grösser als hier. Öko- 
nomische, militärische und politische Gründe haben 
dies bewirkt. 
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Wirtschaftlich war die Lage der deutschen Land- 
wirte bei Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft 
katastrophal. Infolge finanzieller Schwierigkeiten, ver- 
ursacht durch übermässige Verschuldung und schlechte 
Preise, stand eine Produktionseinschränkung zu be- 
fürchten. Sie hätte zu steigender Einfuhr aus dem Aus- 
land genötigt. Das musste wegen der Devisenknappheit 
verhütet werden. Vor allem sprachen auch wehrwirt- 
schaftliche Erwägungen für einen Ausbau der deut- 
schen Agrarproduktion. Die Wehrfreiheit bedingt nachı 
deutscher Auffassung die Nährfreiheit, d. h. die Selbst- 
versorgung aus eigener Scholle. Schliesslich erforder- 
ten auch politische Erwägungen eine Stützung der 
Landwirtschaft. Eine der wichtigsten Programm- 
punkte der N. S. D. A. P ist die Erhaltung des Bauern- 
tums zwecks Erhaltung der Rasse. 

«Der Landstand soll der Eckstein des Staatsaufbaus 
sein, weil er der Lebensmotor und die Bluterneue- 
rungsquelle des ganzen Volkes ist.» * 

Zur Verwirklichung solcher verschiedenartiger Ziele 
konnte eine staatliche Lenkung des Agrarmarktes nicht 
genügen; nicht nur, weil der angestrebte hohe Preis- 
stand zum Teil nur im Widerspruch zu den tatsächli- 
chen Marktverhältnissen durchzusetzen war, sondern 
weil dieser Preisstand langfristig stabilisiert werden 
sollte, um den Bauern eine sichere Kalkulationsgrund- 
lage für den Produktionsausbau auf lange Sicht zu ge- 
ben. Dazu war die Ersetzung der Marktwirtschaft durch 
eine staatliche Planwirtschaft nötig. Das Dritte Reich 
hat sie nach dem schon 1908 aufgestellten Lehren eines 
bis dahin wenig bekannten deutschen Nationalökono- 
men Ruhland nach und nach entwickelt. Sie im einzel- 
nen darzustellen, würde ein ganzes Buch erfordern. Hier 
können nur die Grundgedanken skizziert werden. 


*R. Walter Darr& nationalsozialistischer Landwirtschafts- 
minister, 
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Der Übergang von der Marktwirtschaft zur Plan- 
wirtschaft vollzog sich etappenweise unter dem Ein- 
fluss der jeweiligen Versorgungslage. Zunächst wurde 
im Herbst 1933 der gesamte landwirtschaftliche Sektor 
zwangsweise kartelliert. Dieses öffentlich-rechtliche 
Agrarsyndikat, genannt «Reichsnährstand», ist Trä- 
gerin der Planwirtschaft, allerdings unter Kontrolle 
der zentralen staatlichen Behörde, des Reichsernäh- 
rungsministeriums. 

Man begnügte sich angesichts der Rekordernte 1933 
mit der Festsetzung von beträchtlich erhöhten Erzeu- 
germindestpreisen für Brotgetreide. Sie wurden für das 
ganze Erntejahr im voraus festgesetzt und zeitlich und 
gebietsweise gestaffelt. Zur Sicherung der Mindest- 
preise wurde die Nachfrage durch Zwangseinlagerung 
der Mühlen künstlich gesteigert. 

Im Jahre 1934/35 ging man unter dem Druck eines 
schlechten Ernteausfalls zu einer absoluten planwirt- 
schaftlichen Gesamtregelung über. Die Mehrzahl der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse wurde entweder 
durch Bildung von sogenannten Marktverbänden vom 
Erzeuger bis zum letzten Detaillisten oder durch Ein- 
setzung von Kommissaren, sogenannten «Marktbeauf- 
tragten» planwirtschaftlich manipuliert. Die Markt- 
verbände erhielten das Recht, absolute Festpreise auf- 
zustellen, das Angebot zu regulieren und die Handels- 
und Bearbeitungsspannen vom Erzeuger bis zum 
Verarbeiter und Verteiler zu regeln. Diese beson- 
dere wirksame Form der planwirtschaftlichen Markt- 
regelung durch Marktverbände, in der die Börsen, resp. 
der Grosshandel nur noch die Aufgabe haben, den 
mengenmässigen, nicht den preismässigen Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage herzustellen, wurden an- 
gewandt für Brot- und Futtergetreide, für Milch, But- 
ter und Käse, Vieh und Fleisch, Eier, Obst und Gemüse, 
Konserven, Mischfutter und Kartoffelflocken. Das 
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elastischere System der Marktbeauftragten finden wir 
bei Saatgut, Hülsenfrüchten, Zuckerrüben, Kartoffeln, 
Gartenbauerzeugnissen, Wein, Hopfen und inländi- 
scher Schafwolle. 

Ergänzt wird dieses kunstvolle Schema durch eine 
staatliche Steuerung der landwirtschaftlichen Einfuhr 
nach Menge, Zeiten und Herkunft, mittels sogenannter 
«Reichsstellen». Sie haben auch die Aufgabe, eine na- 
tionale Agrarreserve für den Kriegsfall anzulegen. 

Im Jahre 1935/36 wurde die agrarische Planwirt- 
schaft unter grundsätzlicher Beibehaltung der Organi- 
sation in ihrer Zielsetzung teilweise umgestaltet. Es 
stand nicht mehr die Erzielung und Sicherung hoher 
Preise für eine verhältnismässig hohe Produktion zur 
Debatte. Infolge des abermaligen schlechten Ernteaus- 
falls und der durch den vorjährigen Futtermittelaus- 
fall verringerten heimischen Fetterzeugung galt es 
die ausreichende Versorgung der Verbraucher zu nicht 
überteuerten Preisen zu sichern. Der Grad der einge- 
führten Preisbindungen war verschieden. Es überwo- 
gen die Festpreise. Sie galten für Brot- und Futter- 
getreide, Mehl, Kleie, Butter, Eier, Kartoffeln, Wolle, 
sowie Vieh und Fleisch auf den Grossmärkten. Eine 
freie Preisbildung existierte nur für einige Erzeugnisse, 
bei denen die Industrie als Käufer auftritt, also Brau- 
gerste, Industriehafer, Tabak ete. Die einzelnen Sparten 
der Agrarwirtschaft, besonders der Vieh- und Fett- 
markt, wurden noch straffer reguliert. Auf manchen 
Gebieten wurde ein Ablieferungszwang geschaffen (z. B. 
Getreide), oder die Nachfrage kontingentiert (Vieh), 
und die Überschreitung von Höchstpreisen unter Strafe 
gestellt. Manches erinnert schon stark an Zwangswirt- 
schaft, wenn auch die Verteilung der knappen Waren 
an die Konsumenten aus psychologischen Gründen 
nicht behördlich geregelt wurde. Durch zusätzliche 
Einfuhren aus dem Ausland gelang es, die zeitweilig 


92 Regulierung der Agrarwirtschaft 


aufgetrelenen erheblichen Versorgungsspannen am 
Fett- und Fleischmarkt zu mildern. 

Im Landwirtschaftsjahr 1936/37 sind die bisherigen 
Methoden der planwirtschaftlichen Lenkung des agra- 
rischen Sektors noch verfeinert worden. Dazu zwang 
der abermalige schlechte Ernteausfall. Bei allen wich- 
tigen Agrarerzeugnissen wird eine Ablieferungspflicht 
angestrebt. Ähnlich wie bereits im Vorjahre jeder ein- 
zelne Bauernhof ein bestimmtes Kontingent Getreide, 
Milch u. s. w. erhielt, das er anliefern musste, so soll 
dieses System auch für die übrigen wichtigsten Er- 
zeugnisse des Landbaues im Laufe des Landwirt- 
schaftsjahres 1936/37 verwirklicht werden. 

Die Planwirtschaft des Dritten Reiches im agrari- 
schen Sektor erschöpft sich aber nicht in der Markt- 
regulierung. Sie wird ergänzt durch eine Produktions- 
lenkung. In ihr spielen wehrwirtschaftliche Gesichts- 
punkte die entscheidende Rolle. 

Das grosse Ziel ist die ausreichende Nahrungsmittel- 
versorgung der Nation durch die heimische Landwirt- 
schaft, also die Wiedergewinnung der «Nahrungsmit- 
telfreiheit», die vor ca. 80 Jahren durch wirtschafts- 
politische Massnahmen und durch fortschreitende In- 
dustrialisierung verloren gegangen war. Der Weltkrieg 
hat die militärische Bedeutung einer Selbstversorgung 
für Deutschland im Ernstfall demonstriert. Das Dritte 
Reich musste seiner ganzen Einstellung nach diesem 
Problem vollste Aufmerksamkeit zuwenden. Neben 
den wehrwirtschaftlichen Erwägungen waren auch 
Rücksichten auf die Devisenbilanz entscheidend. Von 
dem gesamten Einfuhrvolumen des Jahres 1933 in der 
Höhe von 4.2 Milliarden RM entfiel rund '/ auf die 
Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

Die Hauptlücken der deutschen Versorgung liegen 
auf dem Gebiet der pflanzlichen und tierischen Fette, 
der Eiweissgewinnung zu Futterzwecken und der Ver- 
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sorgung mit tierischen und pflanzlichen Spinnfasern. 
90% der pflanzlichen Fette und ca. 20% der tierischen 
Fette, 90% des Wollbedarfs, 85% des Flachs- und 
99% des Hanfverbrauchs müssen aus dem Ausland ge- 
deckt werden. Diese Verhältnisse von Grund auf zu 
ändern, ist Aufgabe der Produktionslenkung in der 
Agrarwirtschaft des Dritten Reiches. 

Das Agrarsyndikat, der Reichsnährstand, rief zur 
«Erzeugungsschlacht»> auf. Sie soll die Ertragssteige- 
rung als Voraussetzung für die Ausdehnung einzelner 
Kulturen bringen. Das zeigen schon die 10 Programm- 
punkte: Intensivierung der Bodennutzung, verbesserte 
und verstärkte Düngung, besseres Saatgut, vielseitige 
Wirtschaftsweise, richtige Auswahl der Früchte, mehr 
wirtschaftseigenes Futter, Meliorationen, richtige Aus- 
wahl von Nutztieren, mehr Leistungstiere, mehr Schafe. 

Diese «Aufrüstung der Ernährungsbasis> wird mit 
den verschiedenartigsten Mitteln betrieben. Teilweise 
wurde der Preisanreiz in den Dienst der produktions- 
politischen Absichten gestellt. Um den Landwirt zu 
einer Verlagerung vom Weizen zum Gerstenbau im 
Interesse steigender Futtermittelproduktion anzuregen, 
wurde der Gerstenpreis verhältnismässig stark gestei- 
gert und der Weizenpreis dagegen etwas zurück- 
gesetzt. Um die künstliche Düngung als Mittel der Pro- 
duktionssteigerung in grösserem Umfange anzuwen- 
den, wurden die Kali- und Stickstoffpreise reduziert. 
Es wurden ferner «Ausgleichsfonds» geschaffen, um 
die Butter- und Käseproduktion in den standortsmässig 
ungünstig gelegenen Gebieten anzukurbeln. Um die 
Versorgung mit Eiweissfuttermitteln, die einen Angel- 
punkt der Fettfrage bildet, zu erhöhen, wurden dem 
Landwirt die Investitionskosten beim Bau von Futter- 
silos zu '/ bis /, durch Reichszuschüsse ersetzt. Zwecks 
Steigerung der Gewinnung von pflanzlichen Spinn- 
fasern wurden hohe Anbauprämien für Hanf und 


94 Regulierung der Agrarwirtschaft 


Flachs gewährt. Damit die Schafhaltung und infolge- 
dessen die Wollgewinnung zunimmt, wurden Über- 
preise für deutsche Wolle festgesetzt. 

Leistungssteigerung durch Qualitätsverbesserung der 
Agrarproduktion ist ein anderes wesentliches Kampf- 
mittel der «Erzeugungsschlacht». Der einzelne Land- 
wirt muss Pflanzen- und Tierzucht nach ganz bestimm- 
ten Anordungen durchführen. Nur noch eine be- 
schränkte Zahl anerkannter hochwertiger Saaten darf 
zur Pflanzenzucht und zum Vertrieb gelangen. In der 
Viehzucht müssen die von amtswegen zur Fortpflan- 
zung zugelassenen («angekörten») Tiere Verwendung 
finden, Eine Pflichtkontrolle der Milchkühe soll für 
Besserung der Milchleistung und Ausmerzung nicht- 
leistungsfähiger Tiere sorgen. Auf diese Weise hofft 
man das gegenwärtige Einfuhr-Defizit von 2.9 Milliar- 
den Liter Milch = 12% der deutschen Gesamterzeu- 
gung (1934) in nicht zu ferner Zeit decken zu können. 

All diese Massnahmen wurden ergänzt durch eine 
planmässige Propaganda und Aufklärung der Land- 
wirte durch das Agrarsyndikat. Es bemüht sich inten- 
siv um die Hebung der fachlichen Bildung der Bauern. 
In jedem Ort stellt es neuerdings «Fachbauern» zur 
planmässigen Beratung zur Verfügung. 

Wie man sieht, hat das Dritte Reich eine Agrar-Plan- 
wirtschaft aufgerichtet, die die Landwirtschaft aus der 
kapitalistischen Wirtschaftsordnung weitgehend her- 
ausgelöst hat. Es ist eine Arbeit auf sehr lange Sicht, 
die hier geleistet wird, eine Arbeit, deren sichtbare Er- 
folge bisher verhältnismässig gering sind, Der Passiv- 
Saldo des Lebensmittelaussenhandels hat sich von 1933 
auf 1935 nur um 92 Mill. RM. verbessert bei einem Ge- 
samtvolumen von 1350 Mill. RM. Noch immer fehlen 
rund 1 Mill. t Fett und rund 1 Mill. t Eiweiss. Noch 
immer müssen natürliche Faserstoffe überwiegend aus 
dem Ausland bezogen werden. Um diese Versorgungs- 
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lücken zu schliessen, wird es noch grosser Anstrengun- 
gen und grosser Aufwendungen bedürfen. 


STAATLICHE ORDNUNG DES RAUMS 


Die «zunehmende Verknappung des deutschen Rau- 
mes>, die nach Ansicht der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei zugleich ein Beispiel von un- 
rationeller Nutzung und unwirtschaftlichem Leerlauf 
ist und die Notwendigkeit, für zahlreiche Zwecke der 
öffentlichen Hand, z. B. für die Verteidigung und den 
Wehrbedarf, Gelände zur Verfügung zu stellen, machte 
es nach Auffassung des Dritten Reichs notwendig, 
den deutschen Raum einer bestimmten einheitlichen 
Planung zu unterwerfen. Diesen Aufgaben dient die 
neugeschaffene, von Reichsminister Kerrl geleitete 
«Reichsstelle für Raumordnung». Sie wird unterstützt 
durch eine neue «Akademie für Landesforschung und 
Reichsplanung>». Sie soll einen Gesamtplan aufstellen 
für den «Aufbau der Volksgemeinschaft im deutschen 
Raum gemäss den vom Führer aufgestellten Richt- 
linien». Die Verkehrsprobleme werden in der Arbeit der 
neuen Akademie obenan stehen, was angesichts ihrer 
wehrwirtschaftlichen Bedeutung nicht überraschen 
kann. Auf diesem Gebiet ist ja schon durch die Ernen- 
nung eines «Generalinspektors für das deutsche Stras- 
senwesen», der insbesondere den Bau der Autostrassen 
zu überwachen hat, viel Vorarbeit geleistet. Anderer- 
seits sind durch die Massnahmen des Reichsnährstan- 
des bereits die Voraussetzungen für eine weitgehende 
Planung des landwirtschaftlichen Raumes gegeben. 

In das Gebiet der staatlichen Raumordnung fällt auch 
das Streben nach Standortverlagerungen der Industrie. 
Bisher waren für die Anlage von Industrien allein wirt- 
schaftliche Gesichtspunkte, gute Verkehrswege, billige 
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Arbeitskräfte, günstige Lage zum Absatzmarkt, billige 
Kraftversorgung, niedrige Gemeindesteuern und ähnli- 
ches mehr, massgebend. Dagegen hat man bei der Wahl 
des Standortes im allgemeinen nicht darauf geachtet, 
ob die Werke nahe der Grenzen lagen oder nicht, ob sie 
gegen Fliegersicht gut oder schlecht gedeckt sind. Es 
ist das Verdienst des Dritten Reiches, diese Gesichts- 
punkte in den deutschen industriellen Produktionspro- 
zess hineingetragen zu haben. Man strebt eine Dislocie- 
rung kriegswirtschaftlicher Industriezweige von den 
Grenzgebieten nach Mitteldeutschland an. Es ist kein 
Zufall, dass die chemischen Fabriken der I. G. Farben- 
industrie planmässig vom Rheinland nach Mitteldeutsch- 
land verlegt werden, ebenso wie es kein Zufall ist, dass 
Opel-General-Motors eine grosse Zweigfabrik in Bran- 
denburg a. d. Havel errichten und Siemens bestimmte 
Fabrikationszweige von Berlin nach Coburg (Thürin- 
gen) verlegt. Die Belegschaften müssen diese Umsiede- 
lung grösstenteils mitmachen. Besonders beim Aus- 
bau der heimischen Rohstoffbasis wird auf die wehr- 
wirtschaftlich günstigste Standortlage nach Möglich- 
keit Rücksicht genommen. Die neuen Zellwolle-Fabri- 
ken, die Ölerzeugung aus Kohle, die Anlage von Zink- 
hütten domizilieren daher in der Hauptsache in Mittel- 
deutschland. 

Diese staatlich gelenkten Standortverschiebungen 
werden teils mit staatlicher Hilfe, teils mit eigenen Mit- 
teln der Industrie finanziert. 

Über die Ziele der Regierung in dieser Hinsicht er- 
fährt man Näheres aus einem Aufsatz von Ministerial- 
rat Löfken aus dem Reichsluftfahrtministerium.* Er 
schreibt u. a.: 


«Eine grundsätzliche Ordnung und Aufteilung der 


* Technik und Betrieb, XVIII. Jahrgang, No, 29, vom 16 Juni 
1936, 
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industriellen Erzeugung ist... . dringendes Gebot; d. h. 
wichtige Wirtschafts- und Erzeugungsvorgänge dürfen 
nieht mehr nur an einer Stelle durchgeführt werden, 
sondern es muss nach Möglichkeit mengenmässig und 
nach Leistung gesehen eine über den ganzen deutschen 
Raum verteilte gleichmässige Erzeugung erreicht wer- 
den, damit bei Ausfall oder Abschnürung der einen 
oder anderen Erzeugungsstätte nicht die gesamte Er- 
zeugung eines Industriezweiges zum Erliegen kommt 
oder auch nur unerträglich herabgemindert wird.» 


LENKUNG DES VERBRAUCHS 


Eine staatlich gesteuerte Wirtschaft, wie die des Drit- 
ten Reichs, hat dem ihr innewohnenden Drang zur To- 
talität das Bestreben, auch den Konsum zu lenken. 
Allerdings ist dies ungleich schwieriger, als die Steue- 
rung der Erzeugung. Wohl kann der Staat die Produk- 
tionsbedingungen durch Gesetze und Verordnungen 
verändern. Die Konsumgewohnheiten der breiten Masse 
aber lassen sich nicht so schnell umdirigieren. Der Kon- 
sument ist von Haus aus stock-konservativ. Vor allem 
hat er die Möglichkeit, die gefürchtete Waffe des Käu- 
ferstreiks anzuwenden. Und doch erschien es im Inter- 
esse der Durchführung der Staatskonjunktur notwen- 
dig, die Nachfrage des Verbrauchers auf verschiedenen 
Gebieten umzuschalten. Aus Gründen der Devisener- 
sparnis musste das Verlangen nach ausländischen Er- 
zeugnissen verringert, dagegen das Bedürfnis nach 
deutschen Ersatzstoffen gesteigert werden. Beides ist 
mit Einsatz propagandistischer und legislativer Mittel 
versucht worden. 

Die Parole: «Deutsche, kauft deutsche Waren», die 
vom Dritten Reich zum Teil aus nationalsozialistischen 
Gründen ausgegeben wurde, hat die staatliche Ver- 
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brauchslenkung sehr erleichtert. Der Kauf ausländi- 
scher Autos, Schreibmaschinen, die Benutzung auslän- 
discher Schiffe usw. wurde bald von der Masse als Ver- 
stoss gegen die nationale Disziplin empfunden. Auslän- 
dische, in Deutschland produzierende Fabriken muss- 
ten sich aus Angst vor dem drohenden Boykott auf stei- 
gende Verwendung deutscher Werkstoffe umstellen. 

Sogar die Hausfrauen hat man in den Dienst der Ver- 
brauchslenkung gestellt. Ihnen wurde gepredigt, in den 
Geschäften deutsche Butter, deutsche Eier, deutsche 
Gemüse zu verlangen und ausländische Agrarprodukte 
nur in Sonderfällen zu erwerben. Die zahllosen natio- 
nalsozialistischen Vereinigungen, die ihre Mitglieder 
auch in dieser Hinsicht stark überwachten, haben bei 
der Verbrauchslenkung gute Dienste geleistet. 

Aber nicht nur durch Aufklärung und individuellen 
Zwang sind die Konsumgewohnheiten des deutschen 
Volkes geändert und den Bedürfnissen des Staates an- 
gepasst worden. Man ist noch einen Schritt weiter ge- 
gangen. Durch gesetzliche Anordnung wurde die Ver- 
wendung bestimmter knapper ausländischer Rohstoffe 
verboten, resp. die Benützung heimischer Ersatzstoffe 
zur Pflicht gemacht. Für zivile Zwecke ist z. B. die Ver- 
wendung der meisten Nichteisenmetalle untersagt. Es 
sind ganz genaue Listen über die einzelnen Artikel, die 
unter ein Verwendungsverbot fallen, herausgegeben 
worden. Durch besondere Verordnung ist seit Februar 
1936 festgelegt, dass die vom Publikum nicht sehr be- 
liebte Kunstspinnfaser den echten Stapelfasern in ei- 
nem bestimmten Verhältnis beigemischt werden muss. 

Ganz besonders manipuliert wird vom Dritten Reich 
der Verbrauch kultureller Güter. Teils spielen hier in- 
nenpolitische, teils kultur- und sozialpolitische Ge- 
sichtspunkte eine Rolle. Gerade weil dem Arbeiter- und 
dem gewerblichen Mittelstand bewusst Opfer an Kauf- 
kraft durch Proklamierung der Lohn- und Preisstabili- 
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tät auferlegt wurden (wie wir das im Einzelnen bereits 
geschildert haben), suchte das Dritte Reich diese Be- 
völkerungsschichten durch billige kulturelle Leistun- 
gen wenigstens etwas zu entschädigen. Ausserdem sollte 
aber der Verbrauch der Massen von dem Markt der 
knappen Waren (Fleisch, Fett, Textilien) auf die im 
Überfluss vorhandenen und unter den heutigen Ver- 
hältnissen schwer absetzbaren Kulturgüter (Theater, 
Radio, Reisen, Bücher) abgelenkt werden. Diesen 
Zwecken dienen eigens geschaffene nationalsozialisti- 
sche Massenorganisationen wie die «N. $. Gemeinschaft 
Kraft durch Freude». Sie ermöglicht billige Theater- 
besuche und Erholungs-, sowie Vergnügungsreisen.” 
Hierher gehört der auf staatliche Veranlassung ge- 
schaffene billige Rundfunkapparat, der « Volksempfän- 
ger». Er musste nach einheitlichem Modell von allen 
Radiofirmen in Millionen Exemplaren hergestellt wer- 
den. (Dabei hat man die Aufnahmefähigkeit des Mark- 
tes sehr stark überschätzt und nach anfänglicher Blüte 
wurde eine schwere Krise der Radioindustrie verur- 
sacht.) Hierher gehören schliesslich auch die von Staat 
und Partei veranstalteten nationalen Feiern, wie der 
Aufmarsch zum 1. Mai und das Erntedankfest im Ok- 
tober. 

Auf dem Gebiete der Steuerung des Verbrauchs ist 
bereits einiges geschehen. Das Dritte Reich hat hier 
Möglichkeiten, wirtschaftlichen Schwierigkeiten, we- 
nigstens für eine gewisse Zeit, auszuweichen. Von die- 
ser Chance wird man in Zukunft sicherlich noch mehr 
Gebrauch machen. 


* 1934: 2 Millionen „K.d. F." Reisende; 1936: 6 Millionen, 
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AUSBAU DER HEIMISCHEN ROHSTOFFBASIS 


Deutschland ist arm an industriellen Rohstoffen. Die 
Eisenerzgruben in Schweden, die Baumwollfelder in 
U.S.A. und Aegypten, die Gummiplantagen in Indien, 
die Zinngruben der Straits Settlements, die Kupfer- 
minen in Afrika, die Petroleumfelder in Kalifornien 
und Rumänien, die Schaffarmen in Australien und 
Südafrika, sie alle arbeiten für Deutschland (und die 
übrigen Industrieländer). Normalerweise muss Deutsch- 
land ungefähr die Hälfte seines industriellen Rohstoff- 
verbrauches vom Ausland einführen. Diese Abhängig- 
keit vom Auslandsbezug empfand das Dritte Reich als 
besonders störend. Einmal wegen der damit verbunde- 
nen devisenmässigen Ausgaben, sodann aber auch aus 
wehrwirtschaftlichen Gründen. Beide Momente ver- 
langten eine Verbreiterung der einheimischen Rohstoff- 
basis, Rein ökonomisch gesehen, ist dieses Vorhaben 
widersinnig, können doch die bisher importierten Roh- 
stoffe in Deutschland nur unter künstlich geschaffenen 
Produktionsbedingungen gewonnen werden. Ihre Ge- 
stehungskosten sind infolgedessen erheblich höher als 
die Bezugspreise aus dem Ausland mit seinen natürli- 
chen und darum billigen Erzeugungsmöglichkeiten. 

Eine Wirtschaft, die bewusst den Ausbau des poten- 
tiel de guerre betreibt, kann sich von solchen Über- 
legungen nicht abhalten lassen, die heimische Rohstoff- 
produktion mit allen Mitteln zu fördern. Wohl versagt 
sich die Privatwirtschaft einer freiwilligen Mitarbeit 
an diesem Ziel. Für sie ist auch heute noch das Renta- 
bilitätsprinzip massgebend. Aber das Dritte Reich, das 
ja ohnehin die Lenkung der Wirtschaft auf sich ge- 
nommen hat, kann seine Macht und seine Hilfsquellen 
in den Dienst des planmässigen Ausbaus der deutschen 
Rohstoffbasis stellen. Es kann mit Investitionsgeboten 
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im Rahmen der von ihm gesteuerten Wirtschaft den 
Ausbau erzwingen, zumal wenn es das Risiko, das not- 
wendigerweise mit solchen Investitionen verbunden ist, 
weitgehend auf seine Schultern nimmt. 

In der Tat hat das Dritte Reich erhebliche Mittel di- 
rekt und indirekt für die Verstärkung der Rohstoffbasis 
zur Verfügung gestellt. Es übernahm finanzielle Garan- 
tien, besorgte Bankkredite, befreite neue Unternehmun- 
gen von den laufenden Steuern und stellte die Zoll- und 
Verkehrspolitik in den Dienst dieser Sache. Weit über 
1 Milliarde RM. sind für den planmässigen Ausbau der 
heimischen Rohstoffversorgung investiert worden. Man- 
ches ist bereits fertiggestellt, manches noch im Aufbau. 
Aber schon heute lässt sich fesstellen, dass auf den drei 
wichtigsten Gebieten, der Faserstofferzeugung, der Me- 
tallproduktion und der Öl- und Benzin-Gewinnung 
Deutschland einen Grad der Unabhängigkeit vom Aus- 
land erhalten hat, den man noch vor einigen Jahren 
für undurchführbar halten musste. 

Ob diese Rieseninvestitionen, die nach dem Willen 
Hitlers in den nächsten vier Jahren noch gesteigert 
werden sollen, die deutsche Volkswirtschaft eines Ta- 
ges als Fehlinvestitionen belastet werden, steht dahin. 
Eine Ausnutzung der Anlagen ist in normalen Zeiten 
nach Beseitigung der gegenwärtigen krisenhaften Er- 
scheinungen im Weltaustauschverkehr kaum durch- 
führbar. Denn das deutsche Ersatzprodukt ist in der 
Regel um das Vielfache teurer als das ausländische 
Naturprodukt. Gelingt es indessen, die Produktions- 
kosten der deutschen Rohstoffe auf das Weltmarkt- 
niveau herunterzudrücken, dann kann von diesen An- 
strengungen eine Revolutionierung der Weltmärkte 
ausgehen. So, wie die Dinge heute liegen, ist diese Ge- 
fahr noch nicht vorhanden. Sie könnte aber auf eini- 
gen Gebieten vielleicht akut werden. 

In Deutschland ist es im allgemeinen verboten, über 
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die Entwicklung der heimischen Rohstoffbasis einge- 
hend und im Zusammenhang zu berichten. Nicht nur 
aus militärischen Gründen, sondern aus Furcht vor 
Diskussionen über die Zweckmässigkeit der einzelnen 
Massnahmen. 

Erstmalig sollen hier auf Grund genauer Unterlagen 
die enormen Anstrengungen des Dritten Reichs zur Ge- 
winnung der Rohstoffautarkie aufgezeigt werden, An- 
strengungen, die in dieser Form und in diesem Umfang 
nur im Rahmen der staatlich gesteuerten Wirtschaft 
und ihrer nicht rein ökonomischen Zielsetzung mög- 
lich waren. 


TEXTILWIRTSCHAFT 


In Deutschland gedeiht keine Baumwolle. In Deutsch- 
land gibt es keine grossen Schafherden, die ausreichend 
Wolle liefern könnten. Flachs und Hanf wurde kaum 
mehr gepflanzt. Die Seidenraupenzucht war in Deutsch- 
land nur eine Sache von Liebhabern, ohne wirtschaft- 
liche Bedeutung. Neunzehntel der in Deutschland ver- 
arbeiteten Textilrohstoffe stammte noch 1933 aus dem 
Ausland und musste mit Devisen bezahlt werden. 

Die Wirtschaftsführung des Dritten Reiches konnte 
eine solche Abhängigkeit der deutschen Textilversor- 
gung vom Auslande nicht ruhig hinnehmen. Es musste 
versucht werden, die Selbstversorgungsmöglichkeiten 
zu steigern, nicht nur zwecks Entspannung der Devi- 
sensituation, sondern auch zwecks Stärkung des poten- 
tiel de guerre. Eine Riesenarmee braucht Riesenuni- 
formbestände. Ein schlecht bekleidetes Heer ist im 
Ernstfall weniger kampffähig, als der gut ausgerüstete 
Gegner. Dabei spielen neben militärischen auch psycho- 
logische Momente eine entscheidende Rolle. Ferner will 
die Zivilbevölkerung im Ernstfall ausreichend geklei- 
det sein, wenn sie nicht seelisch versagen soll. 
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Diese Erfahrungen des Weltkrieges haben das Dritte 
Reich veranlasst, alle Kraft einzusetzen, um die deut- 
sche Produktion an Textilrohstoffen anzukurbeln. So- 
weit klimatische Gründe dem entgegenstehen, wurde 
unter Aufwendung ungeheurer Mittel die Erzeugung 
künstlicher Fasern aufgenommen oder gesteigert. Die 
Devisenersparnis steht, ähnlich wie in der Treibstoff- 
wirtschaft, in keinem Verhältnis zu dem Umfang der 
in Mark investierten Mittel. Aber das Dritte Reich hat 
seinen Weg, den es für richtig hielt, mit eiserner Konse- 
quenz fortgesetzt. Es hat ausserordentliche Erfolge er- 
zielt, wenn auch eine Selbstversorgung mit Textilroh- 
stoffen vorläufig noch nicht erreicht ist und wohl in ab- 
sehbarer Zeit auch nicht erreicht werden kann. Not- 
falls kann Deutschland jetzt aber den Bedarf an Textil- 
rohstoffen eine ganze Zeit lang aus eigenen Mitteln be- 
helfsweise bestreiten. Damit ist schon ein wichtiges Ziel 
der staatlichen Steuerung der Textilrohstoffwirtschaft 
erreicht worden. 


AUSBAU DER HEIMISCHEN WOLLVERSORGUNG 


65 Mill. Schafe wären notwendig, um den gesamten 
deutschen Wollbedarf zu decken. Vorhanden aber wa- 
ren in Deutschland 1933 nur noch 3,39 Mill. Schafe, 
die noch nicht einmal 10% des deutschen Wollver- 
brauchs lieferten. Eine völlige eigene Versorgung mit 
Wolle erscheint daher auf absehbare Zeit unerreichbar. 
Deutschland strebt denn auch nur die Deckung von 
etwa 30% des Verbrauchs aus eigener Erzeugung an. 
Die Aufzucht der dafür benötigten Schafherden von 
etwa 13 Mill. Stück nimmt aber rund 10 Jahre in An- 
spruch, ein Beweis, mit wie langen Zeiträumen auch 
in der deutschen Rohstoffwirtschaft gerechnet wird. 

Planmässig wurde von staatswegen alles getan, 
um die Schafhaltung zu steigern. Zu diesem Zweck 
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wurden billige, in langen Raten abzuzahlende reichs- 
garantierte Kredite für die Anschaffung gewährt, 
wurde das Weiderecht zugunsten der Schafbesitzer 
umgestaltet, wurden für die Wolle feste bis 1939 gel- 
tende Überpreise gezahlt, die zwischen dem 2% —4- 
fachen des Weltpreises lagen. Nicht nur das. Es wurde 
ein Verwendungszwang für deutsche Wolle eingeführt, 
allerdings nur für die Tuche der Wehrmacht und der 
Parteiorganisation. Mit diesen Mitteln ist es gelungen, 
den Schafbestand in 3% Jahren um 34%, und den An- 
fall der deutschen Schafwolle um ca. 12% auf 5—6 Mill. 
kg zu steigern. Mit anderen Worten: heute deckt 
Deutschland erst ca. 10—12% des augenblicklichen 
Gesamtverbrauchs. Aber unverdrossen wird an der 
Erreichung des gesteckten Zieles weiter gearbeitet. 


AUSBAU DER FASERPFLANZEN-PRODUKTION 


Der Anbau von Faserpflanzen war in Deutschland 
bis 1933 praktisch wegen Unrentabilität eingestellt 
worden. Die mit Hanf und Flachs bebaute Fläche be- 
trug nur noch 320 ha, resp. 4500 ha. Zur Selbstversor- 
gung wäre eine Flachsanbaufläche von rund 70.000 ha 
und eine Hanfanbaufläche von rund 35.000 ha nötig. 
Das sind — gemessen an der Gesamtackerfläche in 
Deutschland — verschwindend geringe Grössen. Und 
doch ist es bisher noch nicht gelungen, sie zu erreichen. 

Im Rahmen der «Erzeugungsschlacht» der Land- 
wirtschaft hat es zwar nicht an Versuchen gefehlt, 
eine Steigerung der Hanf- und Flachsproduktion her- 
beizuführen. Aber die Anbauflächen für Flachs und 
Hanf erreichten 1936 nur 40.600 ha, resp. 5200 ha. Da- 
bei sind zur Forcierung des Faserpflanzenbaus grosse 
Reichszuschüsse beim Flachsanbau und hohe Mindest- 
preise für Hanf gewährt worden. Die Roherträge des 
Bauern pro ha belaufen sich heute für Hanf auf 
RM. 700.—, beim Flachs auf RM. 500.—, beides Sum- 
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men, die um ein Vielfaches über den Verdienstmöglich- 
keiten des Jahres 1932 liegen. Derartige Preisanreize 
genügten aber anscheinend noch nicht, die ziemlich 
grossen, sachlichen und psychologischen Widerstände 
gegen eine erhebliche Ausdehnung des Faserpflanzen- 
anbaus sofort zu überwinden. Der Flachsanbau z. B. 
erfordert ausserordentlich viel Arbeitskräfte, da seine 
Ernte nieht mit Maschinen und Geräten, sondern nur 
mit der Hand (durch sogenanntes Raufen) möglich ist. 
Auch waren die notwendigen Aufbereitungsstätten für 
Flachs, die sogenannten Flachsrösten, nicht mehr in 
genügender Zahl vorhanden. Mit Hilfe umfangreicher 
Reichszuschüsse wurden ca. 50 Flachsrösten errich- 
tet. Natürlich ist auch die Wissenschaft in den Dienst 
der steigenden Faserpflanzenerzeugung gestellt wor- 
den. Durch sorgfältige Auswahl der Zuchtpflanzen, die 
u. a. durch das Deutsche Forschungsinstitut für Bast- 
fasern in Sorau und das Kaiser Wilhelm Institut in 
Müncheberg vorgenommen wird, werden die Voraus- 
setzungen für die Erzeugung hochwertiger Qualitäten 
geschaffen. Gleichzeitig probiert man neue Arbeitsme- 
thoden aus, so eine Flachsverarbeitung, die ohne die 
bisher übliche Röstung auskommt (das Opitzsche 
Grünflachsverfahren). 

Zu welchen Mitteln das Dritte Reich greift, um die 
Landwirtschaft wieder an den Flachsanbau zu gewöh- 
nen, dafür ein Beispiel. Auf dem Reichsbauerntag in 
Goslar im Oktober 1935 wurde verlangt, dass 

«jeder Bauer, dessen Boden und Klima es ermöglicht, 

im nächsten Jahr ein paar qm Flachs anbaue, der 

dann am nächsten Erntedankfest dem Führer als 

Geschenk des Reichsnährstandes überreicht werden 

solle. Auf dieser ganz kleinen Fläche könnte soviel 

Rohstoff gewonnen werden, dass daraus jedem Sol- 

daten unseres Volksheeres ein Drillichanzug gewebt 
werden könne». 
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Das Resultat war der zusätzliche Anbau von 2000 
ha Flachs. 

Deutschland hofft im Jahre 1937 die Selbstversor- 
gung mit Flachs erreicht zu haben. Für den Hanfbau 
sind die Perspektiven erheblich ungünstiger. Unnötig 
zu betonen. dass diese inländischen Bastfasern sich er- 
heblich teuer stellen, als die ausländischen Produkte, 
nicht nur wegen der Subventionen, sondern wegen ihrer 
viel geringeren Qualität. 


WIEDERAUFNAHME DER NATURSEIDEN- 
GEWINNUNG 


Naturseide wurde bisher restlos aus Italien und Ja- 
pan eingeführt. Aus Gründen der Devisenersparnis wer- 
den seit 1935 Versuche angestellt, den Seidenbau in 
Deutschland wieder heimisch zu machen. Die Gemein- 
den in Bayern, Sachsen und im Ruhrgebiet sind ver- 
anlasst worden, Maulbeersträucher, die bekanntlich die 
Nahrung der Seidenraupen bilden, anzupflanzen. Den 
Siedlern und Schrebergärtnern wurde die Aufnahme der 
Seidenraupenzucht empfohlen, um ihnen auf diese 
Weise ein zusätzliches Einkommen zu verschaffen. 
Fachvereinigungen wurden gegründet, die die Seiden- 
raupenzüchter laufend beraten und beaufsichtigen. Im 
Rahmen des Aufbaus einer eigenen deutschen Natursei- 
denwirtschaft hat die «Seidenwerk Spinnhütte A.-G.» 
in Zelle ein Zweigwerk in Apolda/Thüringen errichtet. 
Dort sind 22 Webstühle aufgestellt; auch eine Spinnerei 
wurde in Betrieb genommen. 

Bisher steckt die Seidenraupenzucht noch in ihren 
Anfängen. Im Jahre 1935 wurden nur 472 kg Trocken- 
kokons an das Seidenwerk Spinnhütte A.-G. abgeliefert. 
Es ist kaum anzunehmen, dass auf diesem Gebiet bald 
grosse Erfolge erzielt werden. 
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FORGIERUNG DER KUNSTSEIDENERZEUGUNG 


Volkswirtschaftlich wichtiger als die Gewinnung von 
natürlicher Seide in Deutschland, an der sich schon ein- 
mal der preussische König Friedrich der Grosse verge- 
bens versucht hatte, ist die Steigerung der Inlandserzeu- 
gung der Kunstseide. Die Kunstseide, eine Erfindung 
des Franzosen Hilaire de Chardonnet, hat sich durch 
den Krieg eine ständig steigende Bedeutung in der inter- 
nationalen Textilwirtschaft erobert, zumal es gelungen 
ist, die Qualität der Kunstseide dauernd zu verbessern. 
Die deutsche Inlandserzeugung an Kunstseide, dessen 
Ausgangsmaterial billige Holzzellulose ist, reichte bei 
der Machtübernahme der Nationalsozialisten nicht aus, 
um den Bedarf zu decken. Deutschland musste erheb- 
liche Mengen Kunstseide einführen. Diese Devisenaus- 
gaben sollten gespart werden. Die Einfuhr von Kunst- 
seide wurde gedrosselt. Die gut rentierende Kunstseiden- 
industrie musste aus eigener Kraft ihre Anlagen aus- 
bauen. Neben einer allmählichen Erweiterung der be- 
stehenden Werke wurde die Leistungsfähigkeit dureh 
die Neuerrichtung der «Lonzona A.-G. für Azetatpro- 
dukte» in Säckingen und die Wiederinbetriebnahme 
der stillgelegten «Spinnstoffwerke Glauchau A.-G.» 
erhöht. 

Die Erzeugung von Kunstseide steigerte sich dann 
auch seit 1932 von 29 Mill. kg auf 48 Mill. kg im Jahre 
1935. Bis Ende 1937 soll sogar eine Produktion von 
60 Mill. kg erreicht werden. 

Diese Kapazitätserweiterung erfolgt einmal im Inter- 
esse des «potentiel de guerre» — Kunstseidenfabriken 
sind im Kriege wichtige Produzenten von Schiessbaum- 
wolle — sodann aber auch zwecks Stärkung der deut- 
schen Devisendecke. Der deutsche Normalverbrauch 
an Kunstseide liegt bei ca. 45 Mill. kg. Die Mehrpro- 
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duktion soll gegen Devisen an das Ausland abgesetzt 
werden. Diese Ausfuhr erfolgt teilweise zu Verlustprei- 
sen durch eine besondere «Exportausgleichskasse». So 
kommt es, dass die Kunstseidenexporte des Dritten 
Reichs sich in den ersten 7 Monaten 1936 um 66% stei- 
gern konnten und der vorjährige Einfuhrüberschuss 
von 8.4 Mill. RM sich in einen Ausfuhrüberschuss von 
2.5 Mill. RM verwandelte. 


AUSBAU DER KUNSTSPINNFASER- (ZELL- 
WOLLE) PRODUKTION 


Da sich eine Eigenversorgung Deutschlands mit na- 
türlichen Spinnfasern nicht erreichen lässt, ist das 
Dritte Reich planmässig herangegangen, die Produk- 
tion von künstlichen Spinnfasern auszubauen. Solche 
künstliche Spinnfasern sind seit langem bekannt. Sie 
bestehen, genau wie die Kunstseide, aus Zellulose und 
werden auch genau so wie Kunstseide gewonnen. Der 
einzige Unterschied besteht darin, dass die Kunstsei- 
denfäden unendlich lang sind, während die Kunst- 
spinnfaser — in Deutschland mit Rücksicht auf den 
Absatz «Zellwolle» genannt — nach ihrem Entstehen 
in gleichmässig kurze Teile (Stapel) zerschnitten wer- 
den. Diese Stapelfasern von 3—10 cm Länge spinnt 
man auf Baumwoll- oder Wollspinnmaschinen und 
stellt dementsprechend nach der Art der Baumwoll- 
oder Wollspinnerei Garn her. Diese «Zellwolle» ist ein 
durchaus geeignetes Material, um unter Verspinnung 
mit Wolle, oder durch Mischung mit Baumwoll- oder 
Leinengarn Stoffe zu schaffen, die im Ansehen hinter 
den reinen Geweben kaum mehr zurückstehen. Durch 
eine Mischung von Zellwolle mit Baumwolle und Lei- 
nen kann eine Ersparnis an natürlichen Spinnfasern 
erzielt werden, die devisenmässig zu Buche schlägt. 
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Ausserdem lassen sich notfalls allein aus Zellwolle Ge- 
webe herstellen, ein Umstand, der im Kriegsfalle für 
Deutschland von grösster Bedeutung ist. Das Dritte 
Reich hat daher mit allen Mitteln versucht, die Pro- 
duktion von Zellwolle zu steigern. Keine Kosten wur- 
den gescheut, um dieses Ziel zu erreichen. 

Die Kunstseidenindustrie hatte bisher schon Zell- 
wolle erzeugt, wenn auch nur als Nebenprodukt und in 
der Hoffnung, dass sich diese Stapelfaser eine selbstän- 
dige Stellung als Textilrohstoff eigener Art neben der 
Kunstseide erkämpfen könnte. Nunmehr wurde die 
Kunstseidenindustrie veranlasst, ihre vorhandenen An- 
lagen zur Zellwollerzeugung zu erweitern, in der aus- 
gesprochenen Absicht, diese Produkte zur Streckung 
der Woll- und Baumwollgewebe zu verwenden. 

Die auf dem Gebiete der Stapelfasererzeugung füh- 
rende I. G. Farbenindustrie baute ihre Kapazität aus. 
Die Vereinigten Glanzstoffabriken riefen eine neue 
Fabrik in Kassel, die «Spinnfaser A.-G.», mit einer Ka- 
pazität von 18.000 t ins Leben. Auch die «Spinnstoff- 
fabrik Zehlendorf» und die «Rhodiaseta» in Freiburg 
erweiterten ihre Anlagen. Auf diese Weise gelang es, 
die Produktion von Zellwolle von 4.5 Mill. kg im Jahre 
1933 auf 7.2 Mill. kg im Jahre 1934 zu steigern. 

Diese Produktionserhöhung reicht aber für die Be- 
dürfnisse des Dritten Reiches noch nicht aus. Man 
wollte die Zellwollproduktion auf mindestens 70 Mill. 
kg erhöhen, um allen Schwierigkeiten in der Versor- 
gung mit natürlichen Spinnfasern begegnen zu kön- 
nen. Dies liess sich nur durch Errichtung neuer grosser 
Fabriken erreichen. 

Die Privatinitiative musste hier notwendigerweise 
versagen, sind doch die künftigen normalen Beschäf- 
ligungsmöglichkeiten einer derartig aufgeblähten 
Kunstspinnfaserindustrie äusserst ungewiss. Die Her- 
stellungskosten von Zellwolle liegen erheblich über den 
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Preisen für Baumwolle. Bei normaler Versorgungslage 
dürfte die auch in ihrer technischen Qualität vorläufig 
noch bessere Baumwollfaser die Kunstspinnfaser 
schlagen. > 

Infolgedessen ist privates Kapital kaum zu bewegen, 
das Risiko einer gesteigerten Zellwollproduktion zu 
übernehmen. Das Dritte Reich war daher gezwungen, 
den Bau von neuen Zellwollfabriken zu befehlen und 
ihn ausserdem stark zu subventionieren. 

Gestützt auf die Machtmittel einer Diktatur wurde 
im Jahre 1935 angeordnet, dass 4 Zellwollfabriken zu 
errichten sind und zwar aus militärischen Gründen in 
verschiedenen Teilen des Landes. Einen Teil der Bau- 
kosten müssen die interessierten Verarbeiter aufbrin- 
gen. Die Baumwollspinner wurden gehalten, entspre- 
chend ihrer Spindelzahl Aktien dieser Fabriken zu 
zeichnen. Da die Gründungskapitalien von durch- 
sehnittlich je 4 Mill. RM bei weitem nicht zur Deckung 
der Investitions- und Betriebskosten ausreichten, wur- 
den die Grossbanken gezwungen, langfristige Kredite, 
die allerdings vom Reich garantiert sind, zu niedrigen 
Zinssätzen zur Verfügung zu stellen. Die Gesamt- 
summe dieser bis 1946 laufenden Kredite ist vorläufig 
auf ca. 32 Mill RM festgesetzt. Diese 4 Zellwollfabriken: 

Sächsische Zellwolle A.-G., Plauen, 

Süddeutsche Zellwolle A.-G., Kulmbach, 

Schlesische Zellwolle A.-G., Hirschberg, 

Thüringische Zellwolle A.-G., Schwarza, 
haben ihre Produktion im Laufe des Sommers 1936 
aufgenommen. Man rechnet damit, dass die Erzeugung 
an Zellwolle im laufenden Jahr ca. 45 Mill. kg und in 
1937 tatsächlich 70 Mill. kg. erreichen wird. Von dieser 
Menge werden rund 20 Mill. kg auf den Glanzstoffkon- 
zern, 20—22 Mill. kg auf die I. G. Farben und 28—30 
Mill. kg auf die 4 neuen Zellwoll-Fabriken entfallen. 
Das genügt angesichts der Rohstoffklemme, in der sich 
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die deutsche Textilwirtschaft befindet, noch nicht. Ein 
neues Regionalwerk ist in Westdeutschland geplant. 
Ebenso sollen die bestehenden Fabriken, allen voran 
der Kasseler Betrieb der I. G. Farbenindustrie, ihre Ka- 
pazität erhöhen. 

Die Zellwolle muss nicht nur erzeugt, sondern auch 
abgesetzt werden. Die Nachfrage ist natürlich zu einem 
wesentlichen Teil von der Preisgestaltung der Zellwolle 
abhängig. 

Soll diese Kunstspinnfaser neben die natürliche 
Spinnfaser treten, dann muss sie nicht nur in ihrer 
technischen, sondern auch in ihrer preislichen Be- 
schaffenheit die Konkurrenz aufnehmen können. Da- 
von war bis Mitte 1935, dank der monopolistischen 
Preispolitik des bisher führenden Zellwollfabrikanten, 
der I. G. Farbenindustrie, keine Rede. Sie verlangte pro 
kg einen Preis von RM 3.50. Deshalb griff der Staat 
ein und ordnete durch den Preiskommissar eine Preis- 
senkung auf RM 1.80 pro kg an, ein Preis, der noch 
immer wesentlich über den Stand der Baumwolle liegt. 
Mit Devisen bezahlte Baumwolle kostet nämlich RM 
0.90 pro kg. Selbst auf dem Kompensationsweg einge- 
führte und darum teurere Baumwolle stellt sich nur auf 
höchstens RM 1.20 pro kg. Eine starke Senkung des 
Zellwollpreises war aber wegen der hohen Produk- 
tionskosten zunächst nicht möglich. Es zeigte sich bald, 
dass der Konsum freiwillig derartig hohe Preise nicht 
anlegen wollte, zumal das Publikum wegen der trüben 
Erfahrungen des Weltkrieges mit Kunststoffen eine 
Abneigung gegen die Mischgewebe hatte, Die Zellwoll- 
bestände bei den Fabriken schwollen bedenklich an. 
Das widersprach natürlich völlig den Absichten der 
offiziellen Wirtschaftspolitik. Also schritt man zur 
zwangsweisen « Verbrauchslenkung». 

Das Dritte Reich, das bisher nur eine Verwendung 
von Mischgespinsten bei Aufträgen der Wehrmacht 
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und den Parteigliederungen vorgeschrieben hatte, ord- 
nete ab Februar 1936 einen allgemeinen 20% -igen 
Beimischungszwang für Zellwolle an. Baumwollhal- 
tige Wirk- und Strickwaren müssen ab November 
1936 mindesten 16% Zellwoll-Beimischung aufweisen. 
Kammgarngewebe haben 10—20% Zellwolle. Streich- 
garngewebe mindestens 30% Zellwolle zu enthalten. 
Dem Publikum wird freilich — aus Furcht von einem 
Käuferstreik — die Tatsache der Beimischung von Zell- 
wolle nicht kenntlich gemacht. 

Die Absatzlage der Zellwollfabriken änderte sich 
daraufhin von Grund auf. Die Vorräte wurden rasch 
geräumt und die Produktion auf Monate hinaus vor- 
verkauft. Die Nachfrage nach Zellwolle ist im Zusamı- 
menhang mit der immer mehr fühlbar werdenden 
Knappheit an Wolle und Baumwolle so stark gestie- 
gen, dass zur Zeit die Wünsche der Abnemher nicht 
ausreichend befriedigt werden können. Deshalb musste 
die «Überwachungsstelle für Seide, Kunstseide und 
Zellwolle» durch Anordnung vom 31. August 1936 den 
Einkauf von Zellwolle reglementieren. 


ZUSAMMENFASSUNG 


Bis Ende 1937 dürfte die inländische Erzeugung in 
Faserstoffen 60 Mill. kg Kunstseide und 70 Mill. kg 
Zellwolle betragen. Dadurch ergibt sich zuzüglich der 
Eigenerzeugung in Wolle, Flachs, Hanf usw. eine ge- 
samte Inlandsproduktion von etwa 25—30% des bis- 
herigen Verbrauchs an Textilrohstoffen in Deutsch- 
land. Durch diese Eigenerzeugung spart Deutschland 
jährlich etwa 150 Mill. RM an Devisen. Allerdings 
musste es zu diesem Zweck einmalige Investitionen von 
200—250 Mill. RM aufwenden, — ganz abgesehen von 
den laufenden Betriebskosten. 

Ob sich diese Investitionen nicht nur unter wehr- 
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wirtschaftlichen und devisenmässigen Gesichtspunkten 
bezahlt machen, ist sehr fragwürdig. In Deutschland 
glaubt man allerdings an den Siegeslauf der Zellwolle 
als selbständigem Textilrohstoff. Möglicherweise wie- 
derholt sich hier das Schicksal der Kunstseide und des 
künstlichen Stickstoffs. Beide Produkte waren ur- 
sprünglich Ersatzstoffe, die aus der Not des Welt- 
krieges heraus im Grossen erzeugt und technisch so ver- 
vollkommnet wurden, dass sie nach dem Kriege die 
Naturgüter in weitem Umfange verdrängten. Gelingt es 
den deutschen Chemikern, diese künstliche Spinnstoff- 
faser weiter zu vervollkommnen, gelingt es insbeson- 
dere die Produktionskosten erheblich zu senken, dann 
kann Deutschland in der Tat ein gefährlicher Konkur- 
rent für die baumwollproduzierenden Länder der Erde 
werden und eine neue Ära der Textilwirtschaft würde 
anbrechen. Auch hier wäre dann wieder einmal der 
Krieg, d. h. die Kriegsvorbereitungen, «der Vater aller 
Dinge». 

Zweifellos hat Deutschland auf dem Gebiet der künst- 
lichen Erzeugung von Stapelfasern schon erhebliche 
Fortschritte gemacht. Die für die Garnfestigkeit charak- 
teristische «Reisslänge» der Zellwolle beträgt heute 
bereits 18—25 kg, während noch vor kurzem 14 kg als 
gute Leistung galten. Die Preise konnten etwas er- 
mässigt werden. Die Typen zur Baumwoll-resp. Wollbei- 
mischung werden heute mit 1.60 RM resp. 1.80 RM per 
kg abgegeben, sind also um 20 Pf per kg herabgesetzt. 
Den Vergleich mit den natürlichen Spinnfasern hält 
also die deutsche Zellwolle noch keineswegs aus. Des- 
wegen wird vom Rohstoffkommissariat im Reichswirt- 
schaftsministerium neuestens eine Kostenverbilligung 
durch Begrenzung der Musterzahl der einzelnen Fir- 
men und ein Erfahrungsaustausch der Fabrikanten un- 
tereinander gefordert. Ob auf diese Weise grosse Er- 
folge zu erzielen sind, bleibt abzuwarten. 
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METALLWIRTSCHAFT 


Deutschland zählt normalerweise neben U. S. A. und 
England zu den grössten Metallverbrauchern der Welt. 
Die planmässig betriebene Aufstellung und Bewaff- 
nung einer grossen stehenden Armee, der Bau zahl- 
reicher Kriegsschiffe, die Indienststellung der modern- 
sten Jagd- und Bombenflugzeuge — all dies muss den 
Metallverbrauch naturgemäss erheblich steigern. Die 
ausreichende Versorgung Deutschlands mit metalli- 
schen Rohstoffen ist also eine zwingende Voraus- 
setzung für jede systematische Aufrüstung. Die Lösung 
dieses Problems ist durch die deutsche Devisenlage 
sehr erschwert, wurden doch die meisten Metalle bis- 
her aus dem Ausland bezogen, weil Erzlagerstätten 
teils in Deutschland ganz fehlen, teils nur unter Auf- 
wendung überhoher Kosten abgebaut werden konnten. 

Das Dritte Reich hat daher versuchen müssen, den 
Metallbezug aus dem Ausland nicht soweit steigen zu 
lassen, wie es an sich der erhöhten Nachfrage entspro- 
chen hätte und trotzdem die ausreichende Belieferung 
der Industrie sicher zu stellen. 

Auf zwei Wegen wurde dies Ziel erreicht: Durch 
Umienkung des zivilen Verbrauchs von «Devisenmetal- 
len» auf «Markmetalle» und durch Ausbau der heimi- 
schen Erzproduktion, selbst wenn die Lagerstätten bis- 
her nicht für abbauwürdig galten. Die Verbrauchsum- 
lenkung wurde durch staatliche Verwendungsbeschrän- 
kungen erzwungen. Kraft Verordnungen ist seit Mitte 
1934 der Verbrauch von Blei, Kupfer, Nickel, Zinn, 
Chrom, Quecksilber und Kobalt für zivile Zwecke stark 
eingeschränkt worden. Der Abbau der heimischen Erz- 
vorkommen wurde mit riesigen staatlichen Subventio- 
nen gefördert, neue Lagerstätten planmässig erforscht 
und neue Verhüttungsverfahren mit staatlichen Zu- 
schüssen entwickelt. 


Metallwirtschaft 115 


Vieles ist erreicht worden. Die Ausgaben für den 
Erzbezug aus dem Ausland konnten unter Druck ge- 
halten, die Selbstversorgung aus dem Inland erheblich 
gesteigert werden. Diese Erfolge haben grosse mate- 
rielle Opfer gefordert. Die direkten Aufwendungen des 
Dritten Reiches für die erhöhte Selbstversorgung mit 
Metallen belaufen sich auf mindestens 100 Mill. RM, 
nicht eingerechnet die Investitionen der Industrie aus 
eigenen Mitteln. Trotz dieses Rieseneinsatzes ist es nicht 
gelungen, eine rentable, d.h. weltwirtschaftlich konkur- 
renzfähige deutsche Metallproduktion aufzuziehen, — 
weil die natürlichen Voraussetzungen fehlen. Rein öko- 
nomisch gesehen handelt es sich also um Fehlinvestitio- 
nen. Das Dritte Reich wird diesen Einwand nicht gel- 
ten lassen, Nicht nur wegen der erzielten und noch zu 
erzielenden Devisenersparnis, sondern vor allem wegen 
der erheblichen Stärkung des «potentiel de guerre». 
Für diesen Zweck werden daher auch weiterhin grosse 
Summen bereitgestellt werden. 


VERSORGUNG MIT EISENERZ. 


Die deutsche Eisen- und Stahlindustrie ist nach dem 
Verlust des lothringischen Minette-Gebietes auf die Ein- 
fuhr von Eisenerzen vor allem aus Frankreich und 
Schweden angewiesen. Devisenmässig ist diese Tat- 
sache nicht von ausschlaggebender Bedeutung. Der 
Devisenerlös aus deutschen Exporten an Kohle, Roh- 
eisen, sowie Stahl- und Walzwerkerzeugnissen über- 
steigt nämlich bei weitem den Devisenbedarf für Erze. 
Die übermässige Abhängigkeit der deutschen Eisen- 
industrie vom Ausland wird aber im Dritten Reich als 
störend empfunden. Dabei spielen wehrpolitische Ge- 
sichtspunkte neben devisenpolitischen Erwägungen 
eine entscheidende Rolle. 
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Die Regierung hat die Parole ausgegeben, in mög- 
lichst kurzer Zeit den deutschen Erzbedarf zur Hälfte 
im Inland zu decken. Mit Hilfe von umfangreichen 
Subventionen wurden die inländischen Eisenerzvor- 
kommen verstärkt abgebaut, resp. neu erschlossen. Die 
Förderung der Erze aus dem an sich nicht sehr ergiebi- 
gen Lahn-Dill-Gebiet wurde in einer Weise forciert, 
die ernste Sorge der deutschen Industrie auslöste, Sie 
bittet in aller Öffentlichkeit — siehe Geschäftsbericht 
der «Buderuschen Eisenwerke A.-G. in Wetzlar» für 
1935 — bei aller Würdigung der Devisenlage um Scho- 
nung der Lahn-Dill-Erze. Die Firma hat ausgerechnet, 
dass die tatsächlich erschlossenen Erzvorräte den Be- 
darf der ganzen deutschen Eisenindustrie nur für 
6 Monate decken könnten. Sie plädiert daher für die 
verstärkte Ausnützung der anderen umfangreichen Erz- 
vorkommen in Deutschland. 

Tatsächlich wird aber dieses Eisenerz bereits in star- 
kem Masse zur Versorgung der deutschen Eisenin- 
dustrie herangezogen. Es handelt sich einmal um die 
Eisenerzvorkommen in Hannover, deren Eisengehalt 
allerdings geringer ist. Ihre Förderung ist mit allen 
Kräften gesteigert und die Ruhrindustrie damit belie- 
fert worden. «Diese Lieferungen liegen zwar», wie die 
Eigentümerin, die Ilseder Hütte A.-G., in ihrem Ge- 
schäftsbericht für 1935 sagt, «auf weite Sicht gesehen, 
weder im Interesse der Ilseder Hütte, noch im eigent- 
lichen Staatsinteresse. Mit Rücksicht auf die augen- 
blickliche Vordringlichkeit der Rohstoffbeschaffung 
und Devisenersparnis geht aber der Versand im Rah- 
men des technisch Möglichen weiter.» Es werden so- 
gar neue Schächte angelegt. 

Deutschland ist auch daran gegangen, die bisher un- 
genutzt liegenden umfangreichen Erzvorkommen in 
Süddeutschland auszubeuten. Diese sogenannten Dog- 
ger-Erze sind sehr eisenarm und bedingen daher die 
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Entwicklung besonderer Aufbereitungs-, bezw. Verhüt- 
tungsverfahren. Einige deutsche Eisenkonzerne, beson- 
ders die Friedrich Krupp A.-G. und die Röchlingschen 
Eisen- und Stahlwerke errichten zur Zeit Anlagen für 
neuartige Aufbereitungsmethoden, mit deren Hilfe die 
Verwendung dieser geringwertigen heimischen Eisen- 
erze ermöglicht wird. 

Trotz der starken Steigerung des Eisenerzbedarfes 
im Zusammenhang mit der Aufrüstung ist es durch 
den ausserordentlich verstärkten Abbau der heimi- 
schen Eisenerze gelungen, die deutsche Eisenversor- 
gung mit Erzen von etwa 17% im Jahre 1932 auf 30% 
im Jahre 1935 zu heben. Deutschland hat also auf dem 
Wege zur 50%-igen Deckung des Eisenerzbedarfes 
noch einen weiten Weg vor sich. Aber Deutschland 
arbeitet mit Aufbietung aller Kräfte an der Erreichung 
dieses Zieles. Die Wissenschaft ist in den Dienst dieser 
Sache gestellt. Planmässig wird im «Kaiser Wilhelm 
Institut für Eisenforschung», das mit erheblichen 
staatlichen Mitteln ausgebaut wurde, an der Lösung 
des Problems der Verhüttung der ärmeren deutschen 
Erze gearbeitet. 

Kein geringerer, als der Reichswirtschaftsminister 
und Reichsbankpräsident Dr. Schacht hat auf der Jubi- 
läumstagung der Eisenhüttenleute am 1. Dezember 
1935 die Ziele, die die Eisenforschung lösen muss, dar- 
gestellt. Er sagte: 

«Deutschland ist arm an hochprozentigen Eisen- 
erzen, wie sie noch in der jüngsten Vergangenheit 
verschmolzen werden konnten. Deutschland kann 
aus Gründen, die ich mehrfach dargelegt habe und 
hier nicht zu wiederholen brauche, sein Eisen nicht 
mehr in dem bisherigen Umfange aus Auslandserzen 
erzeugen. Und Deutschland will auch auf dem Ge- 
biete der Eisenversorgung seine endlich wiederge- 
wonnene Wehrfreiheit nicht gefährden lassen. Ihre 
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Aufgabe, meine Herren, ist es, unsere ärmeren deut- 
schen Eisenerze, die uns der Gott, der keine Knechte 
will, hat wachsen lassen, in dem erforderlichen 

Masse mit zu verhütten. Ich kenne Ihre Anstrengun- 

gen nach dieser Richtung hin, ich würdige sie und 

bin überzeugt, dass Sie auch diese Aufgabe lösen 
werden.» 

Die Verhüttung von Inlandserzen mit rund 30% 
Eisengehalt erfordert freilich das Vierfache an Kosten 
gegenüber der Verarbeitung von Auslandserzen mit 
60% Eisengehalt. Daraus resultiert selbstverständlich 
eine Steigerung der Gestehungskosten für Roheisen und 
damit auch für Stahlerzeugnisse. Aber dieser Nachteil 
wird bewusst in Kauf genommen. 


VANADIN 


Eines der Legierungsmetalle für Edelstähle, das Va- 
nadin (Vanadium), das bisher ausschliesslich aus aus- 
ländischen Rohstoffen hergestellt wurde, wird von der 
Röchlingschen Eisen- und Stahlwerk A.-G. in Völkin- 
gen seit einiger Zeit nach einem von H. Zieler ausge- 
arbeiteten Verfahren auch aus solchen Erzen gewon- 
nen, die in Deutschland greifbar sind, darunter aus 
den in beträchtlicher Aufschliessung befindlichen süd- 
deutschen Eisenerzen. Es stellt sich natürlich teurer 
als die Importware. 


ZINK 


Zu den wenigen Metallen, bei denen Deutschland 
über ausreichende Selbstversorgungsmöglickeiten ver- 
fügt, gehört das Zink. Aber die deutsche Zinkproduk- 
tion ist infolge der Ausbeutung reicherer überseeischer 
Lager am Weltmarkt normalerweise kaum konkur- 
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renzfähig. Das erwies sich besonders deutlich in der 
Krise, als die Weltmarktpreise für Zink sehr stark zu- 
rückgingen. Viele Schächte und auch manche Hütten 
wurden stillgelegt. 

Mitte 1932 entschloss sich der Staat, lediglich zum 
Zwecke der Arbeitsbeschaffung, Subventionen zu bewil- 
ligen. Sie sollten allerdings bei Besserung der Ertrags- 
lage zurückgezahlt werden. Der grösste deutsche Zink- 
produzent, die «Bergwerksgesellschaft Georg von Gie- 
sche’s Erben» erhielt z. B. in 2 Jahren 2.17 Mill. RM 
staatliche Beihilfen. Die Industrie war aber mit dieser 
Form der Staatsunterstützung nicht zufrieden. Sie hielt 
die Produktion nur aufrecht, ohne aber die Förderung 
zu verstärken. 

Aus wirtschaftlichen, wie auch aus devisenmässigen 
Gründen war aber eine Steigerung der heimischen 
Zinkproduktion dringend geboten. Das Dritte Reich 
ging infolgedessen 1934 dazu über, den Zinkproduzen- 
ten und auch den Zinkhütten nicht rückzahlbare Prä- 
mien für vermehrte Förderung zu gewähren. Sie glei- 
chen die Differenz zwischen dem Verkaufspreis und 
den höheren Unkosten einschl. Abschreibungen aus. 
Die Förderprämien-Verträge haben tatsächlich eine er- 
hebliche Steigerung der deutschen Zinkproduktion zur 
Folge gehabt. Zahlreiche stilliegende Gruben wurden 
wieder in Betrieb genommen und alte Anlagen erwei- 
tert. Sogar Jahrhunderte lang wegen Unrentabilität 
ausser Betrieb gesetzte Gruben wurden instand gesetzt, 
neue Fundstätten erforscht und mit grossen Kosten 
ausgebaut. So hat die «Stolberger Zink A.-G.» mit den 
Aufschlussarbeiten auf ihren beiden in Baden gelege- 
nen Hütten Ernst und Schauinsland wieder begonnen. 
Auch die nicht sehr wertvollen Lager in Rammelsburg 
bei Goslar i. Harz wurden neu in Betrieb gesetzt. So- 
gar die der belgischen Gruppe «Vieille Montagne» 
gehörenden Gruben in Borbeck (Westdeutschland) 
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nahmen wieder mit deutschen Staatssubventionen die 
Förderung auf verbreiteter Grundlage auf. 

Das Dritte Reich legte natürlich auch Wert darauf 
die Verhüttungen der gewonnenen Erze in Deutsch- 
land zu steigern. Die wichtigsten deutschen Zinkhütten 
lagen vor dem Kriege hauptsächlich in Oberschlesien, 
und zwar in dem Teil, der nach dem Kriege an Polen 
abgetreten wurde. Infolgedessen war der grösste deut- 
sche Zinkproduzent, die «Bergwerksgesellschaft Georg 
v. Giesche’s Erben» gezwungen, ihr in Deutsch-Ober- 
schlesien gefördertes Erz in polnischen Hütten zu ver- 
arbeiten. 

Je mehr wehrpolitische Gedankengänge sich durch- 
setzten, umso unmöglicher erschien dieser Zustand. 
Deshalb ist jetzt von der Giesche-Gesellschaft eine 
eigene Zinkhütte gebaut worden, aus militärischen 
Gründen nicht an der Grenze in Oberschlesien, sondern 
im Herzen Deutschlands, in Magdeburg. Selbstver- 
ständlich wurden grosse Staatssubventionen gezahlt, 
daneben auch billige Baudarlehen aus Mitteln der 
«Deutschen Gesellschaft für öffentliche Arbeiten» 
(Oeffa) — Ende 1934 waren es 15.23 Mill. — zur Ver- 
fügung gestellt. Die Magdeburger Zinkelektrolyse von 
Giesche ist 1934 vollendet worden. Am Jahresende 
1935 war die dem Betrieb zugrunde gelegte Erzeu- 
gungsmenge von 40.000 t Elektrolyt-Zink jährlich er- 
reicht. Inzwischen baut Giesche seine Anlage auf 
60.000 .t jährlich aus. 

Der preussische und der braunschweigische Staat 
entschlossen sich 1935, eine eigene Zinkhütte in Oker 
im Harz, also auch mitten in Deutschland, zu errich- 
ten. Dieses Werk hat die Aufgabe, die im Harz von 
einer staatlichen Bergwerksgesellschaft neu geförder- 
ten Erze zu verarbeiten, eine Aufgabe, die schwierige 
technische Vorbereitungen erforderte, weil die dortigen 
Gesteine von einer sehr komplizierten mineralogischen 
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Zusammensetzung sind. Die erste Ausbaustufe von 
Oker, die Ende 1936 in Betrieb kommen wird, soll 
jährlich 10.000 t Zink liefern. Die endgültige Leistungs- 
fähigkeit, die allerdings erst 1938 erreicht wird. ist auf 
40.000 t berechnet. Die Kosten für diese Gesamtanlage 
werden offiziell auf etwa 30 Mill. RM angegeben. 

Daneben arbeiten die alten, einst stillgelegenen Hüt- 
ten wieder mit voller Kraft, dank der reichlich fliessen- 
den Staatssubventionen. So hat die schon genannte 
belgische Gesellschaft die Leistungsfähigkeit ihrer 
deutschen Zinkhütte in Borbeck von jährlich 6—8000 t 
auf 25.000 t und die der öffentlichen Hand nahestehen- 
den «Metallwerke Unterweser» die ihrige von 10.000 t 
auf 18.000 t erhöht. 

Die deutschen Erzeugungsstätten für Zink werden 
nach dem erfolgten Ausbau sogar mehr Zink produzie- 
ren, als gegenwärtig im Inland überhaupt abgesetzt 
werden kann. Offenbar hofft man aber das Verwen- 
dungsgebiet für Zink im Inland beträchtlich auf 
Kosten anderer, vom Ausland importierter, Metalle, 
sog. «Devisenmetalle» zu steigern. Unter rein ökonomi- 
schen Gesichtspunkten muss indessen die Zinker- 
zeugung in Deutschland als übersteigert bezeichnet 
werden. 


KUPFER 


Eines der wichtigsten Metalle in der Industrie und in 
der Rüstungswirtschaft ist Kupfer. Kupfererze finden 
sich auch in Deutschland, aber sie sind im allgemeinen 
nur in einer mineralogisch ungünstigen Beschaffenheit 
vorhanden, die erhöhte Aufbereitungskosten erfordert. 
Auch das Kupfererz ist wie das Zinkerz, in der Regel 
nicht konkurrenzfähig mit dem ausländischen Pro- 
dukt. Etwa °/,, der deutschen Kupfergewinnung stam- 
men aus dem Mansfeld’schen Kupfer-Schiefer-Bergbau, 
der seit Jahrhunderten ausgebeutet wird. Die Produk- 
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tionskosten sind aber so hoch, dass ein rentables Arbei- 
ten nicht mehr möglich war, besonders nach dem 
Rückgang der Kupferpreise an den Weltmärkten in 
der Krise. Zunächst wurden im Interesse der Arbeits- 
beschaffung Staatssubventionen gewährt, die immer- 
hin eine gewisse Produktion aufrecht zu erhalten ge- 
statteten. 

Die Devisenklemme, nicht zuletzt auch wehrwirt- 
schaftliche Gedankengänge, haben dann nach der 
Machtübernahme durch den Nationalsozialismus dazu 
geführt, auch den deutschen Kupferbergbau unter Auf- 
wand von fast 40 Mill. RM Staatszuschüssen erheblich 
zu forcieren. Die Erzeugungsstätten im Mannsfelder 
Gebiet wurden ausgebaut. Allerdings muss immer mehr 
Erz mit geringem Kupfergehalt gefördert werden. In 
1931 brachten 861.000 t Erz noch 25.000 t Kupfer. In 
1935 wurden 246.000 t mehr Erz ausgegraben, aber 
1500 t weniger Kupfer erzeugt. Planmässige Bohrver- 
suche ermittelten nach vielen Fehlschlägen Kupfer- 
Schieferlager im Sangerhäuser-Gebiet und in der Nähe 
von Oberrissdorf, beides in Mitteldeutschland. Sie sol- 
len in grossen Umfang ausgebaut werden. 

Trotz aller Anstrengungen deckt die deutsche Kup- 
ferproduktion aber nur einen kleinen Teil des Bedarfs. 
Von 280.000 t Kupfer, die Deutschland Jährlich ver- 
braucht, werden nur etwa 30.000 t durch eigene Erzeu- 
gung gewonnen, wenn man die Verwertung von Alt- 
material ausser Ansatz lässt. (Die Inlandsgewinnung 
aus Inlandserz plus Altmaterial ist allerdings mehr als 
doppelt so hoch.) 


BLEI 


Die Versorgung mit Bleierzen aus inländischen La- 
gerstätten ist noch schwieriger als die mit Kupfererzen. 
In den meisten Bezirken sind die Abbauverhältnisse 
ausserordentlich ungünstig. Eine rentable, sich selbst- 
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tragende Produktion ist nahezu ausgeschlossen, wenig- 
stens bei den jetzigen Bleipreisen. Das Dritte Reich hat 
selbstverständlich unter Aufwendung erheblicher Mit- 
tel die Bleiproduktion gefördert. Ähnlich wie bei Zink, 
werden grosse staatliche Prämien den Bleiproduzenten 
gewährt. Dadurch ist es möglich geworden, die Inlands- 
gewinnung von 47.800 t im Jahre 1932 auf 57.000 t im 
Jahre 1934 zu steigern. Allerdings stellte im Jahre 1934 
die Inlandsgewinnung aus Inlandserz nur 36% der 
deutschen Gesamtversorgung dar. Bis zum Jahr 1936 
dürfte die Inlandsgewinnung auf etwa 60.000 t. gestie- 
gen sein. 


ZINN 


Eine Versorgung Deutschlands aus heimischen Zinn- 
erzen ist nicht einmal im Umfange der Bleierzeugung 
möglich. Zinnvorkommen gibt es in praktisch nennens- 
wertem Umfange nicht. Auch für die Zukunft ist in die- 
ser Hinsicht nichts zu erhoffen. Die «Metallgesellschaft» 
in Frankfurt/Main schätzt die Zinngewinnung aus In- 
landserz auf 100t im Jahre 1929. Immerhin hat 
Deutschland die Möglichkeit, sich mit Zinn durch Ver- 
wendung der Weissblechabfälle zu versorgen. Tatsäch- 
lich spielt die Entzinnung dieser Weissblechabfälle eine 
grosse Rolle. Nach Angaben des Statistischen Reichs- 
amtes sind im Jahre 1933 auf diese Weise rund 57.000 t 
verarbeitet worden. 

Deutschland ist wegen seiner ungünstigen Versor- 
gungslage dazu übergegangen, eine Verbrauchsumlen- 
kung vorzunehmen. Die Verwendung von Zinn ist für 
eine ganze Reihe von Erzeugnissen verboten worden. 
Als Ersatz kommt hier in erster Linie Aluminium in 
Frage. 


Leichtmetalle und Magnesium 


LEICHTMETALLE UND MAGNESIUM 


Ist die, Versorgung Deutschlands aus heimischen 
Rohstoffen mit Schwermetallen nur zu einem Teil mög- 
lich, so liegen die Dinge bei den sogenannten Leicht- 
metallen gänzlich anders. Hierher gehören Magnesium 
und Aluminium. Magnesium ist im deutschen Boden un- 
begrenzt vorhanden, und zwar sowohl als Karbonat, wie 
als Chlorid. Es ist kein Zufall, dass die Legierungen mit 
Magnesium als Hauptbestandteil in Deutschland ent- 
wickelt worden sind. Jedermann kennt die sogenann- 
ten Elektron-Metalle, die im modernen Motoren- und 
Flugzeugbau eine ungeheure Bedeutung erlangt haben. 
Es ist selbstverständlich, dass das Dritte Reich bestrebt 
war, die Verwendung dieser Elektron-Metalle mit allen 
Mitteln zu steigern. 

Das andere Leichtmetall, das in Deutschland in 
grossem Umfange erzeugt wird, ist Aluminium. Aus- 
gangsstoff des Aluminiums ist der Bauxit. In deut- 
schem Boden findet sich sehr wenig Bauxit, dagegen be- 
sitzen Ungarn und Jugoslavien grosse Bauxit-Vorkom- 
men. Sie sind fast vollständig in deutscher Hand und 
gestatten den Import auf Markbasis ohne Bedarf von 
Devisen. Deswegen ist Deutschland dazu übergegangen, 
seine Aluminium-Produktion, die es bezeichnender- 
weise im Kriege mit staatlichen Mitteln durch eine 
staatliche Gesellschaft aufgebaut hatte, weiter erheb- 
lich zu vergrössern. Die deutschen Aluminium-Hütten 
wurden riesenhaft ausgebaut. Die gesamte deutsche 
Aluminium-Produktion betrug 1932 nur 19.300 t, im 
Jahre 1935 stieg sie auf 70.700 t! In 4 Jahren ist die 
Produktionkapazität um 366% gesteigert worden. Sie 
reichte aber noch nicht aus, um den Bedarf zu decken. 
Der Aluminium-Verbrauch, der nicht nur durch die 
steigende ersatzweise Verwendung dieses Metalls an 
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Stelle von Kupfer, Messing und Zinn, sondern vor 
allem durch die Schaffung einer gigantischen Luft- 
flotte einen starken Auftrieb erhielt, betrug 1935 nicht 
weniger als 93.000 t gegen 19.000 t im Jahre 1932. Die 
deutschen Aluminium-Hütten werden planmässig 
weiter ausgebaut, um die Eigenversorgung zu decken. 

Daneben ist man bemüht, die Aluminiumgewinnung 
aus deutscher Erde möglich zu machen. Im deutschen 
Boden gibt es viele Mineralien, die zwar nicht wie der 
Bauxit bis zu 60% oder doch bis zu 35% Tonerde als 
Ausgangsmaterial für die Aluminium-Produktion ent- 
halten. Aus wehrwirtschaftlichen Gründen will sich 
das Dritte Reich mindestens die Möglichkeit einer 
Selbstversorgung sichern. In einem Kriegsfalle könnte 
die Zufuhr aus-Ungarn und Jugoslavien unterbrochen 
werden. Damit wäre die deutsche Aluminium-Produk- 
tion lahmgelegt. 

Im Jahre 1936 scheint das Problem gelöst zu sein. 
Jedenfalls beginnt in Schwandorf (Bayern) die Pro- 
duktion von Aluminium aus deutscher Tonerde nach 
einem Verfahren der «Vereinigten Aluminium A. G.» 
und der «Th. Goldschmidt A .G.» 

Die deutsche Wissenschaft arbeitet ferner fieberhaft 
daran, mit Hilfe der drei in Deutschland vorhandenen 
Hauptmetalle Magnesium, Aluminium und Zink und 
den in Deutschland zur Verfügung stehenden Zusatz- 
mitteln Silicium, Kohlenstoff und Arsen und neuestens 
auch aus Vanadium neue Legierungen herzustellen 
und für die Technik verwendbar zu machen.‘ 


* Nähere Einzelheiten enthält eine Denkschrift von Prof. 
Dr. W. Gürtler: «Aufbau der deutschen Metalltechnik aus 
deutschen Werkstoffen», die vom Institut für angewandte 
Metallkunde an der Technischen Hochschule, Berlin-Charlotten- 
burg, herausgegeben wurde. 


Entwicklung von Metallersatzstoffen 


ENTWICKLUNG VON METALLERSATZSTOFFEN 


Die Schwierigkeiten der deutschen Metallrohstoff- 
versorgung haben, abgesehen von dem steigenden Ver- 
brauch von Aluminium, auch zur Verwendung von Er- 
satzstoffen geführt. Der wichtigste ist das seit 1907 
bekannte Kunstharz, das ausschliesslich aus heimi- 
schen Rohstoffen, (Phenol, Kresol, Harnstoff und For- 
maldehyd) hergestellt wird. Ursprünglich wurde es vor 
allem wegen seiner guten Isolierfähigkeit in der Elek- 
irotechnik verwendet. In den letzten 3% Jahren ist die 
Maschinen- und Metallindustrie Grossverbraucher die- 
ses Rohstoffes geworden, lassen sich doch in einem 
früher ungeahnten Masse sämtliche Metallarten unter 
bestimmten Voraussetzungen durch Kunstharz erset- 
zen. In Walzwerken und in einfachen Maschinen lau- 
fen schon sehr viele Lager aus Kunstharz. Selbst Zahn- 
räder sind mit Erfolg aus Kunstharz hergestellt wor- 
den. Die Reichsbahn überprüft gegenwärtig die Mög- 
lichkeiten, ihren starken Verbrauch ausländischer Me- 
talle durch Kunstharz zu ersetzen. 

Auf rein privatwirtschaftlicher Grundlage befassen 
sich etwa 15 Werke mit der Herstellung dieser Kunst 
harze. Welchen Aufschwung diese Industrie genom- 
men hat, geht aus der Entwicklung des Wertes der aus 
Kunstharz hergestellten Erzeugnisse hervor. Sie wird 
für 1935 auf 250—300 Mill. RM. angegeben, gegenüber 
knapp 100 Mill. im Jahre 1933. 


AUF DEM WEGE ZUR TREIBSTOFFAUTARKIE 


Wehrpolitik und Devisenpolitik sind die Triebfedern 
für den Ausbau der deutschen Treibstofferzeugung. Jede 
Mark, die hier mit Erfolg investiert wird, kann 10, 15, 
vielleicht auch 20 Dollarcents an Devisenausgaben er- 
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sparen. Bei der angespannten Zahlungsbilanz Deutsch- 
lands ist dies ein Vorteil, wenn auch kein kommer- 
zielles Geschäft aber durch die Brille der Wehrpo- 
litik gesehen, sogar eine Notwendigkeit. Ein moderner 
Krieg lässt sich bei der weit vorgeschrittenen Motori- 
sierung der Heere, bei dem gewaltigen Ausbau der 
Luftwaffe nicht führen, wenn nicht eine ausreichende 
Versorgung mit Benzin, Dieselöl und Schmieröl sicher- 
gestellt ist. Die Sanktionsdebatten über das Ölem- 
bargo haben auf Deutschland tiefsten Eindruck ge- 
macht. Sie waren Veranlassung, mit noch grösserer 


Energie das Problem der heimischen Treibstoffversor- 
gung anzupacken. Seit dem Herbst 1935 haben die Bau- 
pläne zur Errichtung von Treibstoffabriken erheblich 
zugenommen. 

Das Dritte Reich hat nicht nur die Versorgung mit 
Benzin, sondern auch mit Schmieröl und Dieselöl aus 
heimischen Quellen ausserordentlich forciert. Mehrere 
Wege standen zur Lösung offen. Sie sind gleichzeitig 
beschritten worden. 

1. Verstärkter Ausbau der natürlichen deutschen 
Erdölvorkommen. 

2. Treibstoffgewinnung aus Braunkohle, 

3. Treibstoffgewinnung aus Steinkohle, 

4. Entwicklung von Ersatztreibstoffen. 


AUSBAU DER DEUTSCHEN ERDÖLVORKOMMEN 


Seit langen Jahren war das Vorhandensein von 5 
Erdölfeldern in Deutschland bekannt. Sie liegen vor 
allem in Norddeutschland in der Gegend von Hanno- 
ver, zum Teil auch in Thüringen. Ihre geologische Be- 
schaffenheit ähnelt dem Vorkommen an der amerika- 
nischen Golfküste. Das reizte immer wieder Unterneh- 
mer, den Abbau zu versuchen. Sie hofften eines Tages 
für ihre Mühen und Kosten durch Auffindung von Öl- 
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quellen amerikanischer Ergiebigkeit entschädigt zu 
werden. Grosse Erfolge sind ihnen meist versagt geblie- 
ben. Die Kapitalkraft der einzelnen Gesellschaften war 
im allgemeinen zu gering, um das finanzielle Risiko, 
das mit Erdölbohrungen verbunden ist, auf die Dauer 
zu tragen. Bis 1932 spielte daher die deutsche Erdöl- 
produktion keine nennenswerte Rolle. Die Förderung 
deckte bei weitem noch nicht einmal 10% des deut- 
schen Bedarfs. 

Hier griff das Dritte Reich ein. Es organisierte eine 
planmässige Erdölsuche. Alle Aufschlussarbeiten wur- 
den durch ein besonderes Gesetz zusammengefasst. 
Eine geophysikalische Reichsaufnahme stellte die geo- 
logischen Vorbedingungen für das Vorhandensein von 
Erdöl fest. Ein «Reichsbohrplan» wurde entworfen. 
Für je 65.000 m Bohrungen — die Gesamtbohrungen 
1932 betrugen 46.000 m — in den Jahren 1934—1936 
zahlt das Reich 50% der Bohrkosten. Nur im Falle der 
Fündigkeit sind die Reichszuschüsse allmählich zu- 
rückzuzahlen. Investiert waren bis Ende 1935 seitens 
des Reichs 9 Mill. RM. Dadurch erhöhten sich die Bohr- 
leistungen sprunghaft, zumal die modernsten Bohr- 
geräte in Dienst gestellt wurden. 

Drei neue Erdölfelder in Baden und Hannover wur- 
den dank des Reichsbohrprogramms entdeckt. Ihre Er- 
schliessung ist noch im Gange. Die deutsche Erdöl- 
produktion hat sich trotzdem in den letzten drei Jahren 
fast verdoppelt. Die eingetretene Devisenentlastung 
wird schon auf 20 Mill. RM angegeben — bei Investi- 
tionen in mehrfacher Höhe. 

1932 1933 1934 1935 
Erdölgewinnung (t) 230.000 239.000 315.000 430.000 
Bohrleistungen (m) 46.000 71.000 133.000 175.000 


So erfolgreich auch an sich der Ausbau der Erdöl- 
felder war, so steht eins doch fest: die deutsche Eigen- 
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förderung wird niemals — selbst bei einer anhaltenden 
Steigerung der Erzeugung — einen wesentlichen Teil 
des deutschen Treibstoff-Bedarfs decken können. Der 
gesamte Benzin-Anfall aus deutschen Rohölen beträgt 
nach all den grossen Erfolgen kaum mehr als 100.000 
__120.000 t bei einem Gesamtbedarf von 1.455 Mill. t. 
Inzwischen bereitet sich eine Umstellung in der Wei- 
terverarbeitung des deutschen Erdöls vor. Je mehr die 
Gewinnung von Treibstoffen aus Braun- und Steinkohle 
fortschreitet, verliert die Erzeugung von Benzin aus 
dem natürlichen Erdöl für das Dritte Reich an Bedeu- 
tung. Dagegen lässt sich aus dem deutschen Petroleum 
ein anderes Öl herstellen, das gerade unter wehrpoliti- 
schem Gesichtswinkel besonders wertvoll ist: Schmier- 
öl. Ein Mangel an Schmieröl ist im Kriege ebenso ver- 
hängnisvoll, wie eine Unterversorgung mit Benzin. 
Ohne Schmieröl können keine Motore laufen, ohne 
Schmieröl ist der bestausgestattete Maschinenpark eines 
Landes praktisch arbeitsunfähig. Gerade die Sanktions- 
debatten haben die Aufmerksamkeit der deutschen mi- 
litärischen Stellen auf dieses Versorgungsproblem ge- 
lenkt. Der Verbrauch an Schmieröl bezifferte sich 1935 
auf 400.000--450.000 t. Davon stammten nur rund 
100.000 t aus der Verarbeitung von deutschem Erdöl. 
Theoretisch lässt sich die Produktion an deutschem 
Schmieröl erheblich steigern, wenn der Preisvorsprung 
des ausländischen Erzeugnisses beseitigt wird. Das 
war das Haupthindernis einer stärkeren heimischen 
Schmierölherstellung. Kurz entschlossen änderte das 
Reich die Konkurrenzlage zugunsten der deutschen 
Ware, Im Dezember 1935 erfolgte eine kräftige Erhö- 
hung des Einfuhrzolls. Daraufhin wird jetzt ein grosser 
Teil des deutschen Erdöls auf Schmieröl verarbeitet, 
statt für die Benzingewinnung benützt. Neue Schmier- 
ölfabriken entstanden. Ihre Produktionskapazität er- 
möglicht im Ernstfall die völlige Sicherstellung der 
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deutschen Schmierölversorgung. Natürlich zu Preisen, 
die erheblich über den Notierungen des Weltmarktes 
liegen. 


FORCIERTE GEWINNUNG KÜNSTLICHER 
TREIBSTOFFE 


Gerade wegen der schlechten Versorgung mit einhei- 
mischen Natur-Treibstoffen wandte das Dritte Reich 
seine erhöhte Aufmerksamkeit der künstlichen Herstel- 
lung aus der in unbegrenzten Mengen zur Verfügung 
stehenden Kohle zu. Sie ist seit langem in Deutschland 
bekannt. Bereits 1913 hat ein deutscher Chemiker, Dr. 
Friedrich Bergius, Patente dieser Art erhalten. Heute 
gibt es die verschiedenartigsten Verfahren zur Gewin- 
nung von Treibstoffen aus Kohle, Sie beruhen entweder 
auf dem Prinzip der Verkokung oder der Wasserstoff- 
anreicherung. 

Die Verkokung, das älteste Verfahren, krankt an 
einem erheblichen Übelstand, dem grossen Anfall von 
Koks und sonstigen Nebenprodukten. Selbst die gün- 
stigste Methode, die sogenannte «Schwelung»> der 
Kohle bei Temperaturen um 500° liefert 80% Koks, 
10% Gas und 10% Teer. Erst aus diesem Teer kann 
Treibstoff gewonnen werden. 

Die Wasserstoffanreicherung der Kohle hat dagegen 
den Vorteil, nur Öle zu erzeugen. Dafür verlangt sie 
ausserordentlich hohe Investitionskosten. Der Produk- 
tionsprozess ist viel komplizierter. Es werden zum Teil 
Betriebsdrucke bis 200 Atmosphären und hohe Reak- 
tionstemperaturen benötigt. Gegenwärtig arbeiten nach 
dem Prinzip der Wasserstoffanreicherung in Deutsch- 
land 4 Verfahren: 

1. die Hydrierung nach dem System Bergius — I. G. 
Farben. 

2. die Synthese nach dem System Fischer—Tropsch. 
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3, die Extraktion nach dem System Pott-Broche. 

4. die Extraktion nach dem System Uhde. 

Auch diese Methode der künstlichen Treibstofferzeu- 
gung ist nicht sehr ökonomisch. Um 1 t Treibstoff zu 
erzeugen, benötigt die Hydrierung 3—3% t Kohle, die 
Synthese 4—5 t und die Extraktion 2%—3 t. Aber das 
hat das Dritte Reich nicht gehindert, für den grosszü- 
gigsten Ausbau solcher Anlagen Sorge zu tragen, ja sie 
überhaupt erst ins Leben zu rufen. Der Wehrwille 
triumphiert über den Wirtschaftswillen. Ungeheure An- 
strengungen sind gemacht worden. Von ihnen soll aus- 
führlich die Rede sein, weil sie für die Einstellung des 
Dritten Reiches so ausserordentlich typisch sind. 


ERZEUGUNG VON KOHLE-BENZIN 


Schon vor dem Hitler-Regime hatte die mächtige I. G. 
Farbenindustrie ein grosses Werk in Leuna (Mittel- 
deutschland) für die Benzin-Hydrierung aus Braun- 
kohle gebaut. Die hohen Kosten sind zunächst aus eige- 
ner Tasche der I. G. Farben-Industrie bezahlt worden. 
Die Rentabilität schien gesichert, da der benötigte Was- 
serstoff als Abfallprodukt ihrer benachbarten Ammo- 
niak-Werke nahezu kostenlos zur Verfügung stand. Die 
I. G. Farben-Industrie hatte aber nicht mit einem der- 
artig tiefen Fall der Welt-Benzinpreise gerechnet. Nur 
durch einen Hochschutzzoll für Benzin und direkte 
und indirekte staatliche Subventionen (Steuerermässi- 
gungen, Ausnahmetarife etc.) konnte eine bescheidene 
Produktion von Leuna-Benzin aufrechterhalten werden. 

Das Dritte Reich drang natürlich auf den Ausbau der 
Leuna-Produktion. Betrug die Produktion an hydrier- 
tem Benzin im Jahre 1933 nur schätzungsweise 100.000 
t, so wurden im Jahre 1935 schon 280.000 t erzeugt. 
Die Kapazität der Anlagen ist auf 330.000 t gestei- 
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gert worden. In welcher Höhe direkte Reichsmittel zu 
diesem Zwecke gewährt wurden, entzieht sich der all- 
gemeinen Kenntnis. Die Produktion der I. G. Farben 
ist für die Zwecke des Hitler-Regimes natürlich zu 
klein, wenn sie auch ein Vielfaches der vorhandenen 
Anlagen zur Brennkohlenverschwelung, die seitens ein- 
zelner Gruben seit 1930 errichtet worden waren, be- 
trägt. Ihm musste an neuen grossen Fabrikationsstät- 
ten für Kunstbenzin schon aus militärischen Gründen 
viel gelegen sein. Das Dritte Reich hat daher den Bau 
zahlreicher Neuanlagen mehr oder minder erzwungen. 
Als Zuckerbrot diente eine Preisgarantie von 25 Pfennig 
je Liter ab Werk bei einem Selbstkostenpreis von min- 
destens 18—20 Pfennig. 
Als erste mussten im Oktober 1934 die mittel- 
deutschen Braunkohlenunternehmungen dem Investi- 
tionsverlangen des Staates nachkommen. In einer 
dramatischen Sitzung, die knapp 1 Stunde dauerte, trug 
Dr. Schacht den 10 grössten nach Berlin beorderten 
Braunkohle-Industriellen den Plan einer Braunkohlen- 
Benzin-Anlage vor. Er verlangte, dass ihre sehr ren- 
tablen Gesellschaften für diesen Zweck ein Kapital von 
100 Mill. RM. zeichneten. Widerstand war nutzlos. So 
kam es zur «Pflichtgemeinschaft der Braunkohle-Wirt- 
schaft». Sie erhebt von jedem Braunkohleunternehmen 
eine Umlage von RM. 2.-je Tonne Jahres-Braunkohlen- 
Förderung. Diese Mittel dienen zur Finanzierung einer 
Braunkohle-Benzin-A.-G.» mit dem verlangten Kapital 
von 100 Mill. RM. Sie wird für Hydrierungs- und Ver- 
schwelungsanlagen bis zu 200 Mill. RM. investieren. 
Die Erzeugung dieser Braunkohle-Benzin-A. G. soll 
mehrere 100.000 t Benzin jährlich betragen, wenn die 
3 Produktionsanlagen erst einmal in Gang sind. Zwei 
Fabriken in Böhlen und Magdeburg (Mitteldeutschland) 
sind im Herbst 1936 fertiggestellt. Eine dritte Anlage 
in der Lausitz ist im Entstehen. Sie wendet, im Gegen- 
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satz zu den beiden anderen Produktionsanstalten, nicht 
dus I. G. Farben-System, sondern das Fischer—Tropsch- 
Verfahren an. 

Unter dem Eindruck der Sanktionspolitik und der 
Möglichkeit eines Öl-Embargos hat man in Deutsch- 
land die Anstrengungen in Richtung einer möglichst 
hohen Selbstversorgung mit Treibstoffen erheblich ver- 
stärkt. Neue Verfahren wurden angewandt, neue grosse 
Kapitalien zu diesem Zweck angefordert. Vor allem 
konzentriert man sich nicht nur auf die Verarbeitung 
von Braunkohle zu Benzin, sondern geht seit Ende 1935 
auch dazu über, Steinkohle zu Treibstoffen zu ver- 
arbeiten. Teils wendet man das Hydrier- und Synthese- 
Verfahren, teils die Verschwelung an, teils müssen sich 
die Steinkohlezechen «freiwillig» zu Gemeinschafts- 
gründungen zusammenfinden, teils errichten auch ein- 
zelne Unternehmungen ihre eigenen Anlagen. So er- 
folgte im Oktober 1935 eine «freiwillige» Gemein- 
schaftsgründung der Ruhrkohlengruben zum Zwecke 
der synthetischen Herstellung von Benzin aus Stein- 
kohle nach dem Fischer—Tropsch-Verfahren. Diese 
«Ruhr-Benzin-A. G.» wird vorläufig nach der Fertig- 
stellung ihrer Anlagen Ende 1936 eine Benzin-Erzeu- 
gungs-Kapazität von etwa 25.000 t aufweisen. Die 
Ruhrzechen mussten das Aktienkapital von 4,5 Mill. 
RM. zeichnen. Die weiteren benötigten Mittel in mehr- 
facher Höhe dieser Summe wurden auf Verlangen des 
Reiches von einem Konsortium der Grossbanken lang- 
fristig zur Verfügung gestellt. Der vom Reich garan- 
tierte Kredit muss bis zum Jahr 1946 mit jährlich 9% 
vom Umsatz zurückbezahlt werden. 

Soweit die Ruhrzechen nicht an der Gemeinschafts- 
gründung beteiligt sind, haben sie eigene Benzin-Anla- 
gen in Auftrag gegeben. Die Haniel-Gruppe errichtet 
eine Treibstofffabrik mit einer Anfangskapazität von 
jährlich 25.000 t Benzin. Eine Verdoppelung ist vorge- 
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sehen. Angewandt wird auch hier das Verfahren von 
Fischer—Tropsch. Ende 1936 wird diese Anlage in 
Betrieb kommen; voraussichtlich werden */, der Ge- 
samtproduktion auf Benzin und */, auf Dieselöl ent- 
fallen. Die Kapitalbeschaffung erfolgt auf demselben 
Wege wie bei der Ruhr-Benzin-A. G., d. h. durch staats- 
garantierte Kredite. 

Im Bau befindet sich im Ruhrgebiet ferner eine 
Treibstofffabrik des Klöckner-Konzerns und eine An- 
lage der fiskalischen Bergwerksgesellschaft Hibernia. 
Sie arbeiten teils nach dem Synthese-System, teils nach 
dem Hydrier-Verfahren. Auch diese Anlagen werden 
Ende 1936 in Betrieb kommen. Selbstverständlich sind 
sie weitgehend auf finanzielle Staatshilfe abgestellt. 

Während der Fertigstellung dieser Fabriken ist ein 
neues verbilligtes Verfahren zur Treibstoffgewinnung 
für die Anwendung in der Praxis reif geworden, ein 
Verfahren, das sich durch besondere Ersparnismöglich- 
keiten auszeichnet. Bisher war eine Brikettierung der 
Rohkohle eine Voraussetzung für die Benzin-Synthese. 
Nunmehr hat der Wintershall-Konzern ein Vergasungs- 
verfahren für Rohkohle durchgebildet. Dadurch soll 
sich der Selbstkostensatz um rund 40% gegenüber dem 
bisherigen Verfahren verbilligen. Allerdings ist eine An- 
wendung zunächst nur für Rohbraunkohle vorgesehen. 
Die Wintershall A.-G. hat im April 1936 den Bau einer 
Treibstofffabrik in Mitteldeutschland beschlossen, die 
zunächst als grosstechnischer Versuch anzusprechen 
ist. Auch hier werden Reichsgarantien gewährt. 

Bei all diesen neuen Anlagen zur Benzinherstellung 
aus Kohle handelt es sich um Gross-Experimente. Die 
Verfahren müssen erst in der Praxis zeigen, ob sie das 
halten, was die Laboratoriumsversuche versprechen. 
Dass man für diese Zwecke über 300 Mill. RM ausgibt, 
spricht für die Grosszügigkeit des Dritten Reiches in 
Fragen von wehrwirtschaftlicher Bedeutung. 
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ERZEUGUNG VON DIESELÖL 


Bis Ende 1935 konzentrierte sich die heimische Treib- 
stoffpolitik auf die Erzeugung von möglichst viel Ben- 
zin. Um die Jahreswende 1935 trat ein Kurswechsel ein. 
Es beginnt jetzt auch die Foreierung der Produktion 
von Dieselöl und Gasöl. Die Hintergründe dieser Um- 
stellung sind nur zu verstehen, wenn man sich die Ent- 
wicklung der deutschen Motorentechnik vor Augen 
hält. j 

Der Dieselmotor hat einen Siegeszug sondergleichen 
angetreten. Sein Inlandsabsatz hat sich seit 1932 mehr 
als verfünffacht. Schwere Lastwagen werden fast nur 
noch mit Dieselmotoren gebaut. Sogar betriebssichere 
Dieselmotoren für Flugzeuge und Luftschiffe sind seit 
1934 entstanden. Das Zeppelin-Luftschiff «von Hin- 
denburg» und Junkersflugzeuge werden von Dieselmo- 
toren getrieben. 

Wehrpolitisch ist diese Entwicklung von grosser 
Tragweite. Der Dieselmotor ist anspruchsloser in der 
Wartung, also frontdiensttauglicher als der kompli- 
zierte Benzinmotor. Mit Dieselmotoren angetriebene 
Flugzeuge sind die gegebenen Luftstreitkräfte. Sie sind 
feindlichen Einwirkungen wegen der schweren Ent- 
flammbarkeit von Dieselöl weniger ausgesetzt. Alles 
spricht also dafür, die Flugwaffe auf Dieselantrieb um- 
zustellen, ebenso auch die Tanks und die motorisierten 
Abteilungen der Armee. Das setzt eine Sicherung der 
heimischen Rohstoffversorgung mit Dieselöl voraus. 
Bislang war die deutsche Produktion verhältnismässig 
klein. Die Inlandserzeugung betrug im Jahre 1935 et- 
was über 100.000 t, also 12% des Inlandskonsums. 
Diese Versorgungslücke galt es zu verkleinern. Hinder- 
lich war diesem Vorhaben die geringe Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Erzeugung gegenüber dem billi- 
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gen Auslandsprodukt. Was lag näher, als durch Zoll- 
massnahmen diesen Preisvorsprung des Auslandes zu 
beseitigen? Im Dezember 1935 erhöhte man denn auch 
den Einfuhrzoll auf Dieselöl um 100%. 

Bewusst sind gewisse Nachteile, die diese Zollände- 
rung mit sich brachte, in Kauf genommen worden: Die 
Produktionskosten der Industrie, die Dieselmotore be- 
nutzt, werden erhöht. Gerade hatten die deutschen Au- 
tomobilfabriken einen betriebsfähigen Dieselmotor für 
Personenwagen entwickelt, der zwar in der Anschaf- 
fung teurer, aber im Betrieb billiger als der Benzin- 
motor sein sollte. Die Erhöhung des Preises für Dieselöl 
infolge Heraufsetzung des Zollsatzes verschiebt die 
Konkurrenzfähigkeit zu Ungunsten des Dieselmotors. 
Grosse Entwicklungskosten sind z. T. vergeblich aufge- 
wendet worden. Aber im Hinblick auf die wehrpoliti- 
schen Notwendigkeiten wird dies alles willig hingenom- 
men. Voll Stolz erklärte der Ministerialdirektor Dr. 
Brandenburg vom Reichs-Luftfahrtministerium auf 
einer Tagung der Motoren-Industrie am 12. Dezember 
1935: 

«Wir befinden uns in einer Stunde, die man viel- 
leicht als die Geburtsstunde des deutschen Dieselöls 
bezeichnen kann. Die Zollerhöhung für Dieselöl ist 
nicht aus fiskalischem Interesse erfolgt, sondern mit 
der Absicht, hinter der erhöhten Zollmauer eine ren- 
table Produktion des deutschen Dieselöls zu ermög- 
lichen. Erfreulicherweise hat die Autoindustrie die 
Zollerhöhung als zweckmässig und notwendig aner- 
kannt.» 

Die Mehrerzeugung von Dieselöl soil einmal durch 
Verschwelung von Kohle, und zwar von Braun- als 
auch von Steinkohle in grossem Umfange durchgeführt 
werden. Die theoretischen Aussichten für die Produk- 
tion sind denkbar günstig: es gibt etwa 55 Mill. t För- 
derkohle, davon allein 40 Mill. t bei der Braunkohle, 
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die sich zur Verschwelung eignen. Die Braunkohlenin- 
dustrie ist infolgedessen, unterstützt durch staatliche 
direkte und indirekte Subventionen, daran gegangen, 
ihre Schwelanlagen beträchtlich zu steigern. Die 
:A.-G. Sächsische Werke», die «Braunschweigischen 
Kohlenwerke»>, die «Riebeek-Montan A.-G.>, die «Nie- 
derlausitzer Kohlenwerke» und auch die «Deutsche 
Erdöl A.-G.» bauten Anlagen für 410.000 t Schwelteer, 
womit die Gesamterzeugung auf rund 700.000 t steigen 
wird. Eine Ausdehnung auf 1 Mill. t ist geplant. 

Auch das viel schwierigere Problem der Erzeugung 
von Gasöl durch Steinkohle-Verschwelung wurde an- 
gepackt. Die Verschwelung von Steinkohle ist ein ri- 
sikoreiches Experiment, weil Absatzmöglichkeiten für 
den gleichzeitig entfallenden Schwelkoks gesucht wer- 
den müssen. In England beispielsweise ist man an die- 
ser Frage gescheitert. In Deutschland liess man sich 
aber unter dem Druck der angeblichen wehrpolitischen 
Notwendigkeiten nicht davon abschrecken, eigene Ver- 
suchsanlagen grossen Stils zu errichten. 

Die Friedrich Krupp A.-G., die «Waffenschmiede des 
Reichs», tat den ersten Schritt. Sie begann im Herbst 
1935 mit dem Bau einer eigenen Versuchsanlage. Hier 
sollen pro Jahr etwa 25.000 t nach dem neuentwickel- 
ten «Krupp-Lurgi-Verfahren» verschwelt werden. 

Im Februar 1936 mussten die Ruhrzechen «freiwil- 
lig» eine Gemeinschaftsanlage für die Steinkohlen-Ver- 
schwelung mit einer Jahreserzeugung von zunächst 
100.000 t Schwelkoks errichten. An Rohteer, dem Grund- 
stoff des Dieselöls, wird sich bei diesem Kohleneinsatz 
allerdings eine Menge von nur 10—11.000 t ergeben. 
Die Baukosten werden mit ca. 4 Mill. RM angegeben. 
Im Winter 1936 wird die Gesellschaft ihre Produktion 
aufnehmen. Man hofft, die Anlage dadurch wirtschaft- 
licher gestalten zu können, dass neue Verwendungsfor- 
men für den anfallenden Steinkohle-Schwelkoks ge- 


140 Verstärkte Benzolerzeugung 


über 10 Mill cbm, die man zunächst mit diesem Investi- 
tionsgebot beglücken wollte, haben, wie sich heraus- 
stellte, bereits grösstenteils die Benzolgewinnung auf- 
genommen. 


AUSBAU DER ERSATZ-TREIBSTOFF-ERZEUGUNG 


Deutschland ist weiter planmässig daran gegangen, 
zwecks Streckung der echten mineralischen Treibstoffe 
die Anwendung flüssiger Ersatztreibstoffe, die im In- 
land erzeugt werden können, zu forcieren. 

Bereits 1930 war ein Zwang zur 10 %-igen Beimi- 
schung von Spiritus angeordnet — damals im Interesse 
der Landwirtschaft. Auf diese Weise liess sich der Kar- 
toffelüberschuss verwerten. Seit Ende 1935 ist unter 
grundsätzlicher Beibehaltung der 10%-igen Beimi- 
schungsquote von Alkohol eine teilweise Ersetzung des 
Kartoffelsprits durch Methylalkohol angeordnet wor- 
den. Dieser Methylalkohol, auch Methanol genannt, 
wird von der Stickstoffindustrie und den Benzinwer- 
ken, die nach dem Prinzip der Wasserstoffanreichung 
arbeiten, als Abfallprodukt erzeugt. Für sie ist die zu- 
sätzliche Verwendung von Methanol eine wertvolle Lie- 
besgabe, während auf der anderen Seite die Drosselung 
der Treibsprit-Erzeugung aus Kartoffeln wegen des 
schlechten Ausfalls der Kartoffelernte im Interesse der 
Volksernährung erwünscht ist. Der Heizwert des Me- 
thylalkohols beträgt allerdings nur die Hälfte des Heiz- 
wertes der geringwertigeren Benzine. 

Auch die Spritgewinnung aus Holz wurde ausgebaut. 
Es gibt dafür zwei Verfahren. Sie stammen von Prof. 
Bergius, resp. von Dr. Schöller. Beide erzeugen Holz- 
zuckerlösungen, die zu Alkohol verarbeitet werden. 

Nach dem Bergius-Verfahren produziert die «Deut- 
sche Bergin A.-G. für Holzhydrolyse» in Mannheim- 
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Rheinau. Sie erhielt bereits ein Kontingent von 20.000 
hi vom Branntweinmonopol bewilligt. Diese Anlage hat 
im Herbst 1936 die Produktion aufgenommen, nach- 
dem zu einer Erweiterung Auslandskredite mit Reichs- 
garantien zur Verfügung gestellt wurden. 

Nach dem Verfahren von Dr. Schöller hat die «Deul- 
sche Holzverzuckerungs- und chemische Fabriken 
A.-G.» zunächst 1933 eine kleine Versuchsanlage in 
Holstein mit einer Jahreskapazität von 12.000 hl ge- 
baut. Sie erwies sich als höchst unrentabel. Man be- 
grüsste es daher dankbar, dass um die Jahreswende 
1935 das staatliche Branntweinmonopol die Entwick- 
lungskosten übernahm. Gegenwärtig sind unter finan- 
zieller Mithilfe des Reichs wesentlich grössere Anlagen 
nach dem gleichen Verfahren in Vorbereitung. Die 
«Dessauer Werke für Zucker und chemische Industrie 
A.-G.» hat eine Holzspritanlage mit einer Kapazität von 
50.000 hl Sprit im Frühjahr 1936 in Betrieb genom- 
men. Ein anderes Projekt von etwa gleicher Grösse 
kommt in Holzminden (Braunschweig) zur Durchfüh- 
rung. Ferner hat die bekannte Zellstofffabrik «Feld- 
mühle A.-G.» Anlagen zur Erzeugung von absolutem 
Alkohol aus Holz im Juli 1935 fertiggestellt. 

Es ist wichtig festzustellen, dass die Spritgewinnung 
aus Holz ungewöhnlich teuer ist. Die Gestehungskosten 
dieses Spiritus liegen wesentlich über den Marktpreisen 
für das «normale» Produkt. 


ENTWICKLUNG NEUER ANTRIEBSARTEN 


Die Treibstoffpolitik des Dritten Reiches ist nicht 
nur darauf gerichtet, die Erzeugung flüssiger Mineral- 
öltreibstoffe wesentlich zu vergrössern. Sie versucht 
auch durch entsprechende Entwicklung der Motoren- 
technik, die wehrpolitisch gefährliche nationale Un- 
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selbstständigkeit in der Versorgung mit Mineralölen zu 
mindern. Systematisch wurden Konstruktionen für 
Fahrzeuge und ortsfeste Anlagen gefördert, die auf die 
Verwendung von flüssigen Treibstoffen verzichten. Sie 
benutzen entweder Holz- und Holzkohlengeneratoren, 
oder auch Generatoren für Schwelkoks, Anthrazit und 
sogar Braunkohlenbriketts. Daneben findet sich auch 
in Stahlflaschen mitgeführtes Leuchtgas und Kokerei- 
gas als Treibstoff. Im Herbst 1935 wurde von staatli- 
chen Stellen eine Versuchsfahrt mit diesen sogenannten 
«heimischen Kraftstoffen» durchgeführt, bei der mehr 
als 16.000 km zurückzulegen waren. Das Ergebnis die- 
ses Experiments, an dem sich 46 Lastkraftwagen betei- 
ligten, war nicht ungünstig. Die mit Generatorenanla- 
gen und Speichergasen ausgerüsteten Fahrzeuge haben 
Fahrtzeiten benötigt, welche den Vergleich mit dem 
Benzinmotor nicht zu scheuen brauchen. Die Resultate 
dieser Versuchsfahrt wurden systematisch nach allen 
Richtungen ausgewertet und dienen zur schnellen Wei- 
terentwicklung dieser Motorentypen. 

Wie planmässig das Dritte Reich die Entwicklung 
neuer Motorenantriebsarten betreibt, dafür einige Be- 
lege. Ab 1. April 1935 wurden Steuererleichterungen 
für die Verwendung nichtflüssiger Treibstoffe gewährt. 
Beim Übergang zum Holzgasantrieb werden staatliche 
Subventionen von 600.— RM je Einzelfall gezahlt. Alle 
Kommunen müssen 75% ihres Kraftwagenbestandes 
bis Ende Dezember 1936 auf den Antrieb mit nicht- 
flüssigen Treibstoffen umgestellt haben. 

Seit 1935 werden Holz- und Gastankstellen errichtet. 
Die deutschen Kohlenhändler sind angewiesen worden, 
allmählich ein über das ganze Land verbreitetes Netz 
von Holztankstellen zu errichten. Sie erhalten grosse 
Holzmengen aus den Staatsforsten zum halben Markt- 
preis. In fast allen mittleren und grösseren Städten ist 
der Bau von Gastankstellen in Angriff genommen wor- 
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den. Anfang April 1936 waren 8 Gastankstellen in Be- 
trieb, 28 im Bau. Die Investierungskosten dieser Gas- 
tankstellen sind recht beträchtlich. Aber im Dritten 
Reich stösst man sich an solchen Schwierigkeiten nicht. 
Es ist ausgerechnet worden, dass in Deutschland 
160.000 Lastautos im Nahverkehr (d. h. nicht weiter als 
50 km von ihrem Standplatz entfernt) beschäftigt sind. 
Sie könnten im Ernstfall auf Gasantrieb umgestellt 
werden. Das setzt aber eine vorbereitende Organisation 
im Frieden voraus, die vor allem auch praktische Er- 
fahrungen sammelt, selbst wenn sie viel Geld kosten. 


DAS FAZIT DER TREIBSTOFFAUTARKIE 


Deutschland hat, wie man sieht, ungeheure Kräfte 
mobilisiert, um die technischen Möglichkeiten zur aus- 
reichenden Ölversorgung im Kriege zu schaffen. Im 
Jahre 1935 deckte Deutschland bereits zu 43.3% im 
Inlande den Bedarf an Leichtkraftstoffen. Dabei ist 
nicht berücksichtigt, dass die Einfuhr grösser war, als 
der Bedarf. Das Dritte Reich ist unter dem Eindruck 
der Sanktionsdebatten planmässig daran gegangen, die 
Vorratshaltung an ausländischen Treibstoffen erheb- 
lich zu steigern. In Wirklichkeit deckt die gegenwär- 
tige Inlandserzeugung bereits mehr als 50% des Be- 
darfs an Leichtkraftstoffen. Im Ernstfalle wäre 
Deutschland imstande, den ganzen Bedarf an sämtli- 
chen Treibstoffen innerhalb der eigenen Grenzen zu 
produzieren, wenn erst einmal die im Ausbau begriffe- 
nen Anlagen vollendet und voll beschäftigt sind. Die 
deutsche Treibstoffautarkie ist im Dritten Reich in 
greifbare Nähe gerückt. Hitler erklärte in einer Rede 
bei der Eröffnung einer neuen Teilstrecke der Auto- 
bahn im Oktober 1936 stolz, dass Deutschland in 1% 
Jahren ganz unabhängig von der Benzineinfuhr sein 
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wird. Wehrpolitisch ist das ein wesentliches Aktivunı, 
wenn es auch nur mit ungeheuren Mehrkosten erreicht 
werden konnte. 

Nach einem Bericht der D. D.-Bank hätten zu einer 
vollständigen Versorgung Deutschlands mit Auslandsöl 
im Jahre 1934 200 Mill. RM ausgereicht. Tatsächlich 
ausgegeben wurden 700 Mill RM. Von den Mehrkosten 
von 500 Mill. RM entfielen fast 300 Mill. RM auf die 
Hochschutzzölle zur Sicherung der Inlandsproduktion, 
200 Mill. RM auf die höheren inländischen Herstel- 
lungskosten. Das war 1934 — vor dem verstärkten Aus- 
bau der heimischen Treibstofferzeugung. In 1936 wer- 
den die Mehrkosten der Selbstversorgung — ohne die 
Investitionsaufwendungen — auf mindestens 800 Mill. 
RM angeschwollen sein. Diese Lasten werden der deut- 
schen Wirtschaft im Interesse der Wehrpolitik aufer- 
legt. Es sind nicht die einzigen und nicht die grössten, 
die sie tragen muss. 


HERSTELLUNG VON KÜNSTLICHEM GUMMI 


Gummi gehört zu den Rohstoffen, die die deutsche 
Wirtschaft nicht entbehren kann. Schon in Friedens- 
zeiten brauchte die Industrie allenthalben Kautschuk 
in den verschiedenartigsten Anwendungsgebieten. In 
Kriegszeiten kann eine moderne Armee Gummi um kei- 
nen Preis missen. Die Motorisierung der Truppen ver- 
langt gebieterisch nicht nur das Vorhandensein grosser 
Treibstoff-, sondern auch grosser Gummireifenvorräte. 
Deutschland ist deshalb stark an der synthetischen 
Herstellung von Kautschuk interessiert. 

Während des Weltkrieges hat die I. G. Farbenin- 
dustrie sogenannten Methylkautschuk hergestellt, ein 
Produkt, das sich nicht besonders bewährte und dessen 
Fabrikation dann auch bereits 1919 wieder eingestellt 
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wurde. Versuche der I. G. Farbenindustrie, die bereits 
im Jahre 1926 wieder aufgenommen wurden, gingen 
von dem aus Kalk und Koks in elektrischem Flammbo- 
gen gewonnenen Kaleium-Karbid aus. Aus dem daraus 
hergestellten Acetylen entsteht durch Behandlung mit 
Alkalien und Wasserstoff der Grundkörper des Kaut- 
schuks, das Butadin. Butadin ist ein Gas, das sich leicht 
zu einer Flüssigkeit verdichten lässt. Durch die ver- 
schiedenartige Zusammenlagerung (Polymerisation) 
des Butadins lässt sich Kautschuk verschiedener Sor- 
ten herstellen. Der auf diese Weise gewonnene synthe- 
tische Kautschuk hat den Namen «Buna» erhalten. 

Die I. G. Farbenindustrie hat unter Einsatz ganz er- 
heblicher Mittel das Problem der fabriksmässigen Her- 
stellung des Buna in Angriff genommen. Auf der Ber- 
liner Automobilausstellung 1936 wurden erstmalig 
Buna-Autoreifen gezeigt. Angeblich hat sich bei Probe- 
fahrten über 1 Mill. km eine um 10—30% grössere Lei- 
stungsfähigkeit gegenüber den «echten» Gummireifen 
herausgestellt. Dafür ist aber der synthetische Kau- 
tschuk erheblich teurer als das natürliche Produkt. 
Selbst nach der beabsichtigten Halbierung des gegen- 
wärtigen Preises von ca. 5 RM je kg kann «Buna» den 
Vergleich mit Naturkautschuk nicht aufnehmen. Die- 
ser kostet nämlich gegenwärtig nur 65 Pf je kg! 

Ein Wettbewerb zwischen Buna und Kautschuk ist 
auf kaufmännischer Grundlage vorläufig unmöglich. 
Trotzdem wird die deutsche Bunaproduktion grosszügig 
ausgebaut, weil die Möglichkeit, künstlichen Kautschuk 
herzustellen, im Interesse der Wehrfreiheit gesichert 
werden soll. Die Reichswehr hat bisher schon die ge- 
ringe Bunaproduktion der I. G. Farbenindustrie zu den 
teuren Gestehungspreisen abgenommen. Sie wird es 
auch in Zukunft tun. Ende Juni 1936 erhielt die staat- 
liche «Überwachungsstelle für Gummi» das Recht, alle 
geeigneten Massnahmen zur Förderung des Gebrauchs 
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von synthetischem Gummi zu ergreifen. In Deutsch- 
land verspricht man sich viel von der Erschliessung 
neuer Verwendungsgebiete für den synthetischen Kau- 
tschuk, für welche die Eigenschaften des Naturproduk- 
tes nicht ausreichen. Buna ist ölfest und wärmebestän- 
dig. Dadurch können sich für die Maschinentechnik 
ganz neue Anwendungsmöglichkeiten ergeben. Die 
Preisfrage erhielte dann auch ein anderes Gesicht. Im 
ganzen hat man aber den Eindruck, dass die Herstel- 
lung von Kautschuk aus Kalk und Kohle noch in den 
Anfängen steckt. Auch bestehen erhebliche Verarbei- 
tungsschwierigkeiten von Buna, bedingt durch die che- 
mische Struktur dieses Stoffes, der völlig verschieden 
von demjenigen des natürlichen Kautschuks ist. 

Auf dem Reichstreffen der deutschen Chemiker am 
8. Juli 1936 erklärte Dr. Nicodemus u. a.: «Wir haben 
heute in unserem Buna N, Buna S, Buna 85 und 115 
Kautschukmarken zur Verfügung, die ganz verschie- 
dene Merkmale, wie Wärmebeständigkeit, Ölfestigkeit 
und Abreibfestigkeit zeigen und in diesen Eigenschaften 
dem natürlichen Kautschuk überlegen sind. Wir be- 
gnügen uns aber mit diesen Erfolgen nicht, vielmehr 
werden unsere Arbeiten sowohl in Richtung auf Ver- 
billigung der Verfahren zur Herstellung der Bausteine 
wie auch zur weiteren Hochzüchtung besonderer Ei- 
genschaften des synthetischen Kautschuks auf das an- 
gestrengteste und mit grossen Mitteln weitergeführt.» 

Im Frühjahr 1937 wird eine zweite Fabrik der I. G. 
Farben fertiggestellt sein. Ihre Produktion ist mit 
1000 t per Monat veranschlagt, während das alte Buna- 
werk nur eine Monatskapazität von 300 t aufweist. Zur 
Deckung des Bedarfs reichen diese beiden Werke na- 
türlich in keiner Weise aus. Ab Frühjahr 1937 wird das 
Dritte Reich 15.600 t Buna jährlich erzeugen, also im- 
mer noch nur ein Bruchteil des Verbrauchs von ca. 
74.000 t. 
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GEWINNUNG DEUTSCHER RUSSE 


Im engen Zusammenhang mit den Bemühungen syn- 
I(hetisches Gummi zu erzeugen, stehen Bestrebungen, 
hei der Gummiverarbeitung unbedingt notwendige 
Rohstoffe gleichfalls auf synthetischem Wege in 
Deutschland selbst zu produzieren. Es handelt sich da- 
bei um sogenannte Gasrusse. Sie werden in der Gummi- 
industrie als Füllstoffe benutzt. In der Form der soge- 
nannten aktiven Russe haben sie die Fähigkeit, die 
mechanischen Eigenschaften der Gummifabrikate we- 
sentlich zu verbessern. Eine Autoreifenfabrikation ist 
ohne diese Gasrusse unmöglich. 

Bisher mussten alle Arten von Gasrussen, die durch 
unvollkommene Verbrennung von Naturgasen gewon- 
nen werden, aus dem Ausland, vornehmlich aus U. S. A. 
bezogen werden. Aus wehrpolitischen und devisen- 
mässigen Gründen war dies höchst unerwünscht, zu- 
mal diese sogenannten aktiven Gasrusse im Zusammen- 
hang mit dem stark steigendem Reifenbedarf eine im- 
mer grössere Bedeutung gewannen. 

Den deutschen Chemikern ist es gelungen, aus Naph- 
talin, einem heimischen, bei der Benzinsynthese abfal- 
lenden Rohstoff, aktive Gasrusse herzustellen. Schon 
heute werden aus Naphtalin mehrere Arten von Russen 
gewonnen, unter anderem auch solche, die das Vorbild, 
die amerikanischen Aktivrusse, sogar in einigen Eigen- 
schaften übertreffen. Diese deutschen Russarten sind 
etwas feiner als die amerikanischen und haben infolge- 
dessen eine höhere Aktivität. Sie gestattet es, mit einem 
geringeren Russgehalt auszukommen, um den Höchst- 
wert der gummitechnischen Eigenschaften zu erzielen. 
Besonders wichtig ist die Tatsache, dass sich die aus 
Naphtalin hergestellten deutschen Gasrusse mit synthe- 
tischem Kautschuk zusammen verarbeiten lassen. In- 
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folgedessen hat Deutschland in grossem Umfange die 
künstliche Herstellung von Gasrussen aufgenommen. 
Naphtalin, früher ein gern exportierter Artikel, steht 
jetzt für Ausfuhrzwecke nicht mehr zur Verfügung. 

Die Industrie wurde gezwungen, sich auf die Ver- 
arbeitung synthetischer Russe umzustellen. Russ aus- 
ländischer Herkunft darf nach einer Anordnung von 
Ende April 1936 nur in Mengen verarbeitet werden, die 
die zuständige Überwachungsstelle freigegeben hat. 
Auch der Kauf von Russ ausländischer Herkunft ist 
nur mit vorheriger Zustimmung der Überwachungs- 
stelle zulässig, einerlei ob es sich um Inlands- oder Aus- 
landsgeschäfte handelt. 

Auf diesem Gebiet ist es Deutschland tatsächlich ge- 
lungen, sich weitgehend vom Ausland unabhängig zu 
machen. 


STEUERUNG DER AUSSENWIRTSCHAFT 


Binnenwirtschaft und Aussenwirtschaft bilden in je- 
dem modernen Industriestaat eine Einheit. — Es ist 
auf die Dauer unmöglich, den Binnenmarkt einer staat- 
lichen Steuerung zu unterwerfen, und den Aussen- 
markt dem freien Spiel der Kräfte zu überlassen. Soll 
die Steuerung der Binnenwirtschaft Erfolg haben, so 
muss sie durch entsprechende Massnahmen auf dem 
Gebiet der Aussenwirtschaft ergänzt werden, zumal in 
einem Land ohne ausreichende eigene Rohstoffbasis 
und mit einem Industrieapparat, der auf die Absatz- 
möglichkeiten an den Aussenmärkten eingestellt ist. 

Kein Wunder, dass Deutschland immer mehr in ein 
System der staatlichen Reglementierung der Aussen- 
wirtschaft hineingeraten ist, — teilweise gegen den Wil- 
len der staatlichen Wirtschaftsführer. Aber die eherne 
Macht der Tatsachen zwang dazu, wollte Deutschland 
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nicht seine ganze bisherige Wirtschaftspolitik im In- 
nern als auf die Dauer unhaltbar aufgeben. Eine Kon- 
junktur, die, wie die deutsche, so stark auf wehrwirt- 
schaftliche Ziele abgestellt ist, muss dafür Sorge tra- 
gen, dass die notwendigen Rohstoffe für die Durchfüh- 
rung der Aufrüstung auf jeden Fall sichergestellt wer- 
den. Um dieses Ziel zu erreichen, von dem das Wohl 
und Wehe der ganzen Binnenkonjunktur und von dem 
auch der Erfolg oder Misserfolg des politischen Systems 
abhängt, müssen alle Hebel angesetzt werden, selbst 
wenn sie die Wirtschaftsfreiheit des einzelnen noch 
stärker hemmen, selbst wenn sie die deutsche Wirt- 
schaft in ihrer Gesamtheit noch tiefer in das System 
einer staatlich regulierten Wirtschaft verstricken. 

Ohne es von Anfang an bewusst gewollt zu haben, 
haben die Führer der staatlichen Wirtschaftspolitik im 
Interesse ihrer politisch-wirtschaftlichen Ziele das 
kunstvolle Gebäude einer geordneten Wirtschaft auf- 
richten müssen, ein Gebäude, das sowohl in seiner 
Breite, als auch in seiner Höhe immer monumentaler 
wird und in dessen Räumen sich allmählich das ge- 
samte Wirtschaftsgeschehen des deutschen Volkes ab- 
spielen muss. 

Das vielgeschmähte Aussenhandelsmonopol Sowjet- 
Russlands ist zum Teil auch in Deutschland Tatsache 
geworden. Es gibt keinerlei Einfuhr mehr, zu der nicht 
eine staatliche Genehmigung erforderlich ist, wobei 
kriegswirtschaftlich und exportmässig wichtige Roh- 
stoffe und Halbfabrikate natürlich bevorzugt werden. 
Es gibt keine Zahlungen an das Ausland und von dem 
Ausland, die nicht staatlichen Vorschriften unterliegen. 
Der planmässigen Drosselung der Einfuhr stehen plan- 
mässige Aktionen zur Steigerung der deutschen Aus- 
fuhr gegenüber. Nicht nur der Aussenwert der deut- 
schen Währung wird zwecks Verbilligung der deul- 
schen Ausfuhrwaren gesenkt, sondern auch Riesen- 
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fonds zur Subventionierung des Exports vom Staat ge- 
schaffen. 

Jedes Gebiet der Aussenwirtschaft wird heute vom 
Staat reglementiert. In welcher Form sich diese Steue- 
rung der Aussenwirtschaft vollzieht, sollen die folgen- 
den Kapitel zeigen, 


STEUERUNG DER AUSFUHR 


Die deutsche Wirtschaftspolitik muss bestrebt sein, 
die Einfuhr, die zur Durchführung der aktiven Kon- 
jJunkturpolitik lebensnotwendig ist, unter allen Umstän- 
den zu sichern. Die Bezahlung dieser Einfuhr setzt 
einen entsprechenden Export voraus. Ein devisen- und 
goldarmes Land wie Deutschland, kann nur in Waren 
und nicht in baren Zahlungsmitteln seine Leistungen 
an das Ausland bewirken. 

An der Aufrechterhaltung einer hohen Exportquote 
ist die deutsche Wirtschaft im übrigen auch deswegen 
interessiert, weil sie normalerweise ihrem ganzen Auf- 
bau nach für einen nicht unerheblichen Teil ihrer Pro- 
duktion Absatz am Weltmarkt suchen muss. (Im Jahre 
1932 beispielsweise wurden rund 23% der deutschen 
Produktion exportiert.) Sinkt die Aufnahmefähigkeit 
oder Aufnahmewilligkeit für deutsche Waren, so könn- 
ten davon ungünstige Einflüsse auf die innerdeutsche 
Gesamtbeschäftigung ausgehen. Nicht allein das. Ein 
Verlust an Absatzmöglichkeiten am Weltmarkt ist nur 
unter grössten Schwierigkeiten wieder aufzuholen, weil 
meistens andere leistungsfähigere Lieferanten den Platz 
des früheren deutschen Exporteurs einnehmen und 
ihn nicht ohne weiteres räumen. 

Die deutsche Wirtschaftspolitik war daher verständ- 
licherweise von Anfang an darauf gerichtet, den Export 
mit allen Mitteln zu fördern. Er befand sich bereits bei 
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Antritt der nationalsozialistischen Regierung in einer 
gewissen Krise. 

Die mangelnde Kaufkraft und die fehlende Aufnah- 
mefähigkeit des Binnenmarktes während der Defla- 
tionskrise zwang die Industrie, Absatz um jeden Preis 
am Auslandsmarkt zu suchen. Unter diesem Drucke 
wandelte sich die in der Hochkonjunktur passiv gewe- 
sene Handelsbilanz in eine aktive Handelsbilanz mit 
grossen Ausfuhrüberschüssen. Selbst die Abkehr Eng- 
lands vom Goldstandard hat die deutsche Ausfuhr zu- 
nächst nicht allzu sehr behindert. Deutschland als Fer- 
tigwaren-Exporteur kam nämlich in den Genuss der 
durch die £,-Devalvation sinkenden Rohstoffpreise, die 
erheblich schneller zurückgingen als die Fertigwaren- 
preise. Als sich aber Amerika im Frühjahr 1933 vom 
Gold löste, verschlechterten sich die Wettbewerbsver- 
hältnisse für die deutsche Industrie in entscheidendem 
Masse. Ein neuer wichtiger Konkurrent in Gestalt der 
amerikanischen Industrie konnte jetzt durch den Wäh- 
rungsvorsprung erheblich billiger seine Waren an- 
bieten. 

Vielleicht noch schädlicher war für die deutsche Aus- 
fuhr die Umstellung der internationalen Handelspoli- 
tik. Immer mehr Länder gingen dazu über, den heimi- 
schen Markt durch Aufbau von Zollmauern und durch 
Einführung von Kontingenten zu schützen. Ferner liess 
die Aufnahmefähigkeit vieler Länder für deutsche Wa- 
ren infolge der politischen Veränderung in Deutsch- 
land nach, wenn auch die psychologischen Wirkungen 
des sogenannten «Boykotts> grösser sind als die mate- 
riellen Schäden. Schliesslich kam noch hinzu, dass die 
durch die Staatskonjunktur gesteigerte Absatzmöglich- 
keit im Binnenmarkt die Exportfreudigkeit der In- 
dustrie beeinträchtigte. 

Die verantwortlichen Wirtschaftspolitiker im Dritten 
Reich, allen voran Dr. Schacht, haben sehr frühzeitig 
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diesen ungünstigen Faktoren mit aller Kraft entgegen 
zu wirken versucht. Die verschiedenartigsten Mittel 
wurden angewandt, um die deutsche Ausfuhr zu for- 
eieren, Mittel, die Zeugnis ablegen von der grossen Or- 
ganisationskunst der Deutschen, 

Die Steigerung der deutschen Ausfuhr setzt die Wie- 
derherstellung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit 
mit der ausländischen Konkurrenz voraus. Die norma- 
len deutschen Exportpreise lagen teilweise infolge des 
hohen inländischen Preis- und Lohnniveaus erheblich 
über den Weltmarktpreisen, die durch die Devalvation 
von Pfund und Dollar sehr gedrückt worden waren. 
An sich hätte es nahe gelegen, wenn auch Deutschland 
den gleichen Weg zur Senkung der Produktionskosten. 
wie England und Amerika beschritten hätte, also sich 
auch seinerseits zu einer Devalvation entschlossen 
hätte. Dem standen aber gewichtige Gründe politischer 
und wirtschaftlicher Art entgegen, auf die später noch 
eingegangen wird. Deutschland musste daher versu- 
chen, mit künstlichen Mitteln unter Aufrechterhaltung 
der inneren Kaufkraft der Mark die gleichen Ergeh- 
nisse in der Aussenwirtschaft zu erzielen, die es bei 
einer Devalvation erreicht hätte. 

Auch hier bestand anfänglich kein fest umrissener 
Plan. Man ist vielmehr schrittweise vorgegangen und 
hat erst allmählich ein grosses kunstvolles System ent- 
wickelt. 

Zunächst unmittelbar nach der Machtübernahme 
und dem Amtsantritt von Dr. Schacht, versuchte 
Deutschland nur einen Teil seiner Ausfuhr durch 
künstliche Massnahmen zu verbilligen. Nur dort, wo 
effektive Auslandsaufträge der deutschen Wirtschaft 
wegen billigerer Offerten der internationalen Konkur- 
renz verloren zu gehen drohten, sollte eine künstliche 
Herabschleusung der deutschen Exportpreise stattfin- 
den. Auf diese Weise hoffte man, zusätzliche Export- 
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möglichkeiten für die deutsche Wirtschaft schaffen 
und so zusätzliche Mittel zur Deckung der Einfuhr und 
der sonstigen Bedürfnisse bereitstellen zu können. Die 
Technik dieser «Zusatz-Export-Geschäfte» hat sich 
mehrfach gewandelt: 

Ursprünglich wurde im Sommer 1933 eine Regelung 
erlassen, wonach der Exporteur für einen Teil des Er- 
löses Zahlungsmittel annehmen durfte, die im Ausland 
niedriger bewertet werden als im Inland. Solche For- 
derungen waren in der Regel deutsche «Sperrgutha- 
ben». Sie wurden im Ausland mit einem Disagio gehan- 
delt, weil ihre Verwendungsmöglichkeit in Deutsch- 
land beschränkt war. Dem ausländischen Abnehmer 
deutscher Waren war es erlaubt, den Preis für die ge- 
lieferten deutschen Exportwaren zu einem Teil in 
Sperrmark zu zahlen, die ihm entweder gehörten, oder 
die er sich im Ausland billig beschafft hatte. Für den 
deutschen Exporteur war aber diese Sperrmark voll- 
wertig, da sie sich in seinem Besitz zu frei verwend- 
barer Reichsmark umwandelte. 

Neben diesem Verfahren bestand das System des 
Ausgleichs von Exportverlusten. In diesem Falle ver- 
äusserte der Exporteur seine Ware zu einem unter den 
Selbstkosten liegenden Preis. Es wurde ihm auf Antrag 
ein Teil des sonst regelmässig der Reichsbank abzu- 
führenden Devisenerlöses belassen. Damit kaufte er an 
ausländischen Börsen Dollarbonds deutscher Schuld- 
ner. verkaufte sie nach Deutschland, und zwar an 
die Emittenten, die auf diese Weise ihre Auslands- 
schulden tilgten. Die Kurse dieser Dollarbonds waren 
im Auslande erheblich niedriger als im Inlande. Der 
Exporteur konnte also den Gewinn, der aus der Span- 
ne zwischen Inlands- und Auslandskurs resultierte, 
realisieren und dadurch einen Ausgleich für das Ver- 
lustgeschäft bei der Warenlieferung nach dem Ausland 
schaffen. 
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In beiden Fällen vollzieht sich die Zahlung der Ex- 
poriprämie auf Kosten des ausländischen Kapital- 
Gläubigers. Er gewährt in Form des Disagios der Sperr- 
mark oder der Spanne zwischen in- und ausländi- 
schem Kurs der Dollarbonds einen Nachlass bei der 
Realisierung seiner deutschen Forderung. 

Dieses Verfahren wurde systematisch ausgebaut und 
vereinfacht im Zusammenhang mit der Einstellung 
des regulären deutschen Ziensendienstes für langfristige 
Auslandsanleihen. 

Deutschland erklärte den Gläubigern, dass die Mittel 
für die Zinszahlungen in Devisenform nur aufzubrin- 
gen wären, wenn der deutsche Export gefördert würde, 
wenn also insbesondere die Möglichkeit bestünde, die 
Differenz zwischen Weltmarktpreis und deutschem 
Preisniveau zu überbrücken. Aufgabe der Gläubiger 
wäre es, hieran mitzuarbeiten. 

Dies geschah. Die ausländischen Gläubiger erhiel- 
ten nur einen Teil der Zinsen in Devisen, einen anderen 
Teil in unverzinslichen deutschen Schuldscheinen, so- 
genannten «Scerips>. Diese Scrips konnten die ausländi- 
schen Gläubiger mit einem Disagio gegen Devisen im 
Ausland verkaufen. Zu diesem Zweck sind Aufnahme- 
konsortien im Ausland gebildet, denen gegenüber sich 
Deutschland verpflichtet hat, die Scrips zu einem fe- 
sten Kurs, der den Auszahlungskurs der Aufnahme- 
konsortien etwas übersteigt, gegen Devisen abzu- 
nehmen. 

Diese Devisen verschaffte sich Deutschland durch 
Verwertung der Scerips für Zusatzexporte. Der deut- 
sche Exporteur, der nur mit Verlust den ausländi- 
schen Warenlieferungsauftrag hereinholen kann, er- 
hält zum Ausgleich dieses Verlustes eine zusätzliche 
Gewinnmöglichkeit durch Erwerb von Scrips. Aus dem 
Devisenerlös dieses Verlustgeschäftes darf er nämlich 
von der zuständigen deutschen Stelle auf Antrag Scrips 
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ungefähr zu ihrem erheblich unter pari liegenden Ein- 
standskurs erwerben. Sie werden ihm in Reichsmark 
zu pari eingelöst seitens der «Deutschen Konversions- 
kasse>, an die von den deutschen Schuldnern die fälli- 
gen Zinsen und Tilgungsraten für Auslandskredite in 
Reichsmark abgeführt werden müssen.* Gleichzeitig 
mit der Einführung dieser Methode der Exportsubven- 
tionierung erfolgte auch eine Neuregelung des bisheri- 
gen Zusatz-Ausfuhrverfahrens. Sperrmark-Guthaben 
bei deutschen Banken, die durch Zusatzexporte aufge- 
löst werden sollen, müssen auf die Konversionskasse 
übertragen werden. Diese Konversionskassen-Guthaben 
werden genau so wie Scrips behandelt. Der deutsche 
Ausfuhrhändler erwirbt diese Guthaben ebenso wie die 
Serips mit einem Disagio bei der «Golddiskontbank » 
und bringt sie bei der «Konversionskasse» zum vollen 
Nennwert zur Einlösung. Diese Neuregelung bedeutet 
eine Zentralisation der mit dem Zusatzexport verbun- 
denen Transaktionen bei der Notenbank, bezw. den 
von ihr abhängigen Instituten, Golddiskontbank und 
Konversionskasse. 

Die bisherigen Methoden des Zusatzverfahrens erwie- 
sen sich seit Ende 1934 nicht mehr als gangbar, da sie 


* Beispiel für das Verfahren: es sei angenommen, dass 
die Faktura eines Exportgeschäftes auf einen Betrag von 
RM. 10.000,— laute, und dass die Devisenbewirtschaftungsstelle 
einen Verlustausgleich von 15% nach genauer Prüfung der 
«Zusätzlichkeit» des Exportgeschäftes genehmigt habe. Bei einem 
Abgabekurs von 55% für Scrips hat in diesem Falle die Deut 
sche Golddiskontbank einen Betrag von 18,33% der Faktura 
(d. s. 55/45 von 15%) für Scripserwerb bereitzustellen, Denn für 
die freigegebenen RM. 1833.33 können in diesem Falle Scerips 
im Nennbetrage von RM. 333333 erworben werden, Der zur 
Verlustdeckung verwendbare, überschiessende Differenzbetrag 
(100% Einlösung der Scrips bei der Konversionskasse gegenüber 
einem Erwerbskurse von 55%) errechnet sich dann auf RM. 
1500. wie von der Devisenbewirtschaftungsstelle als Verlust- 
ausgleich vorgesehen. 
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mit einer unmittelbaren Tilgung deutscher kurz- und 
langfristiger Auslandsschulden verknüpft waren, die 
jedoch nur unter Voraussetzung eines Teiltransfers in 
effektiven Devisen möglich war. Sie musste seit An- 
fang 1935 mit der ausserordentlichen Schrumpfung 
des Bar-Devisenanfalls infolge der Ausbreitung von 
Verreehnungs- und Kompensationsgeschäften weit- 
gehend eingeschränkt werden. Es ergab sich also die 
Notwendigkeit, andere Mittel zugunsten einer Export- 
Subventionierung einzusetzen. Ausserdem erschien es 
an der Zeit, statt einer Senkung der deutschen Export- 
preise in Ausnahmefällen zu einer generellen Herab- 
schleusung der deutschen Ausfuhrpreise zu schreiten, 
Nur so liess sich eine Belebung des deutschen Exports 
erhoffen, der trotz des Zusatzausfuhrverfahrens weiter 
zusammengeschrumpft war, — Folgen des anhalten- 
den Preisfalls für Fertigwaren am Weltmarkt, sowie 
der mangelnden Aufnahmewilligkeit für deutsche Wa- 
ren. Da die Lasten einer künstlichen Senkung der Ex- 
portpreise sich, wie gesagt, nicht mehr auf das Aus- 
land abwälzen liessen, mussten sie vom Inland getragen 
werden. Es lag nahe, sie der deutschen Industrie selbst 
aufzubürden, die den Hauptnutzen aus der inländi- 
schen Konjunkturbelebung durch die Staatsaufträge 
gezogen hat und noch zieht. 

Im Sommer 1935 wurde ein System der Exportsub- 
ventionen eingeführt, das sich bereits seit der Jahres- 
wende 1934/35 in der Auto-, der Zement- und der 
Kunstseidenindustrie bewährt hatte, das System der 
Exportausgleichskassen. 

Alle Betriebe der deutschen gewerblichen Wirtschaft 
müssen bestimmte Prozentsätze ihres Gesamtumsatzes 
an eine Ausgleichskasse zahlen, die von einem 
Tochterinstitut der Reichsbank, der « Deutschen 
Golddiskontbank> verwaltet wird. Die Selbstverwal- 
tungsorganisationen der gewerblichen Wirtschaft 
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setzen für jede Branche die zu leistende Ausgleichsab- 
gabe fest. Sie schwankt zwischen 2—6% des Gesamt- 
umsatzes. Auf diese Weise wird jährlich ein Betrag von 
ca. 7—800 Mill. RM. aufgebracht. Er dient dazu, den 
Ausfuhrfirmen einen wesentlichen Teil ihrer Verluste, 
die sie im Exportgeschäft durch Anpassung an die 
Weltmarktpreise erleiden, wieder zu ersetzen. An Hand 
der Umsatzziffern des deutschen Exports, lässt sich un- 
schwer errechnen, dass im Durchschnitt die deutschen 
Ausfuhrpreise auf diese Weise um mindestens 25% 
gesenkt werden. 

Dieses System der Export-Ausgleichskassen unter- 
scheidet sich aber von den früheren Formen in grund- 
sätzlicher Beziehung. Einmal ist die neue Generalaus- 
gleichskasse nicht auf Grund freiwilliger Zusammen- 
schliessungen entstanden, sondern auf direkten Befehl 
des Staates. Allerdings hat er es zur Vermeidung von 
Schwierigkeiten im Ausfuhrgeschäft mit Ländern, die 
die Dumpingklausel in ihrem Zollsystem aufgenom- 
men haben, geschickt verstanden, den Zwang nach 
aussen hin nicht in Erscheinung treten zu lassen. Er 
erliess lediglich ein Gesetz, das die Selbstverwaltungs- 
körper der deutschen Wirtschaft ermächtigt, Umlagen 
zu erheben, die mit staatlichen Exekutivmassnahmen 
eingetrieben werden können. 

Es handelt sich um den grossartigsten Versuch, die 
Ausfuhrpreise eines Landes weit unter das Inlands- 
niveau herabzuschleusen und so am Aussenmarkt die 
Ergebnisse einer Devalvation der Währung zu erzielen, 
ohne im Innern die Kaufkraft der Währung zu beein- 
trächtigen. Dass das letzte nicht geschieht, dafür ist 
ausdrücklich vorgesorgt. Die vermehrten «Exportla- 
sten», wie man in Deutschland die Beiträge zur Aus- 
gleichskasse verschämt nennt, dürfen keineswegs auf 
die Inlandspreise aufgeschlagen werden andernfalls 
wären Lohnsteigerungen und. damit Preissteigerungen 
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schwer vermeidlich —, sondern sie müssen auf Kosten 
der Ausschüttungen, der Reservebildung und auch der 
Abschreibungen und Investitionen gehen. Verteidigt 
wird diese Politik im wesentlichen damit, dass sie die 
Gewinne aus der Rüstungskonjunktur absaugt und sie 
zu Zwecken verwendet, die die Aufrechterhaltung der 
Rüstungskonjunktur sichern. Abgesehen davon ver- 
sprach man sich durch die Verringerungen der Divi- 
dendenausschüttungen ein nachlassendes Interesse des 
Publikums für Anlagen am Aktienmarkt und eine ver- 
stärkte Nachfrage nach festverzinslichen Werten, vor 
allem Reichsanleihen, und damit Erleichterung der 
Staatsfinanzierung — eine Hoffnung, die sich aber des- 
wegen nicht erfüllen konnte, weil das Publikum die 
Anlage in Aktien nicht aus Rentabilitätsgründen, son- 
dern aus Furcht vor einer Devalvation der Reichsmark 
vornahm. 

Es ist tatsächlich gelungen, den durchschnittlichen 
Export etwas über den Stand von 1934 zu heben, — ob- 
wohl sich die Preisverhältnisse am Weltmarkt ver- 
schlechtert haben. 


Monatsdurchschnitt der Ausfuhr: 


Jan, —Juni 


1933 1934 1935 1936 
406 Mil.RM 347 Mill. RM 356 Mill.RM 374 Mill. RM 


Wie sehr diese Entwicklung durch die Ausgleichs- 
kassen beeinflusst ist, geht noch deutlicher aus der 
nachstehenden Übersicht hervor. Sie enthält die mo- 
natlichen Ausfuhrziffern des Jahres 1935/36 vor und 
nach Inkrafttreten der Ausgleichskassen. (Zur besse- 
ren Würdigung der Ausfuhrerfolge mit diesem System, 
haben wir in Klammern die Vorjahrsziffern gesetzt.) 
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Deutsche Ausfuhr 1934—36 
(in Mill. RM.) 


Vor Inkrafttreten der Nach Inkrafttreten der 
Ausgleichkassen Ausgleichkassen 

1935 1934 1935 1934 
Januar 299 (350) Juli 359 (321) 
Februar 302 (343) August 368 (334) 
März 365 (401) Sept. 337 (360) 
April 340 (316) Oktober 391 (366) 
Mai 337 (337) Nov. 400 (356) 
Juni 318 (339) Dez. 416 (354) 


1936 1935 
Januar 382 (289) 


Februar 374 (302) 
März 379 (365) 
April 366 (340) 
Mai 372 (337) 
Juni 371 (318) 


Um die Bedeutung der eingetretenen Besserung der 
Ausfuhrergebnisse richtig zu erkennen, ist es notwen- 
dig darauf hinzuweisen, dass nach amtlichen deu- 
schen Angaben, die wertmässige Steigerung der Aus- 
fuhr um 2.5% gegenüber 1934 erreicht worden ist 
durch eine mengenmässige Ausfuhrsteigerung um gut 
10%. Deutschland hat eine Exportoffensive eingeleitet, 
die in ihrer Planmässigkeit alles bisher auf diesem Ge- 
biet Dagewesene übertrumpft. 

Die Schwierigkeiten, die sich der deutschen Ausfuhr 
in zunehmendem Masse entgegenstellten, basierten 
nicht nur auf Preisdifferenzen, sondern zu einem we- 
sentlichen Teil auch auf einer Änderung des Welthan- 
delssystems. Früher herrschten die Meistbegünsti- 
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gungsverträge, d. h. alle Länder erhielten automatisch 
die gleichen Einfuhrbedingungen, die dem meistbe- 
günstigsten Land zugestanden waren. Dieses Prinzip 
ist in der Weltwirtschaftskrise, besonders von den 
hochindustrialisierten Ländern verlassen worden. 
Sie begrenzen (kontingentieren) die Einfuhrmengen 
der einzelnen Länder, wobei jeweils diejenigen Län- 
der bei der Festsetzung der Einfuhrkontingente bevor- 
zugt werden, die der Ausfuhr des eigenen Landes die 
günstigsten Bedingungen stellen. Dieses Kontingent- 
system musste für Deutschlands Aussenhandel sehr 
schädlich sein, macht es doch die bisherige Arbeits- 
teilung im Güteraustausch zwischen Deutschland und 
der übrigen Weltwirtschaft teilweise unmöglich. 

Die deutsche Rohstoffeinfuhr erfolgte bisher aus 
Übersee. Die zu Qualitätserzeugnissen verarbeiteten 
Rohstoffe wurden dagegen von Deutschland haupt- 
sächlich nach dem hochindustralisierten Europa aus- 
geführt. Dieser Export brachte die devisenmässigen 
Mittel für den Rohstoffimport. Nun waren die besten 
europäischen Kunden Deutschlands gleichzeitig seine 
Hauptgläubiger. Als ihre Forderungen immer mehr 
einzufrieren drohten, drängten sie darauf, dass die von 
Deutschland im Verkehr mit ihnen erzielten Ausfuhr- 
überschüsse dazu benutzt würden, ihre Waren- und 
Finanzforderungen wenigstens teilweise zu erfüllen 
Diesem Verlangen vermochte sich Deutschland nicht 
zu entziehen, da sonst der europäische Absatzmarkt ver- 
loren zu gehen drohte. Auf der anderen Seite wurde 
durch diese Entwicklung natürlich die Kauffähigkeit 
Deutschlands in Übersee beeinträchtigt. Die Devisen- 
überschüsse, die bisher Deutschland für diese Zwecke 
aus dem Ausfuhrgeschäft mit England, Holland, Bel- 
gien, Frankreich, Skandinavien zur Verfügung stan- 
den, wurden immer geringer. 

Deutschland brauchte aber die Rohstoffe aus den 
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Überseeländern. Konnte es sie nicht in Devisen bezah- 
len, so versuchte es eine Bezahlung in Waren. Deutsch- 
land veranlasste die überseeischen Länder zu einer 
verstärkten Aufnahme deutscher Exportwaren. «Kaufe 
bei Deinen Kunden», war die Parole, mit dem diese 
Exportoffensive geführt wurde. Zu ihrer Durchfüh- 
rung bediente sich das Dritte Reich vor allem des Kom- 
pensationsgeschäftes. Sie sind, bei Lichte besehen, 
nichts anderes, als Tausgeschäfte in der primitivsten 
Form. Es wird nicht mehr Ware gegen Geld getauscht, 
sondern Ware gegen Ware. Eine Warenleistung wird 
durch eine andere Warenleistung kompensiert, daher 
der Name Kompensationsgeschäft. 

Ein Beispiel möge das Gesagle erläutern: Brasiliani- 
sche Wolle soll gegen deutsche Maschinen kompensa- 
tionsweise bezogen werden. Der deutsche Importeur 
von Wolle aus Brasilien sucht in diesem Fall einen 
deutschen Exporteur von Maschinen nach Brasilien 
vom gleichen Wert. Der Importeur von Wolle zahlt in 
Deutschland den Kaufpreis dem deutschen Maschinen- 
exporteur. Umgekehrt zahlt der brasilianische Maschi- 
nenimporteur seine Schuld, die aus der Maschinenlie- 
ferung resultiert, an den Wollexporteur in Brasilien. 
Beide Importeure haben also als Warengläubiger die 
ihnen obliegende Geldschuld entrichtet, allerdings jeder 
im Auftrag und für Rechnung des im anderen Land 
Ansässigen. Folgendes Schema illustriert das Gesagte: 


Zahlung 


Brasilianischer Brasilianischer 
Maschinen-Importeur |” | Wolle-Exporteur 
ri 
Lieferung | [Hieterung 


Deutscher 
Wolle-Importeur 


Deutscher ee 
Maschinen-Exporteur | Zahlung 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 11 


162 Steuerung der Ausfuhr 


Diese Kompensationsgeschäfte sind in der Praxis 
schwierig durchzuführen, weil gewöhnlich nicht 4 Part- 
ner, sondern eine grössere Anzahl von Teilnehmern vor- 
handen zu sein pflegt. Eine Lieferung von Maschinen, 
um bei unserem Beispiel zu bleiben, wird nicht ausrei- 
chen, um den grossen Wollimport zu finanzieren. Es 
werden noch andere Exporteure deutscher Waren ge- 
sucht werden müssen, ehe ein Ausgleich der Zahlungs- 
vorgänge möglich ist. Ferner werden häufig die Zah- 
lungsziele auseinanderklaffen. Der Kaufpreis der zu 
exportierenden Maschinen ist in der Regel erst nach 
6—12 Monaten fällig, während die eingeführte Wolle 
usancemässig viel früher bezahlt werden muss, 

Um diese Schwierigkeiten des Kompensationsge- 
schäftes zu verkleinern und um die Aufnahmewillig- 
keit des Auslandes für deutsche Waren zu steigern, hat 
Deutschland das sogenannte «Aski-Verfahren» einge- 
führt. Aski ist die Abkürzung für «Ausländersonder- 
konten» im Inland. Man versteht darunter Reichsmark - 
guthaben von Ausländern bei einer inländischen Devi- 
senbank, die durch die Bezahlung eingeführter Waren 
entstanden sind. Die auf «Aski» eingegangenen Beträge 
können ohne Genehmigung verwendet werden zur Be- 
zahlung von Waren, die der Kontoinhaber bezieht und 
die in Deutschland hergestellt oder bearbeitet werden. 
Die Verrechnung über «Aski» hat gegenüber normalen 
Kompensationsgeschäften den Vorteil, dass an Stelle 
des mit Kosten und Zeitverlust verknüpften Suchens 
nach einem passenden Gegengeschäft, das Askigutha- 
ben verkauft wird und der Käufer des Guthabens dieses 
nach seinem Belieben benutzen kann. Der Kurs der 
Aski-Mark ist im Ausland dem freien Verkehr überlas- 
sen. Sie wird dort mit einem Disagio gehandelt, das 
aber von Land zu Land verschieden ist, je nach der 
grösseren oder kleineren Nachfrage der Aski-Mark. Ein 
Ausgleich des Disagios zwischen den einzelnen Ländern 
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ist nicht möglich. Die Aski-Mark, die z. B. im Verkehr 
mit Brasilien entstanden ist, darf nur für deutsche Wa- 
renlieferungen nach Brasilien verwandt werden. 

Das Disagio der Aski-Mark wirkt natürlich export- 
fördernd, weil hier eine entsprechende Verbilligung der 
mit Aski-Mark gekauften deutschen Waren erreicht 
wird. Dieses Disagio wird durch einen entsprechenden 
Aufschlag auf die für Deutschland bezogenen Roh- 
stoffe umgelegt. Mit anderen Worten: die Ausfuhr wird 
auf Kosten der Einfuhr verbilligt. Auch dieses System 
geht also zu Lasten des Binnenmarktes. Der Aski-Ver- 
kehr spielt vor allen Dingen im Verkehr mit Mittel- und 
Südamerika eine grosse Rolle. Ausserdem findet das 
Aski-Verfahren Anwendung im Verkehr mit den briti- 
schen Dominions und Kolonien ausser Südafrika, mit 
dem fernen Osten ausser Japan und neuestens auch mit 
Australien. Die U. S. A. haben freilich im August 1936 
die Einstellung der Aski-Geschäfte mit ihrem Land er- 
zwungen. 

Das Disagio der Aski-Mark und die Bezahlung von 
Kompensationsprämien an die ausländischen Impor- 
teure drohten in Verbindung mit dem Zusatzausfuhr- 
verfahren zur gegenseitigen Unterbietung deutscher 
Exportfirmen zu führen. Um dem entgegenzutreten, 
hat sich Ende 1935 die Leitung der deutschen Wirt- 
schaftspolitik entschlossen, eine scharfe Preisprüfung 
für alle Einfuhrwaren aus dem Askiverkehr und auch 
für die Exportpreise, die mit Aski-Mark bezahlt wer- 
den, einzurichten. Eine Reihe von Waren, die wegen 
der monopolartigen Produktionsstellung Deutschlands 
erfahrungsgemäss gegen Bardevisen absetzbar sind, 
wurde durch Anordnung von Ende Dezember 1935 
im Verkehr mit den meisten aussereuropäischen Län- 
dern von der kompensationsmässigen Ausfuhr und 
der Ausfuhr gegen Aski-Mark ausgeschlossen. Ausser- 
dem werden private Kompensationsgeschäfte nur ge- 
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nehmigt, wenn das Wertverhältnis der Aus- und Ein- 
fuhr 3:1 zu Gunsten der deutschen Ausfuhr beträgt. 
Auszahlungen aus Aski dürfen nur noch zu ‘/, des Ver- 
rechnungsbetrages erfolgen. Der Rest ist in umwandel- 
baren Devisen oder in freier Reichsmark zu zahlen. Für 
aussereuropäische Länder mit Ausnahme von Süd- und 
Mittelamerika gilt ferner der Grundsatz, dass keine Be- 
zahlung mit Aski-Mark auf dem Kompensationswege 
mehr zulässig ist, wenn der Anteil der ausländischen 
Rohstoffe und Materialien 20% des Ausfuhrwertes über- 
steigt — es sei denn, dass dieser Anteil in effektiven 
Devisen der Reichsbank abgeliefert wird. Dagegen ist 
die Verrechnung lebenswichtiger Waren, die in einer 
besonderen Liste genau katalogisiert sind (Spinnstoff- 
Wolle und Häute, Harz, Kautschuk, Ölfrüchte und Sä- 
mereien, chemische Erzeugnisse, Erde und Steine, Kolo- 
nialwaren, Färberhölzer, Knochen, Zelluloid, Därme, 
Eiweiss, Borsten, Bettfedern), zu 100% gestattet, aber 
Zahlung in Aski-Mark nur dann für zulässig erklärt 
worden, wenn das Aski-Guthaben schon am Ende des 
Jahres 1935 bestand, In jedem Einzelfalle wird geprüft, 
ob sich die Ausfuhr auch gegen Devisenzahlung durch- 
führen lässt, 

Man ist also aus Gründen des geringen Devisenaus- 
falls dazu übergegangen, diese Form der Exportsub- 
vention etwas zu drosseln. Dabei spielen sicherlich 
auch Erwägungen mit, dass auf die Dauer die Zahlung 
von Kompensationsprämien zu einer Verteuerung der 
Selbstkosten der Wirtschaft führen und das innere 
Preisniveau beeinflussen muss. Über diesen Zusam- 
menhang wird später noch gesprochen werden, 
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STEUERUNG DER EINFUHR 


Solange die deutsche Ausfuhr unter dem Druck der 
Deflation stand, und grosse Mengen deutscher Waren 
gegen Devisen im Ausland Unterkunft fanden, solange 
lag keine Veranlassung vor, die legitime Wareneinfuhr 
aus dem Ausland zu reglementieren. Der Übergang 
von der Deflation zur Staatskonjunktur schuf eine von 
Grund auf neue Situation. Der innere Zwang zur Aus- 
fuhr fiel fort. Die Aufnahmewilligkeit für deutsche 
Waren im Ausland liess erheblich nach, teils wegen der 
Verschärfung der Weltkrise, teils aus allgemeiner Ab- 
neigung gegen das Dritte Reich. 

Das dadurch beengte Devisenaufkommen der deut- 
schen Wirtschaft hätte zu einer Minderung der deut- 
schen Einkäufe an den Weltmärkten führen müssen, 
— während gerade Aufrüstung und Binnenkonjunktur 
verstärkte Rohstoffbezüge aus dem Ausland gebiete- 
risch verlangten. 

Stärkung des Devisenaufkommens zwecks Sicherung 
der Rohstoffversorgung musste also die Parole des Hit- 
ler-Regimes sein. 

Auf zwei Wegen suchte man dies zu erreichen. Ein- 
mal durch die schon geschilderte Foreierung der Aus- 
fuhr mit künstlichen Mitteln, zum anderen durch Kür- 
zung der Devisenausgaben für Nicht-Einfuhrzwecke, 
z.B. zur Bezahlung von Zinsen und Tilgungsraten für 
die früher aufgenommenen ausländischen Kredite. 
Während die Weimarer Republik die Finanzgläubiger 
ungeschoren liess, um sich die Aussichten für den not- 
wendigen Zufluss von späteren Auslandskrediten nicht 
zu verderben, ist mit dem Wechsel in der Reichsbank- 
leitung ein radikaler Kurswechsel eingetreten. Der neu« 
Notenbankpräsident Dr. Schacht wollte die deutschen 
Gold- und Devisenreserven nicht weiter zu Gunsten der 
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Auslandsgläubiger schmälern. Diese letzte Reserve 
sollte bei der schwierigen aussenpolitischen Lage des 
Dritten Reiches gleichsam als «Kriegsschatz» solange 
wie möglich konserviert werden. So kam es, dass 
Deutschland am 1. Juli 1933 ein teilweises Transfer- 
moratorium für den Dienst der mittel- und langfristi- 
gen Auslandsschulden erklärte. Die Tilgungsraten für 
die Auslandsschulden wurden mit ganz wenigen Aus- 
nahmen sistiert, die Zins- und Gewinnbeträge wurden 
nur noch zu 50% in Devisen, der Rest in Schuldscheinen 
der neuerrichteten «Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden», sogenannten Serips entrichtet. 
Deutschland befreite sich dadurch von der sonst unum- 
gänglich notwendigen Beschränkung der Warenein- 
fuhr, die in einem Zeitpunkt verstärkter Rohstoffbe- 
dürfnisse infolge Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung 
untragbar gewesen wäre und schuf sich darüber hinaus 
noch auf Kosten der Gläubiger ein Instrument zur Aus- 
weitung des Exportvolumens. Die Einzelheiten haben 
wir ja bereits im vorhergehenden Kapitel dargestellt. 

Dieses fein ausgeklügelte System funktionierte aber 
in der Praxis nicht. Die Ausfuhrförderungsaktion des 
Jahres 1933 verhinderte lediglich ein Zusammen- 
schrumpfen der deutschen Ausfuhr, brachte also nur 
eine indirekte Steigerung des deutschen Exports. Devi- 
senmässig war sie alles andere denn ein Erfolg, da die 
Bezahlung anstatt in «echten» Devisen zu einem erheb- 
lichen Prozentsatz in Scrips, Dollarbonds und Sperr 
mark erfolgte. Nach einer Äusserung von Dr. Schacht 
Mitte Dezember 1933 ging aus den Aussenhandelsüber- 
schüssen der Monate Juli—November 1933 in Höhe 
von 327 Mill. RM. nur 127 Mill. RM. oder 39% in Devi- 
sen ein. 

Diese Verkürzung der Deviseneinnahmen war umso 
unerfreulicher, als die Einfuhr ab Ende 1933 eine stark 
steigende Tendenz annahm, teils aus Gründen der Auf- 
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rüstungskonjunktur, teils infolge von Vorratskäufen 
aus Angst vor einer Unterversorgung des deutschen 
Marktes. Die deutsche Handelsbilanz wurde 1934 saldo- 
mässig passiv, eine Passivität, die wegen der geringen 
Deviseneingänge aus der Ausfuhr devisenmässig natür- 
lich erheblich höher war. Im ersten Quartal 1934 wur- 
den rein rechnerisch für 54 Mill. RM. mehr Waren ein- 
als ausgeführt. Das wirkliche devisenmässige Defizit 
war aber nach Angaben der staatlichen Reichs-Kre- 
dit-Gesellschaft um 90—150 Mill. RM. höher zu ver- 
anschlagen. Da Dr. Schacht die Devisenreserve der 
Reichsbank im Jahre 1933 durch freiwillige Rückzah- 
lung der 1931 gewährten internationalen Rediskont- 
Kredite geschwächt hatte, — sei es aus einem falschen 
Unabhängigkeitsgefühl heraus, sei es aus taktischen Er- 
wägungen wegen der Transfer-Moratoriums-Verhand- 
lungen —, war die Manövrierfähigkeit der Reichsbank 
ausserordentlich vermindert. Sie konnte den Spitzen- 
devisenbedarf zur Bezahlung der Einfuhr aus eigenen 
Mitteln auf die Dauer nicht mehr decken. 

Wohl oder übel musste die deutsche Wirtschaftspo- 
litik darangehen, einen Umbau der Einfuhrsteuerung 
vorzunehmen. Dies geschah zunächst sehr zögernd, weil 
man sich darüber klar war, dass jede schärfere Regle- 
mentierung der Einfuhr zu einem planwirtschaftlichen 
Zwang führen müsse, dessen schliessliches Ausmass 
und dessen letzte Konsequenz in keiner Weise überseh- 
bar sind. 

Zunächst versuchte man ab März 1934 durch Kür- 
zungen der generellen Devisenzuteilungen an den Ein- 
fuhrhandel die Vorratskäufe für zivile Zwecke zu un- 
terbinden, und gleichsam die Dispositionsfähigkeit der 
deutschen Importeure durch Vorenthaltung von Devi- 
sen zu lähmen. Gleichzeitig wurde der Reichswirt- 
schaftsminister durch ein ad hoc erlassenes Gesetz er- 
mächtigt, den Einkauf von Rohstoffen zu überwachen 
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und zu diesem Zwecke besondere Behörden, sogenannte 
«Überwachungsstellen» für die Einfuhr von Baum- 
wolle, Wolle, Nicht-Eisenmetallen, Bastfasern, Kau- 
tschuk und Ölfrüchten einzurichten. 

Um den Überwachungsstellen für die planmässige 
Regelung der Einfuhr eine Anlaufszeit zu geben und die 
Handelsbilanz sofort zu entlasten, wurden für eine Reihe 
der wichtigsten Rohstoffe für kurze Zeit Einkaufsver- 
bote erlassen. Während der Verbotszeit wurden Be- 
standserhebungen durchgeführt. Die Überwachungs- 
stellen wurden sodann ermächtigt, Höchsquoten für die 
gesamten Rohstoffeinkäufe festzulegen und normie- 
rende Bestimmungen über die Vorratshaltung bei allen 
Betrieben der verarbeitenden Industrie, zum Teil auch 
beim Handel, zu erlassen. 

Aber dieses System versagte, weil es nicht lückenlos 
war. Die Importeure suchten und fanden nämlich in 
den Zahlungsabkommen, die mit einer Reihe von Län- 
dern seit 1932 geschlossen worden waren, Ausweichs- 
möglichkeiten.* Mit ihrer Hilfe konnten sie ihren Wa- 
renhunger befriedigen, ohne mit den Bestimmungen 
über Devisenzuteilungen in Konflikt zu geraten. Sie 
wechselten ihre Lieferanten zugunsten solcher aus Son- 


* Diese Verträge hatten das Ziel, das gegenseitige Handels- 
volumen trotz der Devisenschwierigkeiten Deutschlands aufrecht 
zu erhalten. Ein Teil der deutschen Einfuhr aus diesen Ländern 
sollte nach diesen Verträgen nicht in Devisen, sondern in Reichs- 
mark abgegolten werden. Sie waren auf ein, bei der deutschen 
Reichsbank zu Gunsten der ausländischen Notenbank geführtes 
Sonderkonto, einzuzahlen. Diese Reichsmark-Sonderkonten 
waren abredegemäss zu vermehrten Einkäufen dieser Län- 
der in Deutschland zu verwenden. Der Anreiz, solche Ab- 
kommen abzuschliessen, bestand auf ausländischer Seite in dem 
deutschen Zugeständnis, einen Teil der anfallenden Devisen- 
exporterlöse zur Befriedigung der Finanzgläubiger dieser Länder 
— unabhängig von jeder generellen Transferregelung — zu be- 
nutzen, Solche Abkommen waren im Laufe der Zeit mit Schwe- 
den, Italien, der Schweiz und Holland abgeschlossen worden. 
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derkontenländern, oder leiteten mindestens ihre Wa- 
renbezüge über diese Staaten. Soweit Einkaufsverbote 
für Rohstoffe vorlagen, wurden Halb- und Fertigwaren 
aus diesen Stoffen bezogen. Die Sonderkonten bei der 
Reichsbank zu Gunsten der ausländischen Notenbanken 
wuchsen infolgedessen rapide an. Es entwickelte sich 
ein Überangebot an Sonderkonten-Mark, das die be- 
günstiglen Länder nicht absorbieren konnten oder 
wollten. 

Die Sonderkonten wurden hoffnungslos verstopft. Es 
entstand eine beträchtliche Neuverschuldung der deut- 
schen Wirtschaft gegenüber dem Ausland. Sie wurde 
anfänglich von deutscher Seite aus nicht ungern gese- 
hen, weil die Wareneinfuhr und die Lagerhaltung der 
deutschen Wirtschaft sich steigerte, ohne dass zusätz- 
liche Devisenaufwendungen notwendig waren. Diese 
ausländischen Zwangskredite waren deshalb so leicht er- 
hältlich, weil im Importhandel üblicherweise mindestens 
ein Drei-Monatsziel gewährt wurde. Als die ausländi- 
schen Lieferanten aber schliesslich merkten, dass dieses 
Zahlungsziel von deutscher Seite nicht eingehalten 
wurde — für sie kam es ja nicht darauf an, dass der 
deutsche Importeur rechtzeitig die Einzahlungen auf 
das Sonderkonto ihrer Notenbank bei der Reichsbank 
vornahm, sondern dass sie in den effektiven Besitz ei- 
nes frei verwendbaren Gegenwertes gelangten — änder- 
ten sie ihre Verkaufskonditionen. Sie verlangten Bar- 
zahlung. Dadurch häuften sich die Devisenanforderun- 
gen. Der Reichsbank blieb nichts anderes übrig, als 
Ende Juni 1934 zur Devisenrepartierung überzugehen. 

Diese Repartierung war ein taktisch sehr geschicktes 
Manöver Deutschlands, dazu bestimmt, das Herein- 
kommen der notwendigen Rüstungsrohstoffe auf Kosten 
des Imports anderer Rohstoffe sicher zu stellen. Es 
wurde eine Dringlichkeitsskala der Devisenanforderun- 
gen geschaffen, je nach der Art der Importe. Die «le- 
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benswichtigen Einfuhren«, wie es in der deutschen offi- 
ziellen Amtssprache hiess, erhielten die erforderlichen 
Devisen, den «nicht lebenswichtigen» wurden sie ver- 
sagt. Diese Anordnung bedeutete in der Praxis nur die 
Weiterführung eines im grossen Umfang bereits beste- 
henden Zustandes; denn die Rüstungsindustrie hatte 
schon früher ausserhalb der allgemeinen Devisenkon- 
tingente zusätzliche Devisenmengen erhalten. Nur hatte 
sich diese Sonderzuteilung bisher nicht unmittelbar zu 
Ungunsten der anderen Lieferanten ausgewirkt. Jetzt 
aber wurde tatsächlich eine Diskriminierung der Gläu- 
biger vorgenommen, die keine Rüstungsrohstoffe liefer- 
ten. Natürlich wurde ein solcher Zustand von ihnen 
nicht lange ruhig hingenommen. Sie verlangten von den 
Regierungen das Recht, sich aus den deutschen Forde- 
rungen gegen einheimische Importeure deutscher Wa- 
ren bezahlt machen zu dürfen. Ein solches Verlangen 
ist leicht verständlich, da die benachteiligten Warenlie- 
feranten Deutschlands meistens in Ländern sassen, de- 
ren Aussenhandel mit Deutschland hoch aktiv war, 
d.h. Deutschland lieferte mehr Waren dorthin, als es 
selbst aus dem Land erhielt. Selbst bei 100% -iger Be- 
zahlung der Warenschulden hätte Deutschland im Ver- 
kehr mit diesen Ländern noch immer einen devisen- 
mässigen Aktivsaldo zur Verfügung. Die Regierungen 
dieser Länder schenkten solchen Argumenten ihrer Im- 
porteure umso lieber Gehör, als Deutschland im glei- 
chen Augenblick dazu übergegangen war, an seine Fi- 
nanzgläubiger keinerlei Zahlungen mehr zu leisten. Es 
ersetzte unter Berufung auf die Devisenklemme das 
teilweise Transfermoratorium durch eine generelle Ein- 
stellung des Zinsen- und Tilgungstransfers (ab 30. Juni 
1934). Infolgedessen wurden auch die Finanzgläubiger 
Deutschlands rebellisch und forderten den Schutz ihrer 
Obrigkeit. Die Regierungen griffen aus Sorge vor den 
möglichen Rückwirkungen eines völligen Einfrierens 
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der genannten Forderungen ihrer Untertanen auf das 
heimische Wirtschaftsleben ein. Sie drohten, die deut- 
schen Forderungen gegen Angehörige ihres Landes zu 
beschlagnahmen und zur Befriedigung der deutschen 
Waren- und Finanzgläubiger zu verwenden. 

Auf diese Weise gelang es ihnen, den Abschluss von 
gegenseitigen Verrechnungsverträgen durchzusetzen, 
durch die der gesamte Import- und Exportverkehr ihrer 
Länder mit Deutschland, sowie teilweise auch die Zah- 
lungen aus dem Finanzverkehr zentral verrechnet wer- 
den. So entstanden die Verrechnungsverträge mit Hol- 
land, Frankreich und der Schweiz im Sommer 1934. 
Sie gingen alle davon aus, dass die Struktur des gegen- 
seitigen Warenaustausches, der bisher einen stärkeren 
Aktivsaldo zu Gunsten Deutschlands gebracht hatte, 
sich nicht ändern würde. Infolgedessen billigten sie 
Deutschland einen Überschuss an Devisen zu, der zuı 
Abtragung der Schuld- und Zinsenverpflichtungen die- 
nen sollte. 

Diese Verrechnungsverträge haben die Hoffnung, die 
man auf sie gesetzt hat, nicht erfüllt. Die Verkoppelung 
der Einfuhr mit der Ausfuhr erwies sich als wenig gün- 
stig. Auf der einen Seite nahm der deutsche Export 
nach den Verrechnungsländern entgegen vielfach ge- 
hegter Erwartungen nicht zu, weil die Formalitäten, 
die mit der Bezahlung der deutschen Ausfuhr seitens 
des Käufers im Clearing-Verfahren notwendig waren, 
retardierend auf die Kauflust des Auslands wirkten, 
zum anderen, weil die Einfuhr aus diesen Ländern 
nach Deutschland sich nicht verringerte, sondern er- 
heblich zunahm. Der Warenbezug im Clearingweg un- 
terlag nämlich nicht der sonst bestehenden Genehmi- 
gungspflicht durch die deutschen Devisenstellen — was 
die Importeure natürlich nach Kräften ausnützten. 
Das Dritte Reich sah sich zunächst diese Entwicklung 
ruhig an, sicherte sie doch den Bezug ausländi- 
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scher Waren — noch dazu auf Kredit. Denn da mehr 
nach Deutschland importiert, denn exportiert wurde, 
mussten die ausländischen Lieferanten auf die Bezah- 
lung warten. Sie gaben Deutschland wohl oder übel 
Kredit. Diese Zwangskredite schwollen schnell an, sehr 
zum Leidwesen der Gläubiger. Sie drängten auf den 
Abbau dieser Verschuldung, ein Streben, das nach 
aussen hin in dem fortgesetzten Umbau aller Verrech- 
nungsverträge in Erscheinung trat. 

Diese Verrechnungs- oder Glearingverträge erwiesen 
sich auf die Dauer für Deutschland als ein Danaerge- 
schenk. Sie spalteten den Warenstrom in einzelne Ka- 
näle auf, die garnicht, oder in sehr unvollständiger 
Weise miteinander verbunden waren. Die freie Dispo- 
sition über seine Ausfuhrdevisen wurde Deutschland 
weitgehend entzogen. Dadurch wurde die Elastizität des 
Einkaufs am billigsten Markt stark beeinträchtigt. Die 
neu gegrabenen Kanäle des Warenstroms drohten hoff- 
nungslos zu verstopfen. Über kurz oder lang mussten 
die deutschen Handelsbeziehungen zum Ausland völlig 
chaotisch werden. Rund 1 Milliarde RM Clearing- 
Zwangskredite harrten der Ablösung! 

Dr. Schacht hat das Gefährliche dieser Zustände, die 
leicht zu einem Lieferantenstreik hätten führen kön- 
nen, mit all den katastrophalen Folgen für die deutsche 
Binnenkonjunktur und die Aufrüstung erkannt und, 
wenn auch spät, daraus die Konsequenzen gezogen. So, 
wie die Dinge lagen, gab es nur einen Weg aus all den 
Schwierigkeiten: eine planmässige Steuerung der Ein- 
fuhr aller Waren, gleichgültig ob es Rohstoffe, Halb- 
fabrikate oder Fertigwaren sind, ob die Einfuhr aus 
einem Land mit freiem oder reglementiertem Zahlungs- 
verkehr erfolgt. Oberster Leitsatz der Neuregelung 
musste bei dem Fehlen jeder deutschen Devisenreserve 
die Anpassung der gesamten Einfuhr an das durch die 
jeweilige Höhe der Ausfuhrerlöse ermöglichte Aus- 
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mass sein. Dieses Einfuhrvolumen war dann auf die 
einzelnen Warenkategorien je nach ihrer volkswirt- 
schaftlichen Notwendigkeit aufzuteilen, wobei auch die 
Bezugsländer nach dem Stand der einzelnen Glearing- 
oder Handelssalden auszuwählen sind. Auf diesen Ge- 
dankengängen ist der von Dr. Schacht konstruierte 
«Neue Plan» aufgebaut. Er hat seit Ende September 
1934 ein fast lückenloses System der Einfuhrkontrolle 
geschaffen. 

Die Kontrolle des Zahlungsvorganges nach dem Aus- 
lande wurde mit der Kontrolle des Warenbezuges aus 
dem Auslande zusammengelegt. Die im Frühjahr 1934 
nur für wenige Rohstoffe dekretierte Einfuhrüberwa- 
chung wurde auf die gesamte Einfuhr ausgedehnt und 
die Zahl der staatlichen «Überwachungsstellen» auf 25 
erhöht.* Abweichend von dem früheren Verfahren wer- 
den von den Überwachungsstellen nur Genehmigungen 
für jede einzelne Einfuhrtransaktion und für jede ein- 
zelne Zahlung für Importwaren erteilt. Die Einheitlich- 
keit der Kontrolle ist technisch dadurch gesichert, dass 
der für Einfuhrzwecke zur Verfügung stehende Devi- 
senbetrag vom Reichswirtschafts- und Reichsernäh- 
rungsministerium im Einvernehmen mit dem Reichs- 
bankdirektorium laufend festgestellt und auf die einzel- 
nen Warengruppen verteilt wird. 

Der «Neue Plan» dient nicht nur der planmässigen 
Steuerung der Einfuhr, sondern gleichzeitig auch der 
Wiederherstellung des in den Augen des ausländischen 
Lieferanten verlorengegangenen Kredites des deutschen 

* Es existieren Überwachungsstellen für: Holz, Gartenbau- 
erzeugnisse, Getränke und sonstige Lebensmittel, Wolle und an- 
dere Tierhaare, Baumwolle, Baumwollgarne und Gewebe, Seide, 
Kunstseide, Kleidung und verwandte Gebiete, Bastfasern, unedle 
Metalle, Eisen und Stahl, industrielle Fettversorgung, Lederwirt- 
schaft, Kautschuk und Asbest, Russ, Mineralöl, Chemikalien, 


Tabak, Kohle und Salz, Rauchwaren, Papier, technische Erzeug- 
nisse und sonstige Waren, 
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Importeurs. Das Einfuhr-Genehmigungsverfahren soll 
dem Ausländer die Gewissheit geben, dass er auch 
wirklich seine Lieferung bezahlt erhält. Das Dritte Reieh 
hatte allen Grund, gerade auf diesen Punkt grössten 
Wert zu legen, war doch der ausländische Exporteur 
infolge der schlechten Erfahrungen mit der deutschen 
Zahlungsweise immer mehr dazu übergegangen — wenn 
er überhaupt nach Deutschland lieferte—Risikoprämien 
einzukalkulieren. Das führte nicht nur zu einer Ver- 
teuerung der Waren und liess die Gefahr unliebsamer 
Verschiebungen im Preisgefüge der deutschen Wirt- 
schaft auftauchen, sondern musste natürlich auch den 
Devisenbedarf aufblähen. Die staatlichen deutscheaı 
Einfuhrstellen kontrollierten daher auch die Preise un. 
Lieferungsbedingungen und versagten dort, wo eine 
Überteuerung vorlag, nach Möglichkeit die Einfuhrbe- 
willigung. Das Ziel des «Neuen Plans» war also die Nor- 
malisierung der Handelsbeziehungen zwischen Deutsch- 
land und dem Ausland, die in der vorangegangenen Pe- 
riode durchaus anormal geworden waren oder zu wer- 
den drohten. Dieses Ziel ist, wie wir später noch im ein- 
zelnen zeigen werden, nicht voll erreicht worden. Im- 
merhin hat der «Neue Plan» das Dritte Reich vor einer 
existenzbedrohenden Wirtschaftskatastrophe gerettet. 
Dank Dr. Schacht erhielt Deutschland wieder die Roh- 
stoffe, die es unbedingt zur Fortsetzung der Aufrüstung 
und damit zur Aufrechterhaltung der Konjunktur 
brauchte. 

Die Kontrolle der Einfuhr in dem Umfange, in dem 
sie in dem «Neuen Plan» eingeführt wurde, unterschei- 
det sich in fast nichts mehr von einem Einfuhrmonopol 
des Staates. Der Staat hat die Verantwortung für die 
Versorgung der Wirtschaft mit Rohstoffen auch nach 
aussen hin übernommen. Er musste infolgedessen 
zwangsläufig immer mehr in das Schaltwerk der Wirt- 
schaft eingreifen. Es genügte nicht, dass er das Ein- 
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strömen von Rohstoffen regulierte. Auch die Verwen- 
dung dieser Rohstoffe musste er kontrollieren, musste 
dafür Sorge tragen, dass mit den vorhandenen Vorrä- 
ten haushälterisch umgegangen wird. Verwendungsver- 
bote für knappe Rohstoffe wurden erlassen, Bestander- 
hebungen vorgenommen, Rationierungen der Verarbei- 
tung mit Hilfe von Arbeitszeitbeschränkungen durch- 
geführt, Investitionsverbote ausgesprochen. Die Preis- 
gestaltung der eingeführten Rohstoffe war laufend zu 
beobachten. Soweit Verteuerungen unvermeidlich wa- 
ren, musste versucht werden, durch Kürzung der Han- 
delsspannen die Auswirkungen auf das allgemeine 
Preisgefüge zu vermindern. 

Kurz und gut, die Generalkontrolle der Einfuhr 
zwang automatisch zu einer Generalkontrolle der Wirt- 
schaft. Daher wurden die durch die Einfuhrsteuerung 
geschaffenen Organe, nämlich die staatlichen «Über- 
wachungsstellen» immer mehr zu Diktatoren über den 
binnenländischen Wirtschaftsablauf überhaupt. Der 
Staat befiehlt, die Wirtschaft muss gehorchen. Auch 
hier triumphiert das soldatische Prinzip des Dritten 
Reichs. Aus dem Unternehmer wird der Wirtschafts- 
soldat. 


III. BUCH 


DIE FINANZIERUNG 
DER STAATSKONJUNKTUR 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 12 


DIE GELDQUELLEN DER STAATSKONJUNKTUR 


Das Bild, das die deutsche Wirtschaft gibt, lässt sich 
durchaus mit dem Wort Hochkonjunktur charakteri- 
sieren. Handel und Wandel blühen wie nur je in den 
besten Zeiten der Nachkriegszeit. Die Arbeitslosenziffer 
hat fast ein Niveau erreicht, das man als normal an- 
sprechen darf. Die Industrieproduktion weist Rekorde 
auf, wie sie bisher nur auf dem Gipfel der Hochkon- 
junktur 1929 anzutreffen waren. Nicht aus eigener 
Kraft hat die Wirtschaft den Weg aus der Krise gefun- 
den. Nicht aus eigener Kraft sind die Umsätze in In- 
dustrie und Handel gesteigert worden. Sondern an 
Stelle der Privatinitiative ist fast ausschliesslich die 
Staatsinitiative getreten. Riesenhafte Bestellungen des 
Staates zu Gunsten seiner Heeresmacht haben das 
Schwungrad der Wirtschaft in Betrieb gesetzt und ge- 
halten. 

Jede Konjunktur, einerlei auf welchen Aufträgen sie 
basiert, muss finanziert werden, erfordert Geld- und 
Kreditmittel. Die Ware, die neu produziert wird, muss 
bezahlt, die Löhne der neu eingestellten Arbeiter, seien 
sie noch so niedrig, müssen aufgebracht werden. Die 
aus dem Ausland eingeführten Rohstoffe können und 
werden nicht ohne Gegenleistung abgegeben. Woher 
stammt dieses Geld? Wer bringt es auf? Wer zahlt die 
Kosten dieser Konjunktur? 

Die Antwort auf diese Fragen ist nicht schwer. Wie 
die Privatinitiative ersetzt worden ist durch die Staats- 
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initiative, so ist auch die Privatfinanzierung ersetzt 
worden durch Staatsfinanzierung. Der Staat als vor- 
nehmster Auftraggeber der deutschen Wirtschaft muss 
seine Bestellungen den Unternehmern, die sie ausfüh- 
ren, vergüten und zwar in dem einzigen Gegenwert, den 
es im innern Kreislauf einer modernen Wirtschaft gibt, 
in Geld. 

Dieses Geld könnte theoretisch aus den Kassen des 
Staates stammen, wenn es dort in Zeiten vorangegange- 
ner guter Jahre angehäuft worden wäre. Die Kassen 
des deutschen Reiches waren aber leer, die Situation der 
deutschen Reichsfinanzen alles andere als günstig. Die 
Steuereingänge und sonstigen Einnahmen des Reiches 
waren wegen der fortschreitenden Krise ständig hinter 
dem Voranschlag des Reiches zurückgeblieben, daher 
die Defizite im Reichsetat. Dass sie trotz Milliardenaus- 
falls bei den Steuern und trotz Milliardenbedarfs für 
die Unterstützung der Arbeitslosen am Ende des Etat- 
Jahres 1932 nur knapp 2 Milliarden RM betrugen, stellt 
der Finanzpolitik der Republik ein gutes Zeugnis aus. 

So sahen also die Reichsfinanzen aus, als mit den po- 
litischen, auch die wirtschaftlichen Geschicke Deutsch- 
lands in die Hände Adolf Hitlers gelegt wurden. Es gab 
theoretisch nur zwei Möglichkeiten, die Kosten der vom 
Dritten Reich für notwendig gehaltenen Ankurbelungs- 
politik zu decken, entweder durch Erhöhung der 
Steuern, oder durch Aufnahme von Anleihen. Beide 
Wege waren zunächst nicht gangbar. 

Der in der Krise erheblich gewachsene Steuerdruck 
lastete schon schwer genug auf der deutschen Wirt- 
schaft. Eine weitere Verstärkung hätte jede Ankurbe- 
lungspolitik illusorisch gemacht. Verschärfung des De- 
flationsdrucks wäre die Folge gewesen, wo doch gerade 
die Schäden der vorangegangenen Deflationspolitik be- 
seitigt werden sollten. Ausserdem hätte jede Steuerer- 
höhung das ökonomische Grundprinzip des Dritten 
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Reiches, nämlich die Stabilhaltung des Lohn- und 
Preisniveaus, gefährdet. Und nicht zuletzt wäre eine 
Steuererhöhung die unpopulärste Regierungsmassnah- 
me gewesen. Die Führer des Dritten Reichs konnten 
solche Pläne überhaupt nicht ernsthaft ins Auge fassen, 
hatten sie doch vorher immer wieder ihren Wählern 
eine Verringerung der Steuerlasten versprochen. 

Theoretisch blieb also nur die Finanzierung der 
Staatsaufträge durch Aufnahme von Anleihen übrig. 
Das setzt das Vorhandensein eines leistungsfähigen Ka- 
pitalmarktes voraus, der bereit und gewillt ist, staat- 
liche Anleihen zu zeichnen. Diese Voraussetzung war in 
Deutschland nicht gegeben. Die Kapitalbildung im In- 
nern, die durch das unheilvolle System der Repara- 
tionszahlungen empfindlich geschwächt worden war, 
reichte nicht aus, um den plötzlichen Entzug von Mil- 
liarden Mark Auslandsgeldern in den Vertrauenskri- 
sen der Jahre 1930/31 zu ersetzen. Mit Gewalt mussten 
schliesslich die noch in Deutschland verbliebenen Reste 
an Auslandsgeldern durch Devisenzwangwirtschaft und 
Stillhalteabkommen festgehalten werden, um über- 
haupt ein weiteres Arbeiten der deutschen Wirtschaft 
zu ermöglichen. Unter diesen Umständen waren Anlei- 
hen seit Jahren nicht mehr in nennenswertem Umfange 
herausgebracht worden, weder vom Staat, noch von 
der Wirtschaft. Daran war auch in Zukunft nicht zu 
denken. 

Und doch mussten Mittel und Wege gefunden wer- 
den, um die Ankurbelungspolitik betreiben zu können, 
auf die aus wirtschaftlichen und politischen Gründen 
das Dritte Reich nicht verzichten konnte. Standen die 
normalen Finanzierungsmittel nicht zur Verfügung, so 
musste Ersatz geschaffen werden. Die deutsche Finanz- 
politik hat solchen Ersatz gefunden. Eine Kreditschöp- 
fung grössten Stils zu Gunsten des Staates fand statt. 

Die Notenbank wurde in den Dienst der Staatsfinan- 
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zierung gestellt. Nur dadurch ist es überhaupt möglich 
gewesen, die Milliarden und Abermilliarden, die das Ar- 
beitsbeschaffungs- und Rüstungsprogramm erforderte, 
aufzubringen. Nur dadurch liess sich die Staatskon- 
junktur verwirklichen. 

Mit einem unleugbaren Geschick und mit einer ver- 
blüffenden Folgerichtigkeit hat das Dritte Reich ope- 
riert. Es hatte allerdings das Glück, einen Mann an die 
Spitze der Notenbank berufen zu können, der seine 
grossen Kenntnisse und reichen Erfahrungen bereitwil- 
ligst in den Dienst der Sache stellte, — Dr. Hjalmar 
Schacht. Er brachte das grösste Kapital mit, das ein 
Notenbankpräsident überhaupt sein Eigen nennen 
konnte, — das unbegrenzte Vertrauen der gesamten Be- 
völkerung in seine wirtschaftlichen Fähigkeiten. Mit 
diesem Kapital hat Dr. Schacht gewuchert zu Gunsten 
des Dritten Reiches. Diese Tatsache erklärt zu einem 
guten Teil das Wunder der deutschen Finanzierung. 

Ganz planmässig wurden die materiellen und psy- 
chologischen Voraussetzungen für eine Kreditschöp- 
fung grossen Stils geschaffen. 

Der breiten Masse wurde eine neue volkswirtschaft- 
liche Theorie vorgesetzt, die die ganze Finanzierungs- 
politik rechtfertigen sollte. Durch die bisherige Krise 
sei der «Volkswirtschaftliche Kreditfonds» — ein neu 
geschaffenes Schlagwort — unzureichend ausgenützt. 
Durch die Kreditschöpfung, mit deren Hilfe die Ar- 
beitsbeschaffung in Gang zu bringen sei, würden ledig- 
lich unbenutzt vorhandene Kapazitäten an Arbeits- 
kraft, an Rohstoffen, an Maschinen und Transportmit- 
tel bewegt und verwertet werden. Vorgänge auf der 
Geldseite der Wirtschaft würden also durch entspre- 
chende Vorgänge auf der Warenseite ausgeglichen. Das 
volkswirtschaftliche Wertsystem würde durch diese 
«kompensatorische Kreditschöpfung» nicht gestört, also 
keine nennenswerte Preissteigerung und keine grössere 
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Verschiebung im Aussenhandel dadurch ausgelöst wer- 
den. 

Diese Theorie fand überall in Deutschland Glauben. 
Die Menschen waren durch die Krise zu abgestumpft, 
als dass sie sich noch grosse Gedanken gemacht hätten. 
Sie waren nur allzu geneigt, dem Nationalsozialismus 
eine Chance zu geben, die lang ersehnte und oft ver- 
sprochene Wirtschaftsankurbelung endlich in die Tat 
umzusetzen. Wie und mit welchen Mitteln, war ihnen 


gleichgültig, — solange sie nicht in den Strudel einer 
Inflation gerissen würden. Aber dafür, dass dies nicht 
geschehen würde, sorgte — ihrer Meinung nach — 


schon der Name Dr. Schachts, des Schöpfers der neuen 
stabilen Reichsmark. In diesem Glauben wurden sie 
noch durch besondere Massnahmen der Regierung be- 
stärkt. Sie gab die Parole «Mengenkonjunktur, nicht 
Preiskonjunktur» aus. Das bestehende Niveau der 
Preise und Löhne sollte unter allen Umständen festge- 
halten werden, — nicht nur, um eine weitere Schwä- 
chung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands am 
Weltmarkt zu verhindern, sondern auch um den inne- 
ren Preis- und Lohnmechanismus nicht in Bewegung 
zu setzen. Denn dies wäre der sicherste Weg zur Auf- 
rollung der Währungsfrage, resp. zum Abirren in die 
Inflation gewesen. Dieses Vorgehen war psychologisch 
sehr geschickt. Die Parole der Mengenkonjunktur sollte 
eine laufende Kontrolle der Preise durch die Öffentlich- 
keit auslösen und somit die Preisbildung unter einen 
starken moralischen Druck setzen. Das Dritte Reich hat 
weiterhin eine staatliche Steuerung der einzelnen 
Märkte durchgeführt und auf allen wichtigen Gebieten, 
wie wir gesehen haben, Angebot und Nachfrage mani- 
puliert. Auch das ist eine wichtige Voraussetzung für 
jede kontrollierte Kreditschöpfung. 

Von entscheidender Bedeutung für das Gelingen einer 
planmässigen zusätzlichen Kreditschöpfung ist natür- 
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lich auch die äussere Form des Vorgehens. Alles musste 
vermieden werden, was in dem Bewusstsein der Bevöl- 
kerung Vergleiche mit der Kriegs- und Inflationszeit 
aufkommen lassen könnte. Damals hatte das Reich 
Schatzwechsel ausgegeben, die die Reichsbank diskon- 
tierte und als vollgültige Deckung für ihre Notenaus- 
gabe benutzte. Gerade die schlechten Erfahrungen, die 
mit dieser direkten Kreditgewährung der Notenbank an 
den Staat gemacht worden sind, hatten in dem neuen, 
international garantierten, deutschen Notenbankgesetz 
von 1924 zu einer Begrenzung dieser Kreditgewährung 
auf 400 Mill. RM Anlass gegeben. Das Dritte Reich war 
also schon deshalb gezwungen, eine Form der Staats- 
finanzierung zu finden, die diese Klippe umschiffte, 
und die auch in dem Bewusstsein der Bevölkerung 
keinen Argwohn erregte. 

Der grösste Teil der Investitionen der Arbeitsbeschaf- 
fung und Aufrüstung wurde daher in der privatwirt- 
schaftlichen Form des Wechselkredits finanziert. Das 
Dritte Reich bezahlte seine Aufträge mit Arbeitsbe- 
schaffungs- und Rüstungswechseln, oder wie man sie 
später in Deutschland nannte, «Sonderwechseln». Sie 
unterscheiden sich äusserlich in nichts von echten Han- 
delswechseln, die jederzeit von der Reichsbank diskon- 
tiert werden dürfen.* Gestützt auf diese Vorschrift hielt 


* Dabei besteht ein grundlegender Unterschied zwischen der 
Diskontierung von Handelswechseln und von «Sonderwechseln». 
Ein Handelswechsel verdankt seine Entstehung dem Kredit- 
bedürfnis des Verteilers von bereits erzeugten Gütern. Der 
Fabrikant muss seine Produktion verkaufen. Der Händler will 
erst den Fabrikanten bezahlen nach der Unterbringung der von 
ihm übernommenen Ware bei den Konsumenten. Dieser kann aber 
sein in der erzeugten Produktion festgelegtes Kapital, die ja 
Kaufkraft repräsentiert, nicht solange entbehren. Daher lässt er 
sich ein bindendes, besonderen gesetzlichen Formvorschriften 
unterworfenes, Zahlungsversprechen des Kunden geben, den 
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Dr. Schacht sich für berechtigt, seitens der Reichsbank 
eine absolute Rediskontzusage für diese Wechsel zu ge- 
ben. Damit war aber das gewünschte Ziel auf Umwegen 
erreicht, nämlich die Inanspruchnahme des Notenbank- 
kredites zu Gunsten des Staates — und zwar ohne for- 
melle Verletzung der gesetzlichen Vorschriften über die 
Kreditgewährung an den Staat und ohne dass dem 
grossen Publikum zunächst auch nur der Verdacht 
inflatorischer Kreditschöpfung aufstieg. 

Im einzelnen vollzieht sich diese Finanzierung der 
Staatsaufträge mit Wechseln in folgender Form: der 
private Unternehmer, der den staatlichen Auftrag er- 
halten hat, wird mit einem Wechsel bezahlt, den er aus- 


Wechsel, Seine pünktliche Einlösung am Verfalltag ist durch 
besondere zusätzliche Sicherheiten (Bürgschaften etc.) gewähr- 
leistet. Deswegen ist ein guter Handelswechsel jederzeit in Geld 
umwandelbar. Die Notenbank kauft solche Handelswechsel gegen 
eine geringe Zinsvergütung, (dem Diskont) an und gibt dafür 
Noten aus. Da diese Noten gesetzliche Zahlungsmittel (und in- 
folgedessen Kaufkraft-Träger) sind, erhält der Fabrikant also 
sein in der erzeugten Produktion festgelegtes Kapital wieder in 
Geldform zurück, Die Notenbank kann diese Operation durch- 
führen, weil beim Verfalltag der diskontierte Wechsel vom 
Schuldner mit den vorher ausgegebenen Noten eingelöst wird. 
Also ist ein Notenumlauf, der durch echte Handelswechsel ge- 
deekt ist, nur ein Hilfsmittel der Zahlungstechnik. Durch ihn 
wird nicht zusätzliche Kaufkraft in die Wirtschaft gepumpt, son- 
dern vorhandene Kaufkraft vorübergehend in Zirkulationsmittel 
umgewandelt, Ganz anders liegen die Dinge bei der wechselmäs- 
sigen Finanzierung von Staatsaufträgen. Nicht zwecks Erleichte- 
rung des Absatzes bereits erzeugter Güter, sondern zwecks Er- 
zeugung von Gütern werden hier Wechsel ausgegeben. Sie sollen 
auch nicht in wenigen Monaten, sondern in einigen Jahren ein- 
gelöst werden. Die Notenbank, die diese Wechsel benutzt, um 
daraufhin Noten auszugeben, ersetzt also nichtvorhandenes Ka- 
pital durch Zirkulationsmittel. Sie «schöpft Kredit» und schafft 
damit zusätzliche Kaufkraft. 
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stellt und den der Auftraggeber, also eine staatliche 
Stelle giriert (häufig findet man auch das Giro der an 
den Aufträgen beteiligten Unterlieferanten). Zur Ein- 
lösung der Wechsel verpflichten sich durch ihr Akzept 
zum Teil eigens geschaffene Gesellschaften, hinter de- 
nen sich das Reich verbirgt. Wir erwähnen hier die 
«Deutsche Reichsbahn-Beschaffungs G. m. b. H.», die 
«Reichsautobahn-Bedarfs G. m. b. H.», die «Reichspost- 
Beschaffungs G. m. b. H.» etc. Zum Teil werden diese 
Wechsel auch durch im Reichsbesitz befindliche Ban- 
ken, «Gesellschaft für öffentliche Arbeiten», «Bau- und 
Bodenbank» und «Rentenbank-Kreditanstalt» akzep- 
tiert. Diese Stellen geben ihr Akzept im Auftrage des 
Staates. Die Einlösung kann natürlich auch nur nach 
Massgabe der ihnen vom Reich überwiesenen Mittel er- 
folgen. Ursprünglich, als man noch an eine feste Grenze 
der Sonderwechsel-Emissionen dachte, sollte in den 
Reichsetats der Jahre 1933/1938 jährlich Mittel zur Ein- 
lösung dieser Wechsel bereitgestellt werden, wobei von 
der Annahme steigender Einnahmen des Reichs durch 
die von der Arbeitsbeschaffung ausgelöste allgemeine 
Wirtschaftsbelebung ausgegangen wurde. Die Kluft 
zwischen dem gegenwärtigen Geldbedarf der die Staats- 
aufträge ausführenden Unternehmer und der erst in 
weiter Zukunft vorgesehenen Bereitstellung von Reichs- 
mitteln zur Einlösung dieser Wechsel sollte durch die 
Zwischenschaltung der Notenbank als Rediskontstelle 
überbrückt werden. 

Die Reichsbank darf aber nach dem Bankgesetz nur 
Wechsel mit kurzer Laufzeit diskontieren. Infolgedes- 
sen musste das Verfalldatum der Sonderwechsel so ge- 
wählt werden, dass es diesen Vorschriften entsprach. 
Sie wurden also mit einer formellen Laufzeit von 3 Mo- 
naten ausgestattet. Der Aussteller ist aber verpflichtet, 
am Fälligkeitstag neue Wechsel auszuschreiben. Diese 
Prolongation wiederholt sich nötigenfalls 20-mal und 
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mehr, bis das Reich über die Mittel zur Einlösung ver- 
fügt.* 

Obwohl diese Sonderwechsel also in Wirklichkeit 
langfristigen Charakter haben, sind sie durch die Art 
der Ausstellung zu kurzfristigen Handelswechseln um- 
frisiert, die jederzeit bei der Reichsbank gegen übliche 
Diskontvergütung unterzubringen sind. Damit ist die 
Finanzierung der Staatsaufträge für den Lieferanten 


sichergestellt. 
Er kann diese Wechsel überall in Zahlung geben, bei 
seiner Bank, seinen Unterlieferanten etc. — überall 


nimmt man sie gern an Zahlungsstatt an, da sie jeder- 
zeit bei der Reichsbank in Geld umwandelbar sind. 
Dieser «Schacht-Zug» der Finanzierung des Staates 
in der privatwirtschaftlichen Form des Wechselkredits 
hatte nach Ansicht der Staatsleitung unter anderem den 
grossen Vorteil, keine öffentlichen Nachweise über 
den Umfang der in Anspruch genommenen Kredite ge- 
ben zu müssen. Da aus diesen Wechseln nicht das 
Reich direkt verpflichtet ist, stellt man sich auf den for- 
mal-juristischen Standpunkt, dass es sich um keine 
effektiven Schulden des Reiches handelt, die in der Fi- 


* Gewöhnlich wird verlangt, dass zusammen mit dem Erst- 
wechsel auch die Prolongationsstücke ausgestellt werden. Nach 
deutschem Recht müssen alle Wechsel versteuert werden, Daher 
konnte man aus der Höhe der Wechselsteuereingänge leicht den 
tatsächlichen Umlauf an Wechseln errechnen. Dadurch, dass ein 
Teil der Finanzierungsinstitute von den Wechselausstellern die 
sofortige Versteuerung. der Prolongationsstücke verlangte, schwoll 
der Wechselsteuerertrag stark an, ohne dass der tatsächliche 
Wechselumlauf eine gleiche Steigerung erfuhr. Diese Tatsache ist 
vielfach im Ausland nicht genügend beachtet worden. Infolge- 
dessen wurden einfach auf Grund des Wechselsteueraufkom- 
mens Berechnungen über die Höhe des «Sonderwechselumlaufs» 
ausgestellt, die den Tatsachen nicht gerecht werden. Nach einer 
Aufstellung im „Wirtschaftsring“ vom 27. September 1935 sind 
allein von Anfang 1933 bis Mitte 1935 rund 64 Milliarden RM. 
Wechsel mehr versteuert worden als es dem Umlauf entsprach. 
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nanzstatistik auszuweisen sind. Diese Einstellung hat 
psychologisch-politische Ursachen. Eine Publizierung 
schnell steigender Staatsschulden hätte das Publikum 
ausserordentlich beunruhigt, zumal die Führer des 
Dritten Reiches es nie unterliessen, auf die schlechte 
Finanzwirtschaft der Weimarer Republik hinzuwei- 
sen, die ihnen ein ungedecktes Defizit von 2 Milliarden 
RM hinterlassen habe. Bis heute weiss die breite Masse 
in Deutschland noch nicht, dass das Dritte Reich diese 
Schulden vervielfacht hat, — was entscheidend dazu 
beiträgt, das Vertrauen in die staatliche Finanz- und 
Wirtschaftspolitik aufrecht zu erhalten, 


DIE HILFE DER REICHSBANK 
Von der Rediskontzusage der Reichsbank für die Ar- 
beitsbeschaffungs- und Rüstungswechsel ist in steigen- 
dem Masse Gebrauch gemacht worden. Nach offiziellen 


Angaben befanden sich 


im Portefeuille der Reichsbank 


Ende 1933 500 Mill. RM Sonderwechsel 
im Sept. 1934 1500 
Anfang 1935 2500 
Anfang 1936 3000 


Herbst 1936 gesch. 3600 


In dieser Entwicklung drückt sich nicht nur die all- 
mählich verstärkte Auftragserteilung des Staates aus. 
Es spiegelt sich darin ausserdem die verstärkte Kredit- 
schöpfung der Reichsbank zugunsten des Staates. 

Diese Kreditschöpfung ist noch umfangreicher, als es 
in diesen Zahlen nach aussen hin erscheint. Die Reichs- 
bank fürchtete nämlich durch die steigende Diskontie- 
rung von Arbeitsbeschaffungswechseln ihre Manövrier- 
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fähigkeit zu verlieren. Deswegen hat Dr. Schacht sich 
ab Frühjahr 1935 mit wechselndem Erfolg bemüht, die 
Kreditausweitung zugunsten der Finanzierung der 
Staatskonjunktur von dem eigenen Status der Noten- 
bank möglichst fernzuhalten. 

Tochterinstitute der Reichsbank wurden in die Finan- 
zierung der Arbeitsbeschaffung und Aufrüstung einge- 
schaltet. Diese Tochterinstitute, nämlich die «Deutsche 
Verrechnungskasse», die «Deutsche Konversionskasse» 
und die «Deutsche Golddiskontbank», sind nichts ande- 
res als Filialen der Reichsbank. Sie betreiben zum Teil 
Geschäfte, die wohl nach dem Bankgesetz der Reichs- 
bank untersagt sind, die aber nach Lage der Dinge nun 
einmal von der deutschen Notenbank wahrgenommen 
werden müssen. Die enge Verbindung zwischen Reichs- 
bank, Golddiskontbank, Konversions- und Verrech- 
nungskasse geht schon aus der personellen Leitung die- 
ser Institute hervor. Es sind ehemalige Reichsbankdi- 
rektoren, die die Geschicke dieser Institute bestimmen 
und die sich selbstverständlich nach den Direktiven der 
Reichsbankleitung zu richten haben. Mit Hilfe dieser 
«Verschiebebahnhöfe» ist es möglich gewesen, den tat- 
sächlichen Umfang der Staatsfinanzierung durch die 
Notenbank zu verschleiern. 

Die «Deutsche Golddiskontbank» gab von Mai 1935 
ab «Solawechsel» mit dreimonatlicher Laufzeit aus. Sie 
werden zunächst als besonders liquides Anlagepapier 
von den Kreditinstituten gern genommen. Den Gegen- 
wert benutzte die Golddiskontbank dazu, Arbeitsbe- 
schaffungswechsel von der Reichsbank zu übernehmen. 
Ausserdem konnte die Golddiskontbank aus dem Porte- 
feuille der Reichsbank weitere Sonderwechsel erwer- 
ben, da sie zur zentralen Sammelstelle der Exportförde- 
rungsumlage der deutschen Wirtschaft gemacht wurde. 
Die hier einkommenden Gelder — jährlich ca. 800 
Mill. RM. — werden nur nach und nach verbraucht und 
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ermöglichten es der Golddiskontbank, einen Teil dieser 
Kreditoren in Sonderwechseln anzulegen. Von Mai 1935 
bis Ende 1935 hatte die Golddiskontbank 1'/ı Milliarde 
Sonderwechsel hereinnehmen können. Um diesen Be- 
trag hat sich das Portefeuille der Reichsbank an Arbeits- 
beschaffungs- und Rüstungswechseln vermindert. Aber 
damit nicht genug. Die Reichsbank spannte auch ihre 
Sonderinstitute zur Verwaltung der Guthaben der aus- 
ländischen Waren- und Anleihegläubiger, die nicht, 
oder noch nicht transferiert werden können, vor ihren 
Wagen. Die «Deutsche Konversionskasse» und die 
«Deutsche Verrechnungskasse» haben im Jahre 1935 
ungefähr 400 Mill. Sonderwechsel von der Reichsbank 
übernommen. 

So kommt es, dass im Jahre 1935 die Reichsbank nur 
400 Mill. RM. Sonderwechsel in ihrem Portefeuille per 
saldo neu aufnahm, dagegen 1,65 Milliarden RM bei 
ihren Tochterinstituten unterbrachte. 

Im bisherigen Verlauf des Jahres 1936 musste die 
Reichsbank allerdings wieder stärker an der Diskontie- 
rung von Sonderwechseln mitwirken. Die Aufnahme- 
fähigkeit ihrer Tochterinstitute war doch beschränkter, 
als man anfänglich vermutete. Daher einerseits die for- 
cierten Versuche zur Unterbringung grosser Reichsan- 
leihen zwecks Entlastung der Notenbank als Finanzie- 
rungsquelle des Staates; Versuche, die zu einer Veren- 
gung des Geldmarktes und damit zu Schwierigkeiten 
bei der Unterbringung von Sola-Wechseln der Golddis- 
kontbank führten. Ende April 1936 war der Höchst- 
stand des Sola-Wechsel-Umlaufs (862 Millionen RM) 
erreicht. Ende September 1936 waren nur noch 30 Mil- 
lionen RM Sola-Wechsel im Verkehr. Infolgedessen 
schmolz auch der Bestand an Sonderwechseln im Por- 
tefeuille der Golddiskontbank zusammen. Auf der an- 
deren Seite ist die Reichsbankleitung immer mehr be- 
strebt, die Last der Finanzierung der Sonderwechsel 
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auf andere Schultern abzuwälzen. In erster Linie sind 
es die Kreditinstitute, die seit Februar 1936 gehalten 
werden, 6 monatige Sonderwechsel aufzunehmen. Doch 
davon später. 

Den wahren Umfang der grandiosen Kredithilfe des 
Reichsbankkonzerns an den Staat illustriert folgende 
Zusammenstellung: 


Die Sonderwechsel-Bestände im Reichsbank-Konzern 


’ Konver- Nr d. 

(in Millionen) RM Ryan: sonbank  Verreii- teren 
nungskasse Sonder- 

wechsel 

Ende 1933 500 — — 500 
Herbst 1934 1500 — - 1500 
Anfang 195 2500 — — 2500 
Ende 1935 2900 1250 400 4550 
Herbst 1936 3600 525 ca.600 ca.4725 


Um die Bedeutung der Wechselkreditoperationen der 
Reichsbank ins rechte Licht zu rücken, sei an Folgen- 
des erinnert: In der Konjunkturperiode 1926/1929 stei- 
gerte sich der gesamte Wechselumlauf in Deutschland 
nur um 4,1 Milliarden Mark. Damals war dabei das 
durchschnittliche Preisniveau um 35% höher und das 
Aussenhandelsvolumen um rund ?/, grösser als heute. 

Rein äusserlich lässt der Status der Reichsbank nicht 
entfernt den tatsächlichen Umfang der Kreditschöp- 
fung zugunsten des Staates erkennen. Von Ende Ja- 
nuar 1933 bis Ende September 1936 haben sich die 
Kreditunterlagen der Notenbank nur um 1705 Mill. RM 
erhöht, obwohl in dieser Zeitspanne Sonderwechsel von 
ca 3% Milliarden RM. diskontiert wurden. 

Dieses Phänomen ist leicht zu erklären. 

Die zusätzliche Kaufkraftschöpfung der Notenbank 
ist nieht auf das Kreditvolumen des Jahres 1932 aufge- 
pfropft worden. Vielmehr hat in hohem Masse — eine 
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nach aussen nicht sichtbare — Auswechslung der Kre- 
ditunterlagen stattgefunden. 

Gold, Devisen und Handelswechsel, die normalen 
Kreditunterlagen der Notenbank, wurden weitgehend 
durch «Sonderwechsel» ersetzt. 

Der Edelmetallschatz und der Devisenbestand der 
Reichsbank ist in den fast 4 Jahren nationalsozialisti- 
scher Wirtschaftsführung auf ein Minimum zusam- 
mengeschrumpft. Am 30. September 1936 besass das 
Deutsche Zentralnoteninstitut nur noch 69 Mill. RM. 
Gold und Devisen gegen 903 Mill. Ende Januar 1933. 
Dieser Verlust wurde zum Teil durch Ankauf von 
Staatspapieren, die durch Gesetz zur Deckung von 
Reichsbanknoten herangezogen werden dürfen, zum 
Teil durch Diskontierung von Sonderwechseln ausge- 
glichen. 

Vor allem ändert sich aber die Zusammensetzung 
des Wechselportefeuilles der Reichsbank von Grund 
auf. Der «Sonderwechsel» verdrängte den Handels- 
wechsel. Die Nachfrage der freien Wirtschaft nach No- 
tenbank-Kredit wurde immer geringer. Die private Ini- 
liative, die ja eigentlich durch die mit zusätzlichem 
Kredit finanzierten Staatsaufträge angekurbelt wer- 
den sollte, ging im Gegenteil weiter zurück. Die Unter- 
nehmer hatten nicht den Mut, aus freien Stücken Neu- 
Investitionen vorzunehmen. Sie sahen, dass der Export 
immer schwieriger wurde. Sie wussten, dass die Kon- 
sumkraft der Bevölkerung durch das Festhalten an 
dem niedrigen Krisen- und Lohnniveau, nicht wie 
sonst im Konjunkturaufschwung gestärkt wurde, Sie 
fürchteten schliesslich innen- und aussenpolitische 
Auseinandersetzungen. Ausserdem bestand auch im 
allgemeinen — im Gegensatz zu dem üblichen Rhyth- 
mus einer Konjunkturentwicklung — keine Notwendig- 
keit zu umfangreichen Neu-Investitionen. Die deutsche 
Wirtschaft verfügte beim Ausgang der Krise über sehr 
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grosse unausgenützte Produktionskapazitäten, die in 
der «Konjunktur auf Borg» 1926—29 geschaffen wor- 
den waren. Sie reichten mit wenigen Ausnahmen zur 
Durchführung der Staatsaufträge ohne Neu- und Er- 
weiterungsbauten aus. Dort, wo zur Lösung des Roh- 
stoffproblems Neu-Investitionen notwendig waren, 
wurden sie ganz oder teilweise vom Staat finanziert. 
Auch eine verstärkte Lagerhaltung in der Wirtschaft, 
die Kreditmittel absorbiert hätte, könnte infolge Ein- 
fuhrkontrolle und Devisenzwangswirtschaft nicht statt- 
finden. Im Gegenteil sind die vorhandenen Läger ver- 
kleinert und dadurch in erheblichem Umfange Be- 
triebsmittel frei gesetzt worden. 

Weil die private Initiative keine Steigerung erfuhr, 
weil die in der deutschen Wirtschaft zusätzlich hinein- 
gepumpten Kreditmittel keine zusätzliche Beschäfti- 
gung fanden, musste eine weitgehende Verflüssigung 
der gesamten Volkswirtschaft stattfinden. Die Unter- 
nehmer haben die ihnen durch die Staatsaufträge (mit 
neuem Kredit finanziert und deshalb den Status der 
Firmen nicht belastend) zufliessenden Mittel weitge- 
hend zur Abdeckung von Bankschulden und Unterhal- 
tung von Bankguthaben benutzt. Die Notwendigkeit, 
Handelswechsel zur Finanzierung normaler Handels- 
transaktionen auszuschreiben, wurde immer geringer, 
ganz abgesehen davon, dass das Wirtschaftsleben im- 
mer mehr von dem Strom der fertig finanziert geliefer- 
ten Staatsaufträge erfasst wurde. 

Kein Wunder, dass unter diesen Umständen der Be- 
stand an Handelswechseln im Portefeuille der Reichs- 
bank zusammenschmolz wie der Märzschnee in der 
Sonne. 

Aus dem Wechselportefeuille der Reichsbank ver- 
schwand ferner der grosse Block von Krisenwechseln 
aus der Deflationszeit. Damals wurden zwecks Liqui- 
dierung des Kreditapparates Buchkredite der Ban- 
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ken künstlich in Wechselkredite umgewandelt und 
durch eigens zu diesem Zweck geschaffene Institute, 
z. B. Akzeptbank, diskontfähig gemacht. Diese Krisen- 
wechsel konnte dank der geschilderten starken Ver- 
flüssigung der Wirtschaft restlos abgedeckt und die 
Akzeptbank selbst im Sommer 1936 liquidiert werden. 

Die Krisenwechsel der Ge 


meinden, von denen ein 
nicht unerheblicher Teil bei 


der Reichsbank lag, sind 
gleichfalls völlig abgewickelt. Soweit sie nicht einge 


löst 
wurden, erfolgte mittels der 


schon dargestellten Ge- 
meindeumschuldungsaktion vom Herbst 1933 eine Um- 
wandlung in eine langfristige Anleihe. 

Schliesslich sind aus dem Reichsbankportefeuille 
auch die der Aussenhandelsfinanzierung dienenden 
langfristigen Russenwechsel verschwunden. Die 
jets deckten nämlich ihre 
herrührenden Schulden ab 
Verpflichtungen mehr ein. 


Sow- 
aus früheren Lieferungen 
und gingen keine neuen 


All diese Lücken in dem Wechselbestand der Reichs- 
bank wurden — nach aussen nicht sichtbar — durch 
Diskontierung von Sonderwechseln aufgefüllt, 

Das Hineinströmen zusätzlich geschaffener Geldka- 
pitalien in die Wirtschaft hatte also andere Folgen als 
es sich die Schreibtisch-Nationalökonomen gedacht 


hatten. Kredit muss nämlich nicht nur angeboten, 


sondern muss auch verlangt werden. Das aber setzt 


bestimmte materielle und vor allem psychologische 
Bedingungen voraus, die im Dritten Reich nicht gege- 
ben waren. Der Wille zum Investieren fehlte, «Ab- 
warten» hiess die Losung, die die freie Wirtschaft für 
sich ausgegeben hatte. Die vom Staat neugeschaffene 
Kaufkraft fand nur Verwendung zur Schuldenrück- 
zahlung, zur Anlage von Bank 
kasseneinlagen ete, D 


guthaben und Spar- 
as sichtbare Zeichen dieses Ge- 
schehens ist die weitgehende Verflüssigung der Wirt- 
schaft. Sie bedeutet 


nationalökonomisch gesprochen, 
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nichts weiter als eine Aufspeicherung der neugeschaf- 
fenen Kaufkraft. 

Das zwang aber den Staat, laufend für neue Auf- 
träge zu sorgen. Nur so konnte die auf volle Touren 
gebrachte Wirtschaftsmaschine in Gang gehalten wer- 
den. Ein Kalkulationsfehler ist also eine Hauptur- 
sache der immer umfangreicheren Aufrüstung als Ar- 
beitsbeschaffungsmassnahme, mit all den sattsam be- 
kannten aussenpolitischen Konsequenzen. 

Im finanzpolitischen Sinne erwies sich freilich 
dieser Fehlschlag der Kreditschöpfung als segens- 
reich. Die gehortete zusätzliche Kaufkraft konnte der 
Staat für seine Zwecke reklamieren. Er brachte bei 
den Speicherstellen neue Schuldverschreibungen — 
teils Wechsel, teils Anleihen — unter, mit deren Ge- 
genwert weitere Aufträge bezahlt werden konnten. 
Auf die Kreditinflation Nr. 1 — Diskontierung von 
Sonderwechseln durch die Notenbank — wird die 
Kreditinflation Nr. 2 aufgestockt. Die neuen Schuld- 
verschreibungen des Staates repräsentieren für die 
Speicherstellen, die sie aufnehmen müssen, zusätz- 
liche Kreditunterlagen, auf die sie jederzeit Notenbank- 
kredite, sei es durch Diskontierung, sei es durch Lom- 
bardierung erhalten können — wenn sie wollen. Zu- 
nächst ist allerdings die Kreditinflation Nr. 2 nur 
latent. Ob es aber dabei bleibt, ist sehr die Frage. 
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Sonderwechsel liegen nicht nur im Portefeuille der 
Reichsbank und ihrer Tochtergesellschaften. In er- 
heblichem Umfange befinden sich derartige Papiere 
auch in den Wechselbeständen der Banken. 

Ihr Status verbesserte sich infolge der geschilder- 
ten Liquidisierung ganz ausserordentlich. Alte ein- 
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gefrorene Kredite, auf die zum Teil schon grosse Ab- 
schreibungen erfolgt waren, tauten plötzlich wieder 
auf. Industrielle Schuldner, die seit Jahren mit gros- 
sen Bankkrediten gearbeitet hatten, waren dank der 
fertig finanziert gelieferten Staatsaufträge in der 
Lage, ihre Bankschulden erheblich zu mindern. Die 
finanziell erstarkten Unternehmungen häuften Bank- 
guthaben auf. 

Die Kreditinstitute sahen diese Entwicklung mit 
einem nassen und mit einem heiteren Auge. Mit 
einem heiteren Auge, weil die Liquiditätsschwierig- 
keiten der Krisenjahre, die den Bankdirektoren so 
manche schlaflose Nacht bereitet hatten, unerwartet 
schnell überwunden waren: mit einem nassen Auge, 
weil die Unterbringung der ihnen aus der Produk- 
tionswirtschaft zuströmenden Mittel Kopfschmerzeu 
bereitete. Der nächstliegende Weg, die Wiederaus- 
leihung an die Wirtschaft, war versperrt, weil unter 
den geschilderten Umständen kein Bedarf vorhanden 
war. 

Aus Rentabilitätsgründen mussten also die Kredit- 
institute Umschau nach sonstigen gut verzinslichen 
Anlagemöglichkeiten halten. Das Gegebene wäre die 
stärkere Diskontierung von Handelswechseln gewe- 
sen. Die Produktion an diesen Papieren, die aber aus 
den schon geschilderten Gründen immer mehr zurück- 
ging, reichte bei weitem nicht aus, um den Anlage- 
hunger der Banken und Sparkassen zu befriedigen, 
Infolgedessen nahmen die Banken auch gerne die 
ebenso hoch verzinslichen Sonderwechsel, zumal ihre 
Liquidität angesichts der Rediskontzusage der Reichs- 
bank zu Bedenken keinen Anlass gab. So erleichterte 
die fehlende Initialzündung der planmässigen Kredit- 
inflation die weitere Finanzierung der Staatskon- 
Junktur, 

Bis Februar 1936 diskontierten die Banken gewöhn- 
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liche Sonderwechsel mit der üblichen formellen Lauf- 
zeit von drei Monaten. Welchen Umfang die Unterbrin- 
gung dieser «normalen» Sonderwechsel bei den Kredit- 
instituten angenommen hat, lässt sich trotz Fehlens 
direkter deutscher Angaben ziemlich einwandfrei fest- 
stellen. Nach den offiziellen Monatsbilanzstatistiken er- 
höhte sich der Wechselbestand der Kreditbanken, 
öffentlichen Banken, und Girozentralen von Februar 
1933 bis Februar 1936 um rund 1500 Millionen RM 
auf 3938 Millionen RM. Die in dieser Statistik nicht 
aufgeführten Institute — Genossenschaftsbanken, Spar- 
kassen, Privat-Bankiers — haben gleichfalls Sonder- 
wechsel erworben. Setzen wir die Steigerung des Wech- 
selportefeuilles bei diesen Instituten mit schätzungs- 
weise 400 Millionen RM ein, so ergibt sich in der ge- 
samten Sphäre der Kreditinstitute eine Ausweitung der 
Wechselbestände um 1900 Millionen RM seit 1933. 

Auf erhöhte Diskontierung von Handelswechseln ist 
diese Steigerung nicht zurückzuführen, da der Um- 
lauf an Handelswechseln aus den bereits geschilder- 
ten Gründen fortlaufend sank. Andererseits sind aus 
dem Portefeuille der Kreditinstitute die Krisenwechsel 
der Industrie und der Kommunen verschwunden. 
Daher dürfte die nach aussen sichtbare Zunahme des 
Wechselportefeuilles um schätzungsweise 200-300 Mill. 
RM hinter den von den Banken vorgenommenen 
tatsächlichen Diskontierungen von Arbeitsbeschaf- 
fungs- und Rüstungswechseln zurückbleiben. 

Freilich sind auf der anderen Seite zwecks Ver- 
meidung von Doppelzählungen Abzüge notwendig. In 
den Wechselbeständen der Banken befinden sich 
auch die Solawechsel der Golddiskontbank, die zur 
Refinanzierung der von der Reichsbank übernomme- 
nen Sonderwechsel dienten. Will man also die tatsäch- 
lich übernommenen Sonderwechsel der Banken regi- 
strieren. so müssen die von den Kreditinstituten erwor- 
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benen Solawechsel (725 Mill. RM) in diesem Zusam- 
menhang unberücksichtigt bleiben. 

Es ergäbe sich dann von Februar 1933 bis Februar 
1936 eine «echte» Steigerung der Sonderwechsel-Be- 
stände sämtlicher Kreditinstitute um 1,4 Mill. RM. 

Damit ist aber nicht etwa die Finanzierungshilfe 
der Banken erschöpft. Seit Februar 1936 hat das Reich 
die Finanzierungsformen der Staatsaufträge geändert. 
Statt der 3-monatigen Sonderwechsel wurden solche 
mit 6-monatlicher Laufzeit ausgestellt und zwar von 
einer ad hoc gegründeten Gesellschaft, die den schö- 
nen Namen ‘Metallforschungsgesellschaft», abgekürzt 
«Mefo» führt. 

Dadurch ist einer sofortigen Inanspruchnahme der 
Reichsbank als Rediskontstelle ein Riegel vorgescho- 
ben, denn sie darf bekanntlich nur Wechsel mit 3- 
monatlicher Laufzeit diskontieren. Sie verweist aber 
die Industrie auf die Kreditinstitute, die sich ihr ge- 
genüber verpflichtet haben, diese 6-monatliche «Mefo- 
wechsel» aufzunehmen. Für die Banken bedeutet das 
kein geringes Opfer, müssen sie doch nunmehr an- 
dere liquidere Anlagen einschränken. Allein die 
5 Grossbanken haben zu Ende Juli 1936 insgesamt 
452 Millionen RM. Sonderwechsel mit mehr als drei- 
monatiger Laufzeit im Portefeuille, was reichlich 
einen Viertel des Gesamtbestandes an Wechseln ent- 
spricht. Aber auch die anderen Kreditinstitute muss- 
ten dieser neuen Finanzierungspolitik ihren Tribut 
entrichten. Nach der amtlichen Bilanzstatistik haben 
alle erfassten Institute (Grossbanken, Spezialbanken, 
sonstige Kreditbanken, öffentliche Banken) ihren ge- 
samten Wechselbestand vom Februar 1936 bis Juli 1936 
um 509 Millionen RM erhöht. Dabei steigerte sich in 

der gleichen Zeit der Bestand an Wechseln mit mehr 
als dreimonatiger Laufzeit um 621 Millionen RM, — 
ein Zeichen, dass die Banken einen Teil der «kurzen: 
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Sonderwechsel der Reichsbank einreichen mussten, um 
sieh die Mittel für die Aufnahme der neuen Sonder- 
wechsel zu verschaffen. 

Im übrigen hat sich noch eine andere Wandlung 
in der Zusammensetzung des Wee hselportefeuilles 
vollzogen. Die Solawechsel der Golddiskontbank wur- 
den bei Fälligkeit nicht prolongiert, sondern prä- 
sentiert. Dadurch sank der Bestand an diesen Papieren 
bis Ende Juli auf 396 Millionen RM. Die freigeworde- 
nen 329 Millionen RM wurden zum Erwerb von Son- 
derwechseln herangezogen. 

Wir kommen also zu dem Ergebnis, dass vom Fe- 
bruar 1936 bis Juli 1936 die deutschen Banken 1 Mil- 
liarde an Sonderwechseln neu übernommen haben. 
Ihr gesamter Besitz an Sonderwechseln dürfte jetzt 
Ende Juli 1936 rund 2,4 Milliarden RM ausmachen — 
ungerechnet die 2 Milliarden RM «echten» Schatz- 
wechsel und Schatzanweisungen, die sie gleichfalls im 
Portefeuille halten. Doch davon später. 


DIE HILFE DES GELDMARKTES 


Die kreditweise Finanzierung der Staatskonjunktur 
erfolgte nicht nur durch Ausgabe von Arbeitsbeschaf- 
fungs- und Rüstungswechseln. Das Reich ist vielmehr 
durch die Weigerung der Wirtschaft, sich der neu- 
geschöpften Kapitalien zu eigenen Investitionen zu 
bedienen, instandgesetzt worden, einen Teil seiner 
Ausgaben durch Begebung von «echten» Schatzwech- 
seln und Schatzscheinen zu finanzieren. Die man- 
gelnde Beschäftigungsmöglichkeit der bei den Kredit- 
instituten sich ansammelnden Kapitalien erzeugte eine 
starke Flüssigkeit am Geldmarkt. Daher war die 
Möglichkeit gegeben, dort auch echte Schuldverschrei- 
bungen des Reichs zu placieren, 
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An der Ausgabe von kurzfristigen Reichsschatz- 
wechseln lag dem Finanzministerium erklärlicher- 
weise wenig. Ihre Laufzeit beträgt 3 Monate. Sie 
müssen also nach 3 Monaten immer wieder neu un- 
tergebracht werden. Ausserdem ist die Höchstgrenze 
der Reichsschatzwechselemission praktisch auf 400 
Mill. RM begrenzt, weil nach dem Notenbankgesetz 
nur bis zu dieser Summe die Reichsbank Schatzwech- 
sel des Reichs aufnehmen darf. Dagegen bemüht sich 
das Finanzministerium mit Erfolg, dem Geldmarkt 
längerfristige unverzinsliche Schuldverschreibungen, 
sogenannte Schatzanweisungen zur Verfügung zu stel- 
len. Die Begebung dieser unverzinslichen Schatzan- 
weisungen, die mit einem Diskont abgerechnet wer- 
den, hat sich fortlaufend gesteigert. 


Begebung von unverzinslichen Schatzanweisungen 
des Reichs 


Ende 1932 893 Millionen RM 
1. August 1936 1 ; 
Zugang: 1233 Millionen RM 


Das Reich hat also über den Geldmarkt durch 
Ausgabe von unverzinslichen Schatzanweisungen zu- 
sätzlich 1,2 Milliarden RM kurzfristige Kredite auf- 
genommen. 

Diese Summe spiegelt aber noch nicht die gesamte 
kurzfristige Finanzierung des Reiches durch Placie- 
rung von Schuldscheinen wieder. Das Reich hat auch 
die von der Regierung Papen geschaffenen «Steuer- 
gutscheine» begeben. Sie stellen nichts anderes als 
verkappte Schatzanweisungen dar, müssen sie doch 
im Laufe von 5 Jahren in bestimmten Quoten bei der 
Bezahlung von Steuern an zahlungsstatt angenommen 
werden. Es sind Wertpapiere, die sogar börsenmäs- 
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sig gehandelt werden. Auf diesem Wege hatte sich 
das Reich vorübergehend bis 1,4 Milliarden RM. Kre- 
ditmittel verschafft. Durch Einlösungen ist der Umlauf 
an diesen Papieren inzwischen bis auf 605 Mill. RM 
zurückgegangen. 


Begebung von Steuergutscheinen 


Ende 1932 200 Millionen RM 
1. August 1936 605 . Pr 
es, nn 
Zugang 405 Millionen RM 


Insgesamt kommen wir also zu dem Resultat, dass 
das Dritte Reich seine ausgewiesene kurzfristige Ver- 
schuldung durch Begebung von unverzinslichen Pa- 
pieren um 1,638 Milliarden RM erhöht hat! Wenn 
auch in den offiziellen Nachweisen der Betrag der 
umlaufenden Steuergutscheine nicht in die schwe- 
bende Schuld hineingerechnet wird, so halten wir uns 
nach dem Gesagten doch für berechtigt, diese neu 
emittierten Steuergutscheine der schwebenden Reichs- 
schuld zuzurechnen. 

Das wachsende Anlagebedürfnis der Banken und 
sonstigen Kreditinstitute infolge der immer weiteren 
Verflüssigung ihrer Bilanzen gab dem Reich die ge- 
wünschte Gelegenheit, auch längerfristige verzins- 
liche Schuldverschreibung am Geldmarkt zu placie- 
ren. Dies wurde dadurch erleichtert, dass, wie früher 
geschildert, die Reichsbank den Übergang zur «offe- 
nen Marktpolitik» vollzog und dass durch Änderung 
der Liquiditätsvorschriften der Banken und des Ka- 
pitalstockgesetzes eine zusätzliche Nachfrage für der- 
artige Papiere geschaffen wurde. Es wurden verzins- 
liche Schatzanweisungen mit einer Laufzeit von ur- 
sprünglich 2'/, Jahren, die ab 1935 bis auf 3'/, Jahre 
gesteigert wurde, emittiert. Von Anfang 1933 bis 30. 
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Juni 1936 sind auf diese Weise nach den Angaben 
des Reichsfinanzministeriums 2,502 Milliarden emit- 
tiert worden, davon allein im Jahre 1935 nicht we- 
niger als 900 Mill. RM. Allerdings diente ein Betrag 
von 737 Mill. oder rund °/, Milliarde an Schatzanwei- 
sungen des Jahres 1933 lediglich zur Deckung von 
Arbeitsbeschaffungswechseln, die schon im Umlauf der 
Sonderwechsel mit eingerechnet sind. Um eine Doppel- 
zählung zu vermeiden, müssen sie an dieser Stelle un- 
berücksichtigt bleiben. 

Die effektive Neuverschuldung des Reichs durch 
Ausgabe von verzinslichen Schatzanweisungen beträgt 
demnach in den 3% Jahren der nationalsozialistischen 
Staatsführung per Saldo 1,765 Milliarden RM! 

Unsere Untersuchung kommt also abschliessend zu 
folgendem Gesamtereignis: Das Dritte Reich hat zur 
Finanzierung der Staatskonjunktur unter dem Rubrum 
Schatzanweisungen» — verzinsliche und unverzins- 
liche — Kredite von 3,4 Milliarden RM am offenen Geld- 
markt aufgenommen, — dank der Hortung der von der 
Regierung zusätzlich geschaffenen Kaufkraft bei den 
Kreditinstituten. 


DIE HILFE DER INDUSTRIE 


Auch die Industrie hat, so merkwürdig das zu- 
nächst auch klingen mag, wesentlich zur Finanzie- 
rung der Staatskonjunktur beigetragen. Sie konnte das 
um so leichter tun, als ihre Erträgnisse im Laufe der 
Jahre seit 1933 erhebliche Besserungen aufwiesen. 
Nach Schätzung des deutschen Instituts für Konjunk- 
turforschung haben sich in der gesamten Industrie 
nach erfolgtem Verlustausgleich im Jahre 1933 erst- 
mals wieder 1934 reine Gewinnsalden von etwa 750 
Mill. RM ergeben. Diese dürften sich 1935 und 1936 
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auf erheblich über 1 Milliarde RM erhöht haben. 
Diese Gewinne sind nun in verhältnismässig gerin- 
sem Umfange in Form von Dividenden ausgeschüttet 
worden. Untersuchungen von 16 repräsentativen Ak- 
tiengesellschaften ergaben, dass die EIERN Aus- 
schüttungen zwischen 8.1% und 102% sämtlicher 
Erträge ausmachten. Das bedeutet nichts anderes, als 
dass die tatsächlich erzielten Gewinne weitgehend den 
Gesellschaften verblieben. Das Normale wäre die Ver- 
wendung dieser Beträge zur Erstellung von Anlagen 
oder zur Ergänzung und Auffüllung der Vorräte. Es 
bestand aber im allgemeinen weder ein erheblicher Er- 
neuerungs- und Ersatzbedarf, noch war eine Investition 
in Vorräten in nennenswertem Umfang möglich. In den 
Jahren 1933 bis 1935 belief sich nach der amtlichen 
deutschen Statistik der gesamte Investitionsaufwand 
der Industrie auf nur 3.4 Milliarden RM. Diese Summe 
bleibt erheblich hinter dem normalen Aufwand zurück, 
der für Ersatzinvestitionen nötig ist. Nach Schätzung 
des Instituts für Konjunkturforschung schwankt der 
für diesen Zweck erforderliche Betrag zwischen 4.5 Mil- 
liarden RM und 6 Milliarden RM jährlich. 

Wenn tatsächlich also nur 3.4 Milliarden RM in den 
3 Jahren 1933/34/35 für Herstellung von Industrieanla- 
gen ausgegeben worden sind, müssten Milliarden-Be- 
träge als flüssige Mittel freigesetzt worden sein. Dabei 
ist noch nicht einmal berücksichtigt, dass die Ersatz- 
investitionen sich eigentlich selbst finanzieren. In den 
Verkaufspreisen kalkuliert die Industrie ja regelmässig 
Amortisationsraten ein. 

Diese Zurückhaltung in der Investitionstätigkeit der 
Industrie erklärt zur Genüge, weswegen kein bedeuten- 
der Kredit- und Kapitalbedarf dieses Wirtschaftssek- 
tors nach aussen in Erscheinung trat. Im Gegenteil 
wurde die Industrie selbst eine Kapitalquelle erster Ord- 
nung. Sie beglich Schulden, zahlte Kapitalanteile an 
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ihre Aktionäre zurück und musste trotzdem noch Ver- 
wendung für den grossen Rest ihrer flüssigen Mittel 
suchen. Teilweise trat sie als Käufer der bei den Ban- 
ken aufgestauten Aktienpakete, die noch aus der Sanie- 
rungsepoche stammten und wegen der Emissionssperre 
bisher unverwertbar waren, auf; so kam es zu neuen 
Angliederungen und Konzernbildungen, wie sie in ähn- 
lichem Ausmass nur in der Inflationszeit anzutreffen 
waren,* Teilweise hat aber die Industrie ihre flüssigen 
Mittel auch zur Übernahme von Staatspapieren aller 
Art benutzt, sei es, dass sie die als Gegenwert für die 
Staatsaufträge erhaltenen Sonderwechsel im Porte- 
feuille behielt, sei es, dass sie sie später zurückkaufte. 
Genaue Angaben über den Umfang dieser für den Staat 
geleisteten Finanzierungshilfe liegen erklärlicherweise 
nicht vor. Zuverlässige Schätzungen beziffern den Ge- 
samtbetrag der von der Industrie übernommenen Son- 
derwechsel auf ca. 1.5 Milliarden RM. 


DIE HILFE DES SPARERS 


Durch die riesigen Staatsaufträge zwecks Arbeitsbe- 
schaffung und Aufrüstung ist die Arbeitslosigkeit besei- 
tigt worden. Bergleute mussten eingestellt werden, die 
neu angeblasenen Hochöfen wollten bedient sein. Eine 
kleine Armee von Drehern und Motorenschlossern 
wurde zum Bau der Flugzeuge und Tanks und U-Boote 
gebraucht. Uniformschneider waren stark begehrt. Die 
Laboratorien und Fabriken zur Herstellung heimischer 
Rohstoffe hatten Bedarf an Chemiearbeitern. Die Über- 
wachungsstellen zur Kontrolle des deutschen Aussen- 
handels benötigten ebenso Scharen von Personal, wie 
die kaufmännischen Abteilungen der Industrieunter- 
nehmungen. Menschen, die vorher mit der kärglichen 


* Einzelheiten dieser Entwicklung im Statistischen Anhang. 
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Arbeitslosenunterstützung ihr Dasein fristeten, erhiel- 
ten jetzt zusätzliche Einkünfte. 

Man hätte meinen können, dass nach der verhältnis- 
mässig langen Periode der Beschäftigungslosigkeit die 
neu in den Produktionsprozess eingegliederten ehemali- 
gen Arbeitslosen das ehrlich verdiente Geld schnell un- 
ter die Leute gebracht hätten. Anschaffungen, die aus 
Mangel an Mitteln solange zurückgestellt werden muss- 
ten, sind natürlich gemacht worden. Aber der deutsche 
Arbeiter und der deutsche Angestellte haben den Mehr- 
verdienst, den sie durch die aktive Konjunkturpolitik 
des Dritten Reiches erhielten, nicht völlig konsumiert. 
Sie lebten weiterhin sehr sparsam. Ihre Bedürfnisse 
und ihre Ansprüche sind nicht etwa im selben Umfang 
wie ihre Einkünfte gestiegen. So merkwürdig und ver- 
blüffend es auch klingen mag, die deutschen Arbeiter 
und Angestellten haben trotz der nicht sehr üppigen 
Entlohnung noch das Kunststück fertig gebracht, Teile 
ihres Einkommens zu sparen. Selbst die besonders 
schlecht bezahlten Notstandsarbeiter beim Bau der 
Autobahnen stellten ein grosses Kontingent an Sparern. 
Ein Lied davon können die Sparkassen singen, die in 
der Nähe der Arbeitsstätten des Autobahnbaus liegen. 
Der Andrang zu ihren Schaltern war manchmal ge- 
radezu stürmisch. Wanderten aber ihre Bauabteilun- 
gen nach einem anderen Ort, so wurde prompt das 
Sparguthaben der Notstandsarbeiter auf die nunmehr 
zuständige Sparkasse umgeleitet, eine Transaktion, die 
mitunter starke Liquiditätsbeschwerden bei der alten 
Sparkasse hervorriefen. 

Und so wie die Notstandsarbeiter bei der Autobahn, 
so haben auch die übrigen Arbeiter und Angestellten 
darauf gesehen, nicht den ganzen Lohn zu verbrau- 
chen, sondern einen Teil zurückzulegen. Überraschen 
kann diese Entwicklung eigentlich nur den, der nicht 
weiss, dass schon früher der deutsche Arbeiter und der 
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deutsche Büroangestellte das Hauptkontingent der Spa- 
rer stellte — eine den Sparkassen wohlbekannte, aber 
aus innenpolitischen Gründen nie bekanntgemachte 
Tatsache. Der schnelle Wiederaufbau der deutschen 
Spareinlagen nach der Inflationszeit wäre nie zustande 
gekommen, wenn nicht die breite Masse der Bevölke- 
rung Pfennig um Pfennig und Groschen um Groschen 
auf die Sparkasse getragen hätte. Die schwere Wirt- 
schaftskrise von 1930 bis 1933 hat den Sparwillen der 
deutschen Bevölkerung nicht töten können. Im Gegen- 
teil, die Erfahrungen, die gesammelt wurden, sitzen zu 
tief, als dass die Ausgabenpolitik des Einzelnen daran 
vorbeigehen könnte. Die Masse hat in der Krise das 
Vorhandensein von Spargeldern zu schätzen gelernt. 
Diejenigen, die ihre Spargroschen während der Arbeits- 
losigkeit ganz oder teilweise aufzehren mussten, füllten 
sie wieder auf, Andere, die bisher über Sparkassen- 
bücher lächelten, haben ihre Einstellung von Grund 
auf geändert. Wenn der Einzelne auch die Symptome 
des wirtschaftlichen Wiederaufstiegs gern hinnimmt, 
wenn er auch sieht, dass allenthalben wieder gearbeitet 
und verdient wird, so ist doch ein gewisses Misstrauen 
erwacht. Der Umschwung von der Krise zur Konjunk- 
tur kam zu plötzlich und in einem zu schnellem Tempo, 
als das nicht bei jedem Einzelnen die bange Frage nach 
der Dauer dieser Blüte laut wird. Das deutsche Volk 
weiss, dass die Konjunktur nicht aus der Wirtschaft 
selber entstanden ist. Kennt es auch nicht die einzelnen 
Zusammenhänge, so fühlt es doch instinktiv. dass das 
ganze gegenwärtige wirtschaftliche Leben in Deutsch- 
land etwas Gekünsteltes an sich hat. Es fürchtet. dass 
die Herrlichkeit ebenso schnell, wie sie gekommen ist, 
auch verschwindet. Für diesen Fall will man vorsorgen. 
In die neue Krise will man mit Reserven hineingehen, 
die das Durchhalten erleichtern. Also spart man. 

Es spart nicht nur der Arbeiter und der Angestellte, 
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es sparen auch die Unternehmer. Wohl verdienen sie, 
dank der staatlichen Aufträge, wohl können die Aktio- 
näre wieder steigende Dividenden einkassieren. Aber 
man täuscht sich, wenn man glaubt, dass die erzielten 
Reingewinne restlos in die Tasche der Anteilseigner 
fliessen. Nach der offiziellen Bilanzstatistik wurden 
1934 und 1935 nur 72%, resp. 77% der erzielten und 
ausgewiesenen Reingewinne als Dividende ausgeschüt- 
tet. Nicht nur weil Krisenverluste abzudecken waren, 
sondern vor allem, weil planmässig die Reserven gestärkt 
wurden. Ein typisches Beispiel: Die Gewinnverteilungs- 
politik der grossen Rüstungsgewinnler, der Autofabri- 
ken. Sie wären ohne weiteres in der Lage gewesen, ganz 
hohe Dividenden zu zahlen. Sie haben es aber vorgezo- 
gen, ihre in der Krise sehr geschwächten Reserven voll- 
ständig aufzufüllen. Darüber hinaus schufen sie sich 
grosse Sonderreserven. Diese aus gutem Grund. Die 
Rüstungskonjunktur hat die Autoindustrie vor grosse, 
riesige Aufgaben gestellt, die mit dem vorhandenen 
Produktionsapparat einfach nicht zu bewältigen sind. 
Neuinvestitionen grössten Stils waren notwendig. Ob 
sie nach Beendigung der Aufrüstung rentabel betrieben 
werden können, ist eine mehr als offene Frage. Infolge- 
dessen hielten es die Firmen für richtig, den grössten 
Teil dieser Neuanlagen aus dem Gewinn sofort abzu- 
schreiben. Das Problem der Überkapazität ist in der 
Krisenzeit in Deutschland mehr als drängend gewesen. 
Vorsorge zu treffen, dass nicht ähnliche Erscheinungen 
wieder auftauchen, ist die Richtschnur der Gewinnver- 
teilungspolitik zahlreicher Verwaltungen. «Safety first» 
ist die Parole, die jeder für sich ausgibt. Die Wirtschaft 
sicherte sich, indem sie ihre vorhandenen Reserven 
stärkte und neue Reserven anlegte. Die Liquidität der 
Unternehmungen wuchs. Das bedeutet auf der anderen 
Seite ein Anwachsen der Bankguthaben. 

Und wie die einzelnen Gesellschaften sich flüssig 
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machten und Reserven schufen, so handelt auch der 
Handwerker, der Kaufmann, der Angestellte, der Arbei- 
ter. Der Sparwille war stärker als der Kaufwille. Allent- 
halben wurde gespart, um sich Reserven für die Zu- 
kunft zu sichern. Aus allen Bevölkerungsgruppen er- 
hielt so der Strom neuen Kapitals Zufluss. Besonders 
deutlich prägt sich das in der Zunahme der Einlagen 
bei den Sparkassen aus. Sie wuchsen von Ende 1932 bis 
Mitte 1936 um rund 4 Milliarden RM auf über 14 Mil- 
liarden RM. In den beiden vorangegangenen Krisenjah- 
ren hatten die Spareinlagen sogar noch um */, Milliar- 
de RM abgenommen.* 

Die grossen Kapitalien, die den Sparkassen zuflossen, 
wurden planmässig in den Dienst der Finanzierung der 
Staatskonjunktur gestellt. Mit ihrer Hilfe wurden nicht 
nur im erheblichen Umfang, wie schon vorher aus- 
geführt, Sonderwechsel, Schatzwechsel und Schatz- 
scheine des Staates angekauft. Sie haben auch seit 1935 
erheblich zur langfristigen Finanzierung der Staatsaus- 
gaben für Rüstungen etc. beigetragen. 

Die Gegenüberstellung von 990 Mill. RM Sparein- 
lagenzuwachs im Jahre 1935 und Übernahme von 
1 Milliarde RM Reichsanleihen durch die Sparkassen 
im gleichen Zeitraum scheint schon alles zu sagen. Ein 
solcher Vergleich wird den tatsächlichen Vorgängen 
jedoch nicht ganz gerecht. Damit die Sparkassen einen 
so hohen Betrag dem Reich langfristig zur Verfügung 
stellen konnten, war ein Kunstgriff nötig; — nämlich 
eine Veränderung der Bestimmungen über die Anlage 
der Sparkassengelder. An sich sind die Sparkassen ver- 
pflichtet, 10% der Spareinlagen und 20% der täglich 
fälligen Einlagen, der sog. Giroeinlagen, liquide, d. h. 


* Ein richtiges Bild von dem Umfang der Spartätigkeit 
gewinnt man erst, wenn man weiss, dass bis Ende 1935 über 
33 Mill, Sparbücher in Deutschland ausgegeben worden waren, 
von denen allerdings 10—11 Mill. aus der Aufwertung stammten, 
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sofort greifbar anzulegen. Üblicherweise geschieht diese 
liquide Anlage durch Unterhalt von flüssigen Mitteln. 
Durch eine Durchführungsverordnung zum Kreditwe- 
sengesetz wurde Anfang 1935 den Sparkassen die Er- 
laubnis erteilt, die Hälfte der von ihnen angesammelten 
Liquiditätsguthaben in Reichsanleihen anzulegen. Diese 
Erlaubnis war natürlich ein Befehl. Ende 1934 waren 
an derartigen Liquiditätsguthaben 875 Mill. RM vor- 
handen, so dass bereits Anfang 1935 eine erste Reichs- 
anleihe von 500 Mill. RM auf Kosten dieser Liquiditäts- 
guthaben untergebracht werden konnte. In gleicher 
Weise haben die im Laufe des Jahres 1935 neu entstan- 
denen Liquiditätsguthaben für die langfristigen Finan- 
zierungsbedürfnisse des Reiches Verwendung gefunden. 
Im Herbst 1935 mussten die Sparkassen noch einmal 
500 Mill. Anleihen übernehmen. Sie konnten es, weil 
ein erheblicher Prozentsatz der Sparkassen mit der Er- 
füllung der gesetzlichen Liquiditätsvorschriften noch 
im Rückstand war und ihn wegen des starken Ein- 
lagezuwachses gut nachholen konnten. Im Jahre 1936 
haben die Sparkassen bisher 200 Mill. RM Staatsanlei- 
hen zeichnen müssen. 

Die Übernahme von über einer Milliarde Reichsan- 
leihen durch die Sparkassen kommt also einer Zwangs- 
anleihe beinahe gleich. An Stelle liquider Bankguthaben 
ete. halten die Sparkassen jetzt Reichsanleihen, die na- 
türlich vom Standpunkt der Liquidität nicht ganz das- 
selbe sind, wenn auch die Reichsbank nach der Ände- 
rung des Bankgesetzes in der Lage ist, diese Reichsan- 
leihe zu lombardieren. Ob sie es freilich in Zeiten der 
Gefahr, d. h. bei einem Run des Einlegerpublikums auf 
die Sparkassen, wirklich kann, lassen wir angesichts 
der starken Anspannung des Reichsbankstatus dahin- 
gestellt. 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 14 


210 Hilfe der Versicherungsgesellschaften 


DIE HILFE DER VERSICHERUNGSGESELL- 
SCHAFTEN 


Ebenso wie die Sparkassen zu Gunsten der langfristi- 
gen Finanzierung des Reiches angezapft werden, so hat 
das Dritte Reich auch eine andere Quelle der Sparkapi- 
talbildung in den Dienst seiner Sache gestellt. Wir 
meinen die Versicherungen. 

Der Abschluss einer Lebensversicherung gegen Zah- 
lung einer festen jährlichen Prämie, stellt bekanntlich 
auch nichts anderes als einen Sparvorgang dar, nur 
dass er noch mit der Zahlung einer Risikoprämie zu- 
sammengekoppelt ist. Die Versicherungsgesellschaften 
tragen das Risiko des vorzeitigen Todes des Versiche- 
rungsnehmers vor Ablauf des Versicherungsvertrages, 
ein Risiko, dessen Höhe an Hand der Sterbetafeln sich 
mathematisch genau errechnen und infolgedessen auch 
geldmässig ausdrücken lässt. Diese Form des Sparens, 
die noch dazu mit einem gewissen Zwang, nämlich der 
pünktlichen jährlichen Aufbringung der Prämie ver- 
bunden ist, wirkt auf weite Volkskreise anziehend, 
zumal sich eine Sicherung der Familienangehörigen 
auf diesem Wege in mehr oder minder grossem Um- 
fang erreichen lässt, 

Der Abschluss von Lebensversicherungen hat dann 
auch in Deutschland nach der Inflation wieder sehr 
schnell zugenommen. Gerade in den sogenannten besse- 
ren Kreisen gehört der Besitz einer Lebensversiche- 
rungspolice zur Selbstverständlichkeit. In der Zeit der 
deutschen Hochkonjunktur nach der Inflation 1927 
—30 waren es vornehmlich die Leute mit grossem Ein- 
kommen oder grossem Vermögen, die das Hauptkon- 
tingent der Lebensversicherungsnehmer stellten. In der 
Krise, ganz besonders aber in der Staatskonjunktur, ist 
dies anders geworden. Die mittleren und kleinen Ein- 
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kommen waren bestrebt sich einen zusätzlichen Schutz 
vor den Wechselfällen des Lebens durch Abschluss klei- 
ner Lebensversicherungspolicen zu schaffen. Die An- 
gestellten, Gewerbetreibenden ete., die infolge der 
künstlichen Ankurbelung der Wirtschaft wieder zu 

Verdiensten gekommen sind, versuchen, soweit wie 
möglich, Teile ihres neuen Einkommens zur Bezahlung 
von Prämien für eine Lebensversicherung abzuzweigen. 
Das geht deutlich aus der auffällig kleinen Durch- 
schnittssumme der in den ersten Jahren des Hitler- 
regimes neu abgeschlossenen Verträge hervor. 

Die Versicherungsgesellschaften ver danken dem star- 
ken Zugang an Versicherten eine erhebliche Steigerung 
ihrer Prämieneinnahmen. Sie betrugen bei 68 privaten 
und 18 öffentlich-rechtlichen Lebensversicherungsge- 
sellschaften während des ersten Halbjahres 1936 ins- 
gesamt 462 Mill. RM gegen 431 Mill., resp. 390 Mill. 
RM im ersten Semester 1935, resp. 1934. Diese Prä- 
mieneinnahmen müssen natürlich sicher und rentabel 
angelegt werden. Dienen doch die Einkünfte aus diesen 
Anlagen zur Bezahlung der Forderungen, die aus den 
Versicherungsverträgen resultieren. Die Versicherungs- 
gesellschaften sind nun vom Staat gehalten worden, für 
einen Teil der ihnen zufliessenden Gelder langfristige 
Reichsanleihen zu erstehen. In den Jahren 1935 und 
1936 konnten auf diese Weise je 300 Mill. RM Anleihen 
des Reiches bei den Versicherungen untergebracht 
werden. 


ANLEIHEUNTERBRINGUNG BEIM PUBLIKUM 


Natürlich war es auch das Bestreben der verantwort- 
lichen Stellen der deutschen Finanzpolitik, langfristige 
Anleihen des Reiches direkt im Publikum zu placieren. 
Die Vorbereitungen für diese Aktion sind sehr frühzei- 
tig aufgenommen worden. Planmässig wurde in der 
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früher geschilderten Weise der freie Kapitalmarkt zu- 
gunsten einer künftigen Inanspruchnahme des Reiches 
manipuliert. Im allgemeinen durften seit 1933 weder 
neue Aktienemissionen, noch neue Pfandbriefemissio- 
nen öffentlich aufgelegt werden. Diese «Emissions- 
sperre» wurde nur in wenigen, ganz besonders gelager- 
ten Fällen durchbrochen. Auf diese Weise sollte sich 
ein Anlagehunger beim Publikum herausbilden, der 
eine leichte Unterbringung langfristiger Reichsanleihen 
gestatten würde. Diese Rechnung ging indessen nicht 
ganz auf. 

Das neugebildete Geldkapital, das in der Eigenver- 
waltung des Publikums geblieben war, wartete aber 
nicht auf die kommende Reichsanleihe. Es suchte und 
fand Anlage in den Wertpapieren, die bereits zur Ver- 
fügung standen, — den im Umlauf befindlichen Aktien 
und Obligationen. Besonders der Aktienmarkt lockte. 
Hier winkten grosse Gewinnchancen. Die Staatskon- 
junktur liess einen grossen Teil der industriellen Unter- 
nehmungen in die bisher meist vermisste Rentabilität 
hineinwachsen, Das beantwortete die Börse mit einer 
kursmässigen Aufwertung der ausserordentlich ge- 
drückten Industrieaktien. Das Publikum kaufte In- 
dustrieaktien, nicht nur in der Hoffnung auf steigende 
Börsenkurse, also mühelose Gewinne. Die Anlage in 
Aktien erfolgte vielfach aus Furcht vor einer Abwer- 
tung der Mark. Der deutsche Durchschnittskapitalist 
sieht Aktien als Sachwertbesitz an. Dabei spielen Er- 
fahrungen der Inflationszeit eine entscheidende Rolle, 
obwohl der Sachwertcharakter einer Aktie — min- 
destens unter den heutigen Verhältnissen — keineswegs 
voll zu bejahen ist. Die verantwortlichen Stellen der 
deutschen Finanzpolitik konnten es natürlich nicht ru- 
hig mit ansehen, dass das Interesse des Publikums 
sich so einseitig auf den Aktienmarkt konzentrierte. 
Nicht nur, weil das Aktienkursniveau durch diese Sach- 
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werthausse erheblich übersteigert wurde und so die 
Möglichkeit unerwünschter Rückschläge heraufbe- 
schwor, sondern weil diese Entwicklung die Neigung 
zur Übernahme von Staatsanleihen nicht gerade för- 
derte. Es hat nicht an Versuchen gefehlt, das Publikum 
vom Aktienmarkt abzudrängen, aber sie sind bisher 
praktisch erfolglos geblieben. 

Im Herbst 1935 glaubte Dr. Schacht es endlich nach 
der jahrelangen Manipulierung des Kapitalmarktes erst- 
mals wagen zu können, eine Reichsanleihe öffentlich 
aufzulegen. Die Bevölkerung wurde eingeladen, 500 
Mill. RM Reichsschatzanweisungen mit einer Nominal- 
Verzinsung von 4'/,% und einer Laufzeit von 10 Jah- 
ren zum Kurse von 98% % zu zeichnen. Eine unerhörte 
Propaganda begann in der Öffentlichkeit. Der Riesen- 
apparat der N. S. D. A. P. trat in Aktion. Ein grosser 
moralischer Druck wurde auf die Bevölkerung ausge- 
übt. Der Erfolg blieb auch nicht aus. Diese 500 Mill. 
RM wurden tatsächlich gezeichnet. Freilich taten es die 
Kapitalbesitzer nicht etwa — wie in England — in dem 
Bewusstsein, das erstklassigste Wertpapier des interna- 
tionalen Kurszettels zu erwerben, sondern aus dem Ge- 
fühl heraus, dem nationalsozialistischen Staat ein Opfer 
bringen zu müssen. Das haben die deutschen Finanz- 
politiker zunächst nicht wahr haben wollen. Sie brach- 
ten wenige Wochen später an der Jahreswende 1935/36 
eine neue staatliche Emission an den Markt. Dieses Mal 
handelte es sich formell nicht um eine Reichsanleihe, 
sondern um eine 8-jährige Anleihe der Reichsbahn in 
Höhe von 500 Mill. RM. Man spekulierte auf die Popu- 
larität von Reichsbahnanleihen, die bisher gern vom 
Publikum übernommen wurden. Diesmal aber streikte 
es. Die Kapitalisten wollten ihren Besitz an Staatspapie- 
ren nicht in dem gewünschten Umfang vergrössern. Sie 
wussten genau, dass die Emission der Reichsbahn eine 
verkappte Emission des Reichs darstellt, sollten doch 
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Wechselverbindlichkeiten, die aus dem Bau der Reichs- 
autobahn resultieren, konsolidiert, also indirekte Ver- 
pflichtung des Reichs damit abgedeckt werden. Das 
Publikum will aber in seinen Vermögungsanlagen be- 
wusst eine Risikomischung vornehmen und nicht nur 
festverzinsliche staatliche Titel besitzen. 

Unter diesen Umständen überrascht es nicht, dass 
mehr als '/, dieser Reichsbahnanleihe zunächst nicht 
gezeichnet wurde. Natürlich wurde dieser Restbetrag 
von dem Übernahmekonsortium später allmählich pla- 
ciert, aber der Misserfolg der Zeichnungsofferte schien 
doch die Grenzen der direkten Inanspruchnahme des 
Publikums zugunsten der langfristigen Staatsfinanzie- 
rung sichtbar zu machen. Das Dritte Reich musste sich 
aber die Möglichkeit sichern, neue Gelder am Kapital- 
markt aufzunehmen. Eine Weiterführung der Staats- 
konjunktur hängt davon in hohem Grade ab. Wollte 
man auf diesem Gebiet einen Erfolg aufweisen, so blieb 
nichts anderes als eine weitere Manipulierung des Ka- 
pitalmarktes übrig. 

Die verantwortlichen Finanzpolitiker glaubten, die 
Ursache des Misserfolges der letzten Staatsemission in 
dem Vorhandensein höher verzinslicher Anlagemöglich- 
keiten suchen zu müssen. Diese Version hat natürlich 
Einiges für sich. Wohl gab es am Rentenmarkt nach 
den Zwangskonversionen kaum noch Anlagen, die we- 
sentlich höhere Erträge als die Reichsemissionen ab- 
warfen. Aber das Privatkapital suchte und fand Mög- 
lichkeiten genug, wesentlich höhere Zinserträge heraus- 
zuwirtschaften: Es gewährte direkte Hypothekarkre- 
dite, die angesichts des Kapitalmangels oft mit 7% und 
8% verzinst wurden. Hierauf ist das Vordringen der 
privaten Mittel im Wohnungsbau zurückzuführen. Be- 
zeichnenderweise wiesen von den preussischen Hypo- 
theken-Neueintragungen im ersten Vierteljahr 1936 
nicht weniger als 30% einen höheren Zinssatz als 6% 
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auf. Diese Ausweichmöglichkeit für das private Kapi- 
tal musste dem Reich ein Dorn im Auge sein. Anfang 
Juli 1936 wurde daher ein «Gesetz über Hypotheken- 
zinsen» erlassen. Es verpflichtet die Hypothekengläu- 
biger, die Zinsen «durch Vereinbarung mit ihren 
Schuldnern auf den Satz zu ermässigen, der auch der 
allgemeinen Wirtschaftslage und den besonderen Um- 
ständen des Einzelfalles angemessen ist.» (In der Durch- 
führungsverordnung wird ein Zinsfuss von 5% für erst- 
stellige Hypotheken als angemessen bezeichnet.) Kommt 
keine Vereinbarung zustande, so bestimmt das zustän- 
dige Gericht den Zins. Wie man sieht, handelt es sich 
um eine — originell eingekleidete — Zwangskonver- 
sion. Sie vernichtet die Konkurrenz von Kapitalanlagen, 
die mit dem Finanzierungsbedürfnis des Reiches in Wi- 
derspruch standen. 

Nachdem dies geschehen, appellierte das Reich er- 
neut an den Kapitalmarkt. Eine 4'/,% Schatzanwei- 
sungsanleihe in Höhe von 500 Mill. RM — 200 Mill. RM 
waren vorher erneut den Sparkassen zur Übernahme 
aufgezwungen worden — wurde zur öffentlichen Zeich- 
nung aufgelegt. Allerdings hatte sich das Reich insofern 
gesichert, als die deutschen Banken die Anleihe fest 
übernehmen mussten. Sache des Bankkonsortiums war 
es, die Anleihe weiter zu verkaufen. Das ist bisher nur 
zum Teil geglückt, obwohl mit allen Mitteln versucht 
wurde, Zeichner anzulocken. Selbst vor handgreifli- 
chen Drohungen schreckte man nicht zurück. Dr. 
Schacht hat in einer in Dortmund gehaltenen Anspra- 
che an die Industrie am 8. Juli 1936 ganz deutlich das 
Schreckgespenst einer Steuererhöhung an die Wand ge- 
malt. falls die Industrie ihre Zeichnungspflicht nicht 
erfüllte. Wörtlich sagte er u. a.: 

«In diesem Kreise darf ich besonders betonen, dass 
es letzten Endes nur zwei Wege für die Finanzierung 
staatlicher Aufgaben gibt, und zwar entweder Steuern 
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oder Anleihen. Die bisher verfolgte Methode der An- 
leihebegebung verteilt die Lasten auf eine Reihe von 
Jahren und vermeidet eine rigorose Anspannung von 
Steuern, die die Industrie natürlich in erster Linie 
treffen würden. Ich glaube, dass ich Ihrer vollen Zu- 
stimmung gewiss bin, wenn ich der Erwartung Aus- 
druck gebe, dass die gewerbliche Wirtschaft auch auf 
diesem Felde ihr Interesse erkennen und ihre Pflicht 
tun wird.» 

Die Industrie tat aber nicht ihre «Pflicht», jedenfalls 
nicht in dem von der Regierung gewünschten Ausmass. 
Dr. Schacht hat daraufhin seine Drohung wahr gemacht. 
6 Wochen später, am 28. August 1936 wurde die schon 
sehr hohe Einkommensteuer der Kapitalgesellschaften 
kräftig erhöht. Doch davon später. 

Die Geldbeschaffung auf dem freien Kapitalmarkt ist 
für das Dritte Reich unerhört schwierig. Eine nicht un- 
bedeutende deutsche Bank (die Bayrische Handels- 
bank) hat den Mut gehabt, in ihrem vor kurzem er- 
schienenen Geschäftsbericht die Dinge bei ihrem wah- 
ren Namen zu nennen. Sie schreibt nämlich: «Es 
kommt bei der Erfassung des Sparkapitals gar nicht 
so sehr darauf an, dass sie auf einem einzelnen be- 
stimmten Wege geschieht. Im Gegenteil ist es richtig, in 
der Art der Erfassung auf die Sonderwünsche und -ge- 
wohnheiten der verschiedenen Sparerkreise einzugehen 
und auf diese Weise zu verhindern, dass etwa aus Miss- 
stimmung oder aus ähnlichen Motiven eine Abwande- 
rung des Sparkapitals auf unerwünschte Gebiete oder 
letzten Endes dessen unproduktive Hortung erfolgt.» 
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FINANZIERUNG DURCH STEUERN UND 
ERSPARNISSE 


Ursprünglich hatte die Leitung der deutschen Finanz- 
politik geglaubt, dass der grösste Teil der von der öf- 
fentlichen Hand im Kreditwege beschafften und einge- 
setzten Mittel nach erfolgter Ankurbelung der Wirt- 
schaft in Form von ersparten Arbeitslosenunterstützun- 
gen und erhöhten Steuerbeträgen wieder zurückfliessen 
werde. 

Zu dieser Auffassung kam sie auf Grund folgender 
Überlegung: durch die staatlichen Aufträge geht nicht 
nur die Arbeitslosigkeit zurück, sondern es wird auch 
von den Unternehmungen wieder umgesetzt und ver- 
dient. Zu diesen primären Wirkungen der Arbeitsbe- 
schaffung träten noch die sekundären. Die Löhne und 
Betriebserlöse der an der Arbeitsbeschaffung unmittel- 
bar beteiligten Arbeiter und Unternehmer würden ver- 
ausgabt. Sie führten so zu neuer Beschäftigung und 
neuen Einkommen und neuen Umsätzen und neuen 
Gewinnen, aus denen wieder neue Ausgaben entstün- 
den. Hierdurch würde die Arbeitslosigkeit und damit 
der staatliche Unterstützungsaufwand für die Erwerbs- 
losen herabgedrückt. Ausserdem ergäben sich daraus 
wieder vermehrte Steuerbeträge. Es wurde also gleich- 
sam ein geschlossener Kreislauf der Arbeitsbeschaf- 
fungsaktion, eine Art finanzielles «perpetuum mobile» 
angenommen. Irgendwann einmal musste nach dieser 
Theorie auch der letzte Rest des Einsatzes von staat- 
lichen Kreditmitteln zurückfliessen. 

Dieser Theorie ist es zu danken, dass sich Männer 
wie Dr. Schacht und Graf Schwerin von Krosigk über- 
haupt auf das Experiment der Staatskonjunktur mit 
Hilfe von Arbeitsbeschaffung eingelassen haben. Die 
Theorie als solche hat auch keinen Schiffbruch erlitten. 
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In der Tat sind die Steuererträge 1933/34 bis 1935/36 
kräftig gestiegen — um insgesamt 4.8 Milliarden RM. 
In der gleichen Zeit sind auch die Ausgaben für Arbeits- 
losenunterstützung stark gefallen, insgesamt um 3.3 
Milliarden RM. Die Rechnung ist aber trotzdem nicht 
aufgegangen — weil nämlich die Politik der Beschäf- 
tigung der Wirtschaft mittels Staatsaufträge über das 
ursprünglich festgesetzte Mass fortgesetzt wurde. Sie 
musste fortgesetzt werden aus wirtschaftlichen und po- 
litischen Gründen. Aus wirtschaftlichen Gründen, weil 
die Initialzündung der Ankurbelungspolitik versagte, 
weil die zusätzlich geschaffene Kaufkraft gehortet 
wurde, weil keineswegs die private Wirtschaft geson- 
nen war, eine Verstärkung ihrer Investitionen vorzu- 
nehmen, sondern im Gegenteil ihre Kapazität eher noch 
verkleinerte. Sollte nicht die Konjunktur zusammen- 
brechen, so blieb nichts anderes übrig, als weitere Aus- 
gaben des Staates vorzunehmen. Man tat dies in der 
Form der Aufrüstung, zu der sich das Dritte Reich aus 
politischen Gründen gezwungen glaubte. 


Der Effekt dieses Entschlusses war nun folgender: 
die gestiegenen Reichseinnahmen an Steuern, die 
ersparten Arbeitslosenunterstützungen mussten neu in- 


vestiert werden zur Finanzierung der Aufrüstungskon- 
junktur. 


Die staatliche «Reichs-Kredit-Gesellschaft» errechnet 
unter Verwendung von Angaben des Staatssekretärs im 
Reichsfinanzministerium Reinhardt, die erhöhten Ein- 
künfte des Staates aus Steuern und Arbeitslosenerspar- 
nissen für die drei Rechnungsjahre vom April 1933 — 
März 1936 zusammen auf rund 7 Milliarden RM. Wir 
selbst kommen auf eine Ziffer von 8 Milliarden RM.* 


* Die Differenz erklärt sich daraus, dass Staatssekretär Rein- 
hardt die in den letzten Jahren von dem Dritten Reich neu ein- 
geführten Steuern (Fett- und Schlachtsteuer) ausser Ansatz lässt. 
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Selbst 7 Milliarden RM hätten genügt, um die Kosten 
der Arbeitsbeschaffung abzudecken — wenn die Ini- 
tialzündung funktioniert hätte, wenn also die Staats- 
konjunktur in eine Konjunktur der Privatwirtschaft 
übergeleitet worden wäre, und keine zusätzlichen Aus- 
gaben für Rüstungen hätten vorgenommen werden 
müssen. So aber sind diese 7 Milliarden zum Zwecke 
der Aufrüstung geopfert worden. 

Diese 7 Milliarden stammen nicht nur aus der Bele- 
bung der Wirtschaft infolge der Staatskonjunktur. Sie 
verdanken ihre Entstehung zum Teil zwar nicht offi- 
ziellen, aber doch effektiven Steuererhöhung. Die Lei- 
tung des Reichsfinanzministeriums hat nämlich die 
vorhandenen Besteuerungsmöglichkeiten viel schär- 
fer ausgenützt, als es früher üblich war. Auch Steuer- 
schiebungen wurden immer seltener, weil die Strafen 
immer drakonischer wurden. Der Erhebungsmodus 
der Steuern wurde so verbessert, dass die Ergiebig- 
keit der Steuerquellen sich erheblich vergrösserte. 
Die Einkommensteuer wurde so «umgebaut», dass 
sie in gewissem Umfang eine erhöhte Belastung der 
Steuerpflichtigen brachte. 

Die Steuerleistung der deutschen Wirtschaft in den 
Jahren des Hitler-Regimes geht über die hier genann- 
ten Zahlen noch hinaus. Ausser den offiziellen mussten 
noch inoffizielle Steuern aufgebracht werden. Sie 
dienten direkt oder indirekt der Staatskonjunktur. 
Es dürfte also berechtigt sein, sie an dieser Stelle mit 
in Rechnung zu stellen. Wir meinen hier die Spenden, 
die unter den verschiedenartigsten Namen mehr oder 
minder «freiwillige erhoben wurden, meist um die 
sozialen Leistungen des Staates zu verbessern. Es ist 


Sie erbrachten zusammen 1,154 Milliarden RM. Davon entfielen 
392,8 Mill. RM auf die Schlachtsteuer, die vom Reich erhoben, 
aber den Ländern überwiesen wird. 
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nicht nur das «Winterhilfswerk», für das regelmäs- 
sige Abzüge in Höhe eines bestimmten Teils der Ein- 
kommensteuer gemacht wurden. Es sind noch eine 
ganze Reihe von anderen Spenden, «Spenden der 
nationalen Arbeit», «Adolf Hitler-Spende», etc. Genaue 
Zahlen aus diesen Eingängen liegen nur für das Win- 
terhilfswerk vor. Es erbrachte 1933/34 bis 1935/36 
insgesamt 1095,5 Mill. RM. Man kann also vorsichtig 
schätzen, dass die Bevölkerung in Form von Spenden 
praktisch zusätzliche Steuern in Höhe von 1,25 Mil- 
liarden RM aufgebracht hat. 

In die Rubrik der Quasi-Steuern fällt auch die be- 
reits von uns geschilderte Export-Umlage der deut- 
schen Wirtschaft, die erstmalig im Jahre 1935 erho- 
ben wurde. Sie dient der Sicherung der deutschen 
Exportfähigkeit, und damit der Sicherung des Roh- 
stoffbezuges für die Zwecke der Staatskonjunktur: die 
Ausgaben für diesen Zweck, die zwangsweise im Um- 
lageverfahren erhoben werden, belaufen sich auf 750 
800 Mill. RM jährlich. Es sind Kosten, die infolge der 
deutschen Rüstungskon junktur entstanden sind (durch 
die unterbrochene Anpassung des höheren deutschen 
an das niedrigere ausländische Preisniveau und ver- 
stärkten Devisenbedarf zur Bezahlung der erhöhten 
Rohstoffbedürfnisse), sodass sie in diesem Zusammen- 
hang genannt werden müssen. 


DIE FINANZIERUNG DER STAATSKONJUNKTUR 


Zusammenfassung 


Das Ergebnis unserer Untersuchung über die Finan- 
zierung der Staatskonjunktur 1933 bis 1936 lässt sich 
folgendermassen zusammenfassen. 
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Finanzierung 
der Staatskonjunktur 1933 — 1936 


KREDITE 


EINNAHMEN 


Stand am 1. September 1936 
(in Milliarden RM) 


I. «Sonderwechsel» 
bei Reichsbank . 3.60 
bei Tochter- 


instituten . . . 1.10 
bei Banken .. 2.40 
bei Industrie . . 1.50 


Sonderwechsel» 


insgesamt 8.60 


II. Schatzanweisungen 
ohne Verzinsung 1.23 
mit Verzinsung . 1.77 
Steuergutscheine 0.41 


Schatzanweisungen 
insgesamt 3.41 


SCHWEBENDE 
SCHULDEN 
(I-+-IT) insge- 
samt 


Ill. Anleihen 
bei Sparkassen . 1.20 
bei Versicherung 0.60 
beim Publikum . 1.50 


. 3.30 


Anleihen insges. 


GESAMTKREDITE 
(I-HII-+HII) 15.31 


I. Steuermehrein- 
gänge ...: => 6.7 
II. Ersparnisse 
an Arbeitslosen 
unterstützung . 4.0 


III. Spenden .... 1.2 


IV. Exportabgabe . 1.0 
GESAMTE MEHR- 
EINNAHMEN 12.9 
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Insgesamt ist also der Riesenbetrag von über 28 
Milliarden RM. in den 3% Jahren der nationalsoziali- 
stischen Herrschaft zur Finanzierung von Arbeits- 
beschaffung und Aufrüstung ausgegeben worden. 
Davon stammen 46% aus Einnahmen resp. Erspar- 
nissen, 43% aus neukontrahierten schwebenden Schul- 
den und nur 11% aus konsolidierten Krediten. In 
dieser Rechnung sind nicht die Garantien berücksich- 
ligt, die das Reich zur Finanzierung der riesigen Er- 
satzstoff-Industrie übernehmen musste. Es sind auch 
nicht die Zwangskredite eingesetzt, die das Dritte 
Reich im Ausland mittels der Clearing-Verträge aufge- 
nommen hat und zwar in einer Höhe von zirka 500 
Millionen RM. 

Bis Ende 1936 werden die Ausgaben des Dritten 
Reichs zur Finanzierung der Staatskonjunktur auf über 
30 Milliarden Mark angestiegen sein. 

30 Milliarden Mark — ein für Deutschland un- 
wahrscheinlich grosser Betrag. Man bedenke: die ge- 
samte Schuld des Reichs betrug Ende 1932 nur 11,5 
Milliarden Mark. Die Rekordeinnahmen des Staates 
im Etatjahr 1935/36 sind nicht höher als 9,6 Milliar- 
den Mark. Das Nominalkapital aller deutschen Ak- 
tiengesellschaften beläuft sich auf 19,6 Milliarden 
Mark. Die Einlagen aller deutschen Sparkassen er- 
reichen noch nicht einmal 15 Milliarden Mark. 

30 Milliarden Mark — das ist der Jahresverdienst 
sämtlicher deutschen Angestellten und Arbeiter. 30 
Milliarden Mark — das ist das dreizehnfache Jahres- 
einkommen des deutschen Volkes aus Kapitalbesitz! 


IV. BUCH 


STAND UND AUSSICHTEN DER 
DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 


BALDIGE ERSCHÖPFUNG DER GELDQUELLEN 


Deutschland hat die grossen Ausgaben der Arbeitsbe- 
schaffung und die noch viel grösseren für Aufrüstung 
zum grossen Teil finanziert mit Hilfe einer planmässi- 
gen Kreditinflation. Ohne die weitgehende Hilfe der No- 
tenbank hätte diese Politik schon längst Schiffbruch er- 
leiden müssen. 

Es hiesse die Reichsbankleitung unterschätzen, 
nähme man an, dass sie ihre bisherige Politik leichten 
Herzens betrieben hätte und dass sie die Gefahren, die 
aus dieser Politik resultieren, nicht völlig klar erken- 
nen würde. Möglich, sogar wahrscheinlich, dass man in 
gewissen Führerkreisen der N. S. D.A.P. die Gefährlich- 
keit des Finanzierungsweges, den man im Dritten Reich 
eingeschlagen hatte, garnicht, oder nur unvollkommen 
erfasste. In der Jägerstrasse und in der Victoriastrasse 
zu Berlin gibt man sich keinen Illusionen hin. Wären 
diese Männer Herr über ihre Entschlüsse, sie hätten 
schon längst diese Art der Staatsfinanzierung beendet. 
Hätten schon längst versucht, andere Quellen der Fi- 
nanzierung zu erschliessen. Es ist kein Zufall, dass ge- 
rade von Seiten der Reichsbankleitung schon so früh- 
zeitig der Ruf nach einer Konsolidierung der schweben- 
den kurzfristigen Verbindlichkeiten ergangen ist. Im- 
mer wieder plaidiert die Reichsbank in Wort und 
Schrift für einen Abbau der Kreditausweitungspolitik 
zugunsten der Staatsfinanzierung. Bereits im Mai 1935 
hatte die Reichsbank im Rahmen einer ad hoc veran- 
stalteten «Unterrichtswoche für die Reichsbankbeam- 
ten», über die die Zeitungen ausführlich berichten 
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mussten, auf die Grenzen einer Kreditausweitung hin- 
gewiesen. Damals wurden Formulierungen geprägt und 
auch publiziert, die einer Warnung vor einer Fort- 
setzung des eingeschlagenen Weges gleichkamen. «Die 
Kreditausweitung sei ein Vorgriff auf kommende Ka- 
pitalsbildung und dürfte daher nur soweit gehen, 
wie aus der späteren Kapitalbildung die Konsolidie- 
rung gewährleistet wird.» «Kredit sei nur eine Brücke 
zwischen Arbeit und Sparen». Der Reichsbankvice- 
präsident Dreyse betonte, dass «nunmehr nach der 
erfolgten Verflüssigung der Wirtschaft, nach der Um- 
lagerung der Kredite und mit der fortschreitenden Be- 
seitigung der Krisenreste bisher günstige Umstände in 
Fortfall kämen und andere Massstäbe an die Grenzen 
der Kreditausweitung angelegt werden müssten.» Er 
führte aus, dass «die Reichsbank mit allen Kräften da- 
rauf halte, die Finanzierung der öffentlichen Aufträge 
mehr und mehr auf andere Geldquellen umzuleiten, die 
am Geld- und Kapitalmarkt erschlossen oder ergiebiger 
gestaltet werden können.» Damals fiel der bezeich- 
nende Satz: «Die Regierung Deutschlands weiss, dass 
Rüstungen nichts nützen, deren Herstellung ihren Trä- 
gern keine Kraft mehr lasse, die um den Preis des 
finanziellen Zusammenbruchs geschaffenen Waffen zu 
führen und zu erhalten.» 

Das war im Mai 1935. Die Kraft der Reichsbank hat 
nicht ausgereicht, um einen Kurswechsel in der Aus- 
gabenpolitik des Reiches herbeizuführen. Nationalsozia- 
listische Disziplinauffassung verwehrt es der Reichs- 
bank, sich den Befehlen des Führers offen zu wider- 
setzen. Immer wieder sind von Dr. Schacht und seinen 
Mitarbeitern Attacken gegen die zügellose Ausgabenpoli- 
tik geritten worden. Immer wieder drohte der Reichs- 
bankpräsident mit seinem Rücktritt, wohl wissend, dass 
eine solche Demonstration niemals ernstlich zugelas- 
sen werden könnte, 
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Dr. Schacht sah ein, dass die gegen ihn wirksamen 
Gegenkräfte zunächst nicht zu brechen sind. Er musste 
wohl oder übel die bisherige Politik der Finauzierung 
der Staatskonjunktur mit indirekter Hilfe der Noten- 
bank zunächst weiterführen. Aber die Reichsbank 
kann diese Hilfe nicht ad infinitum gewähren, Sehen 
wir in diesem Zusammenhang einmal ganz davon ab, 
dass ihr Status immer angespannter, ihr Bestand an 
Sonderwechseln des Reichs immer grösser wird, dass 
der Notenumlauf fast nur noch durch Sonderwechsel 
gedeckt ist, dass ihre Kreditfaeilitäten weitgehend zu 
Gunsten des Staates gebunden sind. 

Entscheidend ist ein anderer Umstand: die durch 
die künstliche Kaufkraftschöpfung heraufbeschworene 
Gefahr einer inflationistischen Preisentwicklung mit 
all ihren wirtschaftlichen und politischen Gefahren. 

Solange die von der Reichsbank künstlich geschaf- 
fene Kaufkraft aufgespeichert, d. h. nur zur Schulden- 
rückzahlung und Liquiditätssteigerung, nicht aber zu 
Konsumzwecken verwendet wird, ist diese Gefahr nicht 
akut. Wer garantiert aber dafür, dass nicht morgen aus 
irgend einem Grunde diese Hortung der zusätzlichen 
Kaufkraft beendet wird, und die Konsumption be- 
ginnt? Es bedarf nur irgend eines Anstosses, und eine 
Lawine rollt zu Tal, die schreckliche Verwüstungen 
anrichten kann. Ob selbst die enormen Kräfte einer 
sehrankenlosen Diktatur eine solche Lawine aufzuhal- 
ten vermögen, ist nach all den Erfahrungen der moder- 
nen Wirtschaftsgeschichte mehr als fraglich. 

Möglich, dass die Notenbank noch 1—2 Milliarden 
RM Sonderwechsel ungestraft diskontieren kann, mög- 
lich, dass schon vorher der Lawinensturz beginnt. Die 
nationalökonomische Mathematik gestattet keine Vor- 
ausberechnung. Dazu spielen zu viel psychologische 
Momente hinein. Wohl aber wissen wir, dass die Reichs- 
bank sich in einer Gefahrzone befindet, wo jeder wei- 
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tere Schritt den Sturz in die Tiefe bringen kann. Das 
weiss auch Dr. Schacht. Nicht umsonst heisst es in dem 
im März 1936 erschienenen letzten Jahresbericht der 
Reichsbank: 


«Für die Finanz- und Notenbankpolitik ergibt 
sich die Notwendigkeit, zur Vermeidung der aus 
einem Übermass kurzfristiger Verschuldung dro- 
henden Rückwirkungen auf den Geldumlauf und 
damit auf das Preis- und Lohngefüge die Grenzen 
eines solchen Vorgehens sorgfältig zu beobachten. » 


Deswegen muss die Hauptlast der weiteren Finanzie- 
rung der Staatskonjunktur auf andere Schultern gelegt 
werden. Normalerweise müsste der Geld- und Kapital- 
markt neben den ordentlichen Einkünften des Reichs 
den grössten Teil der noch notwendigen Milliarden auf- 
bringen. 

Die Finanzierung über den Geldmarkt besteht in der 
Unterbringung neuer Serien von unverzinslichen und 
verzinslichen Schatzanweisungen des Reichs bei Kre- 
ditinstituten und Industriegesellschaften. Auf diese 
Weise lassen sich vielleicht noch 1 bis 2 Milliarden RM. 
beschaffen. Wesentlich grösser ist der Spielraum kaum 
einzuschätzen. Der offene Kapitalmarkt — das zeigen 
die bisherigen Resultate der öffentlich aufgelegten 
Reichsemissionen — ist für Staatsanleihen nur begrenzt 
aufnahmewillig. Der freiwillige Kredit des Dritten 
Reichs bei den freien Kapitalisten ist nicht sonderlich 
hoch einzuschätzen, Vestigia terrent. Die Erfahrung 
mit der Kriegsanleihe ist im Bewusstsein des Volkes 
noch keineswegs vergessen. Bei geschickter Propa- 
ganda und sanftem Zwang könnten aber wohl in den 
nächsten 1 bis 2 Jahren auf diesem Wege rund 1—1.5 
Milliarden RM placiert werden. Das ist gemessen am 


Finanzbedarf des Dritten Reichs kein wesentlicher Be- 
rag. 
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Es wird daher versuchen müssen, bei dem organisier- 
ten Sparkapital. d. h. den Sparkassen, Versicherungs- 
gesellschaften etc. zusätzliche Anleihebeträge unterzu- 
bringen. Die Aufnahmefähigkeit der Versicherungsge- 
sellschaften ist pro Jahr auf höchstens 300 Millionen 
RM. Anleihezeichnungen zu veranschlagen, ein Betrag. 
der in den Jahren 1935/36 bereits in Anspruch genom- 
men wurde. Die Sparkassen stehen als Finanzierungs- 
quellen des Staates keineswegs mehr in dem Umfange, 
wie 1935, zur Verfügung. Die grossen Summen des letz- 
ten Jahres liessen sich nur deshalb aufbringen, weil 
den Sparkassen durch Sonderverfügung «gestattet» 
war, die Hälfte ihrer schon vorhandenen Liquiditäts- 
guthaben in Reichsanleihen anzulegen. Nachdem diese 
Möglichkeit erschöpft ist, nachdem also die vorhande- 
nen Liquiditätsreserven zur Hälfte angelegt sind, ist für 
die Zukunft nur noch im Rahmen des weiteren Anla- 
genzuwachses und der darauf zu haltenden Liquiditäts- 
guthaben Platz für die Anleiheübernahme. Das Reich 
hat die Sparkassen gezwungen, im Jahre 1936 für rund 
200 Mill. RM Reichsanleihe zu übernehmen, ohne dass 
übrigens diese Tatsache in der Öffentlichkeit bekannt 
gegeben wurde. Damit ist schon das Höchstmass der 
jährlichen Aufnahmefähigkeit der Sparkassen in An- 
spruch genommen. 

Wie man sieht, sind die Summen, die dem Dritten 
Reich über den Geld- und Kapitalmarkt zufliessen 
können, nicht allzu erheblich. Sie bleiben jedenfalls 
weit hinter den Beträgen zurück, die bisher auf diese 
Weise aufgebracht wurden. Immer mehr muss die 
staatliche Finanzpolitik darauf bedacht sein, einen 
erheblichen Teil der weiteren Ausgaben für die Auf- 
rüstung, die nach der Besetzung des Rheinlandes und 
der Einführung der 2-jährigen Dienstzeit neue Aufga- 
ben zu lösen hat, auf dem Steuerwege zu finanzieren. 

Die Aussichten in dieser Hinsicht sind nicht un- 
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günstig. Die Einnahmen des Reichs haben sich seit 
1933 fortlaufend erheblich verbessert. Davon war 
bereits die Rede. Dass sich diese Steigerung weiter 
fortsetzen wird, ist vorläufig anzunehmen. Im Reichs- 
finanzministerium trägt man einen betonten Optimis- 
mus zur Schau. Staatssekretär Reinhardt erklärte in der 
«Deutschen Steuerzeitung» von Ende Juli, dass die 
Mehreinnahmen im gesamten Rechnungsjahr 1936 
gegenüber 1935 mindestens 2 Milliarden RM betragen 
werden, Ist eine solche Steigerung tatsächlich erreich- 
bar? Nach dem bisherigen Steueraufkommen des 
Reichs in dem ersten Viertel des Rechnungsjahres 
1936 zu urteilen, — Steigerung gegenüber dem Vor- 
jahr um 400 Millionen RM — ist der Optimismus der 
staatlichen Stellen gerechtfertigt. Allerdings ist eine 
Voraussetzung notwendig: — die Staatsaufträge müs- 
sen mindestens in dem bisherigen Umfang beibehalten 
werden. Nur dank dieser Aufträge haben sich die 
Umsätze der deutschen Volkswirtschaft und die Ein- 
kommen der Unternehmer, also die hauptsächlichsten 
Ertragsquellen des deutschen Steuersystems, so stark 
gesteigert. In demselben Augenblick, in dem diese 
Aufträge nachliessen — bisher haben sie immer nur zu- 
genommen — würde eine Wirtschaftskrise ausbre- 
chen, die all die Steuerberechnungen über den Haufen 
würfe, Aber ganz abgesehen davon, ist die Situation 
des Reichsfinanzministers trotz der zu erwartenden 
Steuermehreingänge keineswegs leichter geworden. 
Die 4,6—5 Milliarden RM Mehreinnahmen, über die 
er im Etatjahr 1936/37 im Vergleich zu 1932/33 verfü- 
gen wird, sind anders zu werten. als die ungefähr gleich 
hohe Einnahmesteigerung in den ersten 3 Jahren natio- 
nalsozialistischer Wirtschaftsführung. Damals musste 
nur ein Teil der Staatsaufträge aus den Steuerein- 
gängen bestritten werden, da die zusätzliche Kredit- 
schöpfung der Reichsbank die Hauptlast trug. Jetzt 
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fällt das Schwergewicht der Finanzierung auf das 
Reichsfinanzministerium. 

Die verantwortliche Leitung der deutschen Wirt- 
schaftspolitik muss infolgedessen versuchen, neue 
Finanzierungsquellen des Staatsbedarfs zu erschlies- 
sen. Das Nächtsliegende ist die Drosselung der nicht 
unbedingt notwendigen Ausgaben. 

Daher erklären sich auch die dauernden Ermah- 
nungen des Reichsfinanzministerss und des Reichs- 
wirtschaftsministers zu grösster Sparsamkeit in den 
Ausgaben. In einem Vortrag an der Berliner Univer- 
sität am 12. Dezember 1935 wandte sich Graf 
Schwerin von Krosigk mit scharfen Worten gegen 
die Auffassung, es komme in dieser Zeit des Aufbaues 
auf eine Handvoll Millionen Mark nicht an, «Im Ge- 
genteil, es kommt heute» — so führte er aus — «mehr 
denn je auf jeden Pfennig an. Wenn wir nicht fähig 
und gewillt sind, unsere Ausgabenpolitik so zusam- 
men zu fassen, dass wir im Hinblick auf die Er- 
reichung des uns gestellten grossen Ziels jeden Pfen- 
nig umdrehen, wird dieses Ziel nie erreicht werden.» 

Siegt dieser Sparsamkeitsgedanke, der sich beson- 
ders mit der opulenten Ausgabenwirtschaft gewisser 
nationalsozialistischer Organisationen elc. auseinan- 
derzusetzen hat, dann werden vielleicht eines Tages 
gewisse Beträge zur Finanzierung der Konjunktur zu- 
sätzlich zur Verfügung stehen. Aber gemessen an den 
benötigten Summen, dürften diese ersparten Ausgaben 
doch nur einen Tropfen auf einen heissen Stein be- 
deuten. 

Das Dritte Reich wird nicht umhin können, Mittel 
und Wege zu suchen, seine Einnahmen zu steigern. 
Die vorhandenen Besteuerungsmöglichkeiten müssen 
restlos ausgeschöpft werden. «Auch der letzte Pfennig 
soll», um mit dem nationalsozialistischen Staatssekre- 
tär Reinhardt zu sprechen, «auf Grund der bestehen- 
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den Gesetze hereingebracht werden.» Man ist darauf 
aus, Lücken in der Steuergesetzgebung rücksichtslos 
zu schliessen, und Steuerprivilegien soweit wie möglich, 
abzuschaffen. 

Das Reich hat sogar kurzerhand die von ihm finan- 
ziell abhängigen Länder und Gemeinden zu einem 
Verzicht auf einen Teil der ihnen zustehenden Über- 
weisungen aus den drei Reichssteuern (Einkommen-, 
Körperschafts- und Umsatzsteuer) gezwungen, Schon 
das sogenannte «Plafonds-Gesetz» von Februar 1935 
liess die Länder an der schlüsselmässigen Verteilung 
dieser drei Reichssteuern nur bis zu bestimmten Be- 
trägen teilnehmen. In einem neuen Gesetz vom 30. 
März 1936 wurde diese Regelung mit rückwirkender 
Kraft weiter zu Ungunsten der Länder abgewandelt. 
Das Reich sicherte sich einen erhöhten Anteil an den 
«Überweisungssteuern» mit der offiziellen Begrün- 
dung: «Die Wehrmacht erfordert neben den einma- 
ligen Kosten des ersten Aufbaues dauernd erhöhte 
Ausgaben.» Die auf diese Weise beschafften Mehrein- 
künfte des Reichs belaufen sich auf einige 100 Millio- 
nen Mark jährlich, 

Damit können aber die Finanzbedürfnisse des 
Staates natürlich nicht befriedigt werden. Die Frage 
nach neuen Steuern, bezw. Ste 


uerhöhungen, so unan- 
genehm sie auch 


für den Nationalsozialismus vom 
innenpolitischen und innenwirtschaftlichen Stand- 


punkt aus ist, muss gestellt und beantwortet werden. 


Es handelt sich um ein ungemein schwieriges 


Problem. Der Steuerdruck ist im Dritten Reich heute 
schon ausserordentlich hoch, höher als jemals in der 
Zeit nach dem Weltkrieg. Das ist nicht weiter ver- 
wunderlich. Denn fast alle Steuerhöhungen, die in der 
Krise vorgenommen worden waren, — zum Beispiel 
die Erhöhung der Umsatzsteuer von 0,85% auf 2% 
— hat das Dritte Reich im wesentlichen beibehalten. 
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So kommt es, dass das Steueraufkommen des Jahres 
1935/36 um 600 Millionen Mark oder 6.6% über den bis- 
herigen Rekordeinnahmen des echten Hochkonjunk- 
turjahres 1928/29 liegt. Dabei ist das gesamte Volksein- 
kommen angesichts des niedrigeren Erlös und Preis- 
standes um rund % niedriger als 1928! Rechnet man 
das Steueraufkommen des verflossenen Etatjahres auf 
Kaufkraft von 1928 um (über den Grosshandelsindex), 
so ergibt sich ein überraschendes Bild: 


STEUEREINNAHMEN DES REICHS 
(in Kaufkraft von 1928) 
1928/29 1935/36 
9025 Millionen RM 13.280 Millionen RM 


Die Steuerleistungen sind also gegenwärtig kauf- 
kraftmässig um nicht weniger als 46% höher gegen- 
über 1928/29. 

Unter diesen Umständen werfen weitere Steuererhö- 
hungen ernste Probleme auf. Wirklich zu Buch schla- 
gen in Deutschland mit seinem hohen Prozentsatz klei- 
ner und kleinster Einkommen nur neue direkte oder 
indirekte Massensteuern. Sie sind politisch kaum ver- 
tretbar. Schon heute ist die Steuerleistung des einzel- 
nen Arbeiters und Angestellten unvorstellbar gross. 
Nimmt man die breiten Massen von Mehrbelastungen 
aus, so vermindert sich in einem so armen Lande wie 
Deutschland, die Wirkung einer Steuermassnahme 
entscheidend. Die Mehrbesteurung wohlhabender Kreise 
wiederum, die innenpolitisch am erträglichsten wäre, 
erbringt keine mit den Massensteuern auch noch annä- 
hernd vergleichbaren Erträge. 

Wo soll also der Steuerhebel angesetzt werden? Dr. 
Schacht hat zunächst eine — sehr populäre — Zwi- 
schenlösung gefunden, die gleichzeitig der teilweisen 
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Verwirklichung eines Lieblingsgedankens von ihm 
dient. Die «Rüstungsgewinnler» müssen daran glauben, 
— allerdings nur soweit es sich um Gesellschaften (Ak- 
tiengesellschaften und G. m. b. H.) handelt, Die Ein- 
kommensteuer dieser Kapitalsgesellschaften wurde am 
28. August ds. Jrs. kräftig erhöht. Für das laufende 
Jahr, von dem bereits ?°/, verstrichen sind, wird der 
Steuersatz mit rückwirkender Kraft von %0 % auf 25% 
heraufgesetzt. Von 1937 an beträgt der Steuersatz sogar 
30%. Diese sogenannte «Körperschaftssteuer» wird von 
verteilten wie von unverteilten Gewinnen der Kapitals- 
gesellschaften erhoben. Das Mehraufkommen soll 1936 
etwa 200 Millionen Mark ausmachen. Für das Etatjahr 
1937 rechnet man mit einem Mehreingang von etwa 
500 Millionen Mark. 

Diese Steuererhöhung ist sehr drakonisch. Man muss 
nämlich wissen, dass die Kapitalsgesellschaften bereits 
im verflossenen Etatjahr eine grössere Körperschafts- 
steuer als im Hochkonjunkturjahr 1929 zahlten, ob- 
wohl die gegenwärtigen Produktionswerte um 31% un- 
ter den Ziffern von 1929 lagen. Wenn jetzt also die Kör- 
perschaftssteuer für 1936 um ein Viertel, für 1937 sogar 
um die Hälfte erhöht wird, so müsse sich daraus starke 
Beschränkungen der industriellen Aktiv- und Initiativ- 
Kräfte ergeben. Soweit die Steuer den unverteilten Ge- 
winn erfasst, ist sie ein Hemmnis für die privaten In- 
vestitionen und erschwert infolgedessen den Übergang 
von der Staatskonjunktur zur Privatkonjunktur. 

Soweit sie den verteilten Gewinn reduziert, vermin- 
dert sie das Einkommen von Aktionären und Anteils- 
eigner und hemmt infolgedessen die private Kapital- 
bildung. Dass dadurch die Konsolidierung der grossen 
schwebenden Schulden des Reichs nicht gerade er- 
leichtert wird, liegt auf der Hand. Aber die Nöte des 
Augenblicks haben über all diese Bedenken den Sieg 
davon getragen. 
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Auch die Erhöhung der Körperschaftssteuer ist 
noch nicht das letzte Wort auf dem Gebiet der natio- 
nalsozialistischen Steuerpolitik. Man kann sicher sein, 
dass eines Tages auch die privaten Rüstungsgewinn- 
ler ihren Tribut entrichten müssen, obwohl auch hier 
erhebliche volkswirtschaftliche Bedenken bestehen. 
Die Rüstungsgewinne sind nicht bar thesauriert wor- 
den. Sie haben vielmehr Anlage gefunden auf dem 
Aktien- und Rentenmarkt, auf dem Hypotheken und 
Grundstücksmarkt ete. Müssten zur Bezahlung der 
neuen Steuern diese Anlagen teilweise flüssig gemacht 
werden, so ergäbe sich ein Druck auf die Märkte mit 
all den schädlichen Folgen, die in der Deflationszeit 
zur Genüge durchexerziert wurden. Aus diesen Grün- 
den hat man auch bisher von einer allgemeinen Ver- 
mögensabgabe Abstand genommen. Ob auf die Dauer 
ein solcher Standpunkt beibehalten werden kann, er- 
scheint angesichts der Finanzlage des Reichs doch 
ausserordentlich fraglich. 

Die weitere Finanzierung der Staatskonjunktur — 
ganz abgesehen von der Konsolidierung der bisher auf- 
genommenen kurzfristigen Kredite — steht vor ihrer 
schwierigsten Aufgabe. Es geht um die Aufrechterhal- 
tung und die Sicherung des bisher Erreichten. Die 
deutschen Wirtschaftspolitiker können nur hoffen, 
dass es ihren Kollegen von der Aussenpolitik gelingt, 
eine friedliche Verständigung auf internationaler Basis 
zustande zu bringen, das Wettrüsten zu beseitigen und 
die bisher bestehenden Schranken des weltwirtschaft- 
lichen Güteraustausches niederzureissen. Nur so wären 
vielleicht die Schwierigkeiten, die der deutschen 
Wirtschaft aus den Gewaltanstrengungen der letzten 
Jahre drohen, zu überwinden. Es ist kein Zufall, dass 
das Dritte Reich sich jetzt so eifrig um eine internatio- 
nale Verständigung bemüht. dass es den Gedanken 
einer Abrüstungskonferenz wieder in die internationale 


236 Erschöpfung der Geldquellen 


Diskussion gebracht hat. Jenes bereits zitierte Wort 
des Reichsbankvizepräsidenten, dass «Rüstungen nichts 
nützen, deren Herstellung ihrem Träger keine Kraft 
mehr lässt, die um den Preis finanziellen Zusammen- 
bruchs geschaffenen Waffen zu führen und zu erhal- 
ten», kennzeichnet deutlich die Einsicht in den Zusam- 
menhang der Dinge. Möglich, dass diese Einsicht schon 
zu spät gekommen ist. 


DAS AUSSENHANDELSPROBLEM 


Die Entwicklung des Aussenhandels ist für die Wirt- 
schaft des Dritten Reichs von fundamentaler Bedeu- 
tung. Deutschland, das typische Verarbeitungsland, ist 
auf den Güteraustausch mit den Völkern der Erde an- 
gewiesen. Auf deutschem Boden gedeihen keine Kolo- 
nialprodukte, finden sich nicht die wichtigsten in- 
dustriellen Rohstoffe, die zur Herstellung zahlreicher 
Handelswaren und Rüstungsfabrikate unerlässlich 
sind. Deutschland vermag wohl seinen Einfuhrbedarf 
an Rohstoffen, Lebens- und Genussmitteln zu drosseln. 
Es kann versuchen, einen Teil der benötigten Rohstoffe 
unter künstlichen Bedingungen in Deutschland herzu- 
stellen. Trotzdem wird immer noch ein erheblicher 
Rest bleiben, der aus dem Ausland bezogen werden 
muss, wenn nicht die ganze Staatskonjunktur zusam- 
menbrechen und das politische Konzept des Dritten 
Reichs verdorben werden soll. 

Zum Einkauf von Rohstoffen an den Weltmärkten 
gehört entweder international gangbares Geld, oder in- 
ternationaler Kredit. Über beides verfügt Deutschland 
nur in sehr unzureichendem Masse. Das international 
gangbare Geld, Gold und Devisen, ist in den Kassen der 
deutschen Volkswirtschaft nach dem Aderlass der letz- 
ten Jahre nicht mehr vorhanden. resp. der evtl. noch 
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verfügbare Rest soll als «Kriegsschatz» für den 
äussersten Notfall aufgespart werden. Auf Kredit ver- 
kauft das Ausland an Deutschland nicht gern, was an- 
gesichts seiner trüben Erfahrungen nicht weiter ver- 
wunderlich ist. Bleibt nur die Zahlung in Warenform. 
Deutschland verkauft Industrieprodukte, erlöst dafür 
Devisen und bezahlt mit ihrer Hilfe seine Rohstoff- 
lieferanten. 

Im Falle Deutschlands ist dieser scheinbar höchst 
einfache Vorgang in kaum noch zu überbietendem 
Umfang kompliziert. Auf der einen Seite wurden 
künstliche Schutzwälle gegen die deutsche Warenflut 
aufgeschüttet, die schon ohnehin Mühe hatte, das ver- 
schiedene Preisgefälle zwischen Deutschland und der 
Weltwirtschaft zu überwinden. Auf der anderen Seite 
wurde auf die Erlöse der deutschen Exporte vielfach 
vom Ausland Beschlag gelegt. Die Gläubigerstaaten 
forderten aus dem deutschen Aussenhandelsüber- 
schuss im Verkehr mit ihren Ländern eine vorzugs- 
weise Abdeckung der bei ihnen aufgenommenen und 
inzwischen notleidend gewordenen deutschen Finanz- 
und Warenschulden. Das Ergebnis war die Aufspal- 
tung des deutschen Güteraustausches mit der Welt in 
zahllose Einbahnsysteme, die Clearing- und Verrech- 
nungsverträge. Sie blockieren einen erheblichen Teil 
der deutschen Ausfuhrerlöse und verengen damit die 
Einkaufsmöglichkeiten Deutschlands am Weltmarkt. 

Es bedurfte also auf deutscher Seite grosser orga- 
nisatorischer und kaufmännischer Kraftanstrengung, 
um einen Ausweg aus diesem Dilemma zu finden. 
Daher das Bestreben zwischen lebenswichtigen und 
lebensunwichtigen Einfuhren zu unterscheiden und 
die deutschen Importe planmässig von staatswegen zu 
kontrollieren. Daher die Bemühungen des Dritten 
Reichs, die deutsche Ausfuhr an Industrieprodukten 
mit allen Mitteln zu foreieren. Sichtbarer Ausdruck 
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dieser beherrschenden Faktoren der deutschen Aus- 
senhandelswirtschaft ist einmal der sogenannte «Neue 
Plan» und auf der anderen Seite die «Selbsthilfeak- 
tion der deutschen Wirtschaft» zur Steigerung des 
Exports, die planmässige Exportsubventionierung. 

Der deutschen Aussenhandelspolitik ist es bisher ge- 
lungen, die Klippen, an denen das Wirtschaftsschiff 
des Dritten Reichs leicht hätte zerschellen können, 
zu umfahren. Aber der Kurs, der dabei von Dr. 
Schacht, dem verantwortlichen Kapitän, gesteuert 
werden musste, verlangte von der Bemannung viele 
Opfer und Entsagungen. Ob er auf die Dauer durch- 
gehalten werden kann, ist eine offene Frage. 

Deutschland sah sich gezwungen, seinen gesamten 
Aussenhandel in das Prokrustesbett eines Clearings 
hineinzupressen. «Nicht mehr kaufen als verkauft 
werden kann», ist die Devise des Neuen Plans von 
Dr. Schacht, Diese angestrebte Angleichung der Ein- 
fuhr an die Ausfuhr bedeutet den Übergang Deutsch- 
lands zu einem Waren-Clearing. Und wie jedes Clea- 
ring die Tendenz zum Ausgleich der Aktiv- und Pas- 
sivsalden auf ermässigter Basis in sich trägt, so ist 
Gleiches auch beim deutschen Warenclearing festzu- 
stellen. Die Ausfuhrüberschüsse mit Europa, dem 
Hauptabsatzmarkt der deutschen Exportindustrie, 
verringerten sich, gleichzeitig weisen auch die Ein- 
fuhrüberschüsse mit Übersee, den Hauptrohstoff- 
lieferanten Deutschlands, eine erhebliche Abnahme 
auf. Der Ausfuhrüberschuss mit Europa, der 1932 
noch 2.1 Milliarden RM ausmachte, ist im Jahre 1935 
auf 586 Mill. RM zusammengeschmolzen. In der glei- 
chen Periode ist der Einfuhrüberschuss im Verkehr 
mit Übersee von 1.04 Milliarden RM, auf 468 Mill. RM 
zurückgegangen. 

Diese Entwicklung hält auch im bisherigen Ver- 
lauf des Jahres 1936 mit unverminderter Schärfe an, 
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Sie vollzieht sich im übrigen unter starker Zusammen- 
pressung des deutschen Aussenhandelsvolumens. Die 
Rohstoffeinfuhr aus wichtigen überseeischen Ländern 
wurde zugunsten einer stärkeren Rohstoff- und Halb- 
fabrikate-Einfuhr aus Europa gedrosselt. Dafür wur- 
den wieder die Importe von europäischen Fertigwa- 
ren stark beschnitten. Auf der anderen Seite gelang 
es, in Übersee wenigstens einen Teilersatz .für die 
rückläufige Ausfuhr nach Europa zu finden. 

Auf dem Papier sieht dieser Strukturwandel der 
deutschen Aussenhandelswirtschaft höchst einfach 
aus. In der Praxis verbirgt sich dahinter eine tiefein- 
schneidende Umlagerung herkömmlicher Handelsbe- 
ziehungen. Alte, aussichtsreiche Bezugs- und Absatz- 
gebiete wie die Vereinigten Staaten, Kanada, Austra- 
lien, Neu-Seeland, Indien mussten gegen Märkte mit 
Verrechnungsmöglichkeiten eingetauscht werden, auch 
wenn sie als Dauerkunden und Dauerlieferanten 
Deutschlands schwerlich in Frage kommen. So wurde 
die Kupfereinfuhr von U. $S. A. auf Belgisch-Kongo, 
Britisch-Südafrika, Chile, Schweden und Jugoslawien 
verlagert. Statt der Einfuhr australischer und neu-see- 
ländischer Wolle erfolgte solche aus Südafrika, Ar- 
gentinien und Chile. U. S. A.-Baumwolle wurde durch 
argentinische, brasilianische, peruanische und tür- 
kische Baumwolle ersetzt. Die amerikanischen Obst- 
lieferungen übernahmen die Niederlande, Frankreich, 
Belgien, Italien und Spanien. Dänemark trat an die 
Stelle der U. S. A. als Schmalzexporteur. Italien sprang 
in die Bresche für die bisherige Reiseinfuhr aus Bri- 
tisch-Indien. Als hauptsächlichster Benzinlieferant 
wurde — an Stelle des amerikanischen Kontinents — 
Rumänien gewonnen. 

Die nicht zu verkennende Aktivität, Findigkeit und 
Beweglichkeit des deutschen Aussenhandelskaufmanns 
im Aufsuchen neuer Lieferanten und Kunden half 
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wohl die akuten Schwierigkeiten des Tages zu mil- 
dern. Eine organische Lösung der Probleme konnten 
sie indes nicht erreichen. Es ist — rein ökonomisch 
gesehen — ein Nonsens, statt der qualitativ guten und 
leicht zu verarbeitenden U. S. A.-Baumwolle, schwer 
zu verspinnende exotische Baumwolle einzuführen. 
Genau so wie es für Deutschland einen wirtschaft- 
lichen Nachteil bedeutet, den grossen europäischen 
Markt für seine Verbrauchsgüterindustrie teilweise 
aufzugeben, und dafür Produktionsgüter nach Über- 
see zu verkaufen. Die neu gewonnenen überseeischen 
Rohstofflieferanten sind zum grössten Teil Schuld- 
nerländer. Sie müssen also auf einen Aktivsaldo ihrer 
Handelsbilanz bedacht sein, um nicht Schwierigkei- 
ten bei der Erfüllung ihrer Zins- und Tilgungsver- 
pflichtungen gegenüber dem Ausland zu haben. Sie 
sind folglich für erhöhte deutsche Warenlieferung nur 
beschränkt aufnahmefähjig. 

Noch aus einem anderen Grunde ist die Verlage- 
rung der deutschen Aussenhandelsbeziehungen für 
die Wirtschaft des Dritten Reichs ein Danaörgeschenk: 
Die Preisspannungen zwischen Deutschland und dem 
Weltmarkt verschärfen sich. Deutschland kann nicht 
mehr dort kaufen, wo es am billigsten bedient wird, 
sondern nur dort, wo im Rahmen von Glearings-Ver- 
rechnungs- nud Kompensationsgeschäften Bezahlungs- 
möglichkeiten bestehen. Infolgedessen kauft Deutsch- 
land teuer. Es muss für die benötigten Rohstoffe mehr 
zahlen als der Bar-Käufer. So kostet brasilianische. 
auf dem Kompensationswege eingeführte Baumwolle 
im Jahre 1935 durchschnittlich RM 111 per dz.; gegen 
Devisen eingeführte U. S. A.-Baumwolle stellte sich aber 
nur auf RM 80. Ähnlich liegen die Verhältnisse bei 
Wolle, Mineralölen, Häuten, Tabak usw. Zwar ver- 
sucht das Dritte Reich neuerdings durch eine Kon- 
trolle der Kompensationsgeschäfte das Aufgeld bei 
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diesen Lieferungen unter Druck zu halten, doch sind 
diesen Bemühungen natürlich Grenzen gesetzt. 

Die Tragik des Dritten Reichs liegt nun darin, dass 
es seine Ausfuhrwaren mindestens ebenso billig an- 
bieten muss, wie die mit niedrigeren Kosten arbeitende 
Konkurrenz, um überhaupt Absatz zu finden. Auf 
diese Weise ist die deutsche Aussenhandelswirtschafl 
in eine Preiszange hineingeraten. Ihr Druck wird noch 
dadurch verschärft, dass sich neuerdings internatio- 
nale Preissteigerungstendenzen für Rohstoffe geltend 
machen, ohne dass die Fertigwarenpreise deswegen 
eine Erholung aufweisen. Die Kaufkraft der deutschen 
Ausfuhr sinkt. Die Austauschbilanz zwischen Deutsch- 
land und der Weltwirtschaft wird für Deutschland 
immer ungünstiger. Um die gleiche Menge Rohstoffe 
einzukaufen, sind mehr Fertigwaren zu exportieren. 
Dadurch steigt natürlich die Nachfrage nach auslän- 
dischen Rohstoffen zur Herstellung dieser Fertig- 
waren, und belastet insoweit zusätzlich die deutsche 
Handelsbilanz. Im Übrigen muss die Verschlechte- 
rung der Kaufkraftrelation zwischen Einfuhr und 
Ausfuhr auch ihren Niederschlag im innerdeutschen 
Preisgefüge finden, und so die ohnehin schon in die- 
sem Bereich bestehenden Spannungen noch verschär- 
fen. 

Das Dritte Reich befindet sich also in einer Aussen- 
handelsklemme, die ihresgleichen sucht. Die Zufahrts- 
und Abfahrtswege der Feste Deutschland sind in 
grossem Umfange abgesperrt. Die Versorgung der Be- 
satzung wird immer schwieriger. Nur durch Rück- 
griff auf die vorhandenen Vorräte und durch Ent- 
wieklung der heimischen Rohstofferzeugung ist ein 
fühlbarer Mangel noch nicht eingetreten. Aber die 
Kommandanten der Festung wissen, dass er auf die 
Dauer unabwendbar ist, wenn es nicht rechtzeitig ge- 
lingt, die Umklammerung zu sprengen. Deshalb die 
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Exportoffensive, deshalb die Suche nach neuen Lie- 
feranten. Werden diese Anstrengungen von Erfolg ge. 
krönt sein? 


DIE IMPORTSCHWIERIGKEITEN 


Die Versorgungsschwierigkeiten der deutschen Wirt- 
schaft mit ausländischen Rohstoffen sind grösser, als 
man im Dritten Reich nach aussen hin wahrhaben 
will. Der «Neue Plan» hat diese Schwierigkeiten nicht 
beseitigt, sondern erhöht. Sein Ziel, die Aktivierung 
der Handelsbilanz, war vor allem durch Drosselung 
der Importe, weniger durch Steigerung der Ausfuhr 
zu erreichen. Die Verbesserung der Handelsbilan; 
um rund RM 400 Mill. im Jahre 1935 wurde erkauft 
mit einer Verringerung der Einfuhr um 300 Mill RM, 
Der Ausfuhrüberschuss des ersten Halbjahres 1936 
war nur durch Beschränkung der Einfuhren erziel- 
bar. Obwohl die Einfuhrpreise z. T. erheblich gestie- 
gen sind, lag der Import wertmässig noch etwas unter 
den sehr niedrigen Vorjahrsziffern. 

Die Schöpfer des «Neuen Planes» hatten am Schreib- 
tisch ausgeklügelt, es genüge, die nicht lebensnotwen- 
dige Einfuhr einzuschränken. Aber in der nackten 
Wirklichkeit ist die Scheidung zwischen «lebens- 
notwendig» und «nicht lebensnotwendig» in einer 
trotz allem auf Arbeitsteilung angewiesenen Wirt- 
schaft wie der deutschen sehr schwierig. Kaffee und 
Südfrüchte, gewiss keine lebensnotwendigen Waren, 
mussten ungefähr im alten Umfange importiert wer- 
den. Anderenfalls wäre ein Käuferstreik unter den 


Kunden der deutschen Maschinenindustrie — Brasi- 
lien, Mexiko, Guatemala, San Salvador, Italien, Spa- 
nien und Palästina — unvermeidlich gewesen. 


Nimmt man das unter dem «Neuen Plan» bisher 
erzielte Importergebnis genauer unter die Lupe, so 
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macht man eine überraschende Entdeckung: die Roh 
stoff- und Halbfabrikateeinfuhr liess sich nämlich 
nicht im alten, keineswegs grossem Umfang, aufrecht 
erhalten. Preismässig lässt sich das ohne weiteres an 
Hand der deutschen Aussenhandelsstatistik nachwei- 
sen. Aber das ist nicht entscheidend. Es kommi nicht 
auf die Preise, sondern auf die Menge der imporlier- 
ten Rohstoffe an. 

An sich hat sich unbestritten das Gesamiquan- 
{um der eingeführten Rohstoffe und Halbwaren er- 
höht,. Aber was will das angesichts der Tatsachen be- 
sagen, dass sich die mengenmässige Zusammensel- 
zung der deutschen Einfuhr von Grund auf geändert 
hat. Zwecks Devisenersparnis werden planmässig — s0- 
weit möglich — statt der verarbeiteten Halbwaren die 
Rohprodukte eingeführt. Also statt Kupfer Kupfererze, 
statt Zink Zinkerz, statt Benzin und Schmieröl: Rohöl, 
usw. Dadurch erhöhen sich automatisch die Import- 
mengen, ohne die Rohstoffversorgung im gleichen Ver 
hältnis zu bessern. 

Aber ganz abgesehen davon hat sich auch die Ver- 
teilung der Rohstoffmengen auf die einzelnen Waren- 
kategorien verändert. Leitmotiv war die Stärkung des 
potentiel de guerre. Es galt die Vorräte an besonders 
kriegswichtigen und im Inland kaum vorhandenen Roh- 
stoffen um jeden Preis zu erhöhen. So wurden die Ei- 
senerz-, Kupfererz-, Nickel-, Blei-, Mineralöl- und Kaut- 
schukeinfuhr ansehnlich gesteigert. 


Kriegswichtige Einfuhren (in Mill. dz.) 


1929 1933 1934 1955 


Mineralöl 25.31 26.47 30.94 37.67 
Eisenerz 169.53 45.72 82.65 140.62 
Sonstige Erze 36.14 23.86 30.71 36.65 


Kautschuk 0.59 0.61 0.72 0.74 
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Infolge der mangelnden Manövrierungsfähigkeit der 
deutschen Aussenwirtschaft. vollzog sich diese Entwick- 
lung zu Lasten anderer Rohstoffeinfuhren. da die Er- 
sparnisse an Fertigwarenimporten zur Deckung dieser 
zusätzlichen Einfuhr nicht ausreichten. 

Es überrascht daher nicht, dass die Einfuhrmengen 
kriegswirtschaftlich weniger wichtiger Rohwaren zu- 
rückgeschraubt werden mussten. 


Einfuhrmengen in Mill, dz. 


1929 1933 1934 1935 
Wolle 2.046 1.98 1.801 1.563 
Baumwolle 4.768 4.7: 3.995 3.974 
Felle, Häute 1.529 1.47 1.651 1.44 


Die Versorgungslage dieser Branchen, die nur als 
markantestes Beispiel angeführt sind, ist infolgedessen 
höchst angespannt. Man bedenke nur. welche Mengen 
in dem Hochkonjunkturjahr 1929 eingeführt wurden, 
und wie verhältnismässig gering die Versorgung im 
Dritten Reich bisher schon gewesen ist. Dass es sich 
hierbei nicht um Einzelerscheinungen handelt, illu- 
striert deutlich unser nebenstehendes Schaubild, in dem 
das Missverhältnis zwischen der industriellen Produk- 
tion und den Einfuhrmengen zum Ausdruck kommt. 

Die Spannungen zwischen Produktionsaufschwung 
und Einfuhrmengen hätten schon längst zu schweren 
Hemmungen der deutschen Kon junkturentwicklung 
geführt, wenn nicht ein Faktor dem Dritten Reich zu 
Hilfe gekommen wäre: die reichlichen Vor räte, mit de- 
nen Deutschland in die Staatskonjunktur» hineinge- 
sangen ist, und das Zurückbleiben der Konsumbele- 
bung hinter der Investitionstätigkeit. Aber auch der 
grösste Vorrat geht einmal zur Neige, wenn er nicht er- 
gänzt wird. Diesem Stadium nähert sich die Wirtschaft 
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des Dritten Reichs. So betragen die Kammzugvorräte 
der deutschen Lohnwollkämmereien im August 1936 
nur 2.049 Mill. kg gegen 10.597 Mill. kg im August 1932. 
Auch der vom Institut für Konjunkturforschung errech- 
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1932 1933 1934 1935 .. 1%6 


nete Rohstoff-Lagerindex der Textilindustrie spricht 
eine beredte Sprache. Im ersten Quartal 1936 weist er 
einen Stand von 70.8 auf, gegen 121.6 im Durchschnitt 
1933. Es ist also eine Verschlechterung um 42%, einge- 
treten. In den Handelskammerberichten der letzten 
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Monate sind die daraus resultierenden Spannungen in 
der Rohstoffbeschaffung immer wieder betont worden. 
Und wie es in der Textilwirtschaft aussieht, so ist es 
ähnlich auch in der Lederwirtschaft und in der zivilen 
Metallindustrie. 

Diese Spannungen dürfen sich nicht weiter ver- 
schärfen, wenn nicht die konjunkturelle Lage ernst- 
haften Schaden nehmen soll. Vom wehrwirtschaftlich 
orientierten Standpunkt des Dritten Reichs ist es ausser- 
dem notwendig, die erheblich reduzierten Vorräte mög- 
lichst rasch aufzufüllen. Aus all dem folgt, dass eine 
weitere Einschränkung der Rohstoffeinfuhr unbedingt 
zu vermeiden ist, 

Aber das ist leichter gesagt als getan. Denn zur Auf- 
rechterhaltung selbst der Einfuhrmengen von 1935 ist 
ein erheblich erhöhter Devisenbedarf nötig. Einmal ha- 
ben sich seit 1935 die Importwaren am Weltmarkt 
nicht unerheblich verteuert. Nach dem statistischen 
Reichsamt sind die Weltmarktpreise durchschnittlich 
um 7.7% gegenüber 1935 gestiegen. Jede Steigerung 
der internationalen Rohstoffpreise um 1% erfordert 
nach einer Berechnung des deutschen Instituts für 
Konjunkturforschung einen Mehraufwand an Devisen 
von rund 3 Mill. RM monatlich. Die bisherigen Preiser- 
höhungen würden also schon einen zusätzlichen Devi- 
senaufwand von 277 mill, RM notwendig machen. 

Aber damit nicht genug. 1935 standen zur Finanzie- 
rung des Imports Sonderbeträge zur Verfügung in Ge- 
stalt von Restzahlungen auf frühere deutsche Lieferun- 
gen. Sie sind gegenwärtig nicht mehr verfügbar. Sow- 
jet-Russland, das 1935 noch 220 Mill. RM alte Waren- 
schulden abgedeckt hatte, braucht 1936 nur noch 60 
Mill. RM abzutragen. Es kommt hinzu, dass die Erlöse 
der deutschen Ausfuhr keineswegs in voller Höhe zur 
Bezahlung von Importen zur Verfügung stehen. 
Deutschland hat aus den letzten Jahren eine Wa- 
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renverschuldung von rund 500 Mill. RM auf Verrech- 
nungs- und Aski-Konten, die abgedeckt werden muss. 
Holland, das mit etwa 100 Mill. RM der grösste Gläu- 
biger ist, hat dementsprechend seine Ausfuhr nach 
Deutschland kontingentiert. Die deutsch-französischen 
Aussenhandelsbeziehungen befinden sich seit etwa 
Jahresfrist im Stadium der Schuldenliquidierung. Klei- 
neren Staaten gegenüber, wie Rumänien, Griechenland 
und Jugoslawien, beträgt die deutsche Verschuldung 
!/, oder die Hälfte einer deutschen Jahresausfuhr. Sie 
drängen infolgedessen auf Abdeckung durch Waren- 
leistungen. Neue Schulden können kaum kontrahiert 
werden. Im Gegenteil: die deutschen Exporteure muss- 
ten im Interesse ihrer Konkurrenzfähigkeit erhebliche 
Kreditfristen einräumen. Dadurch verzögern sich die 
Eingänge aus den tatsächlich verkauften Waren. Auf 
der anderen Seite verlangen die Lieferanten Deutsch- 
lands weitgehend Barzahlungen. 

Man hat ausgerechnet, dass die deutsche Ausfuhr um 
schätzungsweise eine Milliarde RM im Jahr gesteigert 
werden müsste, damit auch nur die unzureichende vor- 
jährige Rohstoffversorgung aufrechterhalten werden 
kann. («Wirtschaftskurve> Heft 1, 1936, Seite 8.) In- 
zwischen hat sich durch die Abwertungen von Frank, 
Gulden, Lire und Tschechenkrone der Devisenerlös der 
deutschen Ausfuhr gemindert, mehr gemindert, als 
durch Verbilligung der verhältnismässig geringen Ein- 
fuhren aus den 5 neuen Abwertungsländern erspart 
werden kann. Die Rohstoffversorgung ist also noch 
schwieriger geworden! 


DIE EXPORTOFFENSIVE 


Ausfuhr tut not! Das ist die nach dem Gesagten leicht 
verständliche Parole des Dritten Reiches. «Es gilt für 
jeden Exporteur» — um mit Dr. Schacht zu sprechen 
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— «mit Mut, Zähigkeit und Entschlossenheit alles da 
ran zu setzen, um den Anschluss an den Weltmarkt zu 
behaupten oder wiederzugewinnen». 

Es sind in dieser Hinsicht ausserordentliche Anstren- 
gungen gemacht worden. Die zu hohen Preise für deut- 
sche Ausfuhrwaren wurden seit 1933 systematisch mit 
Hilfe künstlicher Mittel auf das Weltpreisniveau her- 
untergeschleust. Ein Generalangriff auf die Welt- 
märkte ist im Sommer 1935 eingeleitet worden. Seine 
Planmässigkeit hat in der modernen Wirtschaftsge- 
schichte vielleicht nur ein einziges Beispiel: Japan. 

«Kein vernünftiges Exportgeschäft scheitert daran. 
dass die deutsche Ware konkurrenzunfähig wäre.» 
Schwere Opfer sind in diesem Kampf um den Absatz- 
markt von deutscher Seite gebracht worden. Ihr Aus- 
mass ist der breiten Öffentlichkeit in allen Ländern, 
auch im Dritten Reich, völlig unbekannt. An Hand der 
deutschen Aussenhandelsstatistik lassen sie sich indes 
einwandfrei berechnen. 

Noch 1932 erzielte Deutschland für jeden dz. Export- 
mare einen Preis von RM 13.40. Im Jahre 1935 nahm 
es mit RM 8.5 vorlieb, Diese Erlösverschlechterung um 
36.5% musste in Kauf genommen werden. obwohl sich 
das inländische Preisniveau in dieser Zeitspanne um 
15% erhöhte! 

Trotz dieser immer geringeren Exportpreise war das 
Dritte Reich im Interesse der Aufrechterhaltung der 
Rohstoffversorgung seiner eigenen Wirtschaft und im 
Interesse der Aufrechterhaltung der Staatskon junktur 
gezwungen, immer grössere Warenmengen nach dem 
Ausland zu verkaufen. So liegt die Ausfuhr des Jahres 
1935 wegen der gewaltigen Preisreduktion mengen- 
mässig um 17% über den Ziffern von 1932. 

Hätte Deutschland die Warenmengen, die es in den 
Jahren 1933, 1934, 1935 an den Weltmärkten unter- 
brachte, zu den Preisen von 1932 (also vor dem Einsatz 
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der künstlichen Preisverbilligung) verkaufen können, 
so ergäbe sich folgende Rechnung: 


Deutsche Ausfuhrwerte 


Tatsächlich erzielte 


Werte von 1932 Werte 
in Millionen RM 
1933 5.605 4.871 
1934 6.059 4.167 
1935 6.719 4.270 
18.383 13.308 
Mindererlös 5.075 


Deutschlands Preisopfer am Exportmarkt beläuft 
sich also in den drei Jahren des nationalsozialistischen 
Regimes auf die stattliche Summe von 5.075 Milliarden 
RM, eine Summe, die weit grösser ist, als der ganze 
Jahresbetrag der gesamten deutschen Einfuhr (4.159 
Milliarden). Anders augedrückt: die deutsche Einfuhr 
des Jahres 1933 bis 1935 im Wert von 12.814 Milliar- 
den RM musste mit einem Aufgeld von 5.075 Milliar- 
den RM, oder 39.6% bezahlt werden. 

Dieses Aufgeld ist nicht etwa gänzlich von Deutsch- 
land aufgebracht worden. Ein erheblicher Teil wurde 
zwangsweise vom Ausland eingezogen, durch Bonds- 
rückkäufe, Scripsverwertung und Sperrmarkenkäufe 
weit unter pari. Zum Teil mussten auch die Emigran- 
ten ihren Tribut entrichten. Erst seit Mitte 1935 ruht die 
Hauptlast der künstlichen Exportpreisverbilligung auf 
der deutschen Wirtschaft selbst. Die Technik dieser 
Exportsubventionierung durch «Ausgleichskassen» ha- 
ben wir im Einzelnen bereits dargestellt. Keineswegs 
vollzieht sich aber die Angleichung der deutschen Ex- 
portpreise an das Weltpreisniveau, wie man vielleicht 
denken könnte, ausschliesslich über die Ausgleichskas- 
sen. Die von ihnen zur Verfügung gestellten Beträge zur 
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Überbrückung der Kluft zwischen Weltpreisen und 
deutschen Preisen reichen im Allgemeinen nicht aus. Die 
einzelnen Betriebe müssen vielmehr einen Teil dieser 
«Schleusenkosten» auf sich nehmen. Es ist ein indirek- 
ter, aber unentrinnbarer Zwang, der ausgeübt wird. 
Der Staat, der grösste Auftraggeber der deutschen In- 
dustrie, beschäftigt nämlich nur solche Unternehmun- 
gen, die ihrer «Ausfuhrpflicht» Genüge tun. 

Ein Blick in die Geschäftsberichte der deutschen Ak- 
tiengesellschaften, die im Frühjahr 1936 veröffentlicht 
wurden, lässt die opferreichen Anstrengungen der deut- 
schen Industriewirtschaft in dem von oben angeordne- 
ten Generalangriff auf die Weltmärkte deutlich zutage 
Ireten: 


AUSZÜGE AUS DEUTSCHEN GESCHÄFTS- 
BERICHTEN 


Gesellschaft für Linde’s Eismaschinen A.-G., Wies- 
baden. 

... Auch das Auslandsgeschäft zeigte erstmalig in der 
Abteilung Grosskältemaschinen eine Besserung bei an- 
nähernder Auftragsverdoppelung. Dennoch liegt der 
Anteil der Auslandsaufträge am Gesamtgeschäft noch 
weit unter dem vor der Krise üblichen Stand. Bei den 
ungünstigen Marktverhältnissen im Inland und den 
verlustbringenden Auslandserlösen ermöglichten die 
Umsatzsteigerungen kein befriedigendes Ergebnis... 
Die Ausfuhr von kleinen Motoren konnte unter erheb- 
lichen Preisopfern um 50% gesteigert werden. 


Akkumulatorenfabrik A.-G., Berlin. 


-.. Die Ausfuhr ist um fast 60% gestiegen, obschon 
mit erheblichen Opfern. Eine weitere Steigerung wird 
nur möglich sein, wenn die Inlandsbetätigung Ein- 
schränkungen nicht unterworfen wird. 
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Deutsche Maschinen A.-G. (Demag). 
. Die Ausfuhrbemühungen haben Erfolge gebracht, 
allerdings bei gedrückten Verkaufspreisen. 


Sachtleben A.-G. für Bergbau und chemische Industrie, 
Köln. 
‚Die Ausfuhr von Anstrichfarben konnte wesent- 
lich gesteigert werden. Doch sind die Auslandserlöse 
nach wie vor höchst unbefriedigend. 


Gruschwitz Textilwerke A.-G., Neusalz/Oder. 
‚Die Ausfuhr wurde gesteigert, doch bei weiter 
unbefriedigenden Preisen. 


Vereinigte deutsche Tafelglashütten G. m. b. H., Frank- 
furt a. M. 

‚Die Tafelglasausfuhr der exportierenden D. T.- 
Hütten, die seit 1935 in der deutschen Fensterglasaus- 
fuhrgesellschaft G. m. b. H. in Frankfurt a. M. zusam- 
mengeschlossen sind, hat im Berichtsjahr trotz schwie- 
rigster Wettbewerbsverhältnisse gesteigert werden kön- 
nen, allerdings unter grossen Opfern sämtlicher Hütten. 


Jutespinnerei und Weberei, Bremen. 

. Verrechnungsabkommen und Preiskämpfe mach- 
ten Er Auslandsgeschäft unlohnend. Dennoch sind 
grössere Ausfuhraufträge hereingenommen worden. 


Waggonfabrik A.-G., Uerdingen. 

‚In der Generalversammlung Mitte März wurde 
mitgeteilt, dass im Export in den letzten Monaten einige 
grössere Aufträge hereingeholt werden konnten. Die 
Preise waren allerdings weniger befriedigend. 


Vereinigte Mosaik- und Wandplattenwerke A.-G., Sin- 
zig a. Rh. 


‚Die Ausfuhr konnte nicht nur prozentual, son- 
dern auch absolut vergrössert werden. Allerdings hat 
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die wertmässige Zunahme der Ausfuhr nicht annähernd 
Schritt gehalten mit der Mengensteigerung. 


Portlandzement- und Kalkwerke Elsa» A.-G., Neu- 
beckum i. W. 
...Etwa 20% der Produktion wurden ausgeführt, 
allerdings mit grossen finanziellen Opfern. 


Harburger Gummiwarenfabrik Phönix A.-G. 


-». Es ist gelungen, den Umsatz im Inland und Aus- 
land zu steigern. Der Ausfuhrerlös hat die Unkosten 
nicht gedeckt. 

Continental Gummiwerke A.-G., Hannover. 

. Neben kräftigem Anwachsen der Ausfuhr beein- 
flussten ein gesunder Verbraucherbedarf Erzeugung 
und Umsatz... Es ist nicht möglich gewesen, das Ex- 
portgeschäft verlustfrei zu halten. 


Kammgarnspinnerei Schedewitz A.-G. zu Silberstrasse. 
-.. Der Export konnte verdoppelt werden. Die damit 
verbundenen Opfer sind umso nolwendiger gewesen, 
als der Inlandsabsatz zu wünschen übrig gelassen hat. 
Vereinigte Glanzstoff A.-G., Wuppertal-Elberfeld. 

. - Die umfangreichen Produktionserweiterungen 
setzten uns in Stand, unsere unmittelbare Ausfuhr zu 
steigern, was angesichts der bekannten Schwierigkeiten 
auf dem Weltmarkt nur mit erheblichen Opfern an 
Geld und Arbeit möglich war. 

Norddeutsche Steingutfabrik, Grohn. 


-.. Der Mengenabsatz nach dem Ausland stieg, wert- 
mässig blieb er aber hinter der Mengenentwicklung 
zurück. 


A.-G. für Cartonnageindustrie, Dresden. 


‚.. Die Abteilung Maschinenbau hat den Auslands- 
absatz, allerdings bei wenig günstigen Preisen, erheb- 
lich gesteigert. 


Deutsche Geschäftsberichte 253 


Ammendorjer Papierfabrik A.-G. 

‚Das finanzielle Ergebnis einer grösseren Steige- 
rung des Ausfuhrgeschäftes wurde dadurch unvorteil- 
haft beeinflusst, dass diese zusätzlichen Ausfuhrge- 
schäfte im Interesse der Devisenbeschaffung u. s. W. 
zu Verlustpreisen hereingenommen wurden. 


Schlesische Portlandzement-Industrie A.-G., Oppeln. 
...An der Umsatzsteigerung hatte auch eine erheb- 
liche Zunahme der Ausfuhr teil, wenn auch zu durch- 
aus ungenügenden Preisen. 
Graphitwerke Kropfmühl A.-G., München. 
...Rund 40% des Gesamtabsatzes wurden ausge- 
führt, zum Teil allerdings unter Verlustpreisen. 


Vietoria-Werke A.-G., Nürnberg. 

-.. Auch die Ausfuhr (Motorräder, Fahrräder) wurde 
leicht erhöht, allerdings nur unter weiteren Preisopfern. 
Maschinenfabrik Esslingen. 

.. Die eingetretene Exportsteigerung konnte nur mit 
Opfern erreicht werden. 

Hartmann & Braun A.-G., Frankfurt «a. M. 

... Die immer noch ernste Verluste bringende Aus- 
fuhr (elektrische Messinstrumente) wurde nach Mög- 
lichkeit gefördert. 

Brunsviga-Maschinenwerke Grimme A.-G., Braun- 
schweig. 

Die Mengenzunahme der Ausfuhr (Rechenma- 
sehinen) um 30% konnte aus den bekannten Valuta- 
gründen wertmässig nicht erreicht werden. 
Fortuna-Werke, Spezialmaschinenfabrik A.-G. Cann- 

statt, 

... Der Export konnte wertmässig um über 50% ge- 
hoben werden, wenn auch unter erheblichen Opfern. 
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Pittler Werkzeugmaschinenfabrik A.-G., Leipzig. 


Das Auslandsgeschäft hat mengenmässig zwar 
zugenommen, steht aber in keinem Verhältnis zu den 
aufgewendeten Kosten. 


Maschinenfabrik A.-G., vormals Wagner & Co., He- 
rischdor/. 


... Unter Preisopfern wurde der Auslandsabsatz (Pa- 
piermaschinen), auch bei den Tochtergesellschaften, 
wesentlich gesteigert, etwa °/, des gesamten Auftrag- 
eingangs entfielen darauf. 


Siemens-Konzern, Berlin. 


... Da die Industriebeschäftigung der Welt im Stei- 
gen begriffen ist, hat sich das Auslandsgeschäft bei 
Siemens & Halske weiter erhöht, bei zum Teil aller- 
dings noch rückläufigen Preisen. Auch die Siemens- 
Schuckert-Werke konnten Auslandsgeschäfte wert- 
mässig etwas, mengenmässig beträchtlich steigern. Die 
Auslandspreise sind besonders für Grossgeschäfte noch 
weiter gesunken, sodass sich der Unterschied zwischen 
den inländischen Gestehungspreisen und dem mögli- 
chen Kundenkreis noch vergrössert hat. 


Vereinigte Stahlwerke A.-G., Düsseldorf. 


+. Die Ausfuhr von Kohle und Eisen wurde bei wei- 
ler unzureichenden Erlösen so gefördert, dass der An- 
teil des deutschen Steinkohlenbergbaues und der Eisen- 
industrie an der Weltausfuhr mit annähernd je 25% 
den höchsten Stand früherer Jahre überschritt. 


Mannesmann Röhrenwerke, Düsseldorf. 


»». Die Ausfuhr von Feinblechen und verzinkten 
Blechen ist trotz schwerster Preisopfer besonders ge- 
pflegt worden. 
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Kupferwerk Ilsenburg A.-G. 


... Durch Steigerung des Exports ist es gelungen, die 
Einschränkung des Inlandsgeschäfts mengenmässig 
fast auszugleichen ... die geringeren Ausfuhrerlöse be- 
einflussten aber das Jahresergebnis. 


Deutsche Telefon- und Kabelwerke A.-G., Berlin. 


... Im Auslandsgeschäft haben wir nichts unversucht 
gelassen, um auch unter Opfern den Absatz zu beleben. 
Die Ausfuhr konnte mengenmässig erhöht werden, 
wertmässig jedoch nicht. 


Zwickauer Kammgarn-Spinnerei, Zwickau. 


. Der nicht unwesentlich gesteigerte Export er- 
folgte zu unauskömmlichen Preisen. 


Soweit die Auszüge aus den Geschäftsberichten 
deutscher Aktiengesellschaften. 

Die deutsche Generaloffensive auf den Weltmarkt er- 
scheint noch in einem besonderen Licht, wenn man die 
Entwicklung der deutschen und englischen Ausfuhr- 
preise vergleicht. Zur Rechtfertigung seiner Verbilli- 
gungsaktion beruft sich das Dritte Reich immer auf das 
Währungsdumping der Pfund- und Dollarländer. «Die 
Verbilligung von Waren für den Weltmarkt durch 
Währungsentwertungen ist ein Vorgang, der zeitlich 
den durch die deutsche Wirtschaft angebahnten Preis- 
angleichungen vorausging und in seiner Wirkung eher 
einem Dumping gleichkommen kann, als das, was die 
Deutschen bisher taten und für die Folge zu tun ent- 
schlossen sind». (Rudolf Brinkmann, Direktor der 
Deutschen Golddiskontobank und Generalreferent im 
Reichswirtschaftsministerium im «Deutschen Volks- 
wirt» vom 6. Dezember 1935.) 

Tatsächlich geht das Ausmass der deutschen Preis- 
verbilligung erheblich über die eingetretene Ermässi- 
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gung der englischen Ausfuhrpreise hinaus. Nach der 
Statistik der staatlichen ‘Reichs-Kreditgesellschaft 
sind die englischen Ausfuhrpreise — in Gold gerechnet 
— von 1933 bis 1936 um 13% gesunken, die deutschen 
Fertigwaren-Ausfuhrpreise aber in der gleichen Zeit- 
spanne um 22,6%. Wenn das Ausland behauptet, 
‘Deutschland fahre mit einer Dumping-Walze über die 
Auslandsmärkte», so ist im Lichte dieser Statistik eine 
solche Behauptung verständlich, sofern man überhaupt 
den Begriff «Dumping» in Diskussionen um den Aus- 
fuhrmarkt gelten lassen will. 

Es unterliegt aber keinem Zweifel und wird auch 
von deutscher Seite offen zugegeben, dass die «Aus- 
fuhrerlöse vielfach erheblich heruntergewirtschaftet 
wurden, und zwar unter das Mass dessen, das etwa die 
Behauptung oder Erweiterung des Marktes gegenüber 
der ausländischen Konkurrenz notwendig machte. » 
(«Deutscher Volkswirt» vom 30. April 1936, S. 1473.) 

«Weil handelspolitische Gefahren infolge der häufig 
zu stark verbilligten Kompensationsexporte zu befürch- 
ten gewesen sind» (Dr. Blessing, Generalreferent im 
Reichswirtschaftsministerium. auf der Jahrestagung 
der Aussenhandelsstelle für das Rheinland in Köln am 
30. April 1936), ist eine Preiskontrolle eingeführt wor- 
den. Aber es ist klar und lässt sich auch an Hand der 
Statistik genau nachweisen, dass die Preispolitik 
Deutschlands an den Weltmärkten keine grundsätz- 
liche Änderung erfahren hat, und wie wir hinzufügen 
möchten, auch nach der ganzen Sachlage nicht erfah- 
ren kann. 

Die deutschen Exporteure haben die einzelnen Aus- 
fuhrartikel ganz individuell im Preise gesenkt, je nach 
den internationalen Konkurrenz- und Absatzverhält- 
nissen. So wurde z. B. allein im Jahre 1935 gegenüber 
dem Vorjahr der Ausfuhrpreis für künstliche Dünge- 
mittel um 38% ermässigt, für elektrotechnische Er- 
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zeugnisse um 15.6%, für Wollgewebe um 8.4%, für 
Messerschneidewaren um 4.4%, für Maschinen dage- 
gen nur um 0.85 %, usw. (Nähere Einzelheiten im sta- 
tistischen Teil.) 

Die deutsche, im Hochsommer 1935 mit voller Kraft 
begonnene Generaloffensive auf dem Weltmarkt hat 
immerhin in 38 Ländern Erfolge erzielt. In China, 
Australien, U. S. A., Canada, Britisch-Indien, Niederlän- 
disch-Indien, Britisch-Ostafrika, Britisch-Südafrika, 
Britisch-Westafrika, Belgisch-Kongo, Ägypten, Argen- 
tinien, Brasilien, Chile, Uruguay, Guatemala, Mexico 
wurden mehr deutsche Waren verkauft. Aber auch in 
England, Frankreich, Holland, Norwegen, Schweden, 
Dänemark, Finnland, Estland, Lettland, Polen, Ungarn, 
Tschechoslowakei, Rumänien, Bulgarien, Griechenland, 
tussland, Türkei, Österreich, Italien, Spanien und 
Portugal gewann die deutsche Ware in den ersten 
6 Monaten des Jahres 1936 Terrain. 

Das Schwergewicht des deutschen Exports liegt vor- 
läufig noch in Europa. Aber der überseeische Absatz- 
markt gewinnt immer mehr an Bedeutung. Fast 2 
(28.5%) der deutschen Exportwaren fand im ersten 
Halbjahr 1936 dort Unterkunft, — eine seit dem Welt- 
kriege nie mehr erreichte Quote. Im Jahre 1933 ging 
noch nicht */, der deutschen Ausfuhr (23.4%) nach 
den aussereuropäischen Ländern. Die stärkste Zu- 
nahme hat der Warenabsatz nach Südamerika aufzu- 
weisen, der hier mit Hilfe der « Askimark» ganz beson- 
ders verbilligt wurde. Der seit Jahren übliche und 
eigentlich auch natürliche deutsche Passivsaldo im 
Verkehr mit den süd- und mittelamerikanischen Län- 
dern ist erheblich reduziert worden. Deutschland hat 
im ersten Halbjahr 1936 nur für 80.3 Mill. RM mehr 
Ware von dort bezogen, als dorthin verkauft. Vor einem 
Jahr schuldete es aus den Aussenhandelstransaktionen 
mit dieser Ländergruppe per Saldo 150.7 Mill RM. 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 17 


258 Exportoffensive 


Durch die Intensivierung des deutschen Rohstoffbezu- 
ges aus diesen Ländern im Verrechnungswege sind 
dort Guthaben an «Verrechnungsmark» entstanden, 
deren Verwertung nur durch gesteigerten Ankauf deut- 
scher Waren möglich ist. 

Aus dem gleichen Grunde hat übrigens auch die Aus- 
fuhr nach den südosteuropäischen Ländern zugenom- 
men. Die Bedeutung dieser Märkte bleibt freilich wegen 
ihrer mässigen Kaufkraft vergleichsweise gering. Das 
hindert aber nicht, dass Deutschland diesen Märkten 
stärkstes Interesse entgegenbringt. Nach aussen hin 
wird das auch durch den Besuch von Dr. Schacht in 
Belgrad, Budapest, Sofia und Athen im Sommer 1936 
dokumentiert, ein Besuch, der wichtige handelspoliti- 
sche Zielsetzungen aufweist. Das Dritte Reich hat es 
verstanden, diese devisenarmen Länder zu grossen Wa- 
renkrediten an deutsche Importeure zu verleiten, Ihre 
Abtragung stösst nunmehr auf Schwierigkeiten. 
Deutschland würde es am liebsten sehen, wenn diese 
vier Staaten «mehr als bisher ihre staatlichen Lieferun- 
gen von weniger guten Kunden nach Deutschland hin 
verlegen würden», Teilerfolge sind auch schon erzielt 
worden, Man denke nur an die Errichtung eines Stahl- 
werkes durch Krupp in Jugoslawien. (Dass die Han- 
delspolitik hierbei als Schrittmacher der grossen Poli- 
tik dient, sei nur nebenbei vermerkt.) 

Aber solche «Ausfuhrgeschäfte», mit denen nur alte 
deutsche Importschulden bezahlt werden, sind export- 
politisch wenig interessant. Die Exportoffensive soll ja 
nicht Beiträge zur Deckung alter, sondern zur Finan- 
zierung neuer Warenlieferungen des Auslandes leisten. 
Das bisherige Ergebnis des Generalangriffs auf die 
Weltmärkte ist nicht sehr überzeugend. Im Zeitraum 
Januar bis August 1936 betrug die durchschnittliche 
deutsche Ausfuhr im Monat 381 Millionen RM gegen 
356 Millionen RM durchschnittliche Monatsausfuhr im 
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ganzen Jahr 1935. Auf das Gesammtjahr 1936 umge- 
rechnet würde Deutschlands Mehrausfuhr also rund 300 
Millionen RM betragen. Diese Ziffer bliebe also wesent- 
lich hinter der angestrebten Mehrausfuhr von 1 Mil- 
liarde RM zurück, die zur Aufrechterhaltung des vor- 
jährigen unzureichenden Importvolumens als notwendig 
bezeichnet wurde. Aber es ist unwahrscheinlich, dass 
eine Exportsteigerung von 300 Millionen RM im Jahre 
{936 tatsächlich erreicht wird. Verschiedene Ursachen 
haben dabei ihre Hand im Spiele. Die Vereinigten Staa- 
ten haben im Hochsommer dieses Jahres eine erfolg- 
reiche Gegenoffensive gegen die deutsche Methode der 
Exportsubventionen geführt. Das Dritte Reich musste 
sich verpflichten, im Verkehr mit U. $. A. keine «Aski- 
Mark» etc. zu gebrauchen. Andernfalls drohte Amerika 
mit der Erhebung hoher Sonderzölle, sog. Antidum- 
pingzölle, die den deutschen Export nach U. $. A. prak- 
tisch unmöglich machen würden. 

Verhängnisvoller sind die Auswirkungen der Deval- 
vationen in Frankreich, der Schweiz, Holland, Italien 
und der Tschechoslowakei, die im Herbst 1936 Tat- 
sache wurden. In diese 5 Länder ging — gemessen an 
den Ziffern des 1. Halbjahres 1936 — rund 40% der 
deutschen Ausfuhr nach Europa und fast 30% des Ge- 
samtexportes. Will das Dritte Reich auf diese Märkte 
nicht verzichten, so muss es seine Exportpreise der ge- 
sunkenen Kaufkraft der dortigen Abnehmer anpassen. 
Dazu ist eine erhöhte Subventionierung der Exporteure 
durch die deutsche Wirtschaft unumgänglich notwen- 
dig. Sie kann sich im übrigen nicht auf eine zusätzliche 
Unterstützung der Ausfuhr nach diesen 5 Abwertungs- 
ländern beschränken. Auch der gesteigerten Konkur- 
renzfähigkeit der aus diesen Ländern stammenden Wa- 
ren auf dem Weltmarkt muss Deutschland begegnen. 
Praktisch bedeutet also der Zerfall des Goldblocks eine 
erhebliche Erschwerung der deutschen Ausfuhr. Mag 
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sie auch durch zusätzliche Lasten des Binnenlandes 
aufrechterhalten werden können, so verringern sich 
doch die Devisenerlöse. Dies wird keineswegs dadurch 
ausgeglichen, dass die Warenbezüge aus den 5 Abwer- 
lungsländern billiger werden. Denn als Lieferanten 
spielten sie eine verhältnismässig untergeordnete Rolle. 
Im ersten Semester 1936 bezog das Dritte Reich nur 
16% seiner Einfuhr dorther, Eine Ausweitung der Im- 
porte ist wegen der mit diesen Ländern geschlossenen 
Clearingverträge nur sehr begrenzt möglich, ganz abge- 
sehen davon, dass die von Deutschland vor allem benö- 
tigten Rohstoffe in £ und $ kalkuliert werden und 
durch den Zerfall der Goldblock-Währungen kaum im 
Preise gesenkt werden dürften. 

Die diesjährige Exportoffensive des Dritten Reichs 
muss also bei Lichte besehen als gescheitert gelten. 
Wohl haben sich die Exportmengen vergrössert — die 
allein entscheidende Kaufkraft der deutschen Ausfuhr 
hat sich per saldo erheblich verringert. In diesem Zu- 
sammenhang sind auch die Abwertungsverluste durch 
die vor der Abwertung mit 3—6 Monate Ziel gelieferten 
und in Goldblock-Valuten fakturierten Waren zu er- 
wähnen, Gelänge es selbst, durch erhöhte Exportsubsi- 
dien die Ausfuhrmengen erheblich zu steigern, dann 
würde bestenfalls das Kaufkraftvolumen der vorjähri- 
gen Exporte gehalten werden können, während das 
Ziel aller Anstrengungen doch eine wesentliche Stei- 
gerung war. 


AUSWEG AUS DER ROHSTOFFKLEMME 
Deutschland befindet sich also in einer ernsten Roh- 
stoffklemme. Die Versorgung mit den für die Indu- 
strie unentbehrlichen Rohmaterialien wird zusehends 
schwieriger. Eine Lösung dieser Spannung oder min- 
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destens ihre Verminderung ist eine Lebensfrage für das 
Dritte Reich. 

Finanzielle Schwierigkeiten eines Landes lassen sich 
wenigstens vorübergehend überwinden. Ein letzter Aus- 
weg ist stets vorhanden — die Notenpresse. Fehlende 
Rohstoffe vermag indes niemand aus dem Nichts her- 
vorzuzaubern. Sollen die Maschinen in den Fabriken 
laufen, sollen die Arbeiterheere in Lohn und Brot blei- 
ben, so müssen die zur Durchführung der Aufträge er- 
forderlichen Rohstoffe wirklich da sein. Keine Organi- 
sationskünste, keine noch so geschickt erdachten Mani- 
pulationen können sie ersetzen. Auch eine Dampf- 
maschine arbeitet nur, wenn sie geheizt wird. Das kann 
statt mit Steinkohle, mit Braunkohle geschehen. Auch 
ein Übergang zur Öl- und Torffeuerung ist möglich. 
Aber immer bedarf es einer realen Heizquelle. So ist 
auch das Verhältnis der Rohstoffe zum Triebwerk der 
Wirtschaft. Ohne Rohstoffe lässt sich nichts produzie- 
ren, stehen alle Räder der Wirtschaft still. 

Gibt es nun Auswege aus der akuten Rohstoffklemme 
des Dritten Reichs? 


ERSCHLIESSUNG NEUER ROHSTOFFQUELLEN 


Das Nächstliegende wäre die Erschliessung neuer 
Rohstoffquellen ausserhalb der Reichsgrenzen, die eine 
devisenfreie Einfuhr zuliessen. 

In dieser Richtung ist das Dritte Reich schon lange 
tätig. Unter Aufwand erheblicher, meist eingefrorener 
Kapitalien werden kleinere im Entstehen begriffene 
Vorkommen ausgebaut. 

Den grosszügigsten Versuch in dieser Richtung stellt 
wohl der Anbau von Ölfrüchten und Ölsaaten in den 
Donauländern dar. Er wird vom Dritten Reich durch 
Garantien von Abnahmemengen und -Preisen unter- 
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stützt. Vor allem der mächtige deutsche Chemietrust. 
die I. G. Farbenindustrie, ist im Auftrage des Reichs 
auf diesem Gebiete in Ungarn, Bulgarien und Rumä- 
nien tätig. Im letzten Jahr wurden in Bulgarien 15.000 
Hektar mit Sojabohnen bestellt und 150.000 dz geern- 
tet. In Rumänien beträgt der Sojaanbau in diesem 
Jahre 60.000 ha nach 25.000 im Vorjahre. Die rumä- 
nische Regierung hat der von der I. G. Farbenindustrie 
errichteten «A.-G. für Produktion und Ausfuhr von 
Soja» nicht nur das Exportmonopol für Sojabohnen 
gewährt, sondern auch das Recht zugestanden, für den 
Exportgegenwert deutsche Industriewaren einzuführen. 
Obendrein räumte sie der Gesellschaft im Herbst 1936 
einen Betriebskredit von 100 Millionen Lei ein. Aber 
ehe diese Kulturen wirklich entscheidend zur Versor- 
gung des deutschen Marktes beitragen können, werden 
noch Jahre und Jahre vergehen. 

Aussichtsreicher erscheint demgegenüber die Er- 
schliessung von Bodenschätzen im Ausland durch deut- 
sches Kapital, 

Tatsächlich betätigt sich Deutschland auf diesem Ge- 
biete bereits, 

In Ungarn und Jugoslawien gelang es deutschen 
Kreisen, teilweise lange vor 1933, sich Vorkommen an 
Bauxit — der wichtigste Rohstoff für Aluminiumher- 
stellung — zu sichern. Daher die wachsende Bedeutung 
Süd-Ost-Europas als Bauxitlieferant. Ungarn und Ju- 
goslawien lieferten 1933 zusammen rund 38%, 1934 
schon 57% und 1935 gar 73% des gesamten deutschen 
Bauxitbedarfes. 

Mit Hilfe meist eingefrorener Guthaben haben deut- 
sche Unternehmer im rumänischen Naphtagebiet eine 
mitbestimmende Rolle erlangt. Die starke Steigerung 
der deutschen Ölimporte aus Rumänien dürfte damit 
im ursächlichen Zusammenhang stehen. 
Konzessionen zum Ausbau des jugoslawischen Berg- 
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baus wurden im Sommer 1936 an deutsches Kapita! 
gewährt. Daraufhin erfolgte die Gründung der «Mon- 
tania A.-G.» mit einem Aktienkapital von 10 Mill. Di- 
nar und der «Metall A.-G.> mit 0.5 Mill. Dinar. Schon 
seit einem Jahre geht ein Fünftel der gesamten Aus- 
fuhr jugoslawischen Magnesits über die deutsche 
Grenze. Bei der Erschliessung der jüngst in Thrazien 
(Griechenland) festgestellten Ölquellen soll deutsches 
Kapital beteiligt sein. 

Nicht nur auf Südost-Europa erstreckte sich diese 
deutsche Pionierarbeit. Als Anfang 1936 in Finnland 
bei Karvasvaara Eisenerzlager entdeckt wurden, ver- 
suchte Deutschland sich die Ausbeuterechte zu sichern. 

In Estland haben sich deutsche Kreise mit Unter- 
stützung der Reichsmarine an der dortigen Brenn- 
schieferölindustrie interessiert. Ende 1935 wurde mit 
der «Estnischen Steinöl A.-G.» ein langfristiger Lie- 
ferungsvertrag abgeschlossen. Er sieht einen zusätz- 
lichen Absatz von bis 35.000 I Öl in Deutschland vor. 
Die dazu nötige Erweiterung der Anlagen von 25.000 1 
auf 70.000 t Jahreskapazität wird grösstenteils durch 
deutsche Warenkredite finanziert. 

Die deutsche Schwerindustrie (Thyssen etc.) baut 
die von ihr erworbenen Erzlagerstätten in Südamerika 
planmässig aus. Sisal und vornehmlich Kopra wird 
durch deutsche Kolonialgesellschaften — besonders in 
Ostafrika — angebaut und ausgeführt. Wirkliche Be- 
deutung haben diese Kolonialgesellschaften nur in der 
Bananenversorgung erlangen können. Hier sind be- 
sonders die deutschen Plantagengesellschaften im ehe- 
maligen Deutsch-Kamerun zu nennen. Sie lieferten in 
1935 bereits 43% der deutschen Gesamteinfuhr gegen 
3% in 1931. 
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RÜCKGABE VON KOLONIEN AN DEUTSCHLAND 


Damit berühren wir das deutsche Kolonialproblem. 
Es ist — gerade in der letzten Zeit — Gegenstand einer 
ungeheuren Propaganda des Dritten Reichs. 

Jene Aufsehen erregende Rede des damaligen engli- 
schen Aussenministers Sir Samuel Hoare in Genf 1935 
über die «Haves and Havenots» und die notwendige 
Neuverteilung der Rohstoffe hat die erhöhte deutsche 
Aktivität mit hervorgerufen. Vor allem aber weckte das 
geglückte italienische Abessinien-Abenteuer erneut die 
Sehnsucht nach kolonialer Betätigung in weiten Krei- 
sen der N. S. D. A. P. Italien hat gegen den Willen 
einer ganzen Welt sich den Zugang zu neuen Rohstoff- 
quellen erkämpft. Warum sollte Gleiches nicht auch 
Deutschland möglich sein, Deutschland, das im Gegen- 
satz zu Italien von jeglicher kolonialen Betätigung 
unter eigener Flagge bisher ausgeschlossen sei? Hitler, 
der sich noch in seinem Buch «Mein Kampf» entschie- 
den gegen deutsche Kolonialpolitik und statt dessen 
für eine deutsche Expansion in Osteuropa aussprach, 
hat eine Revision der ersten Ansicht vorgenommen. 
Auf dem Nürnberger Parteitag im September 1936 er- 
innerte der «Führer» an die kolonialen Forderungen 
Deutschlands», auf die nicht verzichtet werden könne. 
Und wenige Monate vorher hatte in einer Note die 
Reichsregierung für den Fall eines Wiedereintritts 
Deutschlands in den Völkerbund die Erwartung aus- 
gesprochen, dass die koloniale Frage für das Reich be- 

friedigend geregelt werde. Darunter versteht man in 
Deutschland die Rückgabe der ehemaligen deutschen 
Schutzgebiete, Sie sind auf Grund des Versailler Ver- 
trages unter die Mandatsherrschaft Englands, der Do- 
minions, Frankreichs und Japans gekommen. 
Deutschlands Streben nach Kolonien ist — abgese- 
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hen von den machtpolitischen Erwägungen — aus den 
wirtschaftlichen Nöten des Augenblicks geboren. Dem 
Dritten Reich ist es — zu einem guten Teil durch eige- 
nes Verschulden — unmöglich geworden, an den billi- 
gen Bodenprodukten anderer Länder und anderer Ko- 
Ionialreiche im Wege des Aussenhandels teilzunehmen. 
Deswegen erscheint ihm gegenwärtig eigener Kolonial- 
besitz, der unter normalen weltwirtschaftlichen Aus- 
tauschverhältnissen für die Rohstoffversorgung von 
untergeordneter Bedeutung ist, so besonders begehrens- 
wert. 

Das Problem der Rohstoffbeschaffung wäre in der 
Tat für die Nationalsozialisten sehr viel einfacher, 
wenn ein erheblicher Teil des Bedarfs im eigenen 
Hoheitsgebiet und eigenem Währungsbereich gedeckt 
werden könnte, Nicht von ungefähr ist gerade Dr. 
Schacht schon seit Jahren — erinnert sei an seinen 
Vorstoss auf der Pariser Reparationskonferenz im 
Frühjahr 1929 — eifrigster F ürsprecher eines 
deutschen Kolonialbesitzes. Seiner Initiative ist es zu 
danken. wenn auf der diesjährigen Unterrichtswoche 
für Reichsbankbeamte eingehend über das Thema 
«Rohstoffversorgung und Kolonien» gesprochen wurde. 
Ein Reichsbankdirektor, Dr. Eicke, entwarf dort fol- 
gendes verlockende Bild: 

«Schon in ihrem gegenwärtigen Zustand exportie- 
ren die deutschen Kolonien 100% des deutschen Be- 
darfs an Hanf, 30% an Kakao und Bananen, 20% 
an tropischen Hölzern und über 10 % an Ölfrüchten, 
Ölsaaten und Kaffee. Der Wert der Rohstofferzeu- 
gung, der bei intensiver Bewirtschaftung der Heimat 
zuströmen würde, ist bei vorsichtiger Einschätzung 
der Entwicklungsmöglichkeiten auf jährlich 500— 
600 Mill. RM anzusetzen. Damit könnten etwa 15% 
unseres gegenwärtigen Einfuhrbedarfs in den Ko- 
lonien gedeckt werden. Für unser dichtbevölkertes, 
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rohstoffarmes Land ist ein freier Zutritt zu den Roh- 

stoffquellen der Welt Lebensnotwendigkeit. Eine 

Änderung des heutigen durchaus unbefriedigenden 

Zustandes muss sich umso leichter ermöglichen las- 

sen, als die gegenwärtigen Mandatsinhaber in der 

Lage sind, ohne irgendwelche Gefährdung des eige- 

nen Versorgungsstandes auf die Verwaltung unserer 

Schutzgebiete (!) zu verzichten». 

Wann das Dritte Reich seine kolonialen Forderungen 
durchsetzen kann, vermag niemand zu sagen. Dass es 
sie durchsetzen wird, ist nach dem gegenwärtigen 
Stand der Dinge ziemlich sicher. Zwar erklärte das 
aussenpolitische Comit& der englischen Regierungs- 
mehrheit Anfang Juni 1936, es wäre der schwerste 
Fehler, Deutschland glauben zu lassen, dass die Frage 
der Abtretung solcher Gebiete überhaupt zur Erörte- 
rung stehe. Aber hat nicht der Süd-Afrikanische Ver- 
teidigungsminister im Juli 1936 selbst gesagt — bei 
einem Empfang von Offizieren und Mannschaften des 
deutschen Kreuzers «Emden» — man müsse Deutsch- 
land angemessene territoriale Kompensationen für seine 
Kolonien geben und zwar in Afrika? Und hat nicht im 
Herbst 1936 eine dem jetzigen Ministerpräsidenten 
Blum nahestehende Pariser Tageszeitung den Plan 
einer Rückgabe von Togo und Kamerun gegen reale 
deutsche Friedensgarantien ventiliert? Es hat ganz den 
Anschein, als ob die europäischen Völker wieder ein- 
mal auf dem Altar des Friedens Opfer zu Gunsten des 
Dritten Reichs bringen werden. In welcher Form und 
in welchem Umfang Deutschland in den Genuss von 
eigenen Kolonien kommen wird, lässt sich heute natür- 
lich noch nicht voraussagen. Es ist aber anzunehmen. 
dass es nicht Riesengebiete mit hochentwickelten Roh- 
stoff-Kulturen sein werden. 

Die Wiederaufrichtung einer deutschen Kolonialherr- 
schaft würde für das Hitlerregime einen ausserordent- 
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lich starken Prestigegewinn nach innen und aussen be- 
deuten. Eine wirtschaftliche Entlastung grossen Stils 
kann aber vorerst von eigenem Kolonialbesitz nicht er- 
wartet werden. Denn die allzu optimistischen deutschen 
Schilderungen vergessen geflissentlich auf einen ent- 
scheidenden Punkt aufmerksam zu machen, — das 
Zeitproblem. Sicherlich würde das Dritte Reich grosse 
Kapitalien in seinen kolonialen Besitz investieren. 
Sicherlich würde die deutsche Organisationskunst wie- 
der Triumphe feiern. 

Aber eins kann auch der Diktator Hitler nicht: Die 
Gummibäume schneller tragend, die Kokospalmen ra- 
scher wachsen, die Kaffekulturen eher ausbeutefähig 
machen. Dazu gehört Zeit, Zeit, und nochmals Zeit. 
Und gerade daran mangelt es im Dritten Reich, wenig- 
stens im Hinblick auf die Überwindung der akuten 
Rohstoffklemme. Deshalb ist auch die Darstellung je- 
nes oben zitierten Reichsbankdirektors eine reine Milch- 
mädchenrechnung. 


FORCIERTER AUSBAU DER EINHEIMISCHEN 
ROHSTOFFQUELLEN 


Bleibt also nur der foreierte Ausbau der heimischen 
Rohstoffquellen. Dieser Weg ist lang und dornenvoll. 
Riesige Millioneninvestitionen sind notwendig. Inve- 
stitionen, die zum überwiegenden Teil vom Staat be- 
zahlt werden müssen. Der freie Unternehmer wird sich 
mit eigenem Kapital an solchen Projekten freiwillig 
nicht beteiligen, einfach weil die Rentabilität derartiger 
Anlagen allzu fraglich ist. Synthetisches Gummi, künst- 
liche Stapelfasern, synthetisches Benzin und Kohlen- 
Dieselöl all diese Produkte kosten erheblich mehr 
als das Naturerzeugnis. Aber auch deutsches Eisenerz, 
deutsche Metalle, deutsches Bauxit, deutsche Wolle, 
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deutscher Flachs und deutscher Hanf stellen sich wegen 
der ungünstigen Produktionsbedingungen sehr viel 
teurer als die entsprechenden Auslandsprodukte. Diese 
Mehrkosten können nur in geringem Ausmass auf die 
Konsumenten abgewälzt werden, da anderenfalls das 
ganze inländische Preisniveau in Aufruhr geraten 
würde. Der Staat, d. h. die Gesamtheit der Steuerzahler 
muss einspringen. Praktisch bedeutet ein solches Ver- 
fahren eine Beschlagnahme von Einnahmequellen des 
Staates zu Gunsten der Rohstoffversorgung. Dass auf 
diese Weise die Konsolidierung der bisher schon kon- 
trahierten Milliarden Schulden des Reichs resp. die Fi- 
nanzierung anderer staatlicher Aufgaben nicht leichter 
wird, braucht nicht näher auseinandergesetzt zu wer- 
den. 

Für das Dritte Reich spielt das Kostenproblem und 
seine Lösung keine entscheidende Rolle, wenn seine 
Existenz auf dem Spiele steht. Bisher ist schon viel für 
die Entwicklung der heimischen Rohstoffbasis gesche- 
hen. In Zukunft sollen die Anstrengungen noch ver- 
stärkt werden. Hitler verkündete auf dem Nürnberger 
Parteikongress im September 1936 einen Vierjahres- 
plan: 

«In 4 Jahren muss Deutschland in allen jenen Stof- 


fen vom Ausland gänzlich unabhängig sein, die 
irgendwie durch die deutsche Fähigkeit, durch un- 
sere Chemie und Maschinen-Industrie, sowie durch 
unseren Bergbau selbst beschafft werden können». 
Dieser «4 Jahresplan> ist nicht allzu wörtlich zu neh- 
men. Er verdankt seine Entstehung den verschieden- 
artigsten Beweggründen. Mit an vorderster Stelle steht 
das Bedürfnis, den ersten sogenannten 4 Jahresplan 
nicht sang- und klanglos abrollen zu lassen, sondern 
etwas Neues an seine Stelle zu setzen. Der im Mai 1933 
verkündete 4 Jahresplan versprach die Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit und die Gesundung des deutschen 
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Bauerntums. Im Zeitpunkt der Proklamation war er 
nichts weiter als Bluff. Wohl hatte man den Willen, 
diese Ziele zu erreichen. Aber wie und auf welche 
Weise, das stand damals durchaus noch nicht fest. Den 
breitesten Massen mussten jedoch die Ziele der nativ- 
nalsozialistischen Machthaber in einfachen und allen 
begreifbaren Worten aufgezeigt werden. Ähnlich ist »s 
auch heute. Für den Mangel in der Gegenwart soll dass 
Volk durch Wechsel auf die Zukunft entschädigt wer- 
den. Zugleich wünscht man die bange Frage nach der 
weiteren wirtschaftlichen Entwicklung positiv zu be- 
antworten, Schliesslich soll das autarkische Programm 
die Situation in der Aussenpolitik erleichtern und die 
zukünftigen Verhandlungspartner zu möglichst gros- 
sen Zugeständnissen in der Kolonial- und Handelsfrage 
bewegen. 

Die Steigerung der heimischen Rohstofferzeugung 
erfordert Zeit und zwar reichlich viel Zeit. Neue Fabri- 
ken müssen gebaut, neue Verfahren im Laboratorium 
entwickelt und im Grossversuch ausprobiert werden. 
Die Verarbeiter sind gezwungen der andersartigen phy- 
sikalischen und chemischen Beschaffenheit der syn- 
thetischen Stoffe Rechnung zu tragen. 

Sie müssen neue Maschinen und neue Arbeitsverfah- 
ren entwickeln. Das geht nicht von heute auf morgen. 

Ganz so wie Hitler selbst sein Programm vor den 
Delegierten der deutschen «Arbeitsfront» in Nürnberg 
illustriert, wird es nicht zu Durchführung gelangen: 

«Da kann mir einer sagen, wir haben Baumwoll- 
mangel. In 4 Jahren, meine Kameraden, wird jede 

Fabrik laufen! Wir werden unsere eigenen deutschen 

Stoffe haben! Mag mir einer sagen, wir könnten nicht 

genug Kautschuck kaufen. Passen Sie auf: die Fabri- 

ken werden aus dem Boden schiessen, und eines 

Tages werden wir auf unserem deutschen Gummi 

fahren! Einer mag sagen: Wo wollen Sie denn das 
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Benzin hernehmen, wenn sie die Motorisierung in 

Deutschland immer weiter treiben? Unser Benzin 

holen wir uns aus unserer Erde; aus unserer Kohle 

werden wir es gewinnen». 

Hitler vergass hinzuzufügen, dass an diesem Pro- 
gramm schon seit 1933 gearbeitet wird. Die bisher er- 
reichten Erfolge sind zwar im Einzelnen gewiss nicht 
zu unterschätzen. Aber die deutsche Rohstoffbilanz 
haben sie noch nicht entscheidend entlastet. 

Bei vorsichtiger, auf Grund der bislang gemachten 
Erfahrungen kommen wir zu folgenden Ergebnissen 
über die «friedensmässig» mögliche Selbstversorgung 
der deutschen Wirtschaft in den entscheidenden näch- 
sten beiden Jahren. (Vergleichsweise ist der Stand von 
Ende 1934 nach den teilweise zu optimistischen An- 
gaben des deutschen «Instituts für Konjunkturfor- 
schung» beigefügt.) 


Stand der Selbstversorgung der deutschen Wirtschaft 


Ende 1934 Ende 1936 Ende 1937 
Textilrohstoffe 10% — 20% 25—30% 
Eisenerz 30% 35— 40% 40-—45% 
Kupfer 10% 11% 12—149% 
Blei 34% 36% 38-—40 % 
Zink 68% 90—10% 11 
Bauxit 1% 2— 3% 3—5 7 
Nutzholz 75% 75% 35% 
Mineralöle 30% 40— 50% 60—70% 
Häute und Felle 50% 52% 55% 
Gummi — 4— 5% 20—22% 


Wie man sieht, lässt sich die deutsche Rohstoffautar- 
kie auf diesem Wege nicht erreichen. Immerhin dürfte 
Ende 1937 ein Grad der Selbstversorgung erreicht sein, 
der die Manövrierfähigkeit der deutschen Wirtschaft in 
technischer Beziehung erleichtert. Inzwischen sind die 
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deutschen Ingenieure und deutschen Chemiker nicht 
müssig. In den Laboratorien wird eifrig an der Her- 
stellung neuer synthetischer Rohstoffe gearbeitet. Am 
interessantesten sind vielleicht die Versuche der Fett- 
gewinnung aus Kohle, Versuche die bereits zur Grün- 
dung einer Studiengesellschaft, der «Deutschen Fett- 
Säurewerke G. m. b. H.» geführt haben. Auch die Her- 
stellung von Futterhefe aus Sulfitablauge ist technisch 
gelöst und soll nun im Grossem versucht werden. 

Aber so hoch man auch den deutschen Erfindergeist 
einschätzen mag, den Ausweg aus der akuten Rohstoff- 
klemme wird er so schnell jedenfalls nicht finden. 


SIND DEVISENERSPARNISSE MÖGLICH? 


Die Überwindung der Rohstoffschwierigkeiten durch 
Erschliessung neuer aus- und inländischer Rohstoff- 
quellen kann nur zu sehr bedingten Erfolgen führen. 
Also muss das Dritte Reich nach anderen Möglichkei- 
ten suchen, die akute Rohstoffklemme zu überwinden. 
Sind sie auf der Warenseite nicht zu entdecken, so las- 
sen sie sich vielleicht auf devisenmässigem Gebiet aus- 
findig machen. 

Man könnte eine rationellere Ausnutzung des vor- 
handenen Devisenkontingents zugunsten zusätzlicher 
Käufe von ausländischen Rohstoffen anstreben. Das 
ist leichter gesagt als getan. Mit derartiger Mitteln ope- 
riert Deutschland ununterbrochen seit 1933. Die Steue- 
rung der Einfuhr insbesondere mit Hilfe des Neuen 
Plans hat ja keinen anderen Zweck als die industrielle 
Rohstoffversorgung durch Unterbindung unwichtiger 
Importe gegen Devisenzahlungen möglichst sicherzu- 
stellen. Natürlich lässt sich auf diesem Gebiet noch 
Einiges erreichen. Der Fertigwarenimport könnte noch 
weiter gedrosselt, der Bezug von Obst und Südfrüchten 
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noch mehr eingeschränkt werden. Die hier freiwerden- 
den Devisen liessen sich für den verstärkten Import 
industrieller Rohmaterialien verwenden. Das klingt auf 
dem Papier sehr schön. In der Praxis sind diesen Be- 
mühungen allerdings recht enge Grenzen gesetzt. Wir 
haben schon früher auf die handelspolitischen Inter- 
essen der Abnehmer deutscher Exportwaren hingewie- 
sen. Sie können und wollen nicht auf die Ausfuhr ihrer 
Produkte nach Deutschland verzichten. Hier zeigt sich 
die Kehrseite des von Deutschland propagierten Schlag- 
wortes: Kaufe bei Deinen Kunden. Eine wirklich be- 
deutsame Einschränkung der deutschen «Luxuss-Im- 
porte würde fast automatisch einen Rückgang der 
deutschen Ausfuhrerlöse mit sich bringen. Für die 
deutsche Rohstoffversorgung wäre also die Situation 
nicht gebessert, sondern verschlechtert. 

Dagegen liesse sich eine grosse Devisenersparnis zu 
Gunsten vermehrter industrieller Rohstoffimporte 
durch überdurchschnittliche einheimische Ernten er- 
zielen. Denn ein wesentlicher Teil des deutschen Devi- 
senaufkommens musste bisher zur Deckung der Agrar- 
importe verwendet werden. In welchem Ausmass der 
Ausfall der jeweiligen Ernte die Handelsbilanz beein- 
flussen kann, zeigt nachstehender Vergleich. Dank der 
reichen Ernte im Landwirtschaftsjahr 1933/1934 be- 
nötigte Deutschland für seine Versorgung mit Brot und 
Futtergetreide nur eine Einfuhr von 200.000 t. Die Miss- 
ernte 1934/1935 erforderte dagegen Importe von 1.87 
Millionen t. Im Landwirtschaftsjahr 1935/36 kam 
Deutschland mit einer Einfuhr von 300.000 t. aus. aller- 
dings nur infolge eines Rückgriffs in Höhe von 3.1 
Mill. t auf die aufgehäuften grossen Getreidereserven. 

Wie sieht nun die Lage auf dem Agrargebiet im 
Erntejahr 1936/37 aus? Entgegen den Erwartungen 
und amtlichen Vorschätzungen ist die Ernte des Jah- 
res 1936 schlecht ausgefallen. Sie liegt mit 22.6 Millio- 
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nen t nach der Septemberschätzung nur um etwa 
500.000 t über die Vorjahrsernte. Diese Zahl verliert aber 
viel an Bedeutung angesichts der erheblich schlechteren 
Qualität des diesjährigen Korns. Es ist wesentlich 
leichter als im Vorjahr, ergibt also weniger Kleie und 
Mehl. Bei Weizen entspricht die Ernte noch nicht ein- 
mal dem Ernährungs- und Saatgutbedarf. Selbst wenn 
überhaupt keine Verfütterung von Weizen zugelassen 
würde, verbliebe eine Versorgungslücke von rund 
300.000 t. Zur Verfütterung ständen nach dieser Rech- 
nung aber nur 1.75 Millionen t. Roggen und Weizen 
zur Verfügung, während im letzten Jahr fast die dop- 
pelte Menge (3.4 Millionen t) in den Futtertrog wan- 
derte Da an den eigentlichen Futtergetreide-Arten, 
(Gerste und Hafer) nur etwa dieselben Mengen wie im 
Vorjahr geerntet wurden, ist ein Ausgleich von dieser 
Seite nicht zu erwarten. Ausserdem hat sich der Be- 
darf für Futterzwecke gegenüber dem Vorjahr infolge 
des stark angewachsenen Schweinebestandes nicht un- 
wesentlich gesteigert. Wenn auch den Landwirten jetzt 
eine weitgehende Umstellung der Schweinefütterung 
von Getreide auf Rüben und Kartoffeln nahegelegt 
wird. so bleibt doch ein ansehnlicher Fehlbedarf an 
Futtermitteln. Eine Deckung aus inländischen Getreide- 
vorräten ist nicht möglich. Sie sind im Landwirtschafts- 
jahr 1935/36 zum grossen Teil konsumiert worden. Es 
hat auch ganz den Anschein, als ob der Zwischenfrucht- 
bau im Gegensatz zum Vorjahr kein Ausgleichsfaktor 
von Bedeutung sein wird. Die späte Räumung der Ge- 
treidefelder in diesem Jahr hat die Bestellung mit Stop- 
pelfrüchten erheblich verzögert. 

Das alles bedeutet einen Zwang zu verstärkter Agrar- 
einfuhr, — sofern nicht wieder eine vorzeitige Ab- 
schlachtung der Schweinebestände mit all den un- 
günstigen Folgen für die Fleischversorgung der Bevöl- 
kerung stattfinden soll. 
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Es ist also nicht damit zu rechnen, dass bisher für 
Agrarzwecke verwendete Devisen für zusätzliche in- 
dustrielle Rohstoffimporte zur Verfügung stehen. Des- 
wegen wird das Dritte Reich nach weiteren Möglich- 
keiten von Devisenersparnissen Umschau halten. Nach 
Lage der Dinge kommt nur noch ein einziges Gebiet 
in Frage: Der Zinsentransfer. Deutschland transferierte 
bisher noch immer ca. 250 Millionen Mark jährlich für 
Zinszahlung. Angesichts seiner Auslandsschuld von 12 
Milliarden Mark ist das gewiss keine sonderlich hoher 
Betrag. Unter dem Druck der Rohstoffschwierigkeiten, 
die — wie wir gesehen haben — durch die neuen Ab- 
werlungen im ehemaligen Goldblock noch gewachsen 
sind, wird das Dritte Reich versuchen, eine weitere 
Kürzung der Transferquote vorzunehmen. Nach den 
Erfahrungen auf diesem Gebiet dürfte sich das Aus- 
land nach anfänglichen Protesten mit einer solchen 
Massnahme abfinden, die es sowieso schon lange er- 
wartet, 

Auf dem Gebiet der Devisenersparnis können also 
praktisch, wie wir gesehen haben, nur geringe Beträge 
für den Bezug industrieller Rohstoffe aus dem Ausland 
freigemacht werden. 


EINSATZ VON DEVISENRESERVEN 


Es gibt aber noch andere Möglichkeiten, zusätzliche 
Rohstoffimporte devisenmässig zu finanzieren. Das 
Dritte Reich kann nämlich eine bisher schon mitunter 
herangezogene Devisenreserve zum Einsatz bringen: 
den ausländischen Effektenbesitz seiner Untertanen. 

Schon unter der Kanzlerschaft Dr. Brünings 1931 
mussten alle deutschen Staatsangehörigen genaueste 
Angaben über ihre auf Auslandsvaluta lautenden Ak- 
tien und Obligationen machen. Sie waren gehalten, der 
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Reichsbank das Recht einzuräumen, diese Auslandsef- 
fekten gegen Reichsmark anzukaufen. Diese Bestands- 
erhebungen sind jährlich wiederholt worden. Immer 
eindringlicher wurden die Fragen und immer genauer 
die Antworten. Jede Verfügung über den Besitz an aus- 
ländischen Effekten, einerlei ob es sich um Tausch oder 
Verkauf handelt, ist an die Genehmigung der deutschen 
Devisenstellen geknüpft. Praktisch hat also der Staat 
bereits seine Hand auf diesen Besitz seiner Untertanen 
gelegt. Wenn es sein muss, könnte das Dritte Reich 
diese Effekten zur Bezahlung von Warenimporten 
heranziehen. 

Wie hoch ist diese Devisenreserve? Eine präzise Ant- 
wort kann nicht gegeben werden. Wohl weiss man, 
dass im Zeitpunkt der ersten Anmeldung der gesamte 
deutsche Auslandseffekten-Besitz einen Gegenwert von 
1'/, Milliarden RM präsentierte. Davon entfielen 800 
Mill. RM auf sogenannte börsengängige Effekten, der 
Rest auf unnotierte, offiziell auf keiner Börse gehan- 
delte Werte, Immerhin ein stattlicher Betrag, stünde er 
heute noch zur Verfügung. Das ist aber aus mehrfa- 
chen Gründen zu bezweifeln. Der grösste Teil des deut- 
schen Auslandseffektenbesitzes lautet auf Pfunde und 
Dollar. Die Entwertung dieser Valuten hat den in RM 
ausgedrückten Gegenwert dieser Aktien und Obliga- 
tionen natürlich um das Ausmass der Devalvation 
heruntergedrückt. 

Wohl dürfte durch die anglo-amerikanische Aktien- 
hausse der letzten 18 Monate ein nicht unbeträchtlicher 
Teil dieses Abwertungsverlustes wieder aufgeholt wor- 
den sein. Dagegen konnte sich der Pfund- und Dollar- 
Rentenbesitz deutscher Staatsangehöriger nicht entfernt 
im Ausmass der Abwertung erholen. Nun befinden sich 
in den Portefeuilles des deutschen Publikums auch er- 
hebliche Mengen von Aktien und Renten der ehemali- 
gen Goldblockländer. Auch auf diesem Besitz ruhen 
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gegenüber 1931 neben den Abwertungsverlusten auch 
z. T. beträchtliche Kurseinbussen. Man denke nur an 
die französischen und schweizer Renten. 

Schon aus all diesen Anlässen ist eine ansehnliche 
Dezimierung des deutschen Auslandseffekten-Besitzes 
anzunehmen. Eine weitere Verminderung ist durch die 
inzwischen erfolgte Verwertung grösserer Teilbeträge 
eingetreten. Die deutsche Industrie zog ihren Bestand 
an Auslandseffekten zum Rückkauf eigener, im Aus- 
land begebener Schuldverschreibungen und stellen- 
weise auch zur Bezahlung von Rohstoffen heran. Die 
deutschen Auswanderer erhielten, wenigstens bis 1935 
das freie Verfügungsrecht über ihre Auslandswerte. 
Ferner ist der Abgang durch Konversionen in Rech- 
nung zu stellen. Die Reichsbank sah darauf, dass der 
deutsche Besitzer Auszahlung verlangte und die Devi- 
sen an sie ablieferte. Schliesslich hat das Reich die 
deutschen Bankinstitute beauftragt, ihre Kundschaft 
zum Verkauf ihrer Auslandseffekten zu veranlassen. 
Bezeichnenderweise wurde sogar ein Aufgeld von 20% 
geboten. Sicherlich wollte sich das Reich auf diese 
Weise keinen Effektenbesitz zulegen, sondern benutzte 
die Eingänge zur Abdeckung von Import-Schulden 
gegenüber dem Ausland. 

Daher dürften per Saldo die in deutschen Händen 
befindlichen Auslandseffekten heute höchstens einen 
(Gegenwert von 300—400 Mill. RM repräsentieren. Das 
ist gemessen an einem monatlichen Einfuhrbedarf von 
rund 350 Mill. RM kein ansehnlicher Betrag. Da indes 
das Dritte Reich diese Devisenreserve nur zum Aus- 
gleich fehlender Spitzenbeträge benötigt, könnte ihr 
Einsatz zur Aufrechterhaltung der notwendigen Roh- 
stoffeinfuhren für einen längeren Zeitraum — etwa 
6—8 Monate — beitragen. 

Nach Verbrauch dieser letzten Reserve gäbe es frei- 
lich von der Devisenseite her keine Hilfe mehr für das 
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Dritte Reich — ausser einer neuen grossen internatio- 
nalen Anleihe. Ihr Zustandekommen hängt ausschliess- 
lich von politischen Faktoren ab. 


es wird 


Wie man die Dinge auch dreht und wendet 
für das Dritte Reich sehr schwer sein, einen anderen 
Ausweg aus der akuten Rohstoffklemme zu finden, als 
durch weitere Einschränkung des Lebensstandards sei- 
ner Bevölkerung. 


DAS PREIS-PROBLEM 


Die Wirtschaft des Dritten Reichs steht unter der 
Parole «Mengen-, nicht Preiskonjunktur». Man wollte 
bewusst eine Aufwärtsbewegung des Preisniveaus in 
Deutschland verhindern, um die Inflationsgefahr, die 
sich sonst bei der starken öffentlichen Kreditauswei- 
tung hätte ergeben können, von Anfang an zu bannen. 
Mit welchen Mitteln die Steuerung der Preise im Innern 
vorgenommen wurde, haben wir bereits gesehen. An 
dieser Stelle interessiert nur die Frage, ob das Ziel er- 
reicht worden ist, Die Antwort muss verneinend lauten. 
Das Preisniveau in Deutschland hat in den fast 4 Jah- 
ren der Staatskonjunktur einen Auftrieb erfahren, der 
durchaus nicht so klein ist, wie man es in Deutschland 
gern wahr haben möchte. 

Es ist ein schwieriges Unterfangen, die Preisentwick- 
lung in einer modernen Wirtschaft genau zu analysie- 
ren, weil zu viele Faktoren zu berücksichtigen sind, und 
weil viele Momente sich der Betrachtung entziehen, Die 
amtlich errechneten Grosshandel-Indexziffern geben 
normalerweise einen gewissen Anhalt über die Preis- 
entwicklung. Aber man darf nie vergessen, dass der 
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Preisindex keine naturgetreue Fotografie der Preisent- 
wicklung darstellt und darstellen kann. Die Preisindices 
müssen versuchen, der Tatsache Rechnung zu tragen, 
dass eine Preiserhöhung oder Preissenkung von Brot 
oder Kartoffeln eine viel grössere Bedeutung im Wirt- 
schaftsleben hat als die Preisveränderung von Glas- 
knöpfen. Auch die Preisveränderung von Eisen oder 
Kohle ist für den Wirtschaftsablauf von ganz anderer 
Tragweite als das Auf und Ab der Preise von Steck- 
nadeln. 

Mit Hilfe der «Gewichtung» der einzelnen Preise ver- 
sucht die Statistik, diese Zusammenhänge zu berück- 
sichtigen. Aber gerade diese Wägung der Preise öffnet 
natürlich allerlei Fehlerquellen Tür und Tor. Trotzdem 
wollen wir zunächst anhand der Preisindices des 
deutschen «Statistischen Reichsamts» die Entwicklung 
des deutschen Preisniveaus betrachten: 

Nach dem amtlichen Index der Grosshandelspreise, 
ist von Januar 1933, also dem Beginn des Dritten Rei- 
ches, bis zum Herbst 1936 eine Preissteigerung von ins- 
gesamt 14.5% eingetreten. Diese Entwicklung steht 
zwar in einem gewissen Widerspruch zu dem bei Be- 
ginn proklamierten Grundsätzen der Mengenkonjunk- 
tur. Aber objektiv betrachtet, ist das Ausmass dieser 
Steigerung keineswegs bedeutend zu nennen, besonders 
nicht für eine Zeitspanne, in der eine aktive Konjunk- 
tur-Politik des Staates unter Einsatz so erheblicher zu- 
sätzlicher Kreditmengen betrieben worden ist. 

Es kommt indes nicht so sehr darauf an, wie sich das 
statistisch errechnete Gesamt-Preisniveau entwickelt 
hat. Wichtiger ist die Frage, ob nicht im Verhältnis der 
Preise zu einander eine starke Verschiebung stattgefun- 
den hat, Das Verhältnis der Agrarpreise zu den Preisen 
der industriellen Rohstoffe und Fertigwaren, die Rela- 
tion der Preise für Produktionsgüter (Maschinen) zu 
den Preisen der Verbrauchsgüter (Textilien ete.) sind 
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Fragen, die für den Wirtschaftsablauf von entscheiden- 
derer Bedeutung sind, entscheidender jedenfalls, als die 
Entwicklung des statistischen Gesamtpreis-Niveaus. 

Die Preise in Deutschland haben von drei Seiten her 
eine starke Aufwärtsbewegung durchgemacht. 

Auf der einen Seite hat die nationalsozialistische Po- 
litik bewusst-gewollt die landwirtschaftlichen Preise 
über das Niveau der Krisenzeit kräftig nach oben ge- 
drückt: man wollte die Ertragsraten der deutschen 
Landwirtschaft teils aus politischen, teils aus ernäh- 
rungs- und wehrwirtschaftlichen Gesichtspunkten von 
Grund auf bessern. Die Inlandspreise der deutschen 
Landwirtschaft sind ganz erheblich über dem Niveau 
der Weltmarktpreise festgesetzt worden. Butter, Eier, 
Schlachtvieh, Esskartoffeln kosten heute weit mehr als 
vor der Machtergreifung der Nationalsozialisten. Der 
Agrar-Index der Grosshandelspreise weist nach der 
amtlichen deutschen Statistik seit Januar 1933 eine 
Steigerung von 30% auf. Die Bauern im Dritten Reich 
haben also keinen Grund, sich zu beklagen. Für den 
Konsumenten in der Stadt ist immerhin ein gewisser 
Trost, dass die Kleinhandelspreise nicht die gleiche 
Steigerung erfahren haben, weil der Nationalsozialis- 
mus darauf gesehen hat, dass der Handel auf einen Teil 
seiner Zwischengewinne verzichtet. Die Kaufkraft der 
Landwirtschaft ist also nicht allein auf Kosten der 
Kaufkraft der Konsumenten, sondern auch des Handels 
erhöht. 

War die Steigerung der Agrarpreise im grossen und 
ganzen von dem Nationalsozialismus bewusst herbei- 
geführt worden, so gibt es andere Preiserhöhungen, bei 
denen der Wille der Regierung keineswegs mitgewirkt 
hat. Das gilt besonders für die Preise ausländischer 
Rohstoffe. Nach dem Index des Statistischen Reichs- 
amts haben die auslandsbestimmten Rohstoffpreise in 
den letzten 3% Jahren eine Steigerung um 25% zu ver- 
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zeichnen. Hierin spiegelt sich nicht nur die per Saldo 
geringe Erhöhung der Weltmarktpreise (+ 9.4%) wi- 
der, sondern vor allem die Schwierigkeiten der deutschen 
Rohstoffversorgung, die nur durch Aufwendung zu- 
sätzlicher Kosten (Kompensationsprämien) durchge- 
führt werden konnte. 

Man kann sogar zweifeln, ob die amtliche Indexziffer 
dieser Entwicklung in genügendem Masse Rechnung 
trägt. Die aus Verrechnungsländern nach Deutschland 
eingeführten Waren, wie z. B. Wolle und Baumwolle 
sind nach den eigenen Angaben des amtlichen Instituts 
für Konjunkturforschung teurer, als die aus den übri- 
gen Ländern importierte. Die Annahme, dass der Preis- 
Index des Statistischen Reichsamts in diesem Falle ein 
eher zu günstiges als zu ungünstiges Bild entwickelt, 
liegt umso näher, wenn man berücksichtigt, dass nicht 
weniger als % der Einfuhr aus Verrechnungsländern 
stammt. Über dieses Problem wird an anderer Stelle 
noch näher zu sprechen sein. Hier genügt die Feststel- 
lung, dass die deutsche Wirtschaft für ihre vom Aus- 
land benötigten Rohstoffe erhöhte Aufwendungen zu 
machen hat. Auch wenn zunächst das allgemeine Preis- 
niveau dadurch nur wenig beeinflusst wird — der An- 
teil der ausländischen Rohstoffe am Nettowert der Fer- 
ligwaren-Produktion ist relativ niedrig —, so könnte 
doch eine gewisse Verteuerung der Lebenshaltung auf 
Teilgebieten entstehen. So haben sich bereits die Preise 
für Textilwaren nach dem amtlichen Index seit Anfang 
1933 um rund 20% erhöht. 

Deutschland ist bestrebt, seine heimische Rohstoff- 
erzeugung in grossem Stil auszubauen. In Zukunft wird 
es seine Anstrengungen in dieser Richtung noch erhö- 
hen, wie das auf dem Nürnberger Parteikongress ver- 
kündete «Vier-Jahres-Programm» beweist. Das Dritte 
Reich hat bisher schon, wie wir gesehen haben, auf 
diesem Gebiete viele Erfolge, jedenfalls in technischer 
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3eziehung erreichen können. Die Wirkungen auf das 
Preisniveau sind weniger erfreulich. Die deutschen 
Rohstoffe, die jetzt in stärkerem Masse erzeugt werden, 
z. B. Spinnfasern, Benzin, Metall usw., sind erheblich 
teurer, als die ausländischen gleichartigen Produkte. 
Je mehr diese inländischen Ersatzerzeugnisse zum Ver- 
brauch gelangen, umso mehr müssen sich ihre höheren 
Preise auswirken. Exakte, zahlenmässige Unterlagen 
für diese Entwicklung stehen nur teilweise zur Verfü- 
gung. So weiss man, dass Zellwolle per kg 1.80 RM 
kostet, dagegen Baumwolle nur 0.90 RM. Das Statisti- 
sche Reichsamt errechnet zwar einen «Index der in- 
landsbestimmten Rohstoffpreise», jedoch nach einem 
Schema, das die neueste Entwicklung und die völlig ver- 
änderte Zusammensetzung dieser inlandsbestimmten 
Rohstoffe nicht berücksichtigt. Nach dem Statistischen 
Reichsamt haben sich die inlandsbestimmten Preise 
seit 1932 nicht verändert — eine Feststellung, die zwar 
auf der zugrundegelegten statistischen Basis richtig sein 
mag, aber den tatsächlichen Verhältnissen in keiner 
Weise gerecht wird. 

Es kann nach dem Gesagten nicht überraschen, wenn 
die Preise für die Fertigwaren seit geraumer Zeit in 
stärkere Bewegung geraten sind. Allerdings muss eine 
Einschränkung gemacht werden. Die Produktionsmittel 
haben ihre Preise nicht erhöhen können, mussten sie 
sogar um 1,9% gegenüber Januar 1933 ermässigen. 
Der Staat als Auftraggeber für das Gros dieser Pro- 
duktionsmittel hat eisern darauf gehalten, dass ihm 
keine höheren Preise angerechnet werden. Er konnte 
auch mit gutem Grund eine solche Politik befolgen, 
da diesen Industrien durch die bessere Ausnutzung 
ihrer Fabrikanlagen zusätzliche Gewinne entstanden, 
die zum Ausgleich von teureren Rohstoff-Beschaffun- 
gen herangezogen werden konnten. Dadurch, dass 
die Maschinen usw. erheblich besser ausgenutzt waren 
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als in der Krise, verteilte sich nämlich die Summe 
ihrer festen Lasten (Zinsen, Amortisationsraten etc.) 
auf eine weit grössere Mengenproduktion. Die Kosten- 
belastung für das einzelne Produkt wurde dadurch 
wesentlich geringer, oder anders ausgedrückt, der 
Gewinn an dem einzelnen Produkt steigerte sich. Wie 
stark diese Verringerung der Kosten gewesen ist, kann 
man daraus ersehen, dass die Aufwendungen für 
Löhne und Gehälter in den 3 Jahren nationalsoziali- 
stischer Wirtschaftspolitik um 21% stiegen, dagegen 
der Umsatz um 53%, Unnötig zu erwähnen, dass na- 
türlich auch die in der vorhergegangenen Hochkon- 
junktur durchgeführte Rationalisierung zu diesem 
Effekt wesentlich beigetragen hat. 

Bei den Konsumgütern liegen die Verhältnisse 
grundsätzlich anders. Einmal ist der Anteil der aus- 
ländischen Rohstoffe resp. der teureren heimischen 
Ersatzstoffe im Fertigwarenprodukt viel grösser als 
bei den Produktionsgütern, Vor allem aber kam die 
Konsumgüter-Industrie kaum in den Genuss der so- 
genannten «Kosten-Degressions, Ihre Kapazitäts-Aus- 
nutzung hat in den 3% Jahren des Hitler-Regimes we- 
sentlich weniger zugenommen (+29%) als bei den 
Produktionsgütern (+ 121%)! Die Verbrauchsgüter- 
Industrie musste die erhöhten Aufwendungen für Roh- 
stoffe auf die Konsumenten abwälzen, obwohl gesetz- 
liche Massnahmen dies möglichst zu hindern suchten. 
Wenn der amtliche Index trotzdem eine Steigerung 
der Fertigwaren-Preise der Konsumgüter in den letz- 
ten 3% Jahren um rund 17% angibt, so muss die 
Preis-Auftriebs-Tendenz bei den Verbrauchsgütern 
ausserordentlich gross sein. 

Das Ergebnis unserer Untersuchung lässt sich also 
dahin zusammenfassen: Die Spannungen innerhalb 
des deutschen Preisgefüges haben selbst nach den 
amtlichen deutschen Statistiken stark zugenommen. 
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Die Index-Ziffern spiegeln aber die Entwicklung 
noch nicht einmal deutlich wieder. Nicht etwa, weil die 
deutsche Statistik gefälscht sein muss, sondern weil 
sich gewisse Erscheinungen mit Index-Berechnungen 
einfach nicht erfassen lassen. Die Index-Ziffern gehen 
davon aus, dass das Warenangebot qualitativ gleich 
bleibt. Das ist aber in Deutschland nicht der Fall. 
Die Qualitäten der angebotenen Waren haben sich 
weitgehend verändert. Weil den Verkäufern Preiser- 
höhungen von staalswegen SO ausserordentlich schwer 
gemacht werden, sind sie dazu übergegangen, die 
Sortimente neu zu gruppieren. Sie führen die billigen 
Waren nicht mehr, sondern ziehen es vor, die Waren 
in besserer oder angeblich besserer Ausführung her- 
auszubringen, weil der Gewinn-Coeffizient bei diesen 
Waren ungleich höher ist. 

Bei der Warenknappheit, die in Deutschland min- 
destens an gewissen Produkten herrscht, finden die 
Verkäufer für ihre teureren Waren leicht Abnehmer. 

Ausserdem erfolgen Änderungen der Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen zu Gunsten der Lieferan- 
ten, um auf diesem Umweg einen Ausgleich für die 
erhöhten Gestehungskosten zu suchen. Auch ‚solche 
indirekten Preiserhöhungen schlagen sich nicht in 
einer rein indexmässigen Betrachtung der Preise nie- 
der, genau so wenig wie die vielen inzwischen erfolg- 
ten Kürzungen von Rabatten usw. 

Im übrigen darf ein wichtiger Umstand bei allen 
Preisvergleichen mit den amtlichen Indexziffern zu 
Anfang 1933 nicht ausser Acht gelassen werden. Der 
Index des Statistischen Reichsamts war Anfang 1933 
überhöht. Die Preise sind in Wirklichkeit erheblich 
niedriger gewesen. Das klingt zunächst etwas überra- 
schend. Aber folgender Umstand muss hinreichend 
berücksichtigt werden: 

Die deutsche Wirtschaft ist in einem ausserordent- 
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lich grossen Umfang kartelliert, d. h. die Preise für 
das Gros der erzeugten Güter sind kartellmässig ge- 
bunden. In der Krise haben die einzelnen Mitglieder 
der Kartelle ihre Waren unter den Listenpreisen ver- 
kauft, um nur überhaupt Absatz zu finden. Jeder 
Kenner der deutschen Wirtschaft weiss, dass Ende 
1932/Anfang 1933 in den meisten Fällen die soge- 
nannten Listenpreise, d. h. die Kartellpreise, nur auf 
dem Papier standen. In Wirklichkeit erfolgten die 
Belieferungen der Verbraucher zu ganz anderen, er- 
heblich niedrigeren Bedingungen. In der Statistik kön- 
nen diese tatsächlich gezahlten Preise nicht berück- 
sichtigt werden. Hier werden den Berechnungen die 
offiziellen Listenpreise zugrunde gelegt. Es ergibt sich 
das merkwürdige Resultat, dass die Kartellpreise in 
der Statistik von 1928/1932 sich nur um 20 % von 105 
auf 83,9 ermässigt haben, während die «freien Preise» 
in der gleichen Zeit von 97,4 auf 47,5, etwa um 51,2% 
zurückgegangen sind. 

Derartige grosse Disparitäten der Preisentwicklung 
hat es nicht gegeben. Die Kartellpreise sind in Wirk- 
lichkeit der Entwicklung der «freien Preise» stärker 
gefolgt. Wenn also der amtliche Grosshandels-Index 
die Kartellistenpreise berücksichtigt, so muss der 
Preisindex höher erscheinen, als es in Wirklichkeit 
gewesen ist. Der Ausganspunkt 1933 liegt also zu 
hoch. 

Umgekehrt wird jetzt die Preissteigerung kleiner 
gezeichnet, als sie in praxi ist. Die Kartelle machten 
nämlich in der Staatskonjunktur die auf dem Papier 
stehenden Listenpreise effektiv. Die Kartell-Mitglieder 
haben es nicht mehr nötig, unter Listenpreisen zu ver- 
kaufen. Auf der anderen Seite hat die Kartellierung 
der deutschen Industrie seit der Herrschaft der natio- 
nalsozialistischen Regierung weitere Fortschritte ge- 
macht, Fortschritte, die natürlich eine Preiskorrektur 
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nach oben zur Folge hatten. Ausgesprochener Zweck 
dieser Zusammenschlüsse war ja eine Revidierung 
der Preise, um «unwirtschaftliche Wettbewerbe», wie 
ınan so schön sagt, auszuschalten. 

Nach der Statistik des Reichsamis haben die freien 
Preise von 1932 bis Mitte 1936 eine Steigerung um 
359% aufzuweisen, während die Kartellpreise sogar 
um 1,3% gesunken sind. Nun ist es zwar richtig, dass 
die Regierung einzelne Kartelle zu einer Ermässigung 
ihrer Listenpreise gezwungen hat, so für Kali, Stickstoff, 
Zement, Flachglas und Dachpappe. Aber diesen Preis- 
senkungen stehen doch Preiserhöhungen in grösserer 
Zahl gegenüber, die statistisch nicht erfasst werden. 

Wie stark das deutsche Preisgefüge tatsächlich in 
Bewegung geraten ist, lehrt ein Blick auf die folgende 
vom deutschen Statistischen Reichsamt selbst veröf- 
fentlichte Liste. Lediglich in den 12 Monaten des Jah- 
res 1935 stiegen die Preise für 


Kälber um 67.6% Maschinenöl um 20.6% 
Blei „526% Rohjule „.20.4% 
Hanf „.50.0% Tee „195% 
Gasöl „476% Käse „ 16.7% 
Kühe . 31.3% Leinkuchen „ 181% 
Ochsenhäute .„ 36.7% Speck „ 117% 
Rohseide „348% Wolle „78% 
Kupfer „ 278% Rindboxleder „ 68% 


Diese Einzelheiten kommen in den Indexziffern, die 
ja nur einen Ausschnitt erfassen können, ungenügend 
zum Ausdruck. Sie sind aber von grösster Bedeutung 
für die Beurteilung der Gesamtsituation. 

Wie wird sich nun das Preisniveau weiterhin in 
Deutschland entwickeln? Die Tendenzen zur Preis- 
steigerung werden in verstärktem Masse wirksam 
werden. Das Rohstoffproblem wird nichts von seiner 
Schwere verlieren. Es ist nicht zu erwarten, dass das 
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deutsche Devisenaufkommen beträchtlich zunimmt. Es 
wäre schon viel erreicht, wenn das bisherige Niveau 
gehalten werden könnte. Die Spanne zwischen Welt- 
marktpreisen und deutschen Einfuhrpreisen wird sich 
also nicht schliessen. Solange Deutschland nicht bar, 
sondern in grossem Umfange auf dem Verrechnnugs- 
wege kaufen muss, werden die Verkäufer Überpreise 
fordern. Schaltet man aber die ausländische Roh- 
stoffeinfuhr zugunsten der heimischen neugeschaffe- 
nen Produkte stärker aus, so ist preislich damit 
nichts gewonnen. Die Spinnstoffe, das Öl, die Erze, 
die heimische Wolle, alle diese Produkte sind erheb- 
lich teurer als die Devisenwaren. Eine steigende Ver- 
sorgung der deutschen Wirtschaft mit diesen Koh- 
stoffen geht also auf Kosten der Konsumenten. Sie 
müssen die teureren Waren auch teurer bezahlen, Es 
wird natürlich von staatswegen versucht werden, 
diese Verteuerung nicht in vollem Umfang den Kon- 
sumenten fühlbar werden zu lassen. Die Gewinnmar- 
gen der Industrie und des Handels müssen weiter be- 
schnitten werden, um einen zu schnellen Aufstieg der 
inländischen Preise zu verhindern. Dass die davon 
Betroffenen keine Neigung verspüren, ihrerseits ver- 
stärkte Investitionen vorzunehmen, ist verständlich. 
Das erleichtert den so nötigen Übergang von der 
Staatskonjunktur zur freien Konjunktur in gar keiner 
Weise. 

Auch durch die steigenden Weltmarktpreise muss 
das deutsche Preisniveau ungünstig beeinflusst wer- 
den. Über die Verteuerung der Rohstoffwaren durch 
Kompensationsprämien usw. hinaus tritt die normale 
Verteuerung infolge der Marktentwicklung. Der ein- 
zige Vorteil dieser Weltmarktteuerung ist eine Ver- 
minderung des Preisabstandes zwischen den Ersatz- 
Rohstoffen und den echten Auslandswaren. Diese Tat- 
sache mag die Erbauer der Ersatzstoffabriken etc. 
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mit grosser Freude erfüllen. Auf die Entwicklung des 
Preisniveaus bleibt dies natürlich ohne Einfluss. 

Wenn australische Wolle von bisher RM 90 auf 120 
RM per 100 kg. anzieht, so ist es für die Textilfabrikan- 
ten kein Trost, dass der Preis für deutsche Zellwolle 
mit RM 180 stabil geblieben ist. Zellwolle lässt sich 
nämlich nur in Verbindung mit echter Auslandswolle 
verarbeiten. Die Verringerung des Preisabstandes zwi- 
schen diesen beiden Textilfasern beeinflusst die Kal- 
kulation des Textilindustriellen nicht, wohl aber die 
Tatsache der höheren Aufwendung für Wolle, die mit 
Devisen bezahlt werden muss. 

Noch aus einem anderen Grunde muss die Preis- 
kurve nach oben gedrückt werden. Die Betriebe der 
deutschen Produktionsgüterindustrie sind durch die 
staatlichen Aufträge für die Aufrüstung immer stär- 
ker beschäftigt worden. Dieser Beschäftigungszuwachs 
hatte eine entscheidende Besserung der Rentabilität 
auch bei gleichbleibenden Preisen zufolge. Von 1932 

1935 stiegen z. B. die Aufwendungen für Löhne und 
Gehälter in der gesamten deutschen Industrie um 
21%, während der Umsatz um 53% zunahm! Die 
normale Abschreibungsquote, die Zinskosten, die G®- 
neralunkosten, kurz alles das, was man mit fixen 
Kosten bezeichnet, verteilte sich auf eine weit grös- 
sere Mengenproduktion mit dem Ergebnis, dass die 
Kostenbelastung je Produktionseinheit wesentlich ge- 
ringer wurde. Daher gelang es den Unternehmungen 
allein durch die Tatsache der Mehrbeschäftigung er: 
heblich Gewinne zu erzielen. Sie ermöglichten es, die 
gestiegenen Preise für die aus dem Ausland zu be- 
ziehenden Rohstoffe hinzunehmen, ohne diese Lasten 
durch Preiserhöhungen in vollem Umfang abzuwälzen. 

Diese günstigen Auswirkungen der Senkung der 
fixen Kosten haben keinen ewigen Bestand. Die Pro- 
duktionsgüterindustrien sind infolge der immer mehr 
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anschwellenden Staatsaufträge mittlerweile bis über 
die Grenzen ihrer optimalen Leistungsfähigkeit be- 
schäftigt. In der Praxis hat sich nach einer im Jahre 
1935 angestellten Untersuchung des deutschen Insti- 
tuts für Konjunkturforschung und der deutschen In- 
dustrie gezeigt, dass das wirtschaftliche Optimum der 
Kapazitätsausnutzung um 10%, 15%, ja auch 20% 
unter dem technischen Maximum liegt. Das bedeutet 
auf die gegenwärtigen Verhältnisse angewandt, dass 
die Industrie Erzeugungsmöglichkeiten von geringer 
Wirtschaftlichkeit einsetzen, in Ausnahmefällen so- 
gar Neuinvestitionen vornehmen muss. Die fixen Kosten 
beginnen also wieder zu steigen. Die Rentabilitäts- 
lage der Industrie erfährt eine Verschlechterung. Sie 
wird weniger widerstandsfähig gegenüber Preiser- 
höhungen der Vorlieferanten und daher bestrebt sein. 
diese Lasten auf die Verbraucher abzuwälzen. 

Es kommt hinzu, dass sich die Fähigkeit der In- 
dustrie, Verschiebungen im Preisgefüge in sich zu ab- 
sorbieren, wesentlich verringert hat. Der Druck der 
Steuern und Abgaben nimmt erheblich zu. Die steuer- 
liche Erfassung der Gewinne ist viel schärfer gewor- 
den. Schon das ist im Endergebnis einer Steuererhö- 
hung gleichzusetzen. Dazu tritt die starke effektive 
Erhöhung der Steuer auf die verteilten und unverteil- 
ten Gewinne der Industriegesellschaften seit dem 
Herbst 1936. Ausserdem aber werden die Ausgaben für 
das immer weiter ausgebaute System der Importkon- 
trolle von der Industrie in Form von Umlagen und Ab- 
gaben eingezogen. Vor allen Dingen muss das teure Ex- 
portprämiensystem zwangsweise bezahlt werden. Es 
wurde ferner der Wirtschaft ausdrücklich verboten, die 
Lasten der Gütertariferhöhungen der Reichsbahn von 
Ende 1935 um 5 % auf die Abnehmer abzuwälzen, ob- 
wohl sie für die Eisenindustrie zusätzliche Aufwendun- 
gen von etwa RM 7 Mill., für die Kohlenindustrie von 
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etwa 20 Mill. und für den Rest der gewerblichen Wirt- 
schaft von etwa 73 Mill. bedingen. 

Die Kostenlage der Industrie beginnt sich also zu 
verschlechtern. Die logische Folge ist eine Zunahme 
der Spannung im Preisgefüge, oder anders ausgedrückt, 
eine verstärkte Auftriebstendenz des allgemeinen Preis- 
niveaus. 

Die Regierung wird und muss natürlich alles ver- 
suchen, um den Preisauftrieb möglichst gering zu hal- 
ten. Sie wird dem in gewissen nationalsozialistischen 
Kreisen immer lauter werdenden Ruf nach energischem 
Eingreifen in das Preisgebaren der marktbeherrschen- 
den Monopolunternehmungen entgegenkommen müs- 
sen. Die Syndikats- und Kartellpreise dürften bald das 
Ziel einer neuen Attacke des Regimes sein. Man wird 
mit Gewalt gewisse Ermässigungen dieser Preise 
durchsetzen unter Hinweis auf die offen ausgewiese- 
nen Gewinne und die hohen internen Rückstellungen. 
Ein Anfang ist bereits gemacht. Der «Reichsnähr- 
stand» hat im Sommer 1936 eine neue Senkung der 
Preise für stickstoffhaltige Düngemittel herbeigeführt. 
Der offizielle Kommentar ist lehrreich: die Landwirt- 
schaft begründe ihren Anspruch auf Preiszugeständ- 
nisse der Industrie einmal mit der steigenden Absatz- 
kurve der Düngemittel und der sich daraus ergebenen 
Kostendegression, und zum Anderen mit der Tatsache, 
dass eine weitere Erhöhung der Agrarpreise mit Rück- 
sieht auf den Verbraucher nicht möglich sei. Eine 
Schliessung der immer noch geöffneten Preisschere 
(zwischen Produkten der Landwirtschaft und der In- 
dustrie) könne demnach nur durch eine Senkung ins- 
besondere der industriemässig hergestellten Produk- 
tionsmittel der Landwirtschaft erreicht werden. 

Ob freilich die auf diesem dornenvollen Gelände 
mit seinen innenpolitischen Fallgruben zu erzielenden 
Erfolge gross genug sein werden, um die sonstigen 
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Auftriebstendenzen der deutschen Preise auszuglei- 
chen, erscheint sehr fraglich. 

Eine bezeichnende Stellungnahme zu den tatsächlich 
eingetretenen starken Preissteigerungen findet sich in 
der «Deutschen Arbeits-Korrespondenz>, herausgege- 
ben von der «Arbeitsfront». Dort heisst es in einem An- 
lang Oktober 1936 erschienenen Aufsatz «Nun aber 
auch ernst gemacht» u. a.: 

‘Mit tiefstem Ernst und stärkstem Nachdruck hat 
der Führer auf dem Reichsparteitag stabile Löhne 
und Preise verlangt. Niemand, der seine Rede mit an- 
gehört hat, wird über seine Entschlossenheit, den 
Worten erforderlichenfalls auch Taten folgen zu 
lassen, im Zweifel sein. Die Stabilität der Löhne und 
Gehälter ist gegeben. 

„Anders steht es mit den Preisen. Hier ist das bis 
vor kurzem noch nahezu unveränderte Niveau in den 
letzten Monaten in eine für jeden spürbare Bewegung 
geraten, die umso ansteckender wirkt, als keiner bei 
der allgemeinen Auflockerung der Preise der Letzte 
sein will, den hinterher die Hunde beissen. Von der 
Gemüsefrau bis zur Pensionsinhaberin, vom Schläch- 
ter bis zur Putzmacherin behaupten alle samt und 
sonders, sie müssten höhere Preise haben, «denn alles 
sei teurer geworden». Auf die Frage, was oder wer 
denn dieses «alles» sei, bleiben sie einem freilich die 
Antwort meist schuldig. Immerhin: ein Keil treibt 
den andern. Und die mit der Preisüberwachung be- 
auftragten Stellen sollten nachgerade etwas energi- 
scher zugreifen. Auch würde das Statistische Reichs- 
amt seinen sonstigen Verdiensten ein weiteres hinzu- 
fügen, wenn es sobald wie möglich eine einmalige 
Repräsentativstatistik eines Arbeiterhaushalts durch- 
führen würde. Wahrscheinlich würden sich hierbei 
recht unerwartete Feststellungen ergeben. Mögen 
auch dank der Marktordnung des Reichsnährstandes 
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und der Festpreise der Kartelle die Preise der wich- 

tigsten Lebensgüter stabil geworden sein, so trifft 

dies doch für alle übrigen Güter des täglichen Be- 
darfs nur noch in sehr beschränktem Umfang zu. 

Die Erhaltung der Kaufkraft der breiten Massen aber 

ist die wichtigste Aufgabe, die es neben der Rohstoff- 

versorgung zur Zeit zu lösen gilt.» 

Neue Eingriffe in die Preisgebahrung der Wirtschaft 
dürften im Übrigen vom konjunkturpolitischen Stand- 
punkt aus mehr Schaden als Nutzen stiften. Was auf 
preispolitischem Terrain vielleicht gewonnen wird, geh 
auf anderen Gebieten wieder verloren. Die Investitions- 
freudigkeit der Industrie wird nämlich dadurch weiter 
gedämpft, oder anders ausgedrückt: die Überleitung 
der Staatskonjunktur in einen auf private Initiative ge- 
gründeten Wirtschaftsaufschwung wird noch mehr 
erschwert. Gerade das muss aber dem Dritten Reich be- 
sonders unangenehm sein. Denn diese Konstellation 
zwingt den Staat, aus Angst vor Konjunkturrückschlä- 
gen und ihren innenpolitischen Folgen, zu immer neuen 
Aufträgen an die Wirtschaft und damit zu immer neuen 
finanziellen Gewaltanstrengungen. Ihnen kann auf die 
Dauer auch ein von Haus aus so widerstandfähiger 
Körper wie Deutschland nicht gewachsen sein, ohne 
ernsthafte und dauernde Schädigung davonzutragen. 

Die deutsche Wirtschaftspolitik bewegt sich also 
zwischen Seylla und Charybdis. Das bestärkt uns in 
der Annahme, dass auf keinen Fall per Saldo eine 
Senkung, sondern wahrscheinlich eine weitere Steige- 
rung des deutschen Preisniveaus zu erwarten ist. 

Die Diskrepanz zwischen dem deutschen und dem 
internationalen Preisniveau wird sich also nicht ver- 
ringern. Hiermit berühren wir das Kernstück des 
deutschen Preisproblems. Das deutsche Preisnivear 
hat sich bisher entgegengesetzt der Weltpreistendenz 
entwickelt. Der Steigerung der Grosshandelspreise in 
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Deutschland in den letzten 3% Jahren um 14.5% steht 
ein durchschnittlicher Rückgang der Grossbandels- 
preise in der Welt von 9% gegenüber. Da schon zu 
Anfang 1933 eine scharfe Spanne zwischen deutschen 
Preisen und Weltmarktpreisen bestand, kann man 
sich ausmalen, welche Kluft zwischen Weltmarktprei- 
sen und deutschen Preisen sich allmählich herausgebil- 
det hat. Daraus resultieren hauptsächlich die Schwierig- 
keiten, mit denen die deutsche Ausfuhr zu kämpfen 
hat. Organisch könnte sie erst durch Anpassung des 
deutschen Preisniveaus an das We 


ltpreisniveau be- 
seitigt werden. Dies wird aber um 


so schwieriger, je 
mehr sich die Spanne zwischen internationalem und 
deutschem Preisniveau vergrössert. Mit normalen Mit- 
teln lässt sich diese Anpassung kaum mehr erreichen. 
Es bedarf des Einsatzes des Währungsinstruments, um 
die Kluft zwischen der deutschen und der internatio- 
nalen Kaufkraftparität auszufüllen. So mündet 
Preisproblem in das Währungsproblem. 


das 


DAS WÄHRUNGSPROBLEM 


Die Wirtschaftspolitik des Dritten Reiches konnte 
ihre schrankenlose Diktatur über die deutsche Wirt- 
schaft errichten. Sie konnte Deutschlands Einfuhr und 
Ausfuhr, Erzeugung und Verbrauch regulieren und reg- 
lementieren. Sie vermochte aber nicht, Herrschaft über 
die Weltwirtschaft zu gewinnen. Dies wird auch in Zu- 
kunft nicht anders sein, so gross auch vielleicht die 
sonstigen Erfolge des Nationalsozialismus sein mögen. 
Die Weltwirtschaft gehorcht eigenen Gesetzen. Weder 
Herr Schacht, noch Herr Göring oder selbst Herr Hitler 
können das ändern. Und weil dies so ist, deswegen er- 
geben sich grosse, scharfe Spannungen zwischen der 


deutschen Wirtschaft und der Weltwirtschaft. 
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Nicht nur wegen des in Deutschland herrschenden 
Wirtschaftssystems, nicht nur wegen der bestehenden 
Devisen-Zwangswirtschaft, der Importkontrolle und an- 
derer staatswirtschaftlicher Massnahmen; das sind Wir- 
kungen, nicht Ursachen. Das deutsche Preisniveau hat 
sich völlig anders als das Weltpreisniveau entwickelt. 
Schon vor der Machtergreifung des Nationalsozialismus 
waren diese Verschiedenheiten festzustellen. Sie haben 
sich nach 1933 in grotesker Weise verstärkt. 

Die Währungsentwertung Englands und Amerikas 
revolutionierte das internationale Preisniveau von 
Grund auf. Die Preise, gerechnet in abgewerteten £ und 
% stiegen wohl. Das Ausmass dieser Preiserhöhung 
blieb aber erheblich hinter dem Umfang der Währungs- 
verschlechterung zurück. Mit anderen Worten: es san- 
ken die auf Goldpfund und Golddollar umgerechneten 
Preise in England und U. S. A., und damit sanken die 
Goldpreise in all den Ländern, die dem Pfund- und Dol- 
larblock beitraten. Nun vollzieht sich bekanntlich der 
grösste Teil des Welthandels in Pfund und Dollar. 

Kein Wunder, dass die Preise des Weltmarktes, in 
Gold gerechnet, einen Tiefstand erreichten. Die Länder, 
die den Weg Englands und Amerikas zwecks Aufrecht- 
erhaltung ihrer Konkurrenzfähigkeit auf dem Welt- 
markt nicht gehen wollten, waren gezwungen, das 
eigene Preisniveau anzupassen. Es gab dafür nur ein 
einziges Mittel: einen konsequenten Druck auf Preise 
und Löhne, also Deflation. Die Erfolge, die mit dieser 
Politik erreicht wurden. sind teilweise erstaunlich gross. 
Besonders in Frankreich war der seit der Pfundentwer- 
tung entstandene Abstand zwischen den englischen und 
den französischen Preisen bis zum Frühjahr 1936 ganz 
ausgeglichen. Aber auch Holland hatte sich mit Erfolg 
bemüht. sein Preisniveau erheblich zu senken. 

Der Weg der Deflation ist ausserordentlich dornen- 
voll. Der Druck auf die Löhne erzeugt sehr oft politi- 
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sche Unzufriedenheit. Die Deflation ist meist Ursache 
einer schweren Wirtschaftskrise, der alle nicht gesun- 
den Elemente zum Opfer fallen. Diese der Deflation 
innewohnenden politischen und wirtschaftlichen Gefah- 

ren sind der Anlass, weswegen die meisten Länder vor- 
zeitig das Rennen aufgaben, und die organische Lösung 
des Kostenproblems durch starken Deflationsdruck mit 
einer künstlichen Lösung des Wertproblems, nämlich 
mit Abwertung der Währung vertauschten. Man 
braucht nur auf die Vorgeschichte der Devalvation des 
Franken hinzuweisen, um die Richtigkeit dieser These 
bestätigt zu finden. 

Die internationalen Währungskämpfe, deren Zeugen 
wir sind, bedeuten also in Wirklichkeit nichts anderes, 
als den Versuch, das Preisniveau der einzelnen Länder 
in eine bessere Relation zu einander zu bringen. Defla- 
tion und Devalvation sind im Grunde nur verschiedene 
Methoden zur Erreichung desselben Ziels. 

Das nationalsozialistische Deutschland beteiligt sich 
an diesem Ringen um die Schaffung eines neuen inter- 
nationalen Preisniveaus direkt nicht. Es betreibt sogar 
eine Politik, die in einem vollkommenen Gegensatz zu 
den Tendenzen der Weltwirtschaft steht. Die gross- 
zügige Kreditinflation und die Erzeugung einer Hoch- 
konjunktur durch staatliche Aufträge hat das Preis- 
niveau in Deutschland trotz aller Zwangsmassnahmen 
steigen lassen. Selbst der amtliche deutsche Index lässt 
erkennen, dass in den 3% Jahren nationalsozialistischer 
Wirtschaftspolitik die Grosshandelspreise in Deutsch- 
land um fast 15% gestiegen sind. 

Wir haben in einem früheren Zusammenhang dar- 
gelegt, dass die tatsächliche Steigerung über das amt- 
lich zugegebene Ausmass hinausgeht. Aber legen wir 
unseren gegenwärtigen Betrachtungen ruhig die amt- 
lichen Ziffern zugrunde. Wir stellen dann Folgendes 
fest: Der Steigerung des Grosshandelspreises in 
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Deutschland in den letzten 3% Jahren um fast 15% 
steht ein Rückgang der Grosshandelspreise in der Welt 
um 9% gegenüber, wohlgemerkt vor der Devalvation 
des «Goldblocks». Das englische Preisniveau hat sich 
seit 1933 sogar um 15.2% ermässigt. Die Preisverhält- 
nisse haben sich also zu ungunsten Deutschlands um 
23%, resp. 29% verschoben. 

Die Überteuerung des deutschen Preisniveaus um fast 
‘/, spiegelt aber nur die Entwicklung seit 1933 wieder. 
Sie gibt keineswegs das Gesamtausmass des erhöhten 
deutschen Preisniveaus wieder. Schon zu Anfang 1933 
bestand eine scharfe Spanne zwischen deutschen Prei- 
sen und Weltmarktpreisen. Der Weltdurchschnitt der 
Grosshandelspreise in Gold wird nach offiziösen deut- 
schen Berechnungen für 1933 mit 76.0 angegeben. Der 
deutsche Index aber bewegte sich damals bei 93.3. Also 
bereits damals bestand eine Überhöhung des deutschen 
Preisniveaus um 22.83%. Gegenüber England liess sich 
sogar eine Preisspannung von rund 36.6% zu ungun- 
sten Deutschlands nachweisen. In 3% Jahren national- 
sozialistischer Herrschaft hat sich das deutsche Preis- 
niveau noch stärker vom internationalen Stand ent- 
fernt. Heute sind die deutschen Preise am durchschnitt- 
lichen Weltniveau (vor der Devalvation des «Gold- 
blocks») gemessen um 45.7% überhöht, wobei zu be- 
denken ist, dass die englischen Preise dieses Weltniveau 
um 18.5% unterschreiten. 

Grob gerechnet sind also die deutschen Preise am 
Weltniveau gemessen um 50% zu hoch. Das ist der tie- 
fere Grund, weswegen die deutschen Waren am Welt- 
markt immer schwieriger abzusetzen sind, weswegen 
Deutschland immer grössere Exportprämien gewähren 
muss, um überhaupt eine Ausfuhr aufrechtzuerhalten, 
die zur Bezahlung der benötigten Importwaren gerade 
ausreichen. Wir haben gesehen, dass die deutsche 
Wirtschaftspolitik nicht nur mit Hilfe der Exportprä- 
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mien, sondern auch mit Hilfe einer abgewerteten 
Aussenwährung die teueren deutschen Waren auf das 
Niveau des Weltmarktes künstlich hinunterzuschleusen 
versucht. Diese Methode mag originell sein. Sie kann 
auch eine geraume Zeit durchgehalten werden. Das 
Problem als solches, nämlich: die Ausgleichung der 
deutschen Produktionskosten an die Produktionskosten 
der Welt, wird damit nicht gelöst. Drei Lösungswege 
sind theoretisch denkbar: 


Preis- und Kostensenkung in Deutschland, 
Währungsabwertung in Deutschland, 
scharfer Preisanstieg ausserhalb Deutschlands. 


Eine Preis- und Kostensenkung, die gross genug 
wäre, um die starke Spannung gegenüber dem Welt- 
niveau zu beseitigen, ist beim heutigen Stand der Dinge 
nicht durchzuführen. Die Preise in Deutschland sind 
trotz aller einschränkenden Massnahmen des Dritten 
Reiches in Bewegung geraten. Sie tendieren deutlich 
nach oben. Es wird alle Mühe machen, diese Bewegung 
abzufangen. Aber es ist nicht daran zu denken, die Pro- 
duktionskosten in Deutschland auf einen Stand herun- 
terzuschrauben, der einen Vergleich mit dem Welt- 
niveau auch nur einigermassen aushält. Dazu wäre der 
Übergang zu einer echten Deflationspolitik notwendig 
Man müsste also praktisch dort wieder anfangen, wo 
man 1932 in Deutschland bereits aufgehört hatte. Die 
deutsche Wirtschaft. der man den weiteren Leidensweg 
der Deflation ersparen wollte, wäre unter viel ungünsti- 
geren Bedingungen auf diesen Weg zurückzuführen. 
Das Dritte Reich mag stark sein. Für eine solche Ope- 
ration ist es sicher nicht stark genug. All die halberfüll- 
ten Versprechungen und Verheissungen der N. S.D. 
A. P. müssten offen über Bord geworfen werden. Der 
ohnehin schon nicht hohe Lebensstandard der deut- 
schen Masse müsste radikal gesenkt werden. Den 
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daraus erwachsenden innenpolitischen Spannungen 
wäre selbst eine Hitler-Diktatur nicht gewachsen. 

Einen Preisanstieg ausserhalb Deutschlands herbei- 
zuführen, liegt nicht in der Macht der deutschen Wirt- 
schaftspolitik. Wohl weisen die Weltmarktpreise neu- 
estens eine steigende Tendenz auf. Aber diese Steige- 
rung war bisher verhältnismässig gering. Dass sich das 
Tempo der internationalen Preiserhöhung stärker for- 
eiert, ist kaum anzunehmen. Dazu sind noch zu viel 
Krisenreste in der Welt vorhanden. Dazu fehlt vor 
allem die Grundvoraussetzung jeder umfangreichen in- 
ternationalen Konjunktur — das Vertrauen. Bleibt also 
nur zur Überbrückung der tiefen Kluft zwischen Welt- 
marktpreisen und deutschen Preisen die künstliche 
Kostensenkung mittels einer Abwertung der deutschen 
Währung. Je eher und je schneller sie erfolgt, desto 
besser scheint es für Deutschland zu sein. Aber die 
deutschen Machthaber sind sich in dieser Frage uneins. 
Besonders der verantwortliche Leiter der deutschen 
Wirtschaftspolitik, Dr. Schacht, ist ein erklärter Feind 
jeder künstlichen Verschlechterung der deutschen Va- 
Iuta. Immer wieder weiss er bei den nach der Abwer- 
tung im Goldblock verstärkten Diskussionen die un- 
günstigen Wirkungen einer Devalvation in den Vor- 
dergrund zu schieben: Eine Markabwertung würde die 
Preise der deutschen Einfuhrwaren erhöhen. Das ganze 
inländische Preisgefüge würde dadurch in Bewegung 
geraten, und eine allgemeine Lohnerhöhung unver- 
meidbar werden. Das Gewicht der Auslandsschulden 
wirrde im Falle einer Abwertung erheblich zunehmen, 
eine Steigerung der deutschen Exporte aber mindestens 
ungewiss sein. Mit diesen Argumenten muss man sich 
auseinandersetzen, zumal sie aus einem so prominenten 
Munde wie dem Dr. Schachts kommen. 

Die Abwertung der Mark würde selbstverständlich 
die Preise für aus dem Ausland bezogene Waren nicht 
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unbeträchtlich ansteigen lassen. Wenn das englische 
Pfund nicht mehr mit RM 12.40, sondern mit RM 16.— 
abgerechnet werden muss, steigen, in neuer Reichsmark 
gerechnet, selbstverständlich die Preise für alle Waren, 
die aus England bezogen werden. 

Aber eine solche Betrachtung übersieht ganz, dass 
das englische Pfund praktisch nicht mit RM 12.40 von 
der deutschen Volkswirtschaft bezahlt wird, sondern 
bereits mit einem Aufschlag von schätzungsweise 
mindestens 30%, 

Um nämlich für 100 Pfund englisches Garn einfüh- 
ren zu können, muss die deutsche Wirtschaft chemi- 
sche Erzeugnisse in einem Gegenwert von ca. 1612 RM. 
und nicht in dem paritätischen Verhältnis von 1240 RM 
exportieren. Dass der Engländer für diese Warenmen- 
gen nur 100 £, also zur offiziellen Parität umgerechnet, 
1240 RM zu zahlen braucht, wird dadurch erreicht 
dass die Differenz von RM 372.— aus der «Export- 
Ausgleichskasse» der deutschen Industrie beglichen 
wird. Diese Ausgleichskasse wird gespeist aus den 
Zwangsbeiträgen der deutschen Industrie. Sie muss 
einen Teil ihrer Verdienste im inländischen Geschäft 
hergeben, damit der Unterschied zwischen dem anor- 
mal hohen Kostenniveau der deutschen Volkswirtschaft 
und dem viel niedrigeren Niveau der englischen Wirt- 
schaft ausgeglichen werden kann. Auch die sonstigen 
Bemühungen, sich ausländische Devisen zur Bezahlung 
von Rohstoffeinfuhren zu beschaffen, wie die Kompen- 
sationsgeschäfte, haben in der Regel nur dann einen 
Erfolg, wenn ein Aufgeld für die “Kommpensationsdevi- 
sen» bezahlt wird. 

Die Verkäufer von Baumwolle, die im Kompensa- 
tionsweg, d. h. durch deutsche Gegenlieferungen befrie- 
digt werden, berechnen einen höheren Preis, als wenn 
sie gegen Barzahlung ihre Ware verkaufen. Die 
deutsche Wirtschaft in ihrer Gesamtheit bewirkt für 
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ihre Warenbezüge aus dem Ausland bereits grössere 
Warenlieferungen, als der nominellen Wertrelation zwi- 
schen Reichsmark und Auslandsdevisen an sich ent- 
spricht. 

Eine offene Devalvation würde also im allgemeinen 
nur den bereits jetzt bestehenden Zustand legalisieren. 

Allerdings kann bei dem Ausgleichskassensystem die 
Wirtschaftsführung die Verteilung der volkswirtschaft- 
lichen Lasten aus der Senkung des Aussenwertes der 
Währung bestimmen und sie den Tragfähigkeiten der 
einzelnen Glieder der Volkswirtschaft anpassen, ein 
Vorteil, der bei der offenen Devalvation normalerweise 
nicht vorhanden ist. Aber durch organisatorische Mass- 
nahmen lässt sich auch dieser Vorteil verschaffen. Hat 
man Export-Ausgleichskassen zu gründen vermocht, so 
ist nicht einzusehen, wieso man nicht auch Import-Aus- 
gleichskassen errichten kann. Legte man bisher die 
Lasten der Exportverbilligung auf die Schultern der 
Produzenten, und suchte sie dem Konsum so weit wie 
möglich fernzuhalten, so müsste man auch imstande 
sein, die Lasten einer Einfuhrverteuerung auf dem glei- 
chen Wege umzulagern — sofern man überhaupt eine 
solche Manipulierung des Preis- und Kostengefüges für 
zweekmässig erachtet. 

Dass der Reallohn, d. h. die Kaufkraft der Löhne, 
durch eine offene Devalvation per Saldo weiter sinkt, 
ist selbstverständlich, wenn nicht die Wirkungen der 
Währungsmassnahme verloren gehen sollen. Schon bis- 
her ist die Kaufkraft der Löhne in den 3% Jahren natio- 
nalsozialistischer Herrschaft nicht gestiegen, sondern, 
wie an der Bewegung der Preise abzulesen ist, gesun- 
ken. Durch organisatorische Massnahmen lassen sich 
aber die Wirkungen der Reallohnkürzungen für die 
breite Masse etwas abschwächen. Man kann die Mieten, 
die Tarife der Verkehrsmittel und der Gas-, Wasser- 
und Elektrizitätswerke niedrig halten und so wesent- 
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liche Teile der Ausgaben des kleinen Mannes nicht oder 
nur wenig verteuern, 

Die Behauptung, dass das ganze inländische Preis- 
gefüge, und damit auch die Löhne bei einer Abwertung 
in eine gefährliche Bewegung geraten müsste. erscheint 
also nach reiflicher Überlegung viel Zweckpessimismus 
zu enthalten. 

Wie steht es nun mit dem angeblich verstärkten Ge- 
wicht der Auslandsschulden nach einer Abwertung? 

Theoretisch ist dies kaum zu widerlegen. In Reichs- 
mark gerechnet wird eine Verschuldung von 1000 
Pfund nicht mehr 12.400 RM, sondern entsprechend 
dem Ausmass der Abwertung — 16.000 RM, oder 18.000 
RM ausmachen. Aber die nackte Ziffer ist ja nicht ent- 
scheidend. Es kommt vielmehr darauf an, ob zur Ver- 
zinsung und Tilgung der Schuld von der Volkswirt- 
schaft Mehraufwendungen vorgenommen werden müs- 
sen. Soweit die Verzinsung bisher in Auslandsvaluta er- 
folgte, konnten die hierfür erforderlichen Pfunde und 
Dollars nur mit einem Aufgeld beschafft werden, und 
zwar in der Form, dass zusätzliche Exportmengen ohne 
Gegenwert dem Ausland überlassen wurden. Im Falle 
einer offenen Devalvation würde also das Gewicht der 
Auslandsschulden keineswegs im Ausmass der Abwer- 
tung steigen. Es könnte obendrein noch dadurch ver- 
mindert werden, dass man die Zins- und Tilgungsraten 
weiterhin verkleinert, eine Prozedur, die für das Dritte 
Reich durchaus nichts Ungewöhnliches an sich hätte. 

Ein Nachteil der offenen Devalvation liess sich aller- 

dings auf keine Weise beseitigen: die Währungsge- 
winne, resultierend aus der Umrechnung der Dollar- 
und Pfundschulden, zur offiziellen Reichsmarkparität, 
die bisher in den Bilanzen deutscher Gesellschaften und 
übrigens auch in der Schuldenrechnung des Deutschen 
Reichs eingesetzt waren, sind nicht mehr zu realisieren. 
Diese Währungsschulden müssten, je nach dem Aus- 
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mass der Devalvation, in alten und vielleicht sogar noch 
höheren Werten in den Reichsmarkbilanzen erscheinen. 
Es handelt sich dabei um Summen in der Grössenord- 
nung von 3.8 Milliarden RM, die bisher als Buchge- 
winne ausgewiesen wurden. Wenn man bedenkt, dass 
Deutschland seit Mitte 1930 seine Auslandsschulden um 
10 Milliarden RM durch Rückzahlungen vermindert 
hat, und dabei schätzungsweise ca. 3 Milliarden als 
echte Währungsgewinne (ungeachtet der auch in 
die Milliarden gehenden Kursgewinne) vereinnahmen 
konnte, so verliert dieser durch eine offene Devalvation 
ausgelöste Fragenkomplex verlorengehender Buchge- 
winne viel an Bedeutung. 

Dr. Schachts Haupttrumpf in seinen Argumenten ge- 
gen eine offene Devalvation ist nun die Behauptung, 
dass Deutschland auch nach einem derartigen Schritt 
die Devisenzwangswirtschaft und die Importkontrolle 
nicht aufgeben könne. 

Diese Behauptung ist nicht zu widerlegen. Deutsch- 
land hat aber die Devisenzwangwirtschaft eingeführt, 
nicht wegen der Diserepanz zwischen dem inländischen 
und dem internationalen Preisniveau, sondern wegen 
des Fehlens von Devisenreserven, die einen Ausgleich 
der Zahlungsbilanz garantieren. Durch die Devalvation 
tritt hier zunächst keine Änderung ein. Es ist aber anzu- 
nehmen, dass im Laufe der Zeit die durch eine offene 
Devalvation gesenkten deutschen Ausfuhrpreise eine 
gewisse Steigerung des Exports und damit eine Stär- 
kung der Aktivseite der Zahlungsbilanz herbeiführen 
werden. Gewiss sind der Forcierung der deutschen Aus- 
fuhr Grenzen gesetzt, vor allem durch handelspolitische 
Massnahmen (Kontingente, Clearing, Zölle, etc.), aber 
deswegen braucht man die Chancen einer deutschen 
Exportsteigerung nicht überhaupt zu leugnen. Die Er- 
folge der von Dr. Schacht eingeführten Methode der 
deutschen Exportverbilligung mittels Prämiensystems 
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sprechen für unsere These. Wieso soll die Weltwirt- 
schaft deutsche Waren, die durch die offene Deval- 
vation noch billiger geworden sind, weniger gern auf- 
nehmen, als Waren, die mit Hilfe der deutschen Export- 
Ausgleichskassen unter den deutschen Selbstkosten an- 
geboten werden? s 

Welche Argumente man auch anführt, die Vorteile 
einer Devalvation scheinen grösser zu sein als die 
Nachteile. 

Auch die Währungsabwertung stellt keine Patent- 
lösung dar, die mit einem Schlage alle Wirtschaftspro- 
bleme Deutschlands zu lösen vermag. Sie trägt aber 
sicherlich dazu bei, diesen Problemen einen Teil ihrer 
Schwere zu nehmen, Der Kapitalmangel, unter dem die 
deutsche Wirtschaft seit langem leidet, wird weder 
durch die Vornahme noch durch die Unterlassung einer 
Devalvation beseitigt. Aber sie Öffnet den Weg ins Freie. 
Neue Entwicklungsmöglichkeiten der deutschen Wirt- 
schaft tun sich auf. Vor allem dürfte die Umstellung 
von der Staats- zur freien Konjunktur durch die weite 
Öffnung des Exportventils etwas erleichtert werden. 

Wenn Schacht und Hitler trotz des Zerfalls des Gold- 
blocks vorläufig von einer Devalvation der Reichs- 
mark nichts wissen wollen, so sind die letzten Gründe 
dafür nicht auf volkswirtschaftlichem, sondern auf 
persönlichem und politischem Gebiet zu suchen. Dr. 
Schacht ist verstimmt darüber, dass die Franzosen ihn 
bei seinem letzten Pariser Besuch im Herbst 1936 nicht 
über ihre Devalvations-Absichten informiert haben, ob- 
wohl er ausführlich mit ihnen über die Frage einer in- 
ternationalen Währungsverständigung konferiert hat. 
Sein ursprünglicher, seit langem feststehender Plan, die 
Reichsmark im Anschluss an eine Abwertung des Gold- 
blocks zu devalvieren, um so das Odium von sich zu 
nehmen, dass der Schöpfer der Reichsmark auf eigene 
Faust ihren Goldwert verändert hätte, ist zunichte ge- 


Das Währungsproblem 303 


macht worden. Schacht hat den Zeitpunkt der franzö- 
sichen Frank-Devalvation durchaus richtig vorherge- 
sagt. Aber der entscheidende Irrtum, der ihm unterlau- 
fen ist, liegt auf dem Gebiet der Durchführung dieser 
Operation. Er glaubte an eine internationale Konferenz 
unter deutscher Beteiligung. Die Konferenz hat stattge- 
funden, wenn man die Währungsentente zwischen 
Frankreich, England und U. S. A. als solche bezeichnen 
kann, — aber ohne Hinzuziehung des Dritten Reichs. 
Jetzt heisst es für ihn, gute Miene zum bösen Spiel ma- 
chen. Schacht will den Prozess der Reichsmark-Abwer- 
tung solange hinausschieben, bis er im Zuge einer inter- 
nationalen definitiven Stabilisierung der Währungs- 
paritäten durchgeführt werden kann. In einem solchen 
Fall wäre eine Markabwertung für ihn mit dem Hin- 
weis auf die internationalen Gegebenheiten leicht zu 
rechtfertigen. Auch für den Nationalsozialismus ist ein 
Hinausschieben der Devalvation ein ausserordentlicher 
innenpolitischer Vorteil. Der «Führer» hat in seinen 
Wahlreden und in seinen Regierungserklärungen im- 
mer wieder feierlich versichert, an einer stabilen Wäh- 
rung festzuhalten. Es hätte eine starke Belastung des in 
ihn gesetzten Vertrauens bedeutet, wenn Deutschland 
im Schlepptau der Beschlüsse einer « Volksfrontregie- 
rung» abgewertet hätte. Jetzt schlägt das Dritte Reich 
innenpolitisch daraus Kapital, dass es als einziges Land 
an der alten Währungsparität festhält. Gerade im Hin- 
blick auf den kommenden schweren Winter, der an die 
Leidensfähigkeit der Bevölkerung grössere Ansprüche 
stellen wird, ist das Hinausschieben einer an sich so 
unpopulären Massnahme, wie eine Abwertung, ein nicht 
zu unterschätzender Vorteil. 

Unter der Wucht der Tatsachen hat natürlich die na- 
tionalsozialistische Führung in der Währungsfrage be- 
reits den Rückzug vorbereitet. In all den letzten Reden 
des Führers und seiner Mitarbeiter ist nicht mehr von 
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der Erhaltung des Goldwertes der Reichsmark die 
Rede, sondern nur noch von der Erhaltung der Kauf- 
kraft der Reichsmark im Innern, 

Vor dem Zentralausschuss der Reichsbank erklärte 
am 30. September 1936 Dr. Schacht in grundsätzlichen 
Ausführungen zur deutschen Währungsfrage, «es soll 
auch der deutsche Sparer und Arbeiter sich darauf ver- 
lassen können, dass die nationalsozialistische Regierung 
seine Kaufkraft und seine Arbeitsleistung in ihrem vol- 
len Wert zu erhalten wünscht.» 

Gleichzeitig betonte Dr. Schacht den Willen der 
Reichsregierung, an zweckdienlichen internationalen 
Verhandlungen teilzunehmen, die einem freien inter- 
nationalen Wirtschafts- und Zahlungsverkehr zustre- 
ben. «Sollte sich im Anschluss an das Vorgehen der drei 
Mächte (gemeint ist die Erklärung Englands, Frank- 
reichs und der Vereinigten Staaten über die sogenannte 
Währungsentente) eine solche Möglichkeit ergeben, so 
werden wir das begrüssen und zu erneuter Prüfung be- 
reit sein.» 

Auch das Dritte Reich wird über kurz oder lang die 
«Sparer betrügen», um diesen Ausdruck Adolf Hitlers 
zu benutzen. Es gibt nämlich keine andere Lösung des 
deutschen Währungsproblems! 


ANKURBELUNG DES KONSUMS? 


Die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik steht 
noch vor anderen schwierigen Problemen, die ihrer Lö- 
sung harren. Dazu gehört nicht zuletzt die Beseitigung 
des Missverhältnisses zwischen Investition und Kon- 
sum. 

Der Konsument hat im Dritten Reich das Nachsehen. 
Während die Hochöfen immer grössere Stahlmengen 
erzeugen, während die Maschinenfabriken ihre Auf- 
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träge kaum bewältigen können, während die Zement- 
werke seit Jahrzehnten stillgelegte Anlagen wieder in 
Betrieb setzten, herrscht in anderen Bezirken der deut- 
schen Wirtschaft keine entfernt so starke Geschäftig- 
keit. Die Textil- und die Schuhindustrie, die Spielwa- 
renerzeuger und die Instrumentenmacher, die Grammo- 
phon- und Radio-Unternehmungen, die Zigarelten- 
fabrikanten und die Bierbrauer — sie alle werden von 
der Sonne der Staatskonjunktur nur indirekt gewärmt. 
Neidvoll blicken sie auf die Hersteller von Produktions- 
gütern, die über zu kurze Lieferfristen und Mangel an 
Facharbeitern stöhnen. Bei ihnen ist von ähnlichen 
Sorgen nichts zu verspüren. 

Denn das ist ja das Merkwürdige an der heutigen 
Verfassung der deutschen Wirtschaft: Der Konsum der 
Massen hat in all den Jahren scheinbarer Wirtschafts- 
blüte nur eine geringe Ausweitung erfahren — ganz im 
Gegensatz zu anderen Ländern, die sich keines «Wirt- 
schaftswunders» rühmen können. In England und 
U. S. A. überschritt der Massenverbrauch teilweise die 
Rekordziffern der letzten Hochkonjunkturperiode. Im 
Dritten Reich hat er sie noch nicht erreicht. 

Die deutschen Fabriken, die typische Verbrauchsge- 
genstände erzeugen (Wäsche und Kleidung, Schuh- 
werk und Hausrat ete), sind nach fast 4 Jahren aktiver 
Konjunkturpolitik des Staates nur um 29% besser be- 
schäftigt als im Tiefpunkt der Krise. Dagegen sieht die 
deutsche Industrie, die Anlagegüter herstellt. auf eine 
Zunahme der Beschäftigung um 121% in der gleichen 
Zeitspanne zurück. (Alles gemessen an der sogenann- 
ten Arbeiterstundenkapazität.) 

Dieses verblüffende Phänomen ist leicht zu erklären, 
_ wenn auch schwer zu beseitigen. Hier offenbart sich 
die, besonders im Ausland, oft übersehene Kehrseite 
des «deutschen Wirtschaftswunders». Wenn alle wirt- 
schaftlichen Kräfte eines Landes zur Herstellung von 
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Waffen und zur Entwicklung der industriellen Kriegs- 
bereitschaft eingesetzt werden, muss dies zwangsläufig 
einen Boom der «Produktionsgüterindustrien» auslö- 
sen. Ohne die Eisen- und Stahlindustrie, ohne die 
Kohle- und Ölerzeuger, ohne Beton- und Zementfabri- 
ken, ohne Maschinen- und Apparatebauer ist kein Auf- 
bau einer Wehrmacht möglich. Das erklärt zur Genüge 
den rapiden Aufstieg dieser Industriezweige. Er musste 
umso steiler sein, als in der vorangegangenen Krise die 
Beschäftigung gerade dieserW irtschaftszweige auf ein 
Minimum gesunken war, Man bedenke nur, dass da- 
mals die Erzeugung der Produktionsgüter knapp 's 
des Standes von 1928 erreichte, Dagegen war die Be- 
schäftigung der Konsumgüterindustrie in der Krise 
lange nicht so stark gesunken. Einfach, weil der Ver- 
brauch eines 66 Millionen Volkes an Kleidung, Hausrat 
und sonstigen Konsumartikeln auch unter den schwie- 
rigsten wirtschaftlichen Verhältnissen eine respektable 
Grösse darstellt. Selbst auf dem Höhepunkt der Krise 
ging die Erzeugung dieser Industriezweige nicht unter 
“/a des Standes von 1928 hinunter. Ihr Aufstieg konnte 
also kein ähnlich stürmisches Tempo aufweisen, wie 
bei der durch die schwere Wirtschaftsdepression so 
arg mitgenommenen Eisen-, Stahl-, Zement- und Ma- 
schinenindustrie. 

Aber trotz Berücksichtigung all dieser Faktoren ist 
der Beschäftigungzuwachs bei den für den Massenver- 
brauch arbeitenden Werken auffällig gering. Man sollte 
meinen, dass sie durch die gestiegene Verbrauchskraft 
der Millionen Arbeitslosen, die wieder in Lohn und 
Brot gekommen sind, viel stärker befruchtet worden 
wären. Wer so denkt, übersieht eins: Wenn heute auch 
wieder so viele Beschäftigte wie auf dem Höhepunkt 
der Konjunktur von 1928 vorhanden sind, so ist ihre 
Kaufkraft nicht entfernt so gross wie damals. 

Der Grundsatz der Lohnstabilität, einer der Eckpfei- 
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ler der nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik, ist 
dafür zum grossen Teil verantwortlich zu machen. Mit 
Gewalt wurden die Löhne auf dem Krisentiefstand von 
1932 festgehalten. Hätte man auch die Preise — wie ge- 
plant — auf dem damaligen Niveau wirklich fixieren 
können, so wäre die reale Kaufkraft der breiten Mas- 
sen trotz des niedrigen Lohnniveaus erheblich gestie- 
gen. Der Grundsatz der Preisstabilität ist teils gewollt, 
teils ungewollt durchbrochen worden. Um die Erlöse 
der Landwirtschaft zu bessern, wurden von staats- 
wegen die Nahrungsmittelpreise erhöht. Obgleich man 
durch Kürzung der Zwischenhandelsverdienste einen 
Teil dieser Preiserhöhungen für den Konsum auffan- 
gen wollte, so bleiben die effektiven Steigerungen der 
Lebensmittelpreise fühlbar genug. Dazu kam der Preis- 
auftrieb infolge von Verknappungserscheinungen auf 
dem Agrarmarkt. Nicht nur Kalbfleisch und Geflügel, 
sondern auch feine Wurst und Schinken, sowie Obst 
und Gemüse liess man im Dritten Reich absichtlich so- 
weit steigen, dass «das Angebot der dann noch verblei- 
benden Nachfrage genügte». Angeblich, weil es sich 
um Lebensmittel handelt, die gewöhnlich nicht von 
der breiten Masse gekauft werden. Wer die Ernäh- 
rungsweise des deutschen Volkes kennt, weiss, dass 
diese Begründung mindestens für die letzten Waren- 
kategorien den Tatsachen absolut widerspricht. Aller- 
dings bei der Berechnung des «Lebenshaltungsindex>, 
der nur auf das Existenzminimum einer vielköpfigen 
Arbeiterfamilie abgestellt ist, werden diese und ähn- 
liche Waren nicht erfasst. Dagegen legt der amtliche 
«Preisindex, der aus der Landwirtschaft zum Verkauf 
gelangenden Erzeugnisse» ein deutliches Zeugnis für 
die starke Steigerung der Ernährungskosten ab. 
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Die Entwicklung der Agrarpreise 
(1909/13 — 100) 


Wirtschalts- Ess- Pllanzl. Schlacht- Vieh und 
jahr kartoffeln Erzeugnisse vieh Vieberzeugnisse 

1932/33 65 89 67 73 

1935/36 119 107 96 99 


Für den Ankauf von Lebensmitteln, die normaler- 
weise den Hauptposten im Budget des kleinen Mannes 
ausmachen, gehen immer mehr Teile des Wirtschafts- 
geldes darauf. Übrigens nicht nur wegen der Preissteige- 
rung als solcher, sondern auch wegen der «Koppelver- 
käufe». Wer Butter und Eier haben will, muss bei sei- 
nem Händler mehr andere, schwerer absetzbare Waren 
kaufen, z, B. Konserven, auch wenn er gar keinen aku- 
ten Bedarf dafür hat. Andernfalls läuft der Konsument 
Gefahr, bei der Verteilung des dem Detaillisten überwie- 
senen Kontingents ganz oder teilweise auszufallen. Das 
sind die Nachteile einer getarnten Zwangswirtschaft, 
die aus psychologischen Gründen von der Einführung 
von Lebensmittelkarten absehen muss. 

Wenn für die Versorgung mit den notwendigen Nah- 
rungsmitteln mehr Einkommen ausgegeben wird als 
bisher, bleibt für andere Verbrauchsgüter weniger zur 
Verfügung. Schon aus diesem Grunde ist die Nachfrage 
nach gewerblichen Verbrauchsgegenständen beein- 
flusst. Daneben zehren die Preissteigerungen auf dem 
Gebiet der Textil- und Lederwirtschaft etc. an der Kon- 
sumkraft der Masse. Zum Teil springen sie nicht so in 
die Augen, weil die Industrie vielfach zu Qualitätsver- 
schlechterung bei gleichbleibenden Nominalpreisen 
ihre Zuflucht genommen hat. Aber wenn ein paar 
Schuhsohlen statt 3 Monate nur 1 Monat halten, so be- 
deutet das praktisch für den Haushalt des Einzelnen 
eine zweifache Aufwendung für die Instandhaltung sei- 
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nes Schuhwerks. Und wie es bei Schuhsohlen ist, so ist 
es auch bei diversen anderen Gegenständen des tägli- 
chen Bedarfs. Diese Qualitätsminderungen schmälern 
die Kaufkraft des Arbeitseinkommens erheblich. 

Auch sonst vermochte die Nachfrage nach den Ver- 
brauchsgütern nicht mit der Steigerung des Nominal- 
einkommens Schritt zu halten. Jeder in Deutschland 
zahlt nämlich heute erheblich mehr Steuern als 1932 
oder gar 1928. Man denke nur an die diversen freiwilli- 
gen Spenden und Abgaben aller Art, die Zwangsbei- 
träge zu den verschiedenen Organisationen, Hinzu- 
kommt, dass alle in der Krise eingeführten Steuererhö- 
hungen, wie die Heraufsetzung der Umsatzsteuer von 
0.85% auf 2%, die Steigerung der Beiträge für die Ar- 
beitslosenversicherung von 3%% auf 6% % des Ein- 
kommens beibehalten wurden. Nicht nur das. Die Er- 
fassung der Steuern hat sich erheblich verschärft (Be- 
triebsprüfungen, Wareneingangsbuch etec.), Steuerbe- 
freiungen wurden kurzerhand aufgehoben, ohne dass 
man solche Tatsachen an die grosse Glocke hing. All 
das mindert die Kaufkraft der Massen zugunsten des 
Staates und seiner Organe. Der Verbrauch der Bevöl- 
kerung wird also, man möchte sagen künstlich, unter 
Druck gesetzt, weil der Staat seine grossen Investitio- 
nen finanzieren muss. Hier zeigt sich die Last, die dem 
deutschen Volk durch die gigantische Aufrüstung be- 
reits heute aufgebürdet wird. 

«Was dem einen sein Uhl, ist dem andern sein Nach- 
tigall.» Während die Produktionsgüterindustrie von 
der Aufrüstung in einem bisher unbekannten Ausmass 
profitiert, muss sich die Konsumgüterindustrie beschei- 
den. Ihr fliessen keine riesigen Staatsaufträge zu, son- 
dern ihr Absatzfeld wird im Gegenteil bewusst einge- 
schränkt. Sie muss zurückstehen, auch in der Frage der 
Rohstoffversorgung. Zuerst werden die Einfuhrwün- 
sche und -bedürfnisse der Rüstungsindustrie befriedigt. 
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Dann kommt die Exportindustrie. Erst danach können 
aus dem noch vorhandenen restlichen Devisenschatz 
die Rohstoffläger der dem Massenkonsum dienenden 
Industrie ergänzt werden. Dass sie dabei zu kurz 
kommt, ist bei dem geringen deutschen Devisenauf- 
kommen nur allzu natürlich. Diese Gewerbezweige sind 
infolgedessen vielfach gezwungen, ihre Sortimente zu 
verkleinern, oder, wie in der Textilindustrie, die Pro- 
duktion einzuschränken. 

Sehr treffend hat der Landwirtschaftsminister Darre 
vor nicht allzu langer Zeit diese Zusammenhänge sei- 
nen Bauern vor Augen geführt: 

«Wenn ein Dorf die wehrfähig gewordenen jungen 
Leute zum Heer schicken und mit Montur und Ge- 
wehr versorgen muss, dann werden die Bauern eben 
ihre Röcke ein Jahr oder zwei länger tragen und ihre 
Giebel ein Jahr oder zwei später streichen lassen. 
Müssen aber die Soldaten nicht nur Montur und Ge- 
wehr haben, sondern all das, was ein neuzeitliches 
Heer braucht, dann muss man auf die Anschaffung 
eines neuen Pfluges oder eines Traktors verzichten 
— und genau das muss die ganze deutsche Wirt- 
schaft machen.» 

Kann sie es aber, ohne Schaden zu nehmen, auf die 
Dauer machen? Das ist die grosse Frage. Bisher ist 
durch die Staatsaufträge eine künstliche Aufblähung 
der Produktionsgüterindustrie eingetreten. Sie arbeitet 
nicht zur Erzeugung reproduktiver Güter, die über die 
einmaligen Gewinne bei der Herstellung hinaus laufend 
die Kapitalbildung befruchten. Granaten und Tanks er- 
höhen nicht die Sparrate, heben nicht den Lebensstan- 
dard des deutschen Volkes, leisten daher keine Beiträge 
zur Stabilisierung der Konjunktur. Im Gegenteil. Die 
einseitige Konzentrierung aller ökonomischen Kräfte 
auf die im rein volkswirtschaftlichen Sinne unproduk- 
tive Rüstung, zehrt an der Konsumkraft des Volkes. 
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Die für den Massenbedarf arbeitenden Industrien sind 
daher nicht imstande, nach Beendigung der Rüstungs- 
aufträge die Rolle des Konjunkturträgers zu überneh- 
men. Die geringe Konsumkraft des Volkes muss aber 
auch die Produktionsgüterindustrie davon abhalten, 
von sich aus neue, wirtschaftlich nützliche Projekte in 
Angriff zu nehmen, zumal die industrielle Apparatur 
der meisten Unternehmungen auch ohne Neuinvestitio- 
nen steigenden Anforderungen gewachsen ist. Höchstens 
für Ersatzbeschaffung wäre Raum vorhanden. Die ver- 
dienten Abschreibungen werden seit Jahren nur zum 
geringen Teil wirklich zum Ersatz der abgeschriebenen 
Anlagen benutzt. Die unterbliebenen Ersatzbeschaffun- 
gen gehen in die Milliarden. Aber ihre Ausführung 
scheitert an psychologischen Momenten. Die Unterneh- 
mer sind nicht blind. Sie sehen die zunehmenden Span- 
nungen in der deutschen Wirtschaft. Sie blicken hinter 
die Kulissen des deutschen Wirtschaftswunders. Sie 
verfolgen ängstlich die Zuspitzung der aussenpoliti- 
schen Verhältnisse. Unter solchen Umständen kann die 
Lust zum Investieren nicht sonderlich gross sein. 

Das Faeit unserer Betrachtung: Wenn eine Überlei- 
tung der auf einen Höhepunkt angelangten Staatskon- 
junktur in eine freie Konjunktur überhaupt möglich 
ist, dann nur über die Konsumgüterindustrie. Unerläss- 
liche Voraussetzung ist eine Stärkung der Massenkauf- 
kraft. 

Auf drei Wegen liesse sich das erreichen: durch 

Preissenkung. 
Lohnerhöhung, 
Steuersenkung. 

Eine wirklich zu Buch schlagende Preissenkung ist 
in einem Augenblick, in dem sich die Kostenlage der 
Unternehmen durch Rohstoffschwierigkeiten, Fachar- 
beitermangel, verstärkte Verlustexporte, entscheidend 
verschlechtert hat, nicht zu erwarten. Wohl kann man 
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die Gewinne der grossen Industriekartelle vielleicht hier 
und dort noch etwas beschneiden, wohl lassen sich in 
einzelnen Sonderfällen, wie z. B. bei der Auomobilin- 
dustrie, Preissenkungen wirtschaftlich rechtfertigen. 
Aber in der grossen Linie ist das heutige Preisniveau 
für die Unternehmer kaum ausreichend. 

Eine einseitige Lohnerhöhung müsste die Kostenlage 
der Industrie sehr ungünstig beeinflussen, müsste vor 
allem die Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt 
weiter verschlechtern. Da an einer Einschränkung des 
Exportes keineswegs gedacht werden kann, wären also 
erhöhte Aufwendungen für Exportsubventionen not- 
wendig, Aufwendungen, die von der Wirtschaft wieder 
irgendwie aufzubringen wären. «Eine Lohnerhöhung, 
die auf die Preise schlägt, würde den Lohnempfängern 
mit der rechten Hand wegnehmen, was mit der Linken 
nominell gegeben wird.» Lohn- und Preissteigerungen 
liessen die Aufwendungen des hauptsächlichsten Ar- 
beitgebers, nämlich des Staates, erheblich steigen. Ihre 
Refinanzierung wäre dann noch komplizierter als bis- 
her. Obwohl der Leiter der «Deutschen Arbeitsfront», 
Dr. Ley, mit Rücksicht auf die Stimmung in der Arbei- 
terschaft sich unter Hinweis auf die grossen Gewinne 
der Industrie sehr stark für eine Lohnerhöhung einge- 
setzt hat, lehnten Schacht und Hitler dies kategorisch 
ab. Von ihrem Standpunkt ist diese Haltung nur kon- 
sequent. Hitler selbst hat auf dem letzten Nürnberger 
Parteitag zu diesen Fragen im negativen Sinne Stellung 
genommen: 

«Es wäre der Staats- und Wirtschaftsführung ohne 
weiteres möglich gewesen, die Löhne um 20, um 40 
oder um 50% zu erhöhen. Allein die Lohnerhöhung 
ohne eine Produktionssteigerung ist ein Selbstbetrug, 
den das deutsche Volk schon einmal durchgemacht 
hat. Es ist nach nationalsozialistischer Wirtschafts- 
auffassung ein Wahnsinn die Löhne zu erhöhen, und 
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dabei, wenn möglich, die Arbeitszeit zu verkürzen, 

d. h. die Produktion zu beschränken.» 

An dieser Stelle die Brüchigkeit einer derartigen 
Theorie aufzuzeigen, würde zu weit führen, es genügt 
hier die Aufzeichnung dieser Einstellung. 

Der dritte, theoretisch noch gangbare Weg zur Stär- 
kung der Massenkaufkraft besteht in einer Senkung 
der überhohen Steuertarife. Gibt der Staat Teile des 
Einkommens, die er bisher für sich selbst mit Beschlag 
belegt hat, frei, so stehen sie dem Einzelnen zusätzlich 
zum Konsum zur Verfügung. Dieser Weg, der in den 
Vereinigten Staaten mit soviel Erfolg beschritten wor- 
den ist, — die jüngste Massnahme auf diesem Gebiet 
stellt die Sonderausschüttung an die Kriegsteilnehmer 
dar — dieser Weg ist dem Dritten Reich versperrt. Der 
Staat braucht in Deutschland jeden Pfennig, um die 
enormen Kosten der Staatskonjunktur wenigstens zu 
einem kleinen Teil decken zu können. Er benötigt nicht 
nur die bisherigen Steuern, sondern ist gezwungen, 
nach neuen Einnahmequellen Umschau zu halten, wie 
die Erhöhung der Körperschaftssteuer und die Ankün- 
digung einer neuen Berufssteuer zur Genüge beweist. 

Das ganze Problem der Stärkung der Massenkauf- 
kraft ähnelt der Quadratur des Zirkels. Es gibt, so wie 
die Dinge heute liegen, keinen schon jetzt sichtbaren 
Ausweg. Natürlich würden sich die ganzen Verhält- 
nisse von Grund auf ändern, wenn eine politische und 
wirtschaftliche Verständigung zwischen dem Dritten 
Reich und den Völkern zustandekäme, wenn all die 
jetzt bestehenden Schranken für den deutschen Handel 
niedergerissen, kurz wenn eine Wiedereingliederung 
Deutschlands in die Weltwirtschaft vollzogen würde. 
Aber bis dahin wird noch viel Wasser den Rhein hin- 
unterfliessen. 
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Diese Zusammenhänge sind den Führern des Dritten 
Reichs klar geworden, Es gibt keinen Weg zurück. Die 
Marschroute ist ihnen vorgeschrieben. Ihre Parole 
heisst unverändert: Investieren. nicht konsumieren! 
Doch was für Aufgaben sollen gestellt werden? 

Auch die grösste Militärmacht ist einmal saturiert. 
Auch ihr Bedarf an Geschützen und Flugzeugen, an 
Kriegsschiffen und Tanks ist einmal befriedigt. Die Un- 
terhaltung eines Riesenheeres dürfte angesichts der 
schnellen militärtechnischen Entwicklung stets beacht- 
liche laufende Rüstungsaufträge für die Wirtschaft mit 
sich bringen. Freilich, gemessen an den Rekordbestel- 
lungen der letzten Jahre halten sich diese Aufwendun- 
gen in verhältnismässig bescheidenen Grenzen. Je mehr 
sich also die eigentliche Aufrüstung ihrem Ende nähert, 
desto dringlicher wird die Frage, welche neue Aufträge 
der Staat vergeben kann. 

Bei der ganzen militanten Einstellung des Hitler- 
Regimes, bei seiner Einschätzung der weltpolitischen 
Lage, suchte und fand die deutsche Regierung Betäti- 
gungsmöglichkeiten vor allem auf wehrwirtschaftli- 
chem Gebiet. Die Besetzung des Rheinlands wurde, 
wenn auch nicht allein, so doch zu einem guten Teil, 
von solchen Erwägungen diktiert. Sie gab die Möglich- 
keit, gerade in den bisher aus wehrwirtschaftlichen 
Gründen vernachlässigten Gebieten Arbeitsbeschaf- 
fungspolitik zu treiben. Die deutsche «Maginot-Linie», 
noch moderner und noch gewaltiger als das französiche 

Original, ist im Entstehen. Für sie arbeiten die Zement- 
werke, die Eisen- und Stahlindustrie mit Anspannung 
aller Kräfte. Daher die Rekordziffern gerade dieser In- 
dustriezweige im Jahre 1936. Aber diese im Eiltempo 
vorzunehmenden Investitionen, so gewaltig sie auch 
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im Einzelnen sind, gewährleisten nicht auf Jahre hin- 
aus eine weitere Vollbeschäftigung der gesamten 
deutschen Wirtschaft. 

Es galt also Umschau zu halten nach weiteren staat- 
lichen Investitionsaufgaben. Durch ihre Grösse sollten 
sie die Zweifel an dem Bestand der Hochkonjunktur 
beseitigen und das Vertrauen und die Zuversicht in 
die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik erneut be- 
festigen. Von allen Seiten hagelte es Vorschläge. Alle 
möglichen Kommissionen der Partei, der Ämter, der 
Industrie reichten Vorschläge beim «Führer» ein. Bald 
sollte der Wohnungsbau, bald die Durchrationalisie- 
rung der Betriebe im Vordergrund stehen. Ein Projekt 
löste das andere ab. Die Entscheidung fiel auf dem 
Nürnberger Parteikongress im Herbst 1936. Verstär- 
kung der heimischen Rohstoff-Basis bis zur Rohstoff- 
Autarkie — so lautet das neue, von Adolf Hitler ver- 
kündete Programm. 


«In vier Jahren muss Deutschland in allen jenen 
Stoffen vom Ausland gänzlich unabhängig sein, die 
irgendwie durch die deutsche Fähigkeit, durch un- 
sere Chemie und Maschinenindustrie, sowie durch 
unseren Bergbau selbst beschafft werden können. 
Der Neuaufbau dieser grossen deutschen Rohstoffin 
dustrie wird auch die nach Abschluss der Aufrüstung 
freiwerdenden Menschenmassen nationalökonomisch 
nützlich beschäftigen.» 


Konkrete Angaben im Einzelnen fehlen — einfach 
weil die Pläne fehlen. Der amtierende Wirtschaftsmi- 
nister erfuhr von der Existenz dieses Vierjahresplans zu 
seiner grössten Überraschung — erst in Nürnberg aus 
der offiziellen Proklamation des «Führers». Erwartet 
hatte er auf Grund der von ihm nach dem Obersalzberg 
eingereichten Gutachten zur Wirtschafts- und Rohstoff- 
lage alles andere, nur nicht das. Denn in diesem Gut- 
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achten war ausdrücklich vor Experimenten dieser Art 
gewarnt worden. 

Aber Schacht denkt und Hitler lenkt. Sein Motto ist. 
wie er selbst zugibt: «Alle anhören, bedeutet überhaupt 
zu keiner Lösung zu kommen». Daher die häufigen Im- 
provisationen auch auf dem Gebiet der Wirtschaft. Er 
verkündete den Bau der «Autostrassen», er befahl die 
Konstruktion des «Volksautoss — gegen den Rat der 
Fachleute besteht er auf der Durchführung, kraft sei- 
ner unumschränkten diktatorischen Macht. 

Nachdem nun einmal die Rohstoffautarkie als Pro- 
gramm verkündet ist, muss man mit dem Versuch ihrer 
Verwirklichung rechnen. Mag auch dieser «Vierjahres- 
plan» keinen entscheidenen Beitrag zur Überwindung 
der akuten Rohstoffklemme zu liefern, — einfach des- 
wegen, weil der Aufbau dieser Industrien reichlich viel 
Zeit erfordert, — so besagt eine derartige Feststellung 
nichts über die konjunkturpolitische Bedeutung des 
Projektes. Investitionsaufgaben gibt es in Fülle: neue 
Ölfabriken zur Umwandlung von Braun- und Stein- 
kohle in Treibstoff wären zu bauen, neue Gummifabri- 
ken zur Herstellung von synthetischem Kautschuk zu 
errichten, neue Schächte zur verstärkten Gewinnung 
von Kupfer-, Blei- und Eisenerz anzulegen, 

Für die nächste Zeit wäre demnach ein Nachlassen 
der Wirtschaftstätigkeit in Deutschland kaum zu er- 
warten. Der Preis, der dafür gezahlt werden muss, er- 
scheint allerdings reichlich hoch. Die angestrebte Roh- 
stoffautarkie — einerlei in welchem Umfang sie auch 
Tatsache werden sollte — belastet die Selbstkostenrech- 
nung der deutschen Wirtschaft in ausserordentlicher 
Weise. Synthetisches Gummi, künstliches Öl, chemisch 
erzeugte Spinnfasern kosten nach dem heutigen Stande 
der Technik das Mehrfache des Naturprodukts. Ist also 
die deutsche Wirtschaft gezwungen, sich in steigendem 
Umfange dieser in Deutschland fabrizierten Rohstoffe 
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zu bedienen, so erheben sich ernste Kalkulationspro- 
bleme, Soll der Grundsatz der Preis- und Lohnstabilität 
nieht verlassen werden, so müssen die Überpreise ir- 
gendwie vom Staat getragen werden. Diese Subventio- 
nierung der deutschen Rohstoffwirtschaft stellt an die 
Finanzierungskraft des Dritten Reichs zusätzliche An- 
sprüche. Bei den Rüstungsaufträgen brauchte der Staat 
«nur» die Investitionskosten zu übernehmen. Dagegen 
spielten die Unterhaltungskosten eine vergleichsweise 
geringe Rolle. Bei den Aufträgen zur Durchführung der 
Rohstoffautarkie dürfte es umgekehrt sein. Nicht nur, 
weil die interessierten Industriegesellschaften vom Drit- 
ten Reich eine finanzielle Beteiligung an den Investi- 
tionskosten verlangen, sondern weil die Inganghaltung 
dieser Rohstofffabriken ohne erheblichen laufenden 
Zuschuss einfach nicht denkbar ist, — es sei denn, dass 
es den deutschen Chemikern und Ingenieuren gelingt, 
die Produktionskosten erheblich unter das heutige Ni- 
veau hinunterzudrücken. Anzeichen für eine solche 
Entwicklung sind bisher noch nicht erkennbar. 

Die Einschaltung dieser Konjunkturreserve hat also 
sehr erhebliche volkswirtschaftliche Nachteile im Ge- 
folge. Nachteile, die als eine schwere Hypothek auf der 
Zukunft in der deutschen Wirtschaft lasten werden. 
Gelingt nicht die Herabschleusung der Kunststoffpreise 
auf das Kostenniveau der natürlichen Rohstoffe, so 
wird das neue Vierjahresprogramm eine der grandio- 
sesten Fehlanlagen darstellen, die die moderne Wirt- 
schaftsgeschichte kennt. 

Bewusst wird diese Möglichkeit in Kauf genommen, 
weil ohne politische Konzessionen an das Ausland ein 
anderer Ausweg aus der Rohstoffklemme und den Kon- 
junktursorgen kaum denkbar ist. Im übrigen führt das 
nationalsozialistische Deutschland bei seinen Entschei- 
dungen einen wichtigen Gesichtspunkt ins Treffen: die 
wehrwirtschaftliche Nützlichkeit dieser angestrebten 
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Rohstoffautarkie. Diese Tatsache schlägt im Dritten 
Reich alle anderen Argumente aus dem Feld. 


SCHLUSSBETRACHTUNG 


Fast 4 Jahre nationalsozialistischer Wirtschaftspoli- 
tik liegen hinter uns, 4 Jahre voll grosser Kraftanstren- 
gung, tiefgreifender Strukturwandlungen und gewagter 
Versuche, 

Die deutsche Wirtschaft hat in diesen 4 Jahren eine 
neue «Verfassung» bekommen. Sie unterscheidet sich 
grundsätzlich von derjenigen der übrigen kapitalisti- 
schen Welt. Die Privatinitiative, dieser entscheidende 
Motor der kapitalistischen Wirtschaft, wurde ersetzt 
durch die Staatsinitiative. An Stelle der Automatik der 
Marktwirtschaft trat weitgehend die Steuerung der 
Wirtschaftsmaschine durch die Obrigkeit. Die Organi- 
sationskunst der Deutschen hat neue Triumphe ge- 
feiert. Es gibt kein Gebiet des wirtschaftlichen Lebens, 
das nicht durch den Staat reglementiert ist. 

Dies alles geschah nicht auf Grund einer feststehen- 
den wirtschaftstheoretischen Überzeugung, sondern un- 
ter dem harten Druck der Tatsachen. Aus der Not 
wurde eine Tugend gemacht. Die gesteuerte Wirtschaft 
des Dritten Reichs wäre in diesem Umfang niemals 
Wirklichkeit geworden, wenn nicht die ursprünglich 
verfolgte Wirtschaftspolitik der nationalsozialistischen 
Führung Schiffbruch erlitten hätte, 

Immer wieder war in den vorangegangenen schwe- 
ren Krisenjahren Arbeit und Brot für den Fall des Sie- 
ges des Nationalsozialismus versprochen worden 
Durch Vergebung staatlicher Aufträge hoffte man, 
diese Versprechungen einlösen zu können. Die Staats- 
aufträge sollten Handel und Wandel ankurbeln. sollten 
Unternehmungslust und Wagemut in den Reihen der 
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Wirtschaft erzeugen, sollten die freie Initiative der pri- 
vaten Arbeitgeber zur Entfaltung bringen. Die Wirt- 
schaftsmaschinerie, einmal in Gang geselzt, würde von 
selbst — so hoffte man — weiterlaufen. 

Diese Wirtschaftspolitik des Dritten Reichs schei- 
terte, weil sie nur die materiellen Seiten des Wirtschaf- 
tens ins Auge fasste. Die psychologischen Faktoren, 
ohne die ein Wirtschaften nicht möglich ist, wurden 
nicht in den Kreis der Berechnungen einbezogen. Nur 
wenn die Einzelwesen, aus denen sich «die Wirtschaft» 
zusammensetzt, den Willen haben, zu produzieren und 
zu konsumieren, nur dann ist eine «Konjunktur» mög- 
lich. Mangelt es an diesen Willen, so vermag keine 
Macht der Erde diese seelischen Triebkräfte des Wirt- 
schaftslebens zu erzwingen. Wäre es anders, dann hätte 
die Welt schon längst die Segnungen einer krisenfreien 
Wirtschaft erfahren. 

Es klingt paradox: Gerade die Tatsache der national- 
sozialistischen Herrschaft hat die Unternehmungslust 
in Deutschland gelähmt. Zu viel neue und ungeklärte 
Probleme tauchten auf. Zu gross war die revolutionäre 
Umgestaltung im Inland, zu einschneidend die Refor- 
men, die fast jeden Lebenskreis erfassten. Die Umwer- 
tung aller Werte, die der Nationalsozialismus auf allen 
Gebieten des politischen, wirtschaftlichen und privaten 
Lebens bewusst vornahm, konnte nicht dazu angetan 
sein, die Unternehmungslust zu steigern, besonders 
dann nicht, wenn die Lebensdauer dieser Umwälzung 
nicht abzuschätzen ist, und wenn aussenpolitische Ver- 
wicklungen in greifbare Nähe gerückt sind. Der feh- 
lende Wirtschaftswille des deutschen Volkes hat das 
Dritte Reich gezwungen, seine Arbeitsschaffungsaktio- 
nen immer umfangreicher zu machen, immer grössere 
staatliche Aufträge an die Wirtschaft zu erteilen. Daher 
entwickelte sich aus der als belebende Injektion ge- 
dachten Arbeitsbeschaffung ein fast lückenloses System 
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der Staatswirtschaft. Es ist nach ganz neuartigen Ge- 
sichtspunkten, nämlich der Stärkung des potentiel de 
guerre, ausgerichtet. 

«Der industrielle Aufschwung, der sich auf Kriegs- 
vorbereitungen gründet, ist nicht nur ein unheimliches 
Anzeichen, sondern auch eine Lüge und eine Illusion: 
die Waffenerzeugung erhöht nicht den nationalen Be- 
sitz; sie ist eine Form fruchtloser und unproduktiver 
Ausgaben.» Diese Worte des Internationalen Arbeits- 
amtes in Genf — entnommen dem letzten Jahresbericht 
— charakterisieren auch die deutsche Staatskon- 
junktur. 

Mit Recht wurde der deutschen Konjunktur der 
Jahre 1927—1929 der Vorwurf gemacht, sie sei durch 
das Einströmen riesiger Auslandsanleihen künstlich 
hervorgerufen worden. Damals entstand die herab- 
setzend gemeinte Bezeichnung «Konjunktur auf Borg 
Und ist die «Staatskonjunktur» der Jahre 1933—1936 
nicht in viel schlimmeren Sinne eine «Konjunktur auf 
Borg»? Damals flossen wenigstens echte Kapitalien 
nach Deutschland hinein. Jetzt aber werden Pseudo- 
kapitalien in Deutschland geschaffen. Wie die deutsche 
Kriegsfinanzierung von dem — falschen — Gedanken 
ausging, dass die Lasten des Krieges nicht von der Ge- 
genwart allein, sondern von der Zukunft getragen wer- 
den müssten, so beherrscht der gleiche Gedankengang 
die Finanzpolitik des Dritten Reichs. Das Ergebnis der 
Kriegsfinanzierung war die Inflation. Solche Folgen 
glaubt das Dritte Reich vermeiden zu können. Es steht 
auf dem Standpunkt, «Methoden in der Wirtschaft an- 
wenden zu können, die in der kapitalistischen Wirt- 
schaft bei schwacher politischer Führung allein reiner 
Selbstmord wären. Jede dieser «selbstmörderischen» 
Methoden, etwa die Inflation, hat einen Vorteil... Der 
nationalsozialistische Staat könnte eine Geldpolitik ma- 
chen, mit der seinerzeit die Inflation anfing, er könnte 
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die Vorteile für das Volk und die Wirtschaft schaffen, 
die die Inflation mit sich gebracht hat, ohne dass diese 
Geldpolitik zu einer Inflation würde... Der Staat kann 
tun, was er für nötig hält, weil er die Autorität hat, weil 
ihm bei seiner überragenden Stellung ein Riesenarsenal 
von Mitteln zur Verfügung steht, und weil er im Not- 
fall das Volk zu Opfern aufrufen kann, durch die der 
Automatismus der wirtschaftlichen Gesetzmässigkeiten 
gebrochen werden kann».* Die Erfahrung wird lehren, 
ob das Dritte Reich seine Kraft nicht doch überschätzt. 

Dreissig Milliarden Reichsmark hat die deutsche 
Staatskonjunktur — wie wir nachgewiesen haben — 
bisher schon gekostet. Davon sind noch nicht die Hälfte 
aus Steuern und Ersparnissen bezahlt worden. Der Rest 
wurde durch geschickte Konstruktionen finanzpoliti- 
scher Art vorläufig aufgebracht. Aber diese 15 Milliar- 
den — eine Summe ebenso hoch, wie die in Jahrzehn- 
ten gewachsenen Spareinlagen des deutschen Volkes — 
müssen eines Tages in irgendeiner Weise getilgt wer- 
den. «Kein Volk kann auf die Dauer mehr verbrau- 
chen, als ihm aus den gegenwärtigen Arbeitsergeb- 
nissen oder aus den früheren nicht voll verbrauch- 
ten Arbeitsergebnissen seiner Bürger zur Verfügung 
steht.» Tut es dies vorübergehend doch, mittels finanz- 
und währungspolitischer Kunststücke, so wird die Zu- 
kunft mit der Ablösung der künstlich geschaffenen 
Geldkapitalien belastet. Dies kann nur durch ver- 
mehrte Arbeitsleistungen des Volkes zugunsten des 
Staates geschehen. Immer grössere Teile des Sozialpro- 
dukts, des Volkseinkommens, müssen abgeliefert wer- 
den. Das Volk verarmt. Der Lebensstandard sinkt, weil 
die Konsumkraft schwindet. Diesen wirtschaftlichen 


* Diese Sätze entstammen «iner soeben erschienenen Buch 
«Die dynamische Wirtschaft» von Fritz Nonnenbruch, Wirt- 
schaftspolitiker des «Völkischen Beobachters». S. 100/110. und 
S. 114. 
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Gesetzen kann sich das Dritte Reich ä la longue nichi 
entziehen. Bei den (nichtnationalsozialistischen) l'ach- 
ministern ist diese Erkenntnis schon lange vorhanden 
Am 9. November 1935 kleidete sie Reichsfinanzminister 
Graf Schwerin v. Krosigk in einem Vortrag zu Frank- 
{urt a. Main in folgende vorsichtige Form: «Das Riesen- 
werk, das begonnen wurde, muss erarbeitet und erspart 
werden... Uns wird nichts geschenkt. Wir dürfen aut 
kein Wunder warten. Wir müssen uns alles selbst er- 
arbeiten und dafür Opfer bringen.» 

Die Gefahren der nationalsozialistischen Finanzie- 
rungspolitik, über die in Deutschland selbst nur in An- 
deutungen gesprochen werden darf, sind dem deut- 
schen Volk in seiner Gesamtheit noch keineswegs auch 
nur annähernd klar. Wohl spürt es, dass die steuer- 
lichen Lasten und Abgaben in den letzten Jahren gestie- 
gen sind, wohl merkt es, dass seine Konsumkraft sich 
nicht erhöht, sondern verringert hat. Aber dass diese 
Entwicklung nur ein schwaches Abbild von dem ist, 
was in der Zukunft eintreten muss, darüber sind sich 
weite Teile der deutschen Bevölkerung völlig im Un- 
klaren. 

Dazu trägt auch nicht wenig die Publizitätspolitik 
des Dritten Reichs bei. Ängstlich hütet es sich, ein kla- 
res und ungeschminktes Bild von den tatsächlichen 
Kosten der sogenannten Staatskonjunktur zu geben, 
Nicht umsonst werden seit Jahren keine Etats mehr 
veröffentlicht; nicht umsonst hüllt man sich über das 
Ausmass der kreditmässigen Finanzierung der Staats- 
aufträge in Schweigen. Die nationalsozialistische Staats 
führung muss alles tun, um den Glauben an das «deut- 
sche Wirtschaftswunder» im Inlande aufrecht zu er- 
halten, Deswegen legen die Führer des Dritten Reichs 
immer wieder ein Bekenntnis zum Optimismus ab. 
Nicht von ungefähr erklärte Adolf Hitler in 


seiner 
Schlussrede auf dem Nürnberge 


r Parteikongress 1936 
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«wehe dem, der nicht glaubt! ... Es war das Wunder 
des Glaubens, das Deutschland gerettet hat. Heute, 
nach diesen geschichtlich einzigartigen Erfolgen, ist es 
aber mehr denn je die Pflicht der Partei, sich an dieses 
nationalsozialistische Glaubensbekenntnis zurückzuer- 
innern und es wieder als heiliges Zeichen unseres 
Kampfes und unseres sicheren Sieges vorherzutragen. » 

Mag auch die glänzende Fassade der deutschen Wirt- 
schaft tiefe Risse und Sprünge haben, mag auch das 
kunstvoll aufgebaute Gebäude der Staatskonjunktur 
auf keinen sicheren Fundamenten ruhen, so wäre es 
voreilig, einen baldigen wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch des Dritten Reichs zu prophezeien. Dazu sind die 
wirtschaftlichen Hilfsquellen Deutschlands noch nicht 
genügend ausgeschöpft, dazu ist vor allem auch die Lei- 
densfähigkeit des deutschen Volkes in seiner heutigen 
psychologischen Verfassung noch zu gross. Aber eine 
Verelendung der Massen, eine Verschleuderung weite- 
rer volkswirtschaftlicher Substanz ist unabwendbar. 
Daraus müssen sich Spannungen entwickeln, die eines 
Tages in irgend einer Form — sei es nach innen, sei es 
nach aussen — zur Entladung drängen werden. 

Gibt es nun einen Ausweg aus der schon heute zwei- 
fellos sehr schwierigen Lage? Diese Frage ist schwer 
zu beantworten. Was Deutschland braucht, ist die 
Überleitung der Pseudokonjunktur in eine echte Kon- 
junktur. Dazu sind erweiterte Bezugs- und Absatzmög- 
lichkeiten im Ausland notwendig, dazu bedarf es einer 
Auffüllung des Devisen- und Goldbestandes der Reichs- 
bank, dazu bedarf es vor allem der Zuführung neuer, 
umfangreicher Kapitalien aus dem Auslande. All das ist 
nicht unerreichbar. Allerdings, eine Voraussetzung 
muss erfüllt sein: die politische Verständigung des Drit- 
ten Reichs mit der Welt. 

Über diese Zusammenhänge ist man sich in den füh- 
renden Kreisen des deutschen Regimes nicht im Unkla- 
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ren. Allerdings gehen die Ansichten über die Methoden. 
dieses Ziel zu erreichen, weit auseinander. Hitler hat 
eine tragende Idee für sein Handeln, er glaubte — 
glaubt heute noch — den Wiederanschluss an die Welt- 
politik und damit an die Weltwirtschaft erzwingen zu 
können, Gestützt auf die neu entwickelten militärischen 
Machtmittel, gestützt auf die Dynamik eines ihm an- 
geblich bedingungslos ergebenen, zu allem entschlosse- 
nen 66 Millionen-Volkes, würde das Ausland eine Ver- 
ständigung mit dem Dritten Reich auf politischer und 
wirtschaftlicher Basis letzten Endes anstreben und er- 
leichtern, schon aus Angst vor kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen als «ultima ratio» der deutschen politi- 
schen Führung. 

Der Trumpf, den das Hitler-Regime für sich ausspie- 
len wollte, die riesenhafte Verstärkung der deutschen 
militärischen Kräfte, hat, wie die Dinge heute liegen, 
nicht gestochen. Die vom Dritten Reich ausgegebene 
Losung «si vis pacem, para bellum», seine systema- 
tische Vorbereitung für den Kriegsfall, hat die anderen 
Völker zu Gegenaktionen auf den Plan gerufen. Überall 
sehen wir ein Wettrüsten, überall sehen wir neue poli- 
tische Blockbildungen, um der vermeintlichen deut- 
schen Gefahr zu begegnen. Die notwendige Folge ist ein 
latenter Zustand der Unruhen, ja des Alarms. Diese 
Furcht vor einem Kriege beherrscht heute das poli- 
tische Leben in Europa, und gerade diese Furcht ist es, 
die die Wiedereingliederung Deutschlands in die Welt- 
politik und die Weltwirtschaft so ungeheuer erschwert. 

Deswegen gibt es in der Kreisen der deutschen Füh- 
rung Stimmen, die einen ernsthaften deutschen Beitrag 
zur Befestigung des allgemeinen Vertrauens das Wort 
reden. Sie plädieren für politische Konzessionen an das 
Ausland. Sie haben erkannt, dass ohne sie eine wirk- 
liche Verständigung und ein Neubau der Weltwirt- 
schaft nicht möglich ist. Als ihren Wortführer muss 
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man Dr. Schacht ansehen. Er weiss genau, worum 
es geht, nämlich um die letzte Chance, das so überaus 
kostspielige nationalsozialistische Wirtschaftsexperi- 
ment wenigstens einigermassen in Ruhe und Ordnung 
zu liquidieren. Die Erfolge, die er bisher errun- 
gen hat, sind verhältnismässig gering. Seine Gegner, 
allen voran die Reichsminister Hess und Göbbels sind 
ihm an Einfluss bei der allein entscheidenden Stelle, 
dem Diktator Hitler, überlegen. Sie erhoffen sich alles 
von dem Friedenswillen der Anderen, von den Lasten 
des Wettrüstens, denen die in voller Öffentlichkeit ge- 
führten Staatsfinanzen der übrigen Länder nicht ge- 
wachsen seien. Sie predigen daher weiter «Durchhal- 
ten», denn die Zeit arbeite für das Dritte Reich. 

Eine Voraussage über die wirtschaftliche Zukunft 
Deutschlands endet also in politischen Spekulationen, 
die über den Rahmen dieser Untersuchung hinausfüh- 


ren würden. 
63 u 


Aber einerlei wie das nationalsozialistische Wirt- 
schaftsexperiment auch ausgehen wird, es wird auf je- 
den Fall tiefe Spuren nicht nur in der deutschen, son- 
dern auch in der Weltwirtschaft hinterlassen. Der von 
dem Dritten Reich geprägte Begriff der «Wehrwirt- 
schaft» und die Art seiner Durchführung in der Praxis 
scheint Schule zu machen. Hat es heute bereits in 
grossem Umfange getan. 

Die englische Aufrüstung vollzieht sich weitgehend 
in Anlehnung an das deutsche Muster. Das englische 
Rüstungsweissbuch von Anfang März 1936 spricht 
ganz offen von der Notwendigkeit, Firmen, die bisher 
kein Kriegsmaterial hergestellt hatten, durch Kredite 
instand zu setzen, die dafür nötigen Gebäude zu errich- 
ten und Maschinen zu installieren und ihnen bestimmte 
Jahresaufträge zuzuwenden. Auf diese Weise sollen sie 
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fortlaufend beschäftigt bleiben und die für die Kriegs- 
produktion nötigen Facharbeiter heranbilden. Der Aus- 
bau der synthetischen Benzinherstellung in England, 
die durch umfangreiche Schutzzölle wirtschaftlich 
lebensfähig gemacht wurde, ist rein wehrwirtschaftlich 
bedingt. Auch die Dislocierung der alten Munitionsfa- 
briken in das Innere des Landes, die im Sommer 1936 
beschlossen wurde, ist ein Glied in der Kette der getrof- 
fenen Massnahmen. Aber England steht mit seinen 
Massnahmen nicht allein. Fast jedes moderne Land be- 
treibt heute schon Wehrwirtschaftspolitik. In der 
Tschechoslowakei regelt ein Gesetz mit über 200 Para- 
graphen in kaum zu überbietender Offenheit alle über- 
haupt denkbaren Formen einer totalen Wehrhaftma- 
chung und eines totalen Krieges. (Staatsverteidigungs- 
gesetz vom 13. Mai 1936.) In Japan ist man aus wehr- 
wirtschaftlichen Gründen mit dem Aufbau einer natio- 
nalen Automobilindustrie und einer synthetischen Ben- 
zinproduktion (nach deutschen Patenten!) übergegan- 
gen. Selbst in Australien betreibt man heute schon 
Wehrpolitik. Auch dort ist eine Kohleverflüssigungsan- 
lage im Entstehen. Und der bekannte schwedische Na- 
tionalökonom Gustav Cassel machte vor kurzem allen 
Ernstes den Vorschlag, die schwedische Reichsbank 
sollte aus wehrwirtschaftlichen Gründen ihren Gold- 
vorrat z. T. in Rüstungsmetalle — Kupfer, Nickel, Zinn 
etc. — umwandeln, um eine nationale Reserve an die- 
sen kriegswichtigen Metallen zu haben. Und es gibt 
Stimmen, die die Devalvation des französichen Fran- 
ken im gegenwärtigen Augenblick wehrwirtschaftli- 
chen Überlegungen zuschreiben. Der französische Ge- 
neralstab habe auf eine Devalvation gedrängt, um eine 
weitere Verminderung des französischen Goldbestandes 
unter die 50 Milliarden Frances Grenze, die zu befürch- 
ten war, zu vermeiden. Denn einen Goldbestand von 50 
Milliarden betrachte er als den unumgänglich notwen- 
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digen «Kriegsschatz>. Wenn dies vielleicht auch nicht 
wahr ist, so ist es doch bezeichnend für die Einflüsse, 
die man schon heute den wehrwirtschaftlichen Gedan- 
kengängen zuschreibt. 

Dass die Weltwirtschaft bei einem Anhalten dieser 
Bewegung zu kurz kommen wird, dass die Idee der 
weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung mit einem endgülti- 
gen Sieg derartiger Gedankengänge zu Grabe zu tragen 
wäre, sei nur am Rande vermerkt. Wenn das deutsche 
Wirtschaftsexperiment wirklich auf die Dauer derar- 
tige Folgen zeitigen würde, dann handelte es sich wirk- 
lich um eine — ungewollte — revolutionäre Tat erster 
Ordnung. Noch vermögen wir daran nicht ganz zu 
glauben. 


ANHANG 


DIE DEUTSCHE WIRTSCHAFT 
IN ZAHLEN 


(Die nachfolgenden Übersichten sollen zahlenmässige Unter 
lagen für die vorangegangenen Ausführungen liefern. Mit Rück- 
sicht auf die Raumverhältnisse konnten nur die wichtigsten 
Zahlenreihen hier aufgenommen werden. 

Ein * vor den Übersichten bedeutet «amtliche deutsche 
Quelle», sei es Statistisches Reichsamt, sei es Institut für Kon- 
junkturforschung oder laufende amtliche Publikationen. Im 
übrigen sind Quellennachweise angegeben.) 
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* Die unterschiedliche Beschäftigung zwischen Pro- 
duktions- und Verbrauchsgüterindustrie‘ 


1929 
1932 
1933 
1934 
1935 
1936 


Produk- Ver. 

Me ae 

industrien industrien 
M.-D. 67.7 66.7 
30.4 42.6 
36.9 46.3 
4 53.8 53.5 
62.9 53.1 
Januar 62.0 51.7 
Februar 62.2 53.2 
März 66.0 54.8 
April 69.6 56.5 
Mai 72.3 57.9 
Juni 73.7 55.9 


! Geleistete Arbeitsstunden in % 


zität. 


der Arbeiterstundenkapa- 


* Die Verteilung der Arbeitslosen 1928/29 und 1936 


Registrierte Arbeitslose Ende August 


1928 

Landwirtschaft 19.000 
Bergbau 18.000 
Eisen- und Metall- 

industrie 147.000 
Baugewerbe Fr 34.000 
Ungelernte Arbeiter . 308.000 
Angestellte 173.000 


Alle Berufe 


1,160.000 


Heeresstärke, inkl. 


Arbeitsdienst 


100.000 


1929 


23.000 
8.000 


215.000 
61.000 
348.000 
152.000 
1,360.000 1, 


100.000 


1936 
14.000 
54.000 


85.000 
38.000 
332.000 
167.000 
098.000 


750.000 
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* Entwicklung der Arbeitsmarktlage 


(in Millionen) Zahl der Zahlder Arbeit- Unterstützte 


Beschäftigen! suchenden Arbeitslose? 
7 12.52 5.70 5.57 
RBB; wre 13.01 5.03 4.73 
1934. . « 15.1 3.25 2.66 
OS 5 un 16.0 2.56 2.15 
Juli 1935 -. - - 16.64 2.13 1.75 
Juli 1936 . - - 17.84 1.43 1.17 


! Nach der Statistik der Krankenkassen 
> Bei den Arbeitsämtern. 


Die Rüstungskonjunktur der Maschinenindustrie 


Inlands- Ausland«- Kapazitäts- 

aulträge auiträge ausnutzung 
(1928 — 100) 
IE 5 4er 24.5 50.5 29.7 
1 41.5 34.0 35.7 
1 7 87.1 33.6 56.3 
ORE ie. In AD 56.2 73.1 
1936 I. Quartal . 155.0 62.9 76.7 


* Die Schwerindustrie in der Rüstungskonjunktur 


Hochöfen Roheisen- Rohstahl- 
in Betrieb Erzeugung in 1000 t 


ap Fe RE 328 481 
1 BE Er u 439 634 
0° 7er Em - Pe, er: | 728 993 
1935 M.—D. . 20.5 208 1045 1342 


1936 M—D. 1. Halbj;. . . 108 1231 1483 
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* Die Hochkonjunktur in der Zementindustrie 


1, Halbj. 
(in Mill. RM) 1929 1932 1933 1934 1935 1936 


Jahresabsatz 7.039 2.794 3.464 5.889 8.642 5.283 


* Die überragende Bedeutung der öffentlichen Bau- 
tätigkeit 
(Kasernen, Strassen, Fortifikationen etc.) 
Wert der Bauproduktion 


(in Milliarden RM) 
Öftentliche Bauten 


Gesamt  einschliessi. Tiefbau Wahnungsbau 
ya .;. 8.30 2.70 2.90 
> 2.30 0.90 0.80 
1933 .. 3.20 1.70 0.90 
1934 .. 5.20—5.70 3.00-3.50 1.50 
EUON. +. „ 6.90—7.50 4.50-—5.00 1.60 


Bau von Nichtwohngebäuden 


umbauter Raum Bau Bau- 
in 1000 cbm beginne vollendungen 
I. Halbjahr 1934 . . 3176 2181 
1935 . . 5876 3316 
1936 . .. 7555 7314 


* Das forcierte Tempo der Motorisierung 


Polizeiliche Zulassungen für das Publikum 


(in Stück) 1932 1933 1934 1935 
Personenwagen . 41.114 82.048 130.938 180.113 
Lastwagen . . . 7.017 11.573 23.509 34.313 


il. Halbj. 1935 1. Halbj. 1936 
Personenwagen . . 89.100 108.400 
Lastwagen : VIER 21.500 
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Die Rüstungskonjunktur in der Auto-Industrie * 


Adam OpelAG. 1932 1933 1934 1935 
Umsatz Mill. RM Schätzung 60 “0 168-184 210-230”) 
Absatz in Stück suerrr ++ 21.581 38.599 68,204 102.759 

davon Ausfuhr dealer 6.804 7.672 8.441 11.306 
Beschäftigte EETIT LET, 6.600 13.000 18.000 18,300 
Betriebsrohertrag Mill, RM 23.9 17.73 82.60 112.82 
‘Personalautwendungen 1408 21.38 39.89 49.75 
Abschreibungen sr. rr er Hr ++ 17.78 17.63 17.9 17.51 
Reingewinn sen reerennrnt — 0,84 5.01 13.40 19.76 
Dividende % zurrrersnnH00» 0 0 0 0 

Daimler-Benz AG. 

Umsatz Mill. RM .........» 65 100 147 26!) 
Beschäfige vs rerrnrnnn 8.700 14.000 22.600 26.600 
Betriebsrohertrag Mill, RM 31.22 49,34 82.24 111.10 

Personalautwendungen 2,61 32.09 53.10 68.18 

Abschreibungen : en 6.76 4.65 7.00 20.48 

Reingewimnn _ srseerrersee ir —4.95 2.47 4.13 32 

Dividende % sr ++ ++ RTET 0 0 0 5 


Auto Union AG. 


Umsatz Mill. RM ..... BEN 40 65 116 181 
Beschäftigte zur rnnnern0H + 5 4.359 7.371 12.256 16.500 
Betriebsrohertrag Mil, RM 19.01 28.45 49.75 77.38 
Personalaufwendungen . 10.44 15.60 25.58 38.36 
Abschreibungen +...» e 1.51 3.24 8.62 6,91 
Reingewinn .srsrerrri 0.57 0.86 0.91 1.60 
Dividende in % EN . 1) 0 4 6 


Adlerwerke 


Umsatz .srrurnonrunnHner 30.75 17.75 64.20 83.30*) 
Absatz in Stück sure ri x 7.476 10.249 18.233 
Beschäftigte ...--+HHH nn HH 0er 5.206 6.419 6.035 
Betriebsrohertrag Mill. RM 21.00 29.98 38.38 
Personalaufwendungen ER 8.97 11.09 16.38 19.57 
Abschreibungen szursrr Hr +: 3.41 2.40 3.06 4.31 
Reingewinn  .uesenereneneer —5.02 1.11 1.57 1.42 
Dividende in %  sruenerrns 0 0 0 | 
Bayerische Motoren 
Umsatz Mil. RM surrrr ri: 19.70*) 23.12?) 44.20?) 52.04?) 
Beschäftigte surseseHennnn en: 
Betriebsrohertrag Mil. RM 10.74 16.07 20.65 22.37 
Personalaufwendungen IT 6.22 9.19 13.10 14.12 
Abschreibungen ...+ +++ ++ ++ 3.36 2.26 2.42 1.41 
Reingewinn  srrsernenraneer 0.70 1.03 0.92 3.35 
Dividende in % srrrreniin 5 6 6 A 


x Nach „Frankfurter Zeitung‘ vom 30. VIII %. (Bilanzziffern in Mil- 
lionen RM.) 


t) Einschl. Motorengeschäft. — ?) Nur Fahrzeuggeschäft. 194 und 1935 
auf Grund von Gesellschaftsangaben. 1933 geschätzt. — 3) einschliesslich 
Fahrrad-Abt, — *) einschliesslich Schreibmaschinen- und Fahrrad-Abt. 
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* Steigende deutsche Eisenerzförderung 


Gesamt Eiseninhalt 
(in Mill. t) 
IB. : an Bd 442 
1983.07. x 7% 02592 828 
1934 . . . . 4.680 1308 
1035 : . .0..85200 1794 
1. Halbj. 1936 . . . . 3043 ca. 900 


Die teuere deutsche Erzförderung 


(Förderziffern und Staatssubventionen 
der «A,-G. für Bergbau, Blei- und Zinkfabrikation in Stolberg») 


1932 1933 1934 1935 
Subventionen (1000 RM) . 1647 4229 6404 8649 
Fertigerz-Produktion 


BOB. Hr er, u Ah AR 54.7 
dav. Rohzink . . . .. 150 185 21.9 23.2 
2) A 1.3 2.2 3.1 3.1 
Blei Re ie 


' Nach Angaben im Geschäftsbericht der Gesellschaft. 


‘ Der Aluminium-Boom 


Deutsche Deutscher 
Produktion Verbrauch 

in 1000 Tonnen 

1 Te A TR 34.3 
1934 . 27 58.5 
ne TR 93.0 


Gesteigerter Verbrauch wegen Ersatzverwendung für «Devi- 
senmelalle» und wegen Rüstung (Flugzeuge), 
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* Die Produktion natürlicher Spinnstoffe 


Anbaufläche von Bestand an 
Jahr Flachs Hauf schufen (Dez.) 
in Hektar in Mill. Stück 
1933 . : . 4.900 200 3.39 
1934 . : . 8.800 400 3.48 
19355 . . . 22.300 3.600 3.92 
1936 . . » 40.600 5.200 4.99" (4.54) ° 


ı Mit Saargebiet. Bestand 4. Juni. 
2 Ohne Saargebiet; 4. Juni, 


Verbrauch Eiufuhrüber- Faser-Inlandserzeugung 
für Inlands- schussanRoh- in 0% 


te bedart stoffen und in 1000 t des Inlands- 
Geweben bedarls 
Flachs 1983 . . 274 24.9 3.1 11 
1934 .. 528 47.6 5.4 10 
1935: . . 46.6 31.8 15.0 32 
Hanf 193 - - 16.4 0.2 - 
1934 . 20.3 0.4 - 
12. Mi 28.1 2.6 — 
Wolle 1933 171.0 221.0 14.0 8 
1934 171.0 200.0 15.0 9 
1935 159.1 182.6 16.5 10 


(Nach 
vom 12. 


Institut für Konjunkturforschung Wochenbericht Nr, 6. 
2. 36.) 


Die Produktion künstlicher Spinnstoffe 


(in Mill. kg.) Kunstseide Zellwolle 
108387: 5% 34.03 4.50 
1938 . &,% 48.19 1.2" 
1935 . . . ea. 50.00 15.6' 
1036... 2... €, 55.0 45.00° 
0 v Mr" 60.00 ca. 70.00? 


i Angaben der Werkzeitschrift der Ver. Glanzstoff-Fabriken 
A,-G. in Barmen in Juli 1936. 
2 Angaben auf der Reichstagung der Reichsbetriebsgemein- 


schaft „Textil“. 


Textilien in Zahlen und Preisreihen' 


1928 1932 
170 112 


Baumwolle 

Notierung 
Amer. Bremen . 
Aegypt. Leipzig 
(iarn Augsburg 


Hemdentuch gebl. 


Wolle 
Notierung 


Deutsche A/AA 


Austral. Kammzug 


Buen. Aires 
Kammzug 
Cheviot 


Rohstoft 
Notierung 
Flachsgarn 
Hanfgarn 
Jutegarn 
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Bekleidungsindex 


1933 
107 


Baumwolle 


RM 


i Aus «Der Wirtschaftsring 


Jahresdurchsehnittspreis 


Jabresdurchschnitipreis 


;, Hanf, Jute 


Jahresduschschnittspreis 


1936, Heft 40, S. 


Juni 1936 


119.5 


Juni 
1936 


0.79 
1.06 
1.48 
0.46 


Juni 
1936 


3.20 
2.87 
0.54 
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Deutsche Versorgung mit leichten Treibstofjen 


1936 19355 1934 1933 
in 1000 Tonnen 
Benzin 
aus Einfuhr . . - - . 1125 1075 1010 905 


aus Inlandserzeugung' . 575 380 230 175 


Benzol 
aus Einfuhr . . » - - 10 20 30 30 
aus Inlandserzeugung' . 425 270 220 190 
Alkohol 
(Inlandserzeugung) . . 200 185 170 140 


Insgesamt 2335 1930 1660 1440 
davon Inlandserzeugung 1200 835 630 505 
Inlandserzeugung in % 


des Bedarfs . . . . . 51% 43.3% 373% 35.8% 


ı Zahlen für 1933—1935 nach «Internationale Petroleum Kor- 
respondenz, London». Zahlen über Inlandserzeugung 1936 
Schätzung von E. C. Donaldson Rawlins, Handels-Attach@ der 
britischen Botschaft in Berlin, Einfuhrzahlen 1936 eigene 
Schätzung. 


* Die Wiederbelebung der deutschen Seehäfen durch 
Umleitung von Exportgütern 


(Schiffsverkehr im 1. Halbjahr 1929 = 1) 


1. Halbjahr 


1933 1934 1935 1936 
Hamburg . . » - 80.8 82.8 82.6 86.8 
Bremische Häfen . . 79.9 93.9 91.5 98.6 
Endes % 2 vn: u a 162.8 168.5 219.6 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 22 
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* Die Preissteigerung im Dritten Reich 


Basisjahr 
des Index 


Weltmarktpreise der Rohstoffe . . . (1925/29) 


Deutsche Grosshandelspreise . . . . (1913) 
Landwirtschaftliche Verkaufswaren . (1910/14) 
Industrielle Rohstoffe . . . . . (1913) 
auslandsbestimmt . . . 2. 22. (1913) 
inlandsbestimmi Fe re (1913) 
freie Preise , . . . u E - (1926) 
gebundene Preise . . . (DE (1926) 
Industrielle Fertigwaren ie FA: (1913) 
Produktionsmittel . . . 4a: (1913) 
Konsumgüter EELRT im Kl kr Me (1913) 
Lebenshaltungskosten . . . . . .. (1913/14) 
Nahrungsmittel' Aa EIER > Mala 
Kleidung! Eee (1913/14) 


1933 
37.1 


91.1 
74 
87.1 
60.1 
102.9 
45.6 
83.6 
111.6 
114.4 
109.5 
116.1 
109.7 
106.0 


März 


1934 
36.1 
95.9 
85 
90.8 
66.7 

104.9 
53.5 
83.4 

114.6 

113.8 

115.2 

119.9 

116.5 

109.3 


1935 
34.41 


100.7 
93 
91.3 
68.2 

104.8 
57.1 
82.3 

119.7 

113.5 

124.4 

122.2 

118.8 

117.2 


! Diese amtlichen Indexziffern können nicht als repräsentativ angesehen werden. 


1936 
37.7 


103.6 
101 
93.8 
74.6 
105.1 
61.9 
82.4 
120.1 
112.9 
125.6 
124,2 
122.2 
118.7 


August 


1936 
40.6 


104.6 
101 
93.7 
75.3 
104.6 
62.2 
121.4 
113.0 
127.8 
125.4 
124.2 
120.3 


Die deutsche Wirtschaft in Zahlen 339 


* Die Preisschere zwischen Deutschland und der Welt 


(Die Entwicklung der Grosshandelsindices in Gold) 


Durch- 
: schnitt August August August 
Basisjehr 1999 1984 1985 1986 


des Index 


Deutschland . (1913) 96.5 100.1 102.4 104.6 
England b (1930) 61.7 544 53.6 58.4 
ERST (1926) 93.0 449 47.7 48.1 
Japan. . - (1913) 69.1 47.4 48.2 52.0 
Belgien . . (1914) 77.2 68.3 574 60.4 
Holland! . . (1913) 79 78 73 77 

Frankreich! . (1913) 86.7 75.3 67.0 81.4 
Schweiz" . (VII. 1914) 96.0 89.8 914 94 


T'schechoslov.* (VII. 1914) 99.2 84.0 85.8 85.1 


ı Vor der Devalvation! 


* Die Verteuerung der Lebenshaltung der deutschen 
Bevölkerung 


Amtliche deutsche Grosshandelspreise (1913=100) 


Durchschnitt 1933 August 1936 


Textilwaren . : . : » 119.4 142.6 
Herrenkonfektion . . -» 131.2 161.4 
Damenkonfektion . - - 107.2 130.7 
Kleidung insges. . - - - 115.5 137.2 
Lederschüuhe . -. : » » 91.6 103.6 
Hauswäsche . . .» » - 126.6 136.9 


Hausrat insges. . » » - 104.8 110.4 
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* Die sinkende Massenkaufkraft 
dargestellt an der Veränderung des 
Zigarettenkonsums 


Anteil der Preisklassen am Gesamtverbrauch 


in % 1930-1931 1931/32 1992/33 1933/34 1034/35 1935/36 Apr. Juli 


1936 
2'/;, Rpfg . 0.6 40 104 15.9 210 198 174 
Fi . 2.1 45.2 587 645 60.0 589 57.6 


248: 8710 52 1130 172.206 
En 962 335 14.7 6.1 3.6 2.5 1.7 
u. mehr . 16.5 10.6 6.1 3.3 2.4 1.7 1.4 


om 


Entwicklung der Umsatzwerte im Einzelhandel 
1928 bis 1935 
1930 — 100 1928/29 1931 1932 1933 1934 1935 
Lebensmittel 104.8 91.9 781 753 794 86.0 
Textilwaren 112.6 84.1 65.0 655 771 780 
Schuhe 112.1 887 725 755 793 804 
Ges. Einzelhdl. 109.4 84.9 67.2 64.7 72.7 75.0 
in Mill. RM 35.000 27.200 21.500 21.200 23.800 24.500 
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* Der Kampf gegen die Waren- und Kaufhäuser 


(Umsatzbewegung 1935 im Vergleich zu 1932) 


Lebensmittelfachgeschäfte . » -» » « » +13.7 % 
Lebensmittelabt. d. Warenhäuser . . . . — 35.4 % 
Fachgeschäfte für Textil und Bekleidung . + 20.0% 
Textil-Abt. der Warenhäuser . . » » ..— 16.3% 
Textil-Abt. der Kaufhäuser . » - » +» ..— 89% 
Möbelfachgeschäfte . - - Ei . +33.2% 
Beleuchtungs- und Elek ktrofachgie ‚schäfte ‚. + 27.7% 

Porzellan, Glas, Haus- und Küchen- 
geräte-Fachgeschäfte . . - . . +21.7% 
Hausrat- und Möbelabt. der W aka e - 15,3% 
Kaufhäuser . + 45% 


* Die «Vorbelastung» des Reichsetats 
durch die ersten Arbeitsbeschaffungsprogramme 


{in Millionen RM) 1933 1934 1935 1936 1937 1958 
1. Papen-Programm 

Wechseleinlösung 

einschl. Neben- 


Komlan us nt; 71.0 175.0 56.0 - - — 

Steuergutscheine 

zuzügl. Aufgeld — 312.0 324.0 336.0 348.0 360.0 
2, Sofort-Programm 

Wechseleinlösung — 40.0 140.0 140.0 140.0 140.0 


Nebenkosten . . 20.0 34.5 23.0 16.0 8.0 1.0 
3. Reinhardt-Progr. 

Wechseleinlösung — 30.0 242.0 242.0 243.0 243.0 

Nebenkosten .. 7.0 41.0 40.0 25.0 150 5.0 

Bedarfsdeckungs- 

scheine A. u. B. 45.0 20.0 - = -- 


143.0 652.5 825.0 759.0 754.0 749.0 
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* Die Steigerung der Reichs-Steuereinnahmen 


ne z Rechnungsjahre 
Beträge in Mil. RM un. 1eHa8 ABM IBBaS issens 
Besitz- und 


Verkehrssteuern 6.136 4.023 4.062 4.958 6.176 


davon 

Lohnsteuer u: BEL 749 742 899 1.362 
Veranlagte Ein- 

kommensteuer 1.524 543 520 775 1.075 
Körperschafts- 

steuer Ei 2 608 106 210 320 530 
Umsatzsteuer . 1.000 1.354 1.516 1.873 2.020 
Verbrauchssteuern 1.784 1.518 1.719 2.104 2.229 
Zölle © 071.106 1.106 1.065 1.149 1.249 
Insgesamt +. 9.025 6.647 6.846 8.211 9.654 
Desgl. in Kaufkraft 

von 1928! 9.025 9.650 10.280 11.680 13.280 


! Umgerechnet über den Grosshandelsindex von der «Reichs- 
kreditgesellschaft». 


Produktionswert und Steuerleistung' 


Brutto- Netto- Aufkommen 

produktions- produktions- an Reichs 

Jahr wert wert : steuern, 
% 7 - u 

(alles in Mrd. RM) der rewerblichen Gemeinde 
Wirtschaft steuern? 
Re er 58.8 23.5 10.7 
nr br Are A 83.5 34.3 13.4 
Zuwachs 1926/1929 . + 24.7 + 108 + 27 
BIBI FE RE 40.0 17.6 10.2 
BOSSE Ai, Ar. 1ER: 58.0 25.0 13.2 


Zuwachs 1932/1985 . + 18.0 + 74 + 30 


' Nach Zusammenstellung der +Reichskreditgesellschaft>». 
?2 Rechnungsjahre. 
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* Die wachsende Steuerbelastung der Industrie 


In Millionen RM 1929/30 1932/33 193734 1934/85 1935/36 


Reichssteuer- 


aufkommen 9171.7 6647.0 6846.2 8222.38 9650.3 
davon 
Körperschafts- 
steuer . 558.6 
in Prozent des 
Gesamtauf- 


kommens - 6.1 


105.8 210.0 319.5 592.7 


1.5 3.7 3.9 6.1 


* Steuereinnahmen von Reich, Ländern 
und Gemeinden 


1932/33 10.2 Milliarden RM 


1933/34 10.6 r F 
1934/35 11.9 PP 5 
1935/36 13.2 „ 


Mehreinnahmen seit 1933 


5.1 Milliarden RM 


* Unterstützungsaufwand für Arbeitslose 


1932/33 
1933/34 
1934/35 
1935/36 


2.8 Milliarden RM 


2.3 & X 
1.6 e 2 
1.2 n E: 


———————————— 


Ersparnis seit 1933 


3.3 Milliarden RM 
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* Die steigende Anspannung der Reichsbank 


r ) . nn Test 
(mumun Yet RE, Game Apr 
Januar 1933 . . 2595 922 3517 
1934 . . 2973 300 383 3656 
1935 . . 3702 441 84 4227 
1936 .: . 3956 349 82 4387 
Septemb. 1936 . . 4934 219 69 5222 


ar Saunas EEE FEN a a EEE AED 5 ER en 
Zunahme (+) resp. 


Abnahme (—) 
Jan. 1933—Sept. 
1936 ....+2339 +219 —753 + 1705 


! Einschliesslich Arbeitsbeschaffungs- und Rüstungswechsel, 


Die Steigerung des Zahlungsmittel-Umlaufs 


Stückgeld- Bargeldloser 
umlauf Zahlungsverkehr 
in en r Giroum- Abrech- ng 
/ jesamier Kite f nungsver- umsatz im 
Geldumlauf! sätze bei kehr der Pustscheck- 


Reichsbank verkehr 

Januar 1933 5.345 24.840 4.666 8.34 
Januar 1934 5.424 46.581 4.889 9.44 
Januar 1935 5.667 52.217 5.085 10.52 
Januar 1936 6.092 64.037 4.962 11.49 
September 1935 6.258 57.720 4944 11.12° 
September 1936 6.650 57.980 5.288 12.24 ° 


! Reichsbank- u. Privatbanknoten, Rentenbankscheine, Münzen 
2 Juliziffer. 
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* Die Aufblähung der Wechselbestände‘ bei den 
Kreditinstituten 


1933 1934 1935 1936 1936 


(in Millionen RM) Febr. Febr. Febr. Febr. Aug. 


Reichsbank 
Wechsel tm: BES ET 3656 4026 4693 
Schatzwechsel 5 21 4 — 43 74 


Golddiskontbank 


Wechsel er 248 196 — 1283 512 

Schatzwechsel s 14 86 _ 147 169 
Kreditbanken 

Wechsel ....1486 1541 1754 1960 2158 

Schatzwechsel - 497 586 629 702 614 


Girozentralen 
Wechsel ns 350 468 395 646 630 
Schatzwechsel - 55 444 690 785 823 


Staats- u. Länderbanken 
Wechsel ; 232 367 593 564 607 
Schatzwechsel : 473 429 488 443 446 


Spezialbanken 
Wechsel a - 841 778 1096 
Schatzwechsel : — 151 202 138 


Konversionskasse 


Anlagen \ — 


Insgesamt ausgewiesen: 


Wechselbestände 4755 9940 
Schatzwechsel- 
bestände 1060 2264 


ı Einschliesslich Arbeitsbeschaffungs- und Rüstungswechsel. 
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* Der verringerte Kreditbedarf der Wirtschaft 


Debitoren der 5 Grossbanken 


1932 M—D. . . 4348 Millionen RM 
1933 M—D. ... 4215 1. 
1934 M.—D. . . : 3939 
SAT a 3524 ir 
cn 1: Me .. 3308 


* Der Umfang der langfristigen Finanzierung 
der Staatskonjunktur 


Zeitpunkt Anleihenehmer Belrag 
Januar 1935 Sparkassen . . . . .. 500 Mill. RM 
Mai 1935 Versicherungen . . ..300 
August 1935 Freie Zeichnungen . . . 500 
Sparkassen . . . . . . 500 
Januar 1936 Freie Zeichn. (Reichsbahn) 500 
April 1936 Versicherungen . . . . 300 
Juli 1936 Freie Zeichnungen . . . 500 
ön Sparkassen . . . . . ..200 
Insgesamt begebene Anleihen . . . . 3300 Mill. RM 
Schwebende Schulden . . . . ca 12.010 


* Zahlen zur Geldkapitalbildung 


Vermögensanlagen der 


(in Millionen RM) 8 we Invaliden- „ARE TLebens- 
versicherungen 

Ende 1932 ; 9.917 1.301 2.041 3.699 

1933 - +. 10.808 1.273 2.184 4.060 

1934 . .. 12,356 1.481 2413 4.42% 

1935 ; „18.022 1.718. 2,633: 4.928 

. Halbjahr 1936 . . 14.065 1.780 2.833 5.123 
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* Die Spartätigkeit bei den Sparkassen 


Einzahlungs- 


überschuss Bestand 
(in Millionen RM) 

1930 FE: : 893 10.400 
1932 u. A Er - 631 9.917 
1933 WERTE 359 10.808 
1934 rt 317 12.356 
1935 EENe 515 13.384 
1936 I. Halbjahr . 262 14.110 


* Der Aufschwung der Lebensversicherungs- 
gesellschaften 


Versicherte Prämien- 
Summe einnahme 
(in Mill. RM) 

Ende 1933 17.818 724 

1934 19.866 786 

1935 21.389 877 

1. Halbjahr 1935 20.632 431 
{. Halbjahr 1936 22.306 462 


Das steigende Missverhältnis zwischen Investition und 
langfristiger Finanzierung‘ 
(in Milliarden RM) 


Emissionen Investitionen Differenz 
1932 Be, 3.9 29 
1933 a 5.3 3.8 
1934 Re: 8.4 7.4 
1935 .*.,.2.6 (geschätzt) 11 .0 7.4 
1932—1935 6.1 28.6 21.5 


In den letzten 4 Jahren sind also 21.5 Milliarden RM 
Investitionen in Deutschland ausserhalb des normalen 
Emissionsmarktes finanziert worden. 


i Nach Monatsbericht der D. D,-Bank von Februar 1936. 
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Deutsches Transfer-Moratorium in Zahlen! 


Jährliches Zinstransfer. 


1932 - + 0.0. ..1100 Millionen RM 
1933 Fri Pan sc 850 
1935 re EEE 250 


! Nach Dr. Eicke, «Warum Aussenhandel? ‚ Berlin, 1936, 


Das Zusammenschmelzen der Auslandsverschuldung.' 


Deutsche Auslandsschulden 


kurzfristig 


I Mar. RM Be in see, Beiden 
schulden 

Mitte 1930 . . . . 10.8 16.0? 26.8! 
Dezember 1930 . . 10.8 15.0? 25.8! 
Juli 1931 ee N 13.1 6.3 23.8 
November 1931 En | De 10.6 2.4 21.5 
Februar 1932 . . . 105 10.1 5.0 20.6 
September 1932 . . 102 9.3 4.3 19.5 
Februar 1933 . . . 103 8.7 4.1 19.0 
September 1933 . . 7.4 7.4 3.0 14.8 
Februar 1934 . . ds 6.8 2.6 13.9 
Januar 1936? . . . 6.5 6.5 1.5 13.0 
Oktober 1936? . 5.2 5.6 1.0 11.8 


Schuldenlastung Mitte 1930— Oktober 1936: 


15 Milliarden RM® 
durch Rückzahlung . . 10.5 
durch Währungsgewinne 4.5 


! Nach Dr, Rudolf Eicke, Direktor bei der Reichsbank. 
° Schätzungen. 
® Eigene Schätzung. 
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* Deutsche Zwangskredite im Ausland' 


31. 
31. 
31. 
31. 
31. 
31. 


Rückständige Clearingschulden 


RM 
Holland 99,000.000 
Tschechoslovakei . 62,000.000 
Schweiz 52,000.000 
Polen 47,000.000 
Griechenland 39,000.000 
Frankreich 25,000.000 
Jugoslavien . 25,000.000 
Ungarn 10,000.000 
Norwegen 5,000.000 


Finnland 


3,700.000 


! Stand Ende März resp. Mitte April 1936. 


* Die Flucht in die Sachwerte 


(Aktienindex 1924/26 = 100) 


Ende 1932 63.60 
1933 68.47 

1934 80.34 
„1935 90.00 
Juli 1936 103.07 


*= Kurse und Dividenden 


der an der Berliner Börse gehandelten Aktien 


Dividenden Kurs 

in Mill. RM. in % in % 

Dezember 1932 290 2.83 67.67 
1933 313 3.27 78.58 

1934 322 3.53 91.44 
7 1935 352 4.26 108.83 
Juli 1935 349 3.66 114.48 
1936 418 5.09 128.48 


Zeit 
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Die Renaissance der Konzernbildung 
(Die Aktienpaket-Verkäufe seit 1933) 


Objekt 


1933 
August 


September 


Oktober 


Dezember 
1934 
Januar 


März 


September 


„ 
November 
PN 

Dezember 


10935 
Januar 
Februar 
März 


April 
Juni 


Juli 


Harpener Bergbau AG. 


Majorität der Schuhfabr. 
Tack & Cie, AG. 
Degea (Auergesellschaft) 


Gladbacher Wollindustrie 
(Minorität) 
Restpaket Mitteldeutsche 
Stahlwerke 


Zuckerkonzern v. Rath, 
Schoeller & Skene 
Norddeutsche Hefe AG, 


Bast A. G. 
Ideal-Werke (Blaupunkt) 
Überlandzentrale 


Pommern A.G, 
Stolberger Zink-Aktien 
Gewerkschaft Sachsen 
Sächsische Elektrizitäts- 

lieferungsgesellschaft 
Grube Viktoria 
Dessauer Gas-Aktien 
Engelhardt-Brauerei AG. 
Dresdner Chromo A. G. 
Vereinigte Dachpappen 

A. G. 

Neue Burbach-Aktien 


Zuckerfabrik Jülich A.G. 


Derop A. G. 


Miag Mühlenbau A, G. 
Hanomag 


Zementwerk Sachsen-An- 
halt A. G. 

Restpaket Stahlwerk 
Hennigsdorf 

Magdeburger Werkzeug- 
maschinen A. G. 
Düsseldorf. Waggonfabrik 


Ludwigshafener Walz- 
mühle A.G. 

Collet & Engelhard 

Pfälzische Mühlenwerke 

Naphta-Industrie- und 

Tankanlagen A.G. 


Verkäufer 


Rheinische Braunk. 


Alr, 
Gruppe Krojanker 


Familie Koppel 
Familienbesitz 


Ver. Stahlwerke 


Gruppe Janotta 


Schultheiss-Pat- 
zenhofer A.G. 

Schultheiss Pat- 
zenhofer A.G. 


Provinz u. Kom- 
munen. 
Mansfeld A.G, 
Otto Wolff 
Berliner Elektri- 
zitätslieferungs- 
gesellschaft 
Gruppe Flick 


Giesche-Konzern 

Stadt Berlin und 
Gruppe Nacher 

Hartmann-Kon- 


zern 
Kokswerke A.G 
(Kapitalerhö- 

hung) 
Verband Rheini 


scher Rüben 
bauern 


Sowjetrussisch 
Staat 
Dresdner Bank 
Gruppe Lerch 
L’resdner Bank 
AEG 
Pittierwerke 
A.G. 
Linke Hofmann- 
Gruppe 
? 
Fa. Wetzel-Gera 
? 


Hardy & Co 


a a a 


Käufer 


Gruppe Flick (Mit- 
telstahl-Marxhütte) 
Lederfabrik Freu- 
denberg & Co, 
Dt. Gold- u. Sil- 
berscheide Anstalt 
Henkel & Cie. 
(Persil) 
Gruppe Flick 


Süddi. Zucker 
A.G. 

Henckel & Cie.? 

Henckel & Cie.? 

Robert Bosch A. G. 

Märkische Elektri- 
zitätswerke A.G. 

Otto Wolff 

Mansfeld A.G. 

A. G. Sächs. 
Werke 


Deutsche Erdöl 
A.G. 


Dresdner Ant 
Feldmühle A.G. 
Rütgers A.G 
Wintershall 
Süddt. Zucker A. G. 


A.G. 


Konsortium, Führe. 
Benzolverband 

Gruppe Lerch 

Bochumer Verein 
(Stahlverein) 

Gruppe Schlesische 
Zement 

Gruppe Flick 


Junkers-Konzern 


Waggonfabrik 
Uerdingen 
Süddt. Zucker A. G 


Familie Opel? 
Snddt. Zucker A.G 
Wintershall A.G. 
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Zeit Objekt Verkäufer Käufe: 
September Neue Uerdinger Waggon- (Kapitalerhö- Talbot GmbH., 
Aktien hung) Aachen 
Oktober Hirsch Kupfer- u. Mes- Banken und Gesfürel-Loewe 
singwerke Otavi A.G. 
e Heliowattwerke A.G. Familie Aaron Siemens-Konzern 
F Kabelwerk Cassirer Familie Cassirer Siemens-Konzern 
x Adrema GmbH, Familie Gold- Mercedes-Büroma- 
schmidt schinenwerke 
A.G. 
November Mansfeld-Aktien Stadt Leipzig u. Salzdetfurth-Konz. 
Otto Wollt 
Dezember Deutsche Kabelwerke Dresdner Bank Kabelwerke 
Rheydt A. G. 
Bayer. Spiegelglas A.G. Familienbesitz Familie v. Opel 
1936 
Januar Frankfurt. Mühlenwerke Familie Wolff Deutsche Mühlen- 
vereinigung A.G. 
März Essener Steinkohlenberg- Slahlverein Bankenkonsortium, 
werke A.G. zum grossen Teil 
weiter verkauft 
an Gruppe Flick 
Magirus A.G. ? Klöckner-Konz. 
(Humbold-Deutz 
A. G. 
Photopapier-Konzern» Schering-Kahl- Schantung A.G. 
baum A.G. 
in Deschimag Reich und Bre- Privates Konsor- 
men tium 
3 Union Fabrik chem. A.G. Westfälisch-Anstalt. 
Sprengstoff A.G 
April Atlas-Werke A.G. Bremen und Privates Konsor- 
Nordd. Lloyd _ tium 
er Lederfabrik Mayer & Familienbesitz Salamander A.G. 
Sohn A. G. 
u. Coneordia Cement A.G. 7 Schles. Zement- 
gruppe 
Mai Bergbau A.G. Lothrin- Verschied. Ban- Wintershall A.G. 
gen (Majoritätsbesitz) ken? 
Juni Deutsche Effeeten- und Gruppe Hahn Konsortium, Führg. 
Wechselbank Bankhaus Hartog 
- Zellstoff-Verein» Bankenkonsor- Zellst. Waldhof 
£ tium A.G, 
Juli Prehlitz. Braunkohle A.G. Familienbesitz? Deutsche Erdöl 
A.G. 
er Niederrheinische Braun- Dessauer Gas- RWE-Gruppe 
kohle A.G. u. Niederr. Konzern 
„Licht und Kraft A.G. 
; Elektrizitätswerk Süd- Gesfürel Ludw. Stadt Berlin 
west Berlin Loewe A.G. 


Demag-Aktien 


Stahlverein 


Maschinenbau-Un- 
ternehmung A.G 


* Deutschlands sinkender Anteil am Welthandel 


1932 9,5% des Weltumsatzes 
1933 91 e „ 

1934 9.0 = R- 

1935 8.7 = 


" Die Entwicklung des Aussenhandels 
Gesamtaussenhandel 1. Halb). 
1928 1931 1933 1934 1935 1956 
(Werte in Mill. RM reiner Warenverkehr) 
Einfuhr FE RE ee er up 5" Y | 6.727 4.204 4.451 4.159 2.111 
Ausfuhr a a ar a ar TEE 9.599 4.871 4.167 4.270 2.243 


Bilanz A ae a, FM A +36 + 2.872 + 667 — 284 + 111 + 132 
Wert- und Mengenbewegung 1. Halbjahr 
Einfuhr 1933 1934 1935 1935 1956 
Tiere, Lebensmittel und Getränke . . . Werte! 1.084 1.100 1.042 518 536 
Mengen” 44.733 48.350 37.618 22.663 17.517 
Rohstoffe und halbfertige Waren . . . Werte 2.420 2.600 2.55: 1.296 1.323 
Mengen 295.226 378.082 426.701 283.901 231.016 
Fertigwaren . . dee 1a AR 670 750 565 312 252 
Mengen 13.525 17.640 9.408 5.452 3.702 


Aha — 
Lebensmittel und Getränke . . . . . Werte 172 121 78 33 37 
Mengen 21.602 15.543 10.092 4.181 5.123 
Rohstoffe und halbfertige Waren . . . Werte 903 790 774 364 363 
Mengen 354.498 391.358 435.704 201.185 214.276 
BOLÜENGRREH u ee rn A 3.787 3.256 3.418 1.564 1.841 
Mengen 42.121 45.282 55.576 25.249 29.310 
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! Werte in Mill. RM ? Mengen in 1000 
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* Deutschlands Handel mit den neuen Abwertungs- 


ländern 

Deutsche Einfuhr Deutsche Ausfuhr 
(in Millionen RM) Jan./Juni Jan./Juni Jan./Juni Jan./Juni 

1936 1985 1936 1935 
Frankreich a 104.1 125.4 124.1 
Holland Er 95.6 195.6 193.5 
Schweiz A 61.5 114.8 123.6 
Italien R 2. ARE 93.9 125.1 124.3 
Tschechoslowakei 58.2 61.8 66.2 59.3 
Insgesamt: 346.9 416.9 627.1 624.8 


Deutsche Gesamt- 
ein- u. Ausfuhr 2111.0 2125.2 2242.7 1962.0 


* Die Strukturwandlung des deutschen Aussenhandels 


Im Verkehr mit: 1932 1933 1934 1935 1936! 
(in Millionen RM) 

Europa 

Ausfuhrüberschuss +2148 +1520 +628 +586 -+386 


Übersee 
Einfuhrüberschuss —1043 —846 —903 —468 — 251 


+1105 +674 —275 +118 +132 


! 1, Halbjahr. 


* Aussenhandel in der Zwangsjacke der Zweiseitigkeit 


(Anteil der gegenseitigen Tauschgeschäfte an den deutschen 
Aussenhandelsumsätzen)! 


Europa Asien Afrika Amerika Australien 
1932  , 80.8 60.4 64.1 37.2 
1933 er: 81.7 60.6 72.0 33.5 
1934 or) 82.8 58.7 65.7 30.0 
1935 > 95.9 64.2 81.8 84.4 


! Institut für Konjunkturforschung, 11. Jahrgang. Heft 1. S. 15. 


Dr. Hans E. Priester: Das deutsche Wirtschaftswunder. 23 


1928 
1929 
1930 
1931 
1932 
1933 
1934 
1935 


abkommen. 


11,0 

12.4 

11.2 
9.0 
5.4 
4.6 
4.0 
4.1 


1934 
in Mill, 
Industrieller 
Hochkapitalismus . 2516 
Europäischer 
Agrarraum . . . 677 
Russland I SER 63 
Halbkapitalismus un 
s a 737 
Neukapitalismus . ./ 
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Ausfuhr 
Jahr in Mdu. RM 


1935 
RM 


2341 


823 
39 


926 


t Institut für Konjunkturforschung April 1936. 


Die Wandlung der industriellen Exportquote 
unter dem Einfluss der Staatskonjunktur.! 


Anteil d. Ausfuhr 
a. d. Erzeugung in % 


21.0 
23.7 
26.0 


! Institut für Konjunkturforschung April 1936. 


1934 


63.0 


17.0 
1.6 


18.4 


Die Richtungsänderung des deutschen Exports.' 


1935 


22.4 


Die Steigerung der Ausfuhr, hauptsächlich von In- 
vestitionsgütern, nach dem Agrarraum und den halb- 
und neukapitalistischen Ländern erklärt sich wesent- 
lich aus den neuen Kompensations- und Verrechnungs- 
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* Die sinkenden deutschen Exportpreise' 


(in RM je dz) 


1935 

Farben und 

Farbwaren . 139.6 
Künstl. Dünge- 

mittel . . - 5.69 
Chem. u. pharm. 

Erzeugnisse . 314.8 
Maschinen . . 163.7 
Elektrotechn. 

Erzeugnisse 267.8 
Fahrzeuge . . 175.0 
Aluminium und 

Al.-Legie- 

rungen. . - 238.0 
Blech u. Draht 15.03 
Messerschmiede- 

WELEHE 4 604.0 
Werkzeuge und 

Geräte . . - 119.2 
Kunst- u. Florett- 

seidengarne . 460.0 


Seide u. Kunst- 
seidengewebe 1401.0 
Wollgewebe . . 756.0 
Baumwollgewebe 561.0 
Kleidung und 
Wäsche . . 1930.0 


1 Errechnete Preise aus den deutschen 


tistiken. 


1934 


127.1 


246.3 
15.47 


632.0 


138.1 


466.0 


1569.0 
826.0 
691.0 


1952.0 


1933 58 1932 
191.1 159.1 
10.59 7.17 
361.5 360.2 
170.5 174.4 
328.4 352.1 
186.1 202.1 
243.7 264.2 
18.90 18.45 
695.0 816.0 
151.9 182.1 
453.0 533.0 
1672.0 1869.0 
841.0 967.0 
812.0 887.0 
1899.0 2034.0 
Aussenhandelssta- 
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RM 

Eisen- und 

Stahlwaren 30.9 
Maschinen ...— 62 
Baumwollgarne + 12.0 
Wollgarne . . —128 
Baumwollgewebe — 36.7 
Wollgewebe . . — 11.8 
Farben und 

Farbstfffe . . — 12.3 


1932 
1933 
1934 
1935 
Jan./Juli 1935 
Jan./Juli 1936 
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Deutsche, englische und französische Exportpreise 


(Veränderung 1935 gegen 1932) 


P. £ Gold £ fire. 


+ 52 —136 — 12.0 
+ 39 —15.0 —13.7 
+ 65 —128 —39.5 
+155 — 55 —20.5 
+ 26 — 16.0 — 26.0 
—189 —336 —121 


— 80 —247 — 20 


Nach Pritzkoleit „Wirtschaftsdienst“ Heft 2, 28. II. 36. 


* Die Exportoffensive der Autoindustrie 


Wert der Auto-Ausfuhr. 


29.5 Mill. RM 


28.8 
29.6 
50.2 ;; 
re 


45.1 
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* Das Rohstoff-Kolonialproblem 


Geringe Bedeutung der ehemaligen deutschen Kolonien als 
Rohstoff-Lieferanten 


Gesamtausfuhr Deckung des 


Deutsche der ehem. deutschen 

Netto- deutschen Einfunrbedarlis 

Einfuhr Kolonien! in durch dıe g®- 

1934 Afrika? Südsee samten Kolonien 
(in Tonnen) in 9%, 
Phosphate . :» . - 831 — 620 74.5 
Trop.-Hölzer Fe ° 55 _ 22.0 
Ölfrüchte u. Ölsaaten 2214 82 79 7.3 
Felle u. Häute . . . 157 6 — 3.5 
Kautschuk . . . . 60 2 — 3.4 
Baumwolle . . . . 337 7 = 2.2 
Wolle u. Tierhaare . 165 1 .— 0.6 
2 96 26 — 27.5 
Kakao rw. eh 35 — 35.6 
Kaffee Sr 16 — 10.6 
Sisal- u. Manilahanf . 76 73 = 95.5 


ı Nach Dr. Adam Hufner «Deutscher Volkswirt» v. 9. X. 36. 
Durehschnittsausfuhr 1932—1934. 
2 Togo, Kamerun, Ostafrika. 


* Die Rohstoffklemme 


Einfuhrmengen im 1. Halbjahr 


(in 1000 dz) 1936 1935 
Textilrohstoffe -. -. : :» » =. . 83596 4605 
NOIR: a. dar ai ana ah un: ca Fame, ARE 1181 
dav. Baumwolle . . . : .. „1796 1894 
dav. Flachs u. Hanf . . . . » » 97 1460 
Tr le. VECEE ı \ 7 356 
ME:  SÄEEE  aen 61 78 
Hinte u; FEBEN 5 ur A cr 813 
Kantechok Mir 1 0 are se 371 


NW MS 3%: 5.0 1971 


Die Umlagerung der deutschen Wollbezüge 


(in 1,000 t) 1933 1934 
Gesamt sr AO 149 
Australien . . . 63 45 
Neuseeland . . . 21 20 
Südafrika a. FR 25 21 
Argentinien . . . 2 21 
AEUEUSY . u. ", 12 10 
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1935 
128 
17 


y, 


* Die Umlagerung der Baumwolleinfuhr 


1935 
Gesamtwert (Mill. RM) . . . . 293 
Gesamtmenge (1000 dz) . . . . 3100 
davon aus den alten Bezugsländern: 
USA a N: 
Britisch-Indien . . . . 2.2.9279 
NOS » Hua u u 
aus den neuen Bezugsländern: 
BECHEEE ) ..00, E, 9 824 
Peru 252 
Argentinien 44 
Türkei ara EAN 152 


1934 
231 
3169 


1898 
348 
442 


83 
113 


* Die schrumpfenden Rohstoffläger der Textilindustrie 


Ba) 

RE a ee ee 
Sa Br N. 
1934 ae a 


BD. 2 A Du RE 
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* Die Umlagerung der deutschen Rohstoffbezüge 
(Der Anteil Südosteuropas an der deutschen Rohstoffeinfuhr)! 


(in Millionen RM) 


1929 1933 1955 

Gesamtbezüge » : » »:. 46 5.1 7.2 
Federn und Borsten . . . . 19.0 23.5 45.6 
Rohtabak , . N Be © 44.9 42.0 
Nichtölhaltige Sämereien . . 12.0 35.7 35.9 
Mineralöle a en rer 7.8 8.9 22.6 
ee ee Mr 6.9 22.1 
nah... 1 pr er 71.3 34.6 43.0 
Flachs, Hanf, Jute. . - - - 1.8 2.4 6.3 
Brendan Krnkae 4.9 3.0 
Ölfrüchte und -Saaten . . - 0.4 1.0 2.7 


!; Nach Institut für Konjunkturforschung 11 Jahrg. S 195. 


* Aufgezehrte Getreidereserven 


(in 1000 t) 
Bestände Entnahmen Bestände 
Ende Juli 1935 Juli 35 — yuli 36 Ende Juli 1936 
Weizen . . 1370 670 710 
Roggen . . 1355 915 440 
ERBEN... < 520 110 410 
Gerste . . 197 40 157 
zusammen . 3442 1725 1717 


* Die schlechte Getreideernte 1936 


(im Min. ) m "none: are 
Roggen . . 7.66 748 839 560 2.79 
Weizen . . 461 479 546 490 0.56 
Gerste . . 347 339 350 160 1.90 
Hafer . . 570 538 551 060 4.90 


ı September-Schätzung. 


gFostgest 
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Unzureichende Futtermittelversorgung 1936 


Feblbedartt 
We 2 re MIN TO; 
Roggen «.: = » + » 104 Mill: To. 
BE 5 8... PR N TO: 
Hafer . . . . . „+ 0.20 Mill. To. 
Insgesamt . . . . . 1,63 Mill. To. 


! Errechnet auf Grund der Verfütterungen 1935 und des Ernte- 
ausfalls 1936, wobei zu beachten ist, dass der Bedarf 1936 
wegen des gewachsenen Viehbestandes grösser als 1935 sein 
wird. 


* Das Dilemma der Nahrungsmittel-Importe 


Vermehrte Einfuhren 


(1000 dz.) 1. Halbj. 1936 1. Halbj. 1936 

Lebende Tiere . . . . 820 349 
Fleisch und Speck . . . 672 222 
Käse TEE Mi 137 132 
Öl und Fett . . . .. 2571 2.549 
Ölsaaten und -Früchte . 9.714 6.642 
2. ad re Fe 1.417 1.250 

Insgesamt . 15.431 11.344 


Verringerte Einfuhren 


(1000 dz.) 1. Halbj. 1936 1. Halbj. 1935 
Getreide und Futtermittel 4.072 12.162 
Hülsenfrüchte . . . . 469 709 
Gemüse ee > 1.504 1.699 
Obst nr a, ar 597 619 
Eier Dr 252 305 
Insgesamt . 6.894 14.494 


Um 4,087 Mill. dz. notwendige Nahrungsmittel mehr ein- 
führen zu können, war eine Kürzung der übrigen Nahrungs- 
mitteleinfuhr um 7,600 Mill. dz notwendig. 


ches. Hans E. Priester, der 
Verfasser der ungemein er- 
folgreichen Untersuchung über 
den Zusammenbruch der deut- 
schen Banken im Juli 1931 
zeigt hier, gestützt auf authen- 
tische Quellen und unmittel- 
bares Wissen, wie diese Kon- 
junktur zustande kam, mit 
welchen Mitteln sie von der 
Staatsgewalt geschaffen wurde. 
Eine Revolutionierung des her- 
kömmlichen wirtschaftlichen 
Denkens hat stattgefunden, Es 
gibt kein Gebiet des wirt- 
schaftlichen Lebens im Dritten 
Reich, das nicht durch den 
Staat unter einem einzigen 
Gesichtspunkt reglementiert 
ist: militärische und indu- 
strielle Aufrüstung, Stärkung 
des „pontentiel de guerre”. 
In einer knappen, leicht ver- 
ständlichen Sprache wird ein 
bisher unbekanntes umfassen- 
des Bild der deutschen, vom 
Staat gesteuerten Wirtschaft 
gezeichnet. Die durch dieses 
Buch erstmalig vermittelte 
Kenntnis der ökonomischen 
Zusammenhänge in Deutsch- 
land macht überhaupt erst die 
Politik des Dritten Reiches 
verständlich. Das Buch be- 
schränkt sich aber nicht nur 
auf die Darstellung des bisher 
Erreichten, sondern setzt sich 
in einer eingehenden Analyse 
mit der Zukunft des deutschen 
Wirtschaftsexperimentes aus- 
einander, 


FREHER ERSCHIEN 
EMIL LUDWIG 


DER NIE 


LEBENSLAUF EINES STROMES. 
ERSTER BAND: VON DER QUELLE BIS NACH AEGYPTEN. 

MIT 29 ABBILDUNGEN UND 5 KARTEN. 
BROSCHIERT: GULDEN 3,75; LEINEN: GULDEN 4.90. 
Ludwigs Buch über den Nil wird vielleicht einst als sein bestes oder doch 
sein schönstes Werk gelten. Seine Darstellungsmethode, die auf eine zum 
Greifen wahre, plastische Anschaulichkeit abgestellt ist, kommt hier zur 
glänzenden Geltung. NEUE ZÜRCHER ZEITUNG, 
Ein leuchtendes Gemälde von Urwald. Steppen, Wüsten, von schwarzen 
und weissen Eroberern, von Sultanen und Königen, von Offizieren und 


Abenteuerern. Ludwig zeigt hier abermals seine eminente Gestaltungs- 


kunst in der Kraft seiner plastischen Sprache, DER TAG, WIEN. 


In diesem Buch hört der Nil auf, der geographische Begriff „Strom in 
Afrika“ zu sein, er wird zur historischen Gestalt. Es ist ein glänzendes 


Gemälde geworden. PRAGER MITTAG. 


Ein ganzer Mensch hat mit allen seinen Organen die afrikanische Weh 
getastet, nach dem Warum der Erscheinungen gesucht, Zusammenhänge 
erforscht und erkannt, die Seele Afrikas auf seine Seele wirken lassen... 
Es ist ein schimmerndes Bilderbuch, kurze Kapitel wie über die Elefan- 
ten, die Stauwerke bei Assuan sind in kleinem Format grosse Epik, 


DAS NEUE TAGEBUCH, PARIS 


HERBST 1936 ERSCHEINT: 


DER NIE 


LEBENSLAUF EINES STROMES. 
ZWEITER BAND: DER NIL IN AEGYPTEN. 
MIT 23 ABBILDUNGEN UND 2 KARTEN, 
BROSCHIERT: GULDEN 3.75; LEINEN: GULDEN 4.90. 


In dem grossen fünfaktigen Drama, das Ludwig aus dem Lebenslauf des 
merkwürdigsten aller grossen Ströme geformt hat, läuft in diesem, völlig 
in sich abgeschlossenen Bande, der vierte und fünfte Akt ab: Der Nil in 
Aegypten, wie er bezwungen von Menschenhand, zum Wohltäter wird, 
am Ende aber. im Delta, wieder den Gefahren der Habsucht seiner Len- 
ker verfällt; der Kampf zwischen Freiheit und Baumwolle ist hierfür das 
Motiv. Die reichen Bilder des Stromes, unterstützt von vortrefflichen 
Photos und Karten geben dem Werke, das Probleme der Geschichte und 
der Politik, des sozialen und des Geisteslebens von Gestern auf heute zu- 
sammenfasst, seinen sonderbaren Reiz. 


IN JEDER BUCHHANDLUNG ERHÄLTLICH. 


QUERIDO VERLAG N. V. AMSTERDAM 


